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(Beginn: 12.00 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich eröffne die 28. Sitzung des 
1. Untersuchungsausschusses der 20. Wahl-
periode, die zugleich unsere 11. Beweisaufnah-
mesitzung ist. 

Ich stelle fest, dass die Öffentlichkeit hergestellt 
ist, und begrüße ganz herzlich die Zuschauerin-
nen und Zuschauer sowie die Vertreterinnen und 
Vertreter der Presse.  

Ich gehe davon aus, dass sich keine Personen als 
Zuschauerinnen und Zuschauer hier im Raum 
aufhalten, die später als Zeugen in Betracht kom-
men.  

An dieser Stelle der gewohnte Hinweis an die 
Damen und Herren von der Presse: Der Aus-
schuss hat sich aus Gründen des Persönlichkeits-
schutzes dafür entschieden, Namen von Zeugin-
nen und Zeugen nicht in der Tagesordnung zu 
veröffentlichen, soweit diese nicht ohnehin auf-
grund ihrer Funktion öffentlich bekannt sind. Bei 
den Angaben zur Person werden die Namen zwar 
in öffentlicher Sitzung genannt; das bedeutet je-
doch nicht, dass der Persönlichkeitsschutz der 
Zeugen damit aufgehoben würde. Ich bitte daher 
darum, in der Berichterstattung über die Beweis-
aufnahme des Untersuchungsausschusses nach 
den Regelungen im Pressekodex die Namen der 
Zeugen nicht zu veröffentlichen, soweit sie nicht 
in der Tagesordnung genannt sind. 

Bevor ich nun zum eigentlichen Gegenstand der 
heutigen Sitzung komme, gestatten Sie mir einige 
Vorbemerkungen; die regelmäßigen Gäste kennen 
die. 

Ton- und Bildaufnahmen sind während der 
öffentlichen Beweisaufnahme nicht zulässig. 
Ein Verstoß gegen dieses Gebot kann nach dem 
Hausrecht des Bundestages nicht nur zu einem 
dauernden Ausschluss von den Sitzungen dieses 
Ausschusses sowie des ganzen Hauses führen, 
sondern gegebenenfalls strafrechtliche Konse-
quenzen nach sich ziehen. 

Nach diesen einleitenden Hinweisen rufe ich 
nunmehr unseren einzigen Tagesordnungspunkt 
auf: 

Zeugenvernehmung 

O i. G. Frank Rapp 
Referatsleiter SE I 5, Spezialkräfte der 
Bundeswehr und Nationales Risiko- und 
Krisenmanagement, BMVg 
(Beweisbeschluss Z-21) 

O i. G. Stephan Kurjahn 
Referatsleiter SE III 4, Logistische Ein-
satzplanung, BMVg 
(Beweisbeschluss Z-23) 

OTL i. G. M  A  
Referent SE II 1, Einsatzplanung, Abzugs-
planung, BMVg 
(Beweisbeschluss Z-22) 

Wir werden die Zeugen in dieser Reihenfolge 
vernehmen. 

Leider müssen wir die Vernehmungen heute um 
circa 15 Uhr unterbrechen, weil Wahlen zu Gre-
mien stattfinden. Sie kennen das. Wir achten 
aber darauf, dass Sie über die Abläufe des Bun-
destages à jour sind, sodass wir rechtzeitig unter-
brechen können. 

Vernehmung des Zeugen 
Frank Rapp 

Unser erster Zeuge, Herr Rapp, hat bereits Platz 
genommen. 

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß 
geladen ist. Herr Rapp, Sie haben den Erhalt der 
Ladung am 25. Januar 2023 und den Erhalt der 
Umladung am 9. März 2023 bestätigt. 

Ich heiße Sie herzlich willkommen und bedanke 
mich, dass Sie dem Ausschuss als Zeuge zur Ver-
fügung stehen. Ich bedanke mich auch für Ihr 
Verständnis, dass wir den Zeitpunkt der Einla-
dung noch mal ändern mussten.  

Zunächst bin ich gehalten, Sie über Ihre Rechte 
und Pflichten als Zeuge aufzuklären. Diese Be-
lehrung schreibt mir das Gesetz für jeden Zeugen 
vor. Deswegen mache ich das jedes Mal. 
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Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.  

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können 
Verfahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder be-
rufsgerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. 

Haben Sie dazu Fragen, Herr Zeuge? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, keine Fragen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um eine Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass alle, 
die sprechen, ihr Mikrofon einschalten, wenn sie 
das Wort ergreifen, und sich in der Nähe des 
Mikrofons aufhalten. Die Aufnahme wird nach 
Abschluss der Protokollerstellung gelöscht. Das 
Protokoll wird Ihnen vor seiner endgültigen Fer-
tigstellung übersandt.  

Nun mein letzter Hinweis an den Zeugen. Sollten 
Sie während Ihrer Vernehmung zu der Auffas-
sung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich oder 
höher eingestufte Informationen oder sonstige 

Dinge zur Sprache bringen müssen, deren öffent-
liche Erörterung überwiegende schutzwürdige 
Interessen verletzen würde, bitte ich um einen 
Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über den 
Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den Geheim-
haltungsgrad der Sitzung zu beschließen.  

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass es sich 
hier um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis handelt. 
Der Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweiserhebun-
gen in Untersuchungsausschüssen hat nach Arti-
kel 44 des Grundgesetzes Verfassungsrang. Die 
Gründe für eine Ausnahme müssen daher von 
besonderem Gewicht und begründet sein. Und es 
ist der Ausschuss, der darüber entscheidet. 

Haben Sie zu diesen Hinweisen noch Fragen? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, ebenfalls nicht. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen komme ich nun zum 
Ablauf der Vernehmung. Eingangs werde ich Sie 
kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Beginn der Ver-
nehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Absatz 4 
des Untersuchungsausschussgesetzes Gelegen-
heit, zum Beweisthema im Zusammenhang vor-
zutragen. Anschließend oder wenn Sie darauf 
verzichten sollten, werden Sie von den Mitglie-
dern des Ausschusses befragt. Die Fragezeit der 
Fraktionen richtet sich dabei nach dem Stär-
keverhältnis der Fraktionen, also die Länge der 
Fragezeit. - Diesen Ablauf haben Sie auch ver-
standen? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich darf Sie nun 
bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer Aus-
führungen mit Ihrem Namen, Ihrem Alter, Ihrem 
Beruf und einer ladungsfähigen Anschrift vor-
zustellen.  

Zeuge Frank Rapp: Mein Name ist Frank Rapp, 
Oberst im Generalstabsdienst. Die weiteren An-
gaben waren? - Die Anschrift ist BMVg, Bundes-
ministerium der Verteidigung, Stauffenberg-
straße 18, 10785 Berlin. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 11 von 156 
 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Hatten Sie Ihr 
Alter schon genannt, oder habe ich das nicht ge-
hört?  

Zeuge Frank Rapp: Ja, das Alter: 61. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Alter: 61. Vielen 
Dank. - Dann können wir beginnen. Und Sie kön-
nen, wenn Sie das wünschen, im Zusammenhang 
darlegen, was Ihnen über den Gegenstand der 
Vernehmung bekannt ist. Bitte schön. 

Zeuge Frank Rapp: Ich möchte vielleicht die 
Gelegenheit ergreifen, ganz kurz was zu meinem 
Hintergrund zu sagen, weil das vielleicht auch 
hilft in der Einordnung der Antworten. - Ich 
selbst bin in der Fallschirmjägertruppe groß ge-
worden, habe da viele Führungsverwendungen 
durchlaufen. Die Fallschirmjägertruppe ist ja der 
Truppenkörper, der maßgeblich in dem Kräfte-
dispositiv vertreten ist, das für Evakuierungs-
operationen zuständig ist. 

Ich war in der Luftlandebrigade auch stellvertre-
tender Brigadekommandeur in der Brigade 26, 
war in der Zeit - das war 2011 - auch für ein hal-
bes Jahr in Afghanistan im Einsatz. 

Anschließend war ich Dezernatsleiter Nationale 
Krisenvorsorge im Einsatzführungskommando 
der Bundeswehr. Dort war ich mit dem Themen-
komplex ebenfalls befasst, weil ich dort zustän-
dig war für die Entsendung von Krisenunter-
stützungsteams an die Auslandsvertretungen 
sowie für die Planung und auch teilweise Durch-
führung als Chef des Stabes von Evakuierungs-
operationen sowie auch die Entwicklung von 
Einsatzgrundsätzen.  

Seit 2014 war ich dann Referatsleiter auf dem 
Dienstposten, der hier auch zitiert wurde. Das 
heißt, in der Zeit, als die Evakuierungsoperation 
durchgeführt wurde, war ich ebenfalls auf dem 
Dienstposten als Referatsleiter SE I 5, also „Stra-
tegie und Einsatz“, I 5, zuständig für die Spezial-

kräfte, und eben das nationale Risiko- und Kri-
senmanagement, was eben auch umfasst KUT-
Entsendungen und Evakuierungsoperationen.  

So weit vielleicht zu dem Hintergrund. Und inso-
fern war ich natürlich auch im BMVg mit der Pla-
nung und Führung dieser Operationen befasst. - 
Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Die 
Mitglieder des Ausschusses haben jetzt Gelegen-
heit, Fragen an Sie zu richten. Wenn Vorhalte aus 
Akten gemacht werden, wird Ihnen der Frage-
steller oder die Fragestellerin auf Ihren Wunsch 
die entsprechende Unterlage vorlegen. An dieser 
Stelle erinnere ich die Kolleginnen und Kollegen 
hier daran, bei Aktenvorlagen unbedingt und 
wenn es geht, zu Beginn - dann ist es leichter zu 
finden -, die MAT-Nummer und die Blattzahl zu 
nennen, bevor der Aktenvorhalt erfolgt. - Das ist 
so weit bei allen Konsens.  

Ich gebe das Wort zur ersten Frage an die SPD-
Fraktion, den Kollegen Jörg Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender, für die Hinweise, und Ihnen, Herr Zeuge, 
vielen Dank, dass Sie heute da sind. Sie haben 
mit Ihren kurzen einleitenden Ausführungen be-
reits meine ersten zwei Fragen beantwortet. Ich 
darf mich an der Stelle in dem ersten Teil darauf 
konzentrieren, wie denn die Arbeit in den ver-
schiedenen Referaten, die sich mit Afghanistan 
befasst haben, im Bundesministerium der Vertei-
digung organisiert und koordiniert worden ist.  

Wir haben bereits im Herbst des letzten Jahres 
zwei Ihrer Kollegen aus dem Referat SE I 3 ver-
nommen, und wir werden heute auch noch im 
Anschluss den Herrn Oberst Kurjahn aus SE III 4 
und Herrn Oberstleutnant A  aus dem Re-
ferat SE II 1 vernehmen. Darf ich Sie bitten, uns 
zu Beginn erst einmal grundsätzlich die Zustän-
digkeiten Ihres Referates SE I 5 hinsichtlich des 
Einsatzes der Bundeswehr in Afghanistan zu er-
läutern? 
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Zeuge Frank Rapp: Ja, gerne. - Das Referat SE I 5 
ist für Afghanistan zuständig gewesen, wie ge-
sagt, für den Einsatz der Spezialkräfte, die ja über 
den gesamten Zeitraum, fast den gesamten Zeit-
raum, ebenfalls dort vor Ort waren, in verschie-
denen Funktionen. Und die Zuständigkeit da-
rüber hinaus im Referat liegt auch noch bei allen 
anderen Spezialkräfteeinsätzen weltweit und im 
Rahmen des nationalen Krisen- und Risiko-
managements ebenfalls der Einsatz, der mögliche 
Einsatz, der Spezialkräfte bei Geiselnahmen.  

Ansonsten ist das gesamte Aufgabenpaket Natio-
nales Risiko- und Krisenmanagement Teil des 
Referates. Dort sind wir zuständig einmal für die 
Gesamteinsatzgrundsätze, aber auch für die Even-
tualfallplanung und für die Führung solcher Ope-
rationen, wenn sie denn durchgeführt werden. 
Wie Sie vielleicht wissen, sind ja die Operatio-
nen im Rahmen des Nationalen Risiko- und Kri-
senmanagements die einzigen, grundsätzlich die 
einzigen, die unter nationaler Führung stattfin-
den. Und das wird eben bei uns federführend im 
Referat koordiniert. - Das ist die Aufgabenstel-
lung, die das Referat insgesamt hat.  

Jörg Nürnberger (SPD): Wie viele Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter standen Ihnen in diesem 
Referat zur Verfügung, und wie war die Struktur 
Ihres Referats, um parallel beiden Aufgaben 
nachgehen zu können? 

Zeuge Frank Rapp: Ich bin gerade dabei, die Mit-
arbeiter des Referates durchzuzählen. Ich hatte 
im Referat neben der Büroausstattung, also das 
heißt ein Bürosachbearbeiter und ein Sach-
bearbeiter, Zuständigkeit noch Spezialkräfte-
referenten, einen für den Spezialkräftebereich der 
Marine, einen für Spezialkräfte Land, einen Spe-
zialkräfte Luft, diese grundsätzlichen Zuständig-
keiten. Ich habe einen Grundsatzreferenten, der 
für übergreifende Themen zuständig ist, sowohl 
im Spezialkräftebereich wie im Bereich Nationa-
les Risiko- und Krisenmanagement. Ich habe da-
rüber hinaus Referenten, die speziell für den Be-
reich Nationales Risiko- und Krisenmanagement 
da vorgehalten werden. Da sind zwei Referenten, 

die sich ausschließlich mit dieser Aufgabe befas-
sen. Und ich habe einen weiteren Referenten ge-
habt, der für den Bereich der Hubschrauberkräfte 
zuständig ist und ebenfalls Aufgaben von Retten, 
also Personnel Recovery, wahrgenommen hat. - 
Das ist die grundsätzliche Zusammensetzung des 
Referats. 

Wir haben noch einen weiteren Mitarbeiter, der 
allerdings nicht formal zum Referat gehört. Er ist 
im Krisenreaktionszentrum des Auswärtigen Am-
tes eingesetzt und hält dort Verbindung zum Kri-
senreaktionszentrum, was unser Hauptansprech-
partner ist in allen Fragen des Nationalen Risiko- 
und Krisenmanagements. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Die Frage, 
die sich anschließt, ist: Mit welchen weiteren Re-
feraten in Ihrer Unterabteilung SE haben Sie zum 
Thema „Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan“ 
zusammengearbeitet? 

Zeuge Frank Rapp: Da ist als Erstes zu nennen 
SE II 1. Der Oberstleutnant A  wird ja 
ebenfalls hier noch erscheinen. Er vertritt ja den 
Referatsleiter. Das Referat SE II 1 ist das grund-
sätzlich zuständige. Dort liegt die Federführung 
für den Gesamt-Afghanistan-Einsatz. Deshalb ha-
ben wir uns mit dem Spezialkräfteanteil natür-
lich eng mit SE II 1 abgestimmt. Was da auch po-
sitiv ist: dass wir auf ein und demselben Flur 
sind, also auch baulich nebeneinander sind. 

Weitere Referate: In der Unterabteilung selbst ist 
SE I 3 natürlich, die zuständig sind für das Mili-
tärische Nachrichtenwesen, mit denen wir uns 
natürlich auch eng abgestimmt haben.  

Darüber hinaus im Bereich SE sind noch weitere 
Referate. Im Bereich Logistik der Herr Kurjahn, 
der ja ebenfalls noch erscheinen wird, war auch 
ebenfalls hier ein wesentlicher Partner innerhalb 
der Abteilung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Waren die Zuständigkei-
ten innerhalb dieser Referate jedenfalls so ausrei-
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chend abgegrenzt, dass es keine Kompetenz-
schwierigkeiten gab? Oder musste man sich gele-
gentlich auch in Einzelfragen abstimmen, wer 
welche Tätigkeiten wahrnehmen soll? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, hier habe ich keine 
Probleme feststellen können in der gesamten 
Zeit. Das lief reibungslos. Dadurch, dass wir 
auch, wie gesagt, eng kolloziert sind und häufige 
Besprechungen auch hatten, gab es hier keine 
Kompetenzschwierigkeiten.  

Jörg Nürnberger (SPD): Beurteilen Sie die Zu-
sammenarbeit im Hinblick auf die Produktion 
von Vorlagen an die Frau Ministerin, Ihre dama-
lige, den Generalinspekteur oder die Staatssekre-
täre ebenfalls so positiv, oder hat es in diesen 
Arbeitsbereichen gelegentlich unterschiedliche 
Ansichten zwischen den jeweiligen - - oder 
innerhalb der Abteilung SE gegeben, um es so zu 
formulieren?  

Zeuge Frank Rapp: Unterschiedliche Ansichten 
ist ja etwas anderes als unterschiedliche - - die 
Frage der Zuständigkeiten. Unterschiedliche An-
sichten hat es durchaus gegeben; aber das ist ja 
völlig normal im Rahmen des Willensbildungs-
prozesses. Aber die endeten immer dann in der 
entsprechenden Vorlage, wo, wenn es auch ab-
weichende Positionen mal geben sollte, diese 
zum Ausdruck gebracht werden. Aber das war 
Bestandteil der normalen routinemäßigen Er-
arbeitung von Vorlagen, und da habe ich keine 
großen Schwierigkeiten gesehen.  

Jörg Nürnberger (SPD):Können Sie uns erläutern, 
wie das Verfahren dann abgelaufen ist, wenn 
solche unterschiedlichen Einschätzungen tat-
sächlich vorgelegen haben? Wer musste sich mit 
wem abstimmen, und wer hat dann die Verant-
wortung für das endgültige Produkt übernom-
men?  

Zeuge Frank Rapp: Grundsätzlich ist es im Rah-
men der Geschäftsordnung ja geregelt, wie zu 
verfahren ist. Wenn also unterschiedliche Posi-
tionen sind, werden sie zunächst einmal auf 

Referentenebene ausdiskutiert. Dann schalten 
sich die Referatsleiter ein. Sollte das nicht gehen, 
wird es weiter eskaliert auf den Ebenen über die 
Unterabteilungsleiter bis zu den Abteilungs-
leitern, wenn das notwendig ist, um hier zu einer 
Position zu kommen, mit der alle leben können 
und die alle mittragen können. Das hat es durch-
aus gegeben, aber im Rahmen der allgemeinen 
Bearbeitung von Vorgängen. Speziell jetzt für den 
Untersuchungsgegenstand habe ich da jetzt keine 
Erinnerung. 

Für die Evakuierungsoperation hatten wir da sol-
che Probleme nicht, weil hier die Abläufe auch 
etwas anders laufen, weil wir hier in einer lau-
fenden Operation dann sind und die zeitlichen 
Abläufe eben dadurch gekennzeichnet sind, dass 
viel mehr passiert dann im Rahmen einer Eva-
kuierungsoperation durch mündliche Lage-
vorträge, durch mündliche Entscheidungen, die 
dann in Befehl und Weisung umgesetzt werden. 
Also, das ist ein anderes Vorgehen als das nor-
male ministerielle Arbeiten.  

Jörg Nürnberger (SPD): Dafür haben wir natür-
lich großes Verständnis. - Ich würde in einem 
zweiten Schwerpunkt in dieser ersten Runde 
mich gerne mit der Ausbildungsmission unserer 
Spezialkräfte für die afghanischen Spezialkräfte 
der Einheit ATF und dann kommt dreimal die 8 
konzentrieren.  

Zur Einleitung: In die Ausbildungsmission TAA 
Nord waren auch die Spezialkräfte der Bundes-
wehr eben durch die Ausbildung dieser von mir 
genannten Spezialkräfteeinheit ATF 888 ein-
gebunden. Können Sie uns - und da ist jetzt auch 
von meiner Seite der Hinweis -, soweit es in der 
Einstufung dieser Sitzung im gegenwärtigen Rah-
men möglich ist, erläutern, welchen Beitrag und 
welchen Auftrag die deutschen Spezialkräfte bei 
Ausbildung dieser afghanischen Truppe hatten? 
Wie groß war diese Einheit, um was ging es da, 
für welche Missionen wurde die eingesetzt, und 
war das die einzige Einheit der afghanischen 
Spezialkräfte, die man dort im Norden ausgebil-
det hat? 
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Zeuge Frank Rapp: Ich fange mal hinten an. Es 
war nicht die einzige Einheit, die wir ausgebildet 
haben. Die Besonderheit dessen, was wir da ge-
macht haben mit den Spezialkräften - und wir 
unterscheiden ja in den Einsatzarten der Spezial-
kräfte zwischen drei verschiedenen Einsatzarten: 
Direct Action ist das, wenn man eine Geisel-
befreiung macht, dann Special Reconnaissance, 
Aufklärungsaufträge zum Beispiel, oder Military 
Assistance; das sind solche Ausbildungsunter-
stützungen. Und in diesen letzten Aufgaben-
bereich fallen diese Aufgaben, die dort durch-
geführt wurden. 

Und die Besonderheit ist dahin: Es handelte sich 
nicht um Einheiten der Armee, sondern um Poli-
zeieinheiten, Spezialpolizeieinheiten, die aus-
gebildet wurden. Das war Gegenstand der Ausbil-
dung, um sie zu befähigen, auf rechtsstaatliche 
Art und Weise Operationen durchzuführen, Fest-
nahmeoperationen durchzuführen, die basiert 
waren auf Haftbefehlen. Und genau dieses ist 
dann auch ausgebildet worden in der Praxis.  

Zunächst einmal hatten wir ausgebildet auf der 
Provinzebene, und diese ATF 888 - Triple Eight, 
wie wir sagen, also dreimal acht - war eine über-
regionale Einheit oder ein Verband, der aus meh-
reren Hundert Frauen und Männern bestand, der 
ausgebildet wurde von unseren Kräften und der 
dann - wir befinden uns in der Phase Resolute 
Support - nur noch beobachtend begleitet wurde, 
um Rückschlüsse für die Ausbildung zu generie-
ren, um anhand dieser Rückschlüsse die Ausbil-
dung für solche Operationen polizeilicher Art 
dann auch besser durchführen zu können. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Das Refe-
rat SE II 1 war ja grundsätzlich auch in die Aus-
bildung afghanischer Sicherheitskräfte mit ein-
gebunden. Wo verlief hier dann die Zuständig-
keitsgrenze? Allein durch die Definition, dass es 
sich um Spezialkräfte handelt, war dann Ihr Refe-
rat zuständig? 

Zeuge Frank Rapp: Also, es ist richtig, es ging 
um die Ausbildung der Spezialkräfte durch Spe-
zialkräfte, und hier war noch zusätzlich eben der 

Unterschied militärische Kräfte und polizeiliche 
Kräfte.  

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf Bezug nehmen 
auf eine von Ihnen gezeichnete Vorlage an den 
Generalinspekteur, MAT A BMVg-5.126 VS-NfD, 
Blatt 109 bis 111. Wir können Ihnen das auch 
gern vorlegen. In dieser Vorlage wird berichtet, 
dass die Partnereinheit - und ich nehme jetzt Ihre 
Diktion auf - ATF 888, Triple Eight, im Juni 2020 
die geplante Befähigungshöhe Full Operational 
Capability erreicht. Können Sie uns erläutern, 
welche tatsächlichen Fähigkeiten und Kampf-
kraft diese Einheit am Ende ihrer Ausbildung er-
reicht hatte? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, ich glaube, dass vieles da-
von ich schon in der Vorfrage mitbeantwortet 
habe. Es ging eben darum, die Einheit zu befähi-
gen, im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit Operatio-
nen durchzuführen, insbesondere Operationen 
zur Festnahme, wie sie durchzuführen sind, und 
die Planung, die Ausführung und die Nachberei-
tung solcher Operationen. Und dazu war diese 
Einheit in der Lage.  

Dazu kommt natürlich noch der gesamte Bereich, 
der auch unter dem Stichwort „Durchhaltefähig-
keit“ zu berücksichtigen ist, im Rahmen von 
logistischen Ausbildungen, Personalführung, 
Fernmelde-, IT-Ausstattung usw. Also das um-
fasst das ebenfalls, sodass dieser Verband an sich 
eigenständig in der Lage ist oder vielmehr ein-
gebunden in das staatliche System, die Operatio-
nen durchzuführen. „Eigenständig“ heißt ohne 
Unterstützung jetzt vonseiten der Ausbilder. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gleichzeitig heißt es aber 
auch in der Vorlage, dass sofort eine Begleitung - 
es klingt ein bisschen medizinisch -, Operations-
begleitung, nicht mehr stattfinden soll. Das heißt 
im Umkehrschluss, dass Sie natürlich im Rah-
men der Ausbildungsphase bei tatsächlichen 
Operationen - so verstehe ich es zumindest - 
diese afghanischen Soldatinnen und Soldaten be-
gleitet haben bei ihren Operationen. Ist mein Ver-
ständnis richtig? 
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Zeuge Frank Rapp: Es ist richtig, dass diese Ope-
rationen - - Jetzt muss man aber zeitlich aufpas-
sen, weil auch hier Covid eine Rolle spielt. Weil 
nach der Übernahme dieser Aufgabe und als die 
Ausbildung angefangen wurde, da gab es dann 
auch die Operationsbegleitung zum Zwecke der 
Evaluierung, nicht um selbst einzugreifen, son-
dern Abstand haltend, beobachtend Erkenntnisse 
gewinnen für die weitere Ausbildung „Wo sind 
Defizite zu erkennen, wo sind Stärken?“, um da-
raufhin die zukünftige Ausbildung abzustimmen. 
Das war der einzige Zweck der Operationsbeglei-
tung, also zur Evaluierung. Und darauf waren die 
Kräfte so strukturiert, dass sie im Zweifelsfall in 
der Lage waren, sich selbst zu verteidigen, wenn 
sie in eine entsprechende Gefahrensituation ge-
kommen wären. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - In den 
letzten drei Minuten, die ich, glaube ich, noch 
habe, zwei Fragen zum Begriff der nachhaltigen 
Fähigkeit zu Operationen. Ihrer Meinung nach 
wäre diese afghanische Truppe tatsächlich ohne 
jede weitere, auch logistische Unterstützung in 
der Lage gewesen, selbstständig über längere Zeit 
dieses Einsatzniveau zu halten? 

Zeuge Frank Rapp: In der Phase der Covid-Ein-
schränkungen war es auch gar nicht mehr mög-
lich, sie zu begleiten. Das Einzige, was noch statt-
fand, waren VTCs, weil mehr nicht möglich war. 
Und in der Phase hat die Einheit sehr wohl ge-
zeigt, dass sie in der Lage ist, eigenständig zu 
operieren, auch zu handeln. Logistisch eigenstän-
dig geht es nie. Sie kann nur mit dem ihr anver-
trauten Material umgehen, ist aber darauf ange-
wiesen, dass sie sowohl Personalzufuhr von 
außen bekommt, aber auch Material von außen 
zur Verfügung gestellt wird, angefangen von der 
Munition über Betriebsstoff, über Gerät selbst, 
was natürlich auch irgendwann defekt ist, aus-
gefallen ist und ersetzt werden muss, also muss 
hier eingebunden sein in ein Gesamtsystem, was 
sie war. Das war aber nicht Gegenstand der Eva-
luierung jetzt hier, sondern es war Gegenstand 
dieser Einheit selbst. Mit dem ihr anvertrauten 
Material kann sie das machen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Zum Abschluss noch 
eine Frage zu diesem Themenkomplex. In einer 
Vorlage vom 24. Juli 2020 - MAT A BMVg-5.156 
VS-NfD, Blatt 420 bis 421 - schlagen Sie vor, die 
Führungsverantwortung für diese ATF 888 an die 
Niederlande zu übergeben, und Sie beziehen sich 
auf eine Anweisung der Bundesministerin 
Annegret Kramp-Karrenbauer, man möge das 
KSK von Einsatzverpflichtungen wo immer 
möglich entbinden. - Können Sie uns dazu die 
Hintergründe bitte erläutern?  

Zeuge Frank Rapp: Ja. Die Niederlande waren an 
uns rangetreten mit der Frage, ob sie sich beteili-
gen können an der entsprechenden Ausbildung. 
Das ist auch passiert. Und zwar schon seit 2018 
fand die gemeinsame Ausbildung statt. Diese ha-
ben wir sehr eng koordiniert sowohl auf ministe-
rieller Ebene wie auch auf den Ebenen darunter, 
natürlich auch auf der Ebene vor Ort. Und es war 
das Anliegen der Niederländer, zu einem Zeit-
punkt X, der am Anfang nicht definiert war, auch 
einmal die Führungsverantwortung übernehmen 
zu können.  

Und das war der Anlass hier. Hier bot es sich an, 
zwei Möglichkeiten miteinander zu verbinden: 
auf der einen Seite die Bitte der Niederländer, 
selbst Führungsverantwortung mal übernehmen 
zu können im Rahmen des gemeinsamen 
Ausbildungsteams - - Es geht also nicht um die 
Führung der afghanischen Einheit, sondern die 
Führung des Ausbildungsteams; darum ging es. 
Das haben wir auch gemacht.  

Und die Entlastung des KSK ist zu sehen im Zuge 
der Vorfälle damals mit dem KSK: Wie gehen wir 
mit den Vorfällen um? Was an Maßnahmen ist 
notwendig, um das KSK zukünftig besser aufzu-
stellen? - Und hier hat man im Rahmen der Eva-
luierung eben festgestellt, dass eine erhebliche 
Belastung des Personals des KSK da war. Deshalb 
haben wir nach Möglichkeiten gesucht, diese tat-
sächlich wo irgend möglich zu verringern. Das 
war eine dieser Maßnahmen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dann geht das Fragerecht an die CDU/CSU-Frak-
tion. Kollege Röwekamp. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Herr Oberst 
Rapp, auch von meiner Seite ganz herzlichen 
Dank, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen. - 
Entschuldigen Sie bitte den Themensprung. Ich 
würde jetzt gerne mit Ihnen direkt ins Jahr 2021, 
die Vorbereitung der militärischen Evakuierungs-
operation, springen. 

Wir wissen aus einem Vortrag, den wir aus An-
lass des Untersuchungsausschusses bekommen 
haben, dass das nationale Risiko- und Krisen-
management eine Dauereinsatzaufgabe der Bun-
deswehr ist und auch sozusagen die Evakuierung 
von deutschen Staatsbürgern und anderen 
Schutzbefohlenen aus fremden Staaten beinhal-
tet. 

Wir wissen weiter - also zumindest das BMVg; 
aber ich vermute, auch Sie in Person -, dass Sie 
am 22. April die Weisung an das Einsatzfüh-
rungskommando gegeben haben, für die Beendi-
gung des Einsatzes in Afghanistan eine Eventual-
planung für die Evakuierung vorzunehmen. 

Meine erste Frage ist: Gehe ich recht in der An-
nahme, dass diese Weisung von Ihnen kam? 

Und die zweite Frage ist: Was war der Anlass da-
für, jetzt sozusagen aus der allgemeinen Zustän-
digkeit den Auftrag zu einer konkreten Eventual-
planung vorzunehmen? 

Zeuge Frank Rapp: Zur ersten Frage: Ja, es ist 
richtig. Das war meine Weisung oder, im Auftrag 
natürlich, die Weisung, die von mir gekommen 
ist. Und ja, der konkrete Anlass war eigentlich - - 
Es war ja absehbar, der Abzug der NATO-Kräfte 
war absehbar. Die NATO hatte bis dato eine zen-
trale Rolle gespielt bei Evakuierungsüberlegun-
gen. Es wäre Absicht gewesen damals, dass die 
NATO-Kräfte hier eine zentrale Rolle spielen in 
der Koordinierung der Evakuierungsmaßnahmen 
und in der Durchführung. Hier war absehbar, 
dass das wegbricht. Wir haben deshalb entschie-
den: Wir müssen auch für die Phase nach dem 
Abzug aufgestellt sein, weil wir in einer Beurtei-
lung der Sicherheitslage ja auch davon ausgehen, 
dass Afghanistan auch nach einem Abzug ein 
hohes Potenzial hat für eine eventuelle Evakuie-

rungslage. Deshalb wollten wir einfach vorberei-
tet sein und haben diesen Auftrag erteilt - wie 
wir es in anderen Regionen der Welt auch ma-
chen. Es beschränkt sich also nicht nur auf Ein-
satzgebiete, sondern auch auf andere Bereiche, 
wo wir in der Lagebeurteilung, die wir innerhalb 
des BMVg anstellen, sagen, wo gefährdete Berei-
che sind, und dort beauftragen wir Eventualfall-
planungen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Darf ich da 
noch mal nachfragen? Gab es einen konkreten 
Anlass dafür, dass das jetzt ausgerechnet am 
22. April erfolgte? Also, gab es einen externen 
Anstoß - das ist ja meine Frage -, oder war das 
eine Lageeinschätzung von Ihnen? 

Ich frage das auch deswegen, weil wir ausweis-
lich des Sachstandsberichts des BMVg zum Orts-
kräfteverfahren die Information haben, dass die 
damalige Bundesverteidigungsministerin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer am 17. April ein State-
ment sozusagen abgegeben hat zur Verantwor-
tung auch gegenüber den Ortskräften in Afgha-
nistan. Deswegen noch mal meine Frage: Gab es 
einen konkreten Anlass, oder war das sozusagen 
Ihre Beobachtung aus der allgemeinen Lage, dass 
es jetzt mal Zeit wäre, eine Eventualplanung zu 
starten? 

Zeuge Frank Rapp: Es war kein konkreter Anlass 
in diesem Zeitraum, sondern im Rahmen der Be-
urteilung der Lage insgesamt, wie sich die Situa-
tion in Afghanistan möglicherweise entwickeln 
wird, weil die Akteure - und ich sage jetzt gar 
nicht, die Bedrohungslage und Sicherheitslage 
insgesamt, wie sie sich verschärfen würde - - son-
dern der Abzug der eigenen Kräfte, das war der 
eigentliche Anlass. Wenn die eigenen Kräfte ab-
ziehen, wir also keine Kräfte vor Ort haben, wie 
können wir dann reagieren?  

Und da das absehbar war, war das der Auslöser. 
Es hatte nichts mit den Ortskräften zu tun. Dazu 
muss man ja auch sagen, der vollständige Titel 
lautet ja auch jetzt „Nationales Risiko- und Kri-
senmanagement zum Schutz deutscher Staats-
angehöriger im Ausland“, und das beinhaltet 
auch die Eventualfallplanung. Es ging dabei um 
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die mögliche Evakuierung deutscher Staatsange-
höriger. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Jetzt noch mal - Sie haben es eben auch noch mal 
betont - Eventualplanung. Das heißt - ich ver-
stehe das aus den Akten, die wir haben, so -, im 
Prinzip geht man davon aus, dass auch bei einem 
geordneten Rückzug das nicht eine militärische 
Aufgabe ist, sondern deutsche Staatsangehörige 
in der Regel über normale Wege aus dem Aus-
land wieder ausreisen können, also auch Bot-
schaftsangehörige beispielsweise mit normal ge-
buchten Flügen das Land verlassen können. Und 
Eventualplanung heißt, dass, nur für den Fall, 
dass eine sogenannte zivile Evakuierung nicht 
möglich ist, auch eine militärische Option be-
steht. Habe ich das aus den Unterlagen richtig 
zusammengefasst? 

Zeuge Frank Rapp: Grundsätzlich ja. Wir unter-
scheiden ja verschiedene - - Sie hatten ja schon 
diese Unterrichtung in das Nationale Risiko- und 
Krisenmanagement. Wir unterscheiden da ja ver-
schiedene Stufen von Evakuierungen. Eine Stufe 
wäre die Unterstützung der sogenannten diplo-
matischen Evakuierung, die in Federführung des 
Auswärtigen Amtes läuft, wo es hauptsächlich 
um die logistische Unterstützung geht. Und dann 
gibt es die militärische Evakuierung. Das ist eben 
der Teil, wo dann die Mandatspflichtigkeit dazu-
kommt aufgrund der Bedrohungslage und - - 
Diese beiden Dinge. 

Die Eventualfallplanung umfasst eben das ge-
samte Kontinuum, von der - - also nicht die Aus-
reise, das, was normal die Verantwortung jedes 
Deutschen ist und wozu denn auch das Auswär-
tige Amt zu gegebener Zeit dann auch auffordert, 
sondern wenn wir eine Lageverschärfung haben 
und das Auswärtige Amt sagt: „Nein, wir müssen 
jetzt von uns etwas unternehmen, der Aufruf zur 
Ausreise reicht nicht aus, sondern wir wollen 
jetzt hier entweder diplomatisch evakuieren - - 
dann unterstützt die Bundeswehr nur mit logisti-
schen Kräften, weil die Sicherheitslage es noch 
erlaubt - - oder militärische Evakuierung. 

Dieses gesamte Paket ist im Rahmen einer Pla-
nung dann umfasst, dieses Paket. Allerdings 

muss man natürlich wissen, es handelt sich um 
eine mehr oder weniger generische Planung, weil 
wir die konkrete Lage, den konkreten Auslöser 
natürlich nicht kennen, diese Eventualfallpla-
nung aber dann im Rahmen der real eintretenden 
Lage dann anzupassen ist an die tatsächlich Ge-
gebenheiten. Sie beschleunigt aber erheblich den 
Planungsprozess und spart Zeit beim Eintritt 
einer entsprechenden Lage - wie wir es ja auch 
tatsächlich erlebt haben. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
„Anpassung“ wäre mein nächstes Stichwort. 
Schon vor sozusagen der Aktivierung der Even-
tualplanung hat es Anpassungsüberlegungen ge-
geben. Wir haben von Oberstleutnant Gonter hier 
beispielsweise gehört, dass es auch eine Planung 
für Hostage Release Operations gegeben hat. 
Können Sie uns noch mal kurz sagen: Wenn Sie 
einmal diese Planung haben - die ja offensicht-
lich im Mai 21 vorlag, nach unseren Unterlagen -, 
nach welchen Kriterien wird die dann eigentlich 
noch mal lageangepasst? Damit meine ich jetzt 
nicht sozusagen die Eskalation im August, son-
dern den Zeitraum von Mai bis August. Was hat 
es da für Lageveränderungen gegeben, und hat es 
da Planungsveränderungen gegeben? 

Zeuge Frank Rapp: Da hat es keine Planungsver-
änderungen derart gegeben, dass wir im Rahmen 
der Lage im potenziellen Einsatzland eine Ände-
rung hatten. Wir haben uns nur noch mal die 
Eventualfallplanung vorgenommen, die vorgelegt 
wurde im Rahmen des - - vom Einsatzführungs-
kommando - denn das Einsatzführungskomman-
do ist das Kommando, das diese Planung er-
stellt -, haben sie ministeriell bewertet und sind 
zur Überzeugung gekommen, dass es besser ist, 
sie noch mal um weitere Optionen zu ergänzen 
im Rahmen der Planung, sodass wir mehr Mög-
lichkeiten der Reaktion haben, sei es auf der 
einen Seite, wohin wir evakuieren, aber auch, 
mit welchen Mitteln wir evakuieren. Das war 
die Anpassung der Eventualfallplanung, die vor-
genommen wurde. Eine Anpassung hinsichtlich 
möglicher Geiselbefreiungen hat es nicht gege-
ben. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nun wissen wir 
ja, dass in der Zeit sozusagen nach der Beauftra-
gung der Planung und vor der Evakuierung es 
auch Veränderungen im Land selbst gegeben hat, 
beispielsweise die Schließung des Stützpunktes 
in Masar-i-Scharif - da hat es eine Planung gege-
ben, und dann ist geschlossen worden -, sozusa-
gen auch die Schließung des Generalkonsulats. 
Hat das Auswirkungen, haben diese Lagever-
änderungen sozusagen und die militärischen Ent-
scheidungen, also zum Abzugsplan der Bundes-
wehr, hat das zu Lageveränderungen in der Even-
tualplanung geführt? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Denn genau das war 
das Szenario für die Eventualfallplanung, das wir 
unterstellt haben. Wir haben gesagt: Plant für den 
Zeitraum nach Abzug. - Das heißt, da war klar, in 
Masar-i-Scharif gibt es keine deutschen Truppen 
mehr, gibt es nichts mehr, das Generalkonsulat 
ist dort nicht mehr aktiv. Das war Grundlage der 
Planungen. Insofern gab es keine Anpassungen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Dann würde ich gerne fragen zu den Grundlagen 
dieser Planung. Wenn die Weisung sozusagen 
eine Ermessensentscheidung des BMVg ist - also 
„Wir fangen jetzt mal an zu planen“, so habe ich 
Sie verstanden -, dann ist ja die Frage, auf wel-
cher Grundlage geplant wird, und da spielt ja die 
Anzahl der zu evakuierenden Personen sicher-
lich auch eine Rolle, wenn Sie eine solche Pla-
nung machen. Deswegen meine Frage: Woher 
bekommen Sie solche planungsrelevanten Eck-
daten? 

Zeuge Frank Rapp: Ich möchte, wenn Sie erlau-
ben, noch kurz ausholen. Das ist natürlich nicht 
eine singuläre Entscheidung, die wir nur im 
BMVg treffen. Könnten wir, aber wir stimmen 
uns natürlich immer mit dem Auswärtigen Amt 
da eng ab, gerade bei der Eventualfallplanung. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Darf ich kurz 
zwischendurch fragen: Wer ist da Ihr Ansprech-
partner im Auswärtigen Amt? 

Zeuge Frank Rapp: Das ist das Krisenreaktions-
zentrum im Auswärtigen Amt. Dort ist auch der 
Mitarbeiter, von dem ich vorhin gesprochen 

habe, dass er nicht formal zum Referat gehört, 
aber wir ihn quasi unter unsere Fittiche nehmen, 
weil er unser Hauptansprechpartner ist, ein 
Stabsoffizier, der dort zum Krisenreaktions-
zentrum dazugehört, wie auch Vertreter der 
Bundespolizei und weitere.  

Wir stimmen uns immer sehr, sehr eng mit dem 
Krisenreaktionszentrum ab; denn letztendlich ist 
die Gesamtverantwortung natürlich beim Aus-
wärtigen Amt, und wir bringen da einen Teil-
beitrag dazu. 

So läuft das dann auch in der Frage, wie viele zu 
evakuieren sind. Hier wenden wir uns natürlich 
in allererster Linie an das Auswärtige Amt, ans 
Krisenreaktionszentrum, um zu fragen: Wovon 
geht ihr aus, mit wie vielen deutschen Staats-
angehörigen und berechtigten Personen müssen 
wir rechnen? 

Dann wird geprüft anhand der Daten, die verfüg-
bar sind. Das ist nicht einfach, weil - - Sie kennen 
vielleicht auch das System ELEFAND, was an 
den Botschaften auch verfügbar ist, wo die deut-
schen Staatsangehörigen, die im Ausland sind, 
sich melden können, aber nicht müssen. Das 
heißt, darüber hat man einen Indikator, wie viele 
Deutsche im Land sind. Man weiß von bestimm-
ten Organisationen, die im Land sind, deren Mit-
arbeiter man kennt, die Anzahl. Aber dann gibt 
es in der Regel noch eine erhebliche Grauzone, 
insbesondere im Bereich der Doppelstaatler, die 
die Sache dann komplex machen können.  

Allerdings war es in Afghanistan überschaubarer 
von den Zahlen, sodass wir die Zahlen, die Sie ja 
auch kennen, in Abstimmung mit dem Aus-
wärtigen Amt und dem Krisenreaktionszentrum 
dann zugrunde gelegt haben für die Planung. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Noch mal kon-
kret nachgefragt: Wenn Sie sagen: „Wir haben die 
Zahl festgelegt, aber sie beruhte auf Informatio-
nen oder Vorgaben des Auswärtigen Amtes“, wie 
muss ich mir das vorstellen? Also, fragen Sie: 
„Wie viele sind es?“, und die sagen Ihnen dann 
beispielsweise: „Bis zu 300“, oder wie muss ich 
mir das vorstellen? 
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Zeuge Frank Rapp: Ja, genau. Wir stimmen uns 
ab, fragen, welche Informationen im Auswärtigen 
Amt vorliegen. Dort sind die besten Informatio-
nen, auf die wir zurückgreifen. Und konkret für 
Afghanistan war die Zahl der deutschen Staat-
angehörigen, von denen wir damals ausgegangen 
sind, nicht 300, sondern sogar etwas geringer. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Herr 
Gonter hatte uns gesagt, dass die Eventualpla-
nung aus dem Mai 2021 zunächst für 300 zu 
evakuierende Personen vorgesehen war. Wir 
kennen aus Unterlagen noch eine andere Zahl, 
die leicht darunter liegt; - 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): - aber das ist 
ungefähr die Zahl, die Sie auch erinnern, - 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): - die Ihnen 
sozusagen vorgegeben wurde, anhand derer die 
Eventualplanungen vorbereitet werden? 

Zeuge Frank Rapp: Das war die Größenordnung, 
das waren die Zahlen, die wir hatten aus dem 
Auswärtigen Amt, mit einem kleinen Sicherheits-
zuschlag. So sind die 300 zustande gekommen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wir gehen da-
von aus - weil Sie das selbst in der Morgenlage 
mal berichtet haben -, dass Sie Vorbereitungen 
getroffen haben und die Evakuierung von 
260 Personen - das ist wohl, glaube ich, die Zahl, 
über die wir eben auch so am Rande gesprochen 
haben - begonnen werden solle. Da heißt es dann 
nämlich, 200 deutsche Staatsangehörige und 
60 Ortskräfte des Auswärtigen Amtes. Das war 
eine Zahl, die stammt vom 13. August 2021. 
Kann ich daher davon ausgehen, dass Sie bis 
zum August 2021 noch davon ausgegangen sind, 
dass die militärische Evakuierungsoperation aus-
gelegt war auf eine Gesamtzahl von 260 Perso-
nen? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Herr Kollege 
Röwekamp, wenn Sie zitieren, wäre ich dankbar, 
wenn Sie - - 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich habe noch 
nicht zitiert, aber ich kann es gerne zitieren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber Sie haben 
die Unterlage genannt, auf die Sie sich beziehen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Das ist 
MAT A BMVg-5.49 VS-NfD, Blatt 720. Also, ich 
kann es Ihnen auch gerne zeigen. Aber Sie erin-
nern es offensichtlich. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, die Zahl ist korrekt; das 
ist die Zahl, die in der konkreten Lage dann be-
nannt wurde als Planungsgrundlage für die Eva-
kuierungsoperation - zunächst einmal, und dann 
wurde die Lage dynamisch. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Darauf 
würde ich jetzt gerne zu sprechen kommen. - 
Können Sie uns noch mal schildern - - Also, wir 
wissen ja aus dem Bericht, dass am Ende über 
5 000 Menschen militärisch evakuiert worden 
sind und dass insbesondere auch die Zahl der 
Ortskräfte deutlich über 60 lag, um es mal vor-
sichtig auszudrücken. Können Sie uns noch mal 
erläutern, aus Ihrer Erinnerung heraus, wie sich 
diese Zahl dynamisch verändert hat? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. Ich beginne. Wie gesagt, 
die Eventualfallplanung geht ja zunächst ein-
mal - und das ist unser Auftrag: Schutz deutscher 
Staatsangehöriger - - Deshalb ist das immer die 
Planungsgrundlage für eine Eventualfallplanung: 
Wie viele deutsche Staatsangehörige? Dadurch ist 
diese Zahl am Anfang zustande gekommen. 

Dann wuchs die Zahl etwas auf, weil wir auch 
Informationen von den Niederländern bekommen 
haben, wie sie ihre Eventualfallplanung vor-
sehen. Deshalb haben wir uns mit dem Auswärti-
gen Amt in Verbindung gesetzt und gesagt: „Wie 
seht ihr das denn mit euren Ortskräften, die ihr 
direkt bei euch habt?“, und deshalb wurde diese 
Zahl entwickelt. Das war der Anfang. 

Als wir dann in den Modus der Krisenstabs-
sitzungen eintraten - das war ja am 13. -, dann 
war sehr schnell - - wurde dort gesagt: Wir kön-
nen es und wollen es nicht dabei bewenden las-
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sen, sondern wir wollen hier so viele wie mög-
lich evakuieren aus Afghanistan, die dort gefähr-
det sind, wo wir eine Gefährdung unterstellen 
können. Das sind natürlich neben den deutschen 
Staatsangehörigen auch die Ortskräfte und wei-
tere gefährdete Personen. Das hat sich dann im 
Laufe des 13. bis zum 15. so entwickelt. 

Am 15. war ja der Tag, wo wir dann die Durch-
führungsweisung erteilt haben, und dort war das 
dann entsprechend aufgemacht in den Zahlen. 
Da waren die 260 auch nicht mehr Kern, sondern 
da ging es schon darum, dass wir so viele wie 
möglich evakuieren. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielen Dank. - 
Ich würde dem Zeugen jetzt gerne vorhalten 
MAT A BMVg-5.49, Blatt 71 bis 78, konkret 
Blatt 78. Das ist ein Protokoll über die Krisen-
stabsitzung Afghanistan vom 13.08.2021 um 
11.30 Uhr, an der Sie teilgenommen haben aus-
weislich der Teilnehmerliste. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Da trägt sozu-
sagen unter dem Tagesordnungspunkt Ortskräfte-
verfahren/Charterflüge 5-B-2 vor. Können Sie uns 
sagen, wer das ist? Und können Sie bestätigen, 
dass nach dem Protokoll davon ausgegangen 
wurde - ich zitiere -:  

Nach aktuellen Regelungen ist 
inkl. Menschenrechtsverteidigern 
u. ä. von einer Gesamtzahl von 
11.400 Berechtigten auszugehen. 

Deswegen meine Frage also: Wissen Sie, wer 
5-B-2 ist, von wem diese Information stammt? 
Und ist die Gesamtzahl 11 400 gefallen? 

Zeuge Frank Rapp: Also, die Referatszuordnung 
kann sicherlich das Auswärtige Amt besser be-
antworten. Ich kann es aus dem Stand nicht. Es 
ist, meine ich, eine Organisationseinheit des Aus-
wärtigen Amtes. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ach so. 

Zeuge Frank Rapp: Die Zahl selbst, habe ich 
überhaupt nicht in Erinnerung, dass die gefallen 
ist in der Höhe, sondern die wuchsen erst auf in 
der Zeit, wobei ich - - Wie gesagt, ich erinnere 
mich nicht, dass diese Zahl dort genannt wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist jetzt sehr 
spannend, aber die Zeit wächst nicht auf. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich wollte nur 
eine kurze Nachfrage zur Person stellen, weil ich 
den Namen vielleicht noch sagen kann, 5-B-2. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bitte. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Vielleicht kön-
nen Sie den dann zuordnen. Das ist Herr Stöckl-
Stillfried. Können Sie sich erinnern, ob der zum 
Auswärtigen Amt gehört oder woher der kommt? 
Wenn Sie es nicht wissen, ist es auch okay. 

Zeuge Frank Rapp: Kann ich jetzt nicht beant-
worten.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. - Danke, 
Herr Vorsitzender. 

Zeuge Frank Rapp: Also, warum sage ich das: 
aufwachsen? Ich kann nicht sagen, ob diese Zahl 
in den Raum geworfen wurde. Es wurden viele 
Zahlen in den Raum geworfen. Maßgeblich sind 
dann die Zahlen, die übermittelt wurden und die 
konsolidiert wurden, als Grundlage, und zwar 
nicht nur die Zahlen, sondern auch die Namen, 
um evakuieren zu können, und das ist das, was, 
ich meine, dann erst aufgewachsen ist - das hat 
Zeit gekostet -, und da sind immer mehr dazu-
gekommen. - Erstens. 

Zweitens. Es ging - deshalb habe ich auch ver-
sucht, auszuführen - nicht nur um die Ortskräfte, 
sondern darüber hinaus, weiter, gefährdete 
Personen. Es wurde ja auch gesagt: Wenn dort 
Frauenrechtlerinnen oder andere Personen, die 
gefährdet sind - - oder die anders tätig werden, 
was auch gestützt wurde durch die Bundesrepu-
blik Deutschland, und bei denen wir von einer 
Gefährdung ausgehen können, auch diese sollten, 
wenn möglich, evakuiert werden, und da hatten 
wir keine Zahlen präsent. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir halten fest: 
An Herrn Stöckl-Stillfried haben Sie sich jeden-
falls nicht erinnert. 

Bevor ich das Fragerecht weitergebe, will ich auf 
einen Punkt hinweisen, weil der vermutlich vom 
Publikum nicht verstanden wurde. Es gab am An-
fang, in der Befragung bei dem Kollegen Röwe-
kamp, als es um das Thema „Evakuierungspla-
nungen“ ging, einen Hinweis auf einen Vortrag, 
den Herr Wentzek freundlicherweise gehalten 
hatte, die Mitglieder des Ausschusses unterrich-
tet hat über Evakuierungsplanungen, wie das 
funktioniert. Da ist die Unterlage auch verteilt 
worden. Darauf bezog sich das. Das können Sie 
nicht wissen, aber das wollte ich hier sagen, da-
mit Sie einordnen können, worauf sich das be-
zogen hat. 

Dann wechselt das Fragerecht zu Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Kollegin Nanni, bitte. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Guten 
Tag auch erst mal von mir! Herr Rapp, schön, 
dass Sie da sind. - Ich würde auch direkt einstei-
gen zu dem Bereich der Evakuierungsmission 
und mit der Sitzung des Krisenstabes am Freitag, 
13. August, anfangen. Das war ja im Prinzip dann 
der letztendliche Startpunkt. 

Laut unseren Unterlagen haben Sie neben Gene-
ralmajor Hoppe und Oberstleutnant A , 
den wir ja heute auch noch treffen, als Teilneh-
mer aus dem BMVg teilgenommen. Können Sie 
das erst mal so bestätigen? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Die zweite Frage wäre, welche Entwicklung in 
Afghanistan konkret und welche konkreten Über-
legungen in den Häusern dazu geführt haben, 
dass Sie diese Sitzung am 13. abgehalten haben. 
Laut unseren Unterlagen war sie ja auch mal für 
den 16. geplant. Sie wurde also einige Tage vor-
gezogen. Was war der Auslöser dafür? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, es ist richtig. Es war zu-
nächst einmal nur daran gedacht, ein Krisen-
unterstützungsteam zu entsenden. Deshalb hatte 

ich am 12. einen Vorbefehl gegeben in Richtung 
Einsatzführungskommando: Stellt euch drauf ein, 
ein Krisenunterstützungsteam zu entsenden. 
Dazu ist es beabsichtigt, am 16. eine entspre-
chende Krisenstabssitzung durchzuführen. Da 
gehen wir davon aus, dass ein solcher Beschluss 
erfolgt. 

Aufgrund der Lageentwicklung, die dann ein-
getreten ist - die natürlich auch im Auswärtigen 
Amt gesehen wurde und die bei uns gesehen 
wurde -, wie sie sich in Kabul vor Ort entwickelt 
hat, mit dem sehr schnellen Fall der Provinz-
hauptstädte, mit der Bedrohung Kabuls selbst, ist 
der Entschluss gefallen - auch gemeinsam mit 
dem Auswärtigen Amt -, dass wir nicht die Zeit 
haben, dass wir es uns nicht erlauben können, 
bis zum 13. zu warten, sondern schnellstmöglich 
zusammenkommen sollten. Deshalb ist die Sit-
zung auf den 13. vorgezogen worden. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie vielleicht noch weitere Elemente der 
Lageentwicklung aufzählen? Sie haben gerade 
schon zwei genannt, was „on the ground“ pas-
siert ist. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. Für uns war das ein wich-
tiges Element noch, dass wir in der Abstimmung 
mit den Bündnispartnern Kenntnis davon be-
kommen haben, dass die Amerikaner ihre Kräfte 
dort entsprechend einsetzen, und die Briten 
auch. Angekündigt - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Eva-
kuierungskräfte meinen Sie jetzt? 

Zeuge Frank Rapp: Kräfte zur Sicherung des 
Flughafens, mehr nicht. Es ging erst mal - - Es 
ging nur darum, erst einmal den Flughafen zu si-
chern. Das war die Absicht, die uns bekannt ist, 
auch über die Verbindungsorganisation, die wir 
haben. Es hieß ausdrücklich, dass es sich noch 
um keine Evakuierungsoperation handelt, auch 
aufseiten der Alliierten nicht, sondern es ging 
darum, dass man den Flugplatz sichern wollte. 
Unsere Überlegung war - das haben wir auch am 
13. in der Krisenstabssitzung deutlich gemacht -, 
dieses Zeitfenster zu nutzen, um eigene Kräfte 
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möglichst vorzustationieren, um ebenfalls hand-
lungsfähig sein zu können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hat 
die nicht mehr vorhandene Sicherung der Green 
Zone in den Überlegungen auch eine Rolle ge-
spielt? 

Zeuge Frank Rapp: Selbstverständlich. Die Be-
wertung der Botschaft war eminent wichtig - - 
die ja auch im Auswärtigen Amt entsprechend 
bewertet wurde und dann auch im KRZ, im Kri-
senreaktionszentrum, dort entsprechend vorlag. 
Das war natürlich ein ganz maßgeblicher Treiber 
auch der Entwicklung und der Schritte: Wie wird 
die Lage dort vor Ort beurteilt, dadurch, dass 
auch immer mehr andere Nationen anfingen, ihre 
Kräfte aus dem Bereich zurückzuziehen, in Rich-
tung Flughafen? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mit 
welcher Zielsetzung ist Ihr Haus, das BMVg, in 
diese Sitzung reingegangen? 

Zeuge Frank Rapp: Die Absicht war erstens die 
sofortige KUT-Freigabe, - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
sofortige? 

Zeuge Frank Rapp: - zweitens die sofortige Frei-
gabe des Krisenunterstützungsteams, dass das 
verlegen kann. Und wir haben den Vorschlag 
unterbreitet, die noch günstige Gelegenheit zu 
nutzen, wenn dieser Flugplatz in Kabul gesichert 
wird durch die Amerikaner und die Briten, dass 
wir dort Kräfte möglichst schnell vorausstationie-
ren, um eine eventuelle Evakuierung durchfüh-
ren zu können. Das war die Absicht, mit der wir 
reingegangen sind.  

Die Entscheidung war dann, dass wir sagen: Ja-
wohl, Krisenunterstützungsteam ist kein Thema, 
für das andere wird zunächst einmal - - Die Pla-
nung und Vorbereitung sollten wir in Deutsch-
land machen, aber es wurde bewusst gesagt: noch 
keine Entscheidung, die Kräfte zu verlegen - was 
auch im Einklang mit den Alarmierungszeiten 
ist -; diese Entscheidung, die Freigabe erfolgte 

dort noch nicht, die erfolgte erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hätten 
Sie sich zu dem Zeitpunkt eine Freigabe ge-
wünscht oder sie für militärisch sinnvoll gehal-
ten? 

Zeuge Frank Rapp: Also, es ist auf der Zeitachse 
so schnell reagiert worden von den - - Wir haben 
die Zeit ja nicht die Hände in den Schoß gelegt, 
bis die Entscheidung tatsächlich am 15. erfolgte 
und wir am 16. die Kräfte verlegt haben. Daran 
sieht man ja, dass wir eben die Zeit genutzt ha-
ben zur Vorbereitung - was wir eh gemacht hät-
ten. Also, insofern ist kein Schaden dadurch ent-
standen, dass wir diese endgültige Freigabe spä-
ter - - Wichtiger, viel wichtiger war, dass wir in 
Deutschland die Vorbereitungen treffen konnten. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
sprachen gerade auch schon von einem Fenster 
der Gelegenheit. Auf Englisch kam das auch vor 
in MAT A BPol-2.80 VS-NfD, Blatt 69, eine in-
offizielle Notiz der Bundespolizei. Dort wird 
Generalmajor Hoppe zitiert mit: 

Haben window of opportunity. 
Wir sollten nicht zu lange warten 
und, wenn es nach uns ginge, 
heute entscheiden, jetzt schon 
Militär runterzuschicken. 

Sie bezogen sich auf die Präsenz der Amerikaner 
vor Ort. Können Sie noch mal ausführen, warum 
das so wichtig war. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. Das gibt - das hat er gut 
aufgeschrieben, der Kamerad - das wieder, was 
wir dort besprochen haben. Als militärischer 
Führer wünscht man sich natürlich so viel Ell-
bogenfreiheit wie möglich. Je früher ich Frei-
gaben kriege, umso eigenständiger kann ich agie-
ren und umso einfacher fällt es mir. - So, das ist 
das eine. 

Auf der anderen Seite ist es natürlich klar, 
dass - - Und wenn eine solche Entscheidung ge-
fallen wäre, wäre es gut gewesen. Es ist letztend-
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lich ja gemacht worden. Es gab nur die Überprü-
fung - - Oder nicht die Überprüfung - - Doch, in 
den Häusern wurde das, was wir ja dort aufge-
bracht haben, erst noch mal auch bewertet. Es 
wurde dann auch auf den entsprechenden Ebe-
nen noch mal bewertet.  

Und aufgrund der Tragweite - denn das hat ja 
eine erhebliche Tragweite - - Wir kommen dann 
natürlich auch in den Grenzbereich der Frage der 
Mandatierung, die natürlich da auch eine hohe 
Bedeutung spielt. Die Überlegung, die wir da an-
gestellt haben, war: Wenn wir jetzt schon - - Nor-
malerweise läuft eine - - Ich muss anders - - Nor-
malerweise läuft eine Evakuierung wie folgt ab: 
Man sucht ein sicheres Drittland, von dem aus 
man operiert, um von dort - - In dieses sichere 
Drittland bringt man die Kräfte, mit denen man 
evakuieren will, und fliegt mit diesen Kräften 
dann in das Einsatzland und führt die Evakuie-
rung durch. Das war natürlich Kabul; dort hätte 
man durchgeführt. 

So, und um Zeit zu sparen, haben wir gesagt: 
Mensch, wenn jetzt die Amerikaner und die 
Briten doch schon dort sind und den Flugplatz 
sichern, dann haben wir ein sicheres Umfeld, in 
das wir Kräfte hineinstationieren können, unmit-
telbar. Wir brauchen also nicht den Umweg über 
ein Gastland machen, sondern können unmittel-
bar nach Kabul erste Fähigkeiten reinbringen, in 
einem sicheren Umfeld, noch nicht mit dem Auf-
trag zur Evakuierung; denn das war noch nicht 
beschlossen. Auch die Briten und die Amerika-
ner hatten noch nicht beschlossen, zu evakuie-
ren. Sie wollten nur Kräfte bereit haben, und das 
wollten wir auch. Deshalb haben wir gesagt: Wir 
nutzen das, bringen dort ebenfalls Kräfte rein, um 
für den Fall, dass eine Evakuierungsnotwendig-
keit besteht, sie dann schnell durchführen zu 
können. - So war die Gesamtsituation. 

Aber, wie gesagt, ein zeitlicher Verzug ist 
dadurch jetzt nicht entstanden in der Verlegung. 
Er wäre entstanden, wenn wir die Entscheidung 
dann noch weiter hinausgezögert hätten, in die 
Folgewoche. Aber so ist es nicht passiert. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hatten 
Sie Sorge, dass genau das passiert? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, ausschließen kann man 
so was nicht. Aber ich war eigentlich guter Hoff-
nung, dass sie sagen: „Also die Entwicklung der 
Lage wird das schon ermöglichen“, und das war 
ja eine Sache über Stunden, die sich da ent-
wickelt hat. 

Am 14. haben wir auch durchgearbeitet im 
Zusammenhang mit den verschiedenen Ressorts, 
und es zeichnete sich ja ab für den 15. Die Ent-
scheidung, der Entschluss, der dort gefällt wurde 
am 15., der ist ja vorbereitet worden, der ist ja 
nicht am 15. vom Himmel gefallen. Also, da hat 
es intensive Gespräche auf allen Ebenen gegeben, 
um diesen wichtigen Entschluss zu fällen, und 
zwar ging dieser Entschluss ja dann schon weiter, 
er ging weiter als das, was wir am 13. bekommen 
hätten. Am 13. hätten wir vielleicht die Möglich-
keit bekommen, Kräfte nach Kabul zu verlegen. 
Am 15. hatten wir die Entscheidung zur Durch-
führung der militärischen Evakuierungsopera-
tion, das heißt, einen viel weiter gehenden Be-
schluss hatten wir am 15., der damit absolute 
Handlungssicherheit gegeben hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was 
haben denn die Gesprächsteilnehmer der Krisen-
sitzung als Gründe genannt, warum es positiv ist, 
sich an dem Freitag, dem 13., noch nicht für eine 
Evakuierung zu entscheiden, sondern diese Ent-
scheidung noch zu vertagen? 

Zeuge Frank Rapp: Als „positiv“ kann ich so 
nichts titulieren. Es war einfach auch eine Über-
raschung, die ich festgestellt habe im Krisenstab, 
weil wir mit diesem weitreichenden Vorschlag 
gekommen sind und das erst mal auch bespro-
chen werden sollte in den entsprechenden Ebe-
nen, um zu sagen: Wollen wir das tatsächlich 
machen, wollen wir tatsächlich Kräfte dort jetzt 
schon vorausstationieren? 

Es gab ja auch eine Lagebeurteilung, die - - Es 
war ja kein - - Am 13. stand ja noch nicht fest, 
dass evakuiert wird, sondern es gab ja durchaus 
eine Lagebeurteilung, die da lautete: Wir rechnen 
nicht mit einer Evakuierung - - nicht mit einem 
Fall von Kabul so schnell, dass eine Evakuierung 
unmittelbar notwendig ist. 
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Deshalb war das der allgemeine Eindruck: Ja, wir 
wollen vorbereitet sein, wir wollen nicht auf der 
Bremse stehen. Die Vorbereitungen in Deutsch-
land, die sind unkritisch, das kann man im Kri-
senstab, in dem Format, in dem der Krisenstab da 
zusammenkam, ohne Probleme beschließen - es 
war ja unter Leitung der Staatssekretärin im Aus-
wärtigen Amt -, dort kann man das beschließen. 
Aber was darüber hinausgeht, hat eine solche 
Tragweite, dass wir das dann eben dann doch 
noch erst weiter ventilieren wollten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
jetzt das Fragerecht, es geht zur AfD. Kollege 
Keuter. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Rapp, grüße Sie! Wir haben ja ge-
rade eben schon gehört, dass Deutschland nicht 
wirklich auf diese Evakuierungsmission vorberei-
tet war. Ich habe ein Aktenfundstück gefunden - 
das ist MAT A BMI-3.93, Blatt 221 -, wo man sich 
darüber Gedanken macht, wie man evakuiert, wo 
man evakuiert, und man auch feststellt, dass man 
eigentlich gar keine ausreichenden eigenen 
Kräfte vor Ort hat. 

In diesem Zusammenhang die Frage an Sie: Wie 
identifizierte die Bundeswehr während der Eva-
kuierung Schutzbedürftige als Ortskräfte und ins-
besondere gefährdete Personen? 

Zeuge Frank Rapp: Also, dass wir nicht vorberei-
tet waren, würde ich so nicht gerne im Raum ste-
hen lassen. Wie gesagt, es ist im Rahmen der Vor-
bereitung - - Wenn wir eine Eventualfallplanung 
haben, auf der wir aufbauen, die wir dann am 
10. August auch noch mal zusätzlich aktualisiert 
haben oder den Auftrag auch noch erteilt haben, 
dann sind wir schon gut aufgestellt.  

Und die Kräfte, die wir haben, die wir national 
vorbehalten, waren auch alle verfügbar, wie sich 
in der Folgezeit ja herausgestellt hat. Deshalb: Ich 
weiß nicht, welchen Vorgang Sie da jetzt gerade 
zitiert haben. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, es geht insbesondere da-
rum, dass wir in der Vergangenheit zwar schon 
Evakuierungsmissionen gemacht haben, aber jetzt 

nicht in größerem Stil fremde Staatsbürger bzw. 
Ortskräfte evakuiert haben. Das ist neu. Darüber 
hat man sich Gedanken gemacht, - 

Zeuge Frank Rapp: Genau. 

Stefan Keuter (AfD): - und es ging insbesondere 
darum: Welche Papiere brauchen die? Wie reisen 
die aus? Wie werden die identifiziert? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Stefan Keuter (AfD): Deshalb frage ich Sie aus 
der Praxis: Wie haben Sie sichergestellt, dass nur 
berechtigte Personen evakuiert worden sind? Wie 
mussten sie sich ausweisen? Welche Dokumente 
waren nötig? Wie war das Prozedere vor Ort? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, das ist richtig: Es war 
wirklich neu, dass wir uns nicht beschränkt 
haben nur auf die deutschen Staatsangehörigen 
bzw. andere berechtigte Personen; denn im Rah-
men anderer Evakuierungen, die durchgeführt 
wurden, haben wir sehr wohl auch zahlreiche 
Staatsbürger anderer Nationen evakuiert. Aber es 
waren immer in dem Land Ausländer, die wir 
evakuiert haben, und keine einheimischen Kräfte 
und kein einheimisches Personal. 

Jetzt sind wir in einem Bereich der Durchfüh-
rungsebene, wie das taktische Handeln tatsäch-
lich vor Ort war. Das haben jetzt wir im BMVg 
nicht festgelegt, nicht vorgegeben, sondern das 
war eine Sache, die koordiniert wurde in der Ge-
samtfederführung des Auswärtigen Amtes, des 
Krisenreaktionszentrums, mit der Botschaft und 
den Kräften vor Ort, die dann festgelegt haben, 
wie die Verfahren sind, und auch abgestimmt mit 
den multinationalen Partnern, insbesondere mit 
den Amerikanern, die ja dort an den entspre-
chenden Gates auch eine Kontrollfunktion hatten 
und eine Vorkontrolle gemacht haben. 

Die Kontrolle durch die deutschen Kräfte erfolgte 
dann ebenfalls, anhand der vorhandenen Aus-
weisdokumente, die sie hatten, anhand von Lis-
ten, die den Kräften aus Deutschland heraus über 
das Auswärtige Amt zur Verfügung gestellt wur-
den. Dort unten, vor Ort wurden in der Federfüh-
rung des Geschäftsträgers mit seinem Personal, 
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unterstützt durch das Krisenunterstützungsteam, 
diese Personalien dann überprüft und wurde 
dann geprüft, ob dieses Personal auf diesen Lis-
ten vorhanden ist und ob sie sich mit ihren Do-
kumenten dann jeweils haben ausweisen kön-
nen. - Welche Dokumente im Einzelnen das wa-
ren, das kann ich nicht beantworten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Halten Sie mal 
einen Moment die Uhr an, bitte! Ich wollte da-
rauf aufmerksam machen, dass die Formulierung 
„Wir haben gerade gehört, dass wir nicht vorbe-
reitet waren“ nicht die Haltung des Ausschusses 
ist, sondern Ihre persönliche Meinung wieder-
gegeben hat. Nur, die Irritation gab es nämlich in 
der Runde hier auch. Also fragen Sie bitte so, 
dass das verständlich ist. 

Stefan Keuter (AfD): Ja, ich habe hier eine Akten-
fundstelle genannt, woraus ich geschlossen 
habe - ich vernehme hier ja auch -, dass wir nicht 
vorbereitet waren, habe das auch dementspre-
chend dargelegt. Ich denke, das wird im Proto-
koll schon unmissverständlich Niederschlag fin-
den. 

Herr Zeuge, wir machen weiter. Es gibt ein weite-
res Fundstück, und zwar MAT A BMVg-4.374 , 
Blatt 222; das ist eine Sprechempfehlung des 
BMVg. Ich zitiere daraus: 

Mit Nachweis der deutschen 
Staatsangehörigkeit oder der EU-
Staatsangehörigkeit wird der Ein-
lass auf das Flughafengelände 
Kabul … gestattet. 

Nächster Spiegelstrich: 

Zur Evakuierung/Mitnahme nach 
DEU  

- Deutschland - 

ist zudem ein gültiges Reisedoku-
ment nötig. 

Und dritter Spiegelstrich: 

Ortskräfte und sonstige schutz-
bedürftige Personen erhalten 

Begleitpapiere durch AA. Diese 
erlauben Zutritt zum HKIA. 

Können Sie das so bestätigen? 

Zeuge Frank Rapp: Ich kenne das Dokument 
nicht; insofern kann ich dazu auch nichts weiter 
sagen. Ob das so gemacht wurde? Klingt plausi-
bel. Aber ich kann es nicht bestätigen. 

Stefan Keuter (AfD): Okay, gut. - Sie waren zu 
der Evakuierung selber vor Ort? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, ich habe hier die mi-
nisterielle Funktion wahrgenommen. Wir haben 
ja hier eine klare Aufgabenzuordnung: Im Minis-
terium führe ich das Referat, das dann federfüh-
rend einen Stab bildet zur strategischen Planung, 
nennen wir das, zur Vorbereitung der politischen 
Entscheidung, zur Umsetzung der politischen 
Entscheidung in militärische Weisungen an den 
nachgeordneten Bereich und zur weiteren Pla-
nung des weiteren Verlaufs dieser Operation, 
aber dann nicht in der taktischen Durchführung 
vor Ort, sondern schon im Hinblick darauf, dass 
wir im Ministerium immer mit mehreren Tagen 
Vorlauf planen, damit wir eben vor der Welle 
sind. Deshalb haben wir uns frühzeitig auch mit 
Dingen beschäftigt: Wie lange wollen wir, wie 
lange können wir es durchführen? Wie wollen 
wir planen, wie wir die Operation auch wieder 
beenden können? 

Also, wir haben die Operation aufgesetzt in der 
Entscheidungsfindung, auch in der Mandatie-
rung, natürlich nicht in der Federführung meines 
Referates, sondern eines anderen Referates, mit 
dem wir aber eng zusammengearbeitet haben in 
der Befehlsgebung an das Einsatzführungskom-
mando. Wir haben dann die Lage-Updates be-
kommen, also die Schilderungen vor Ort, an den 
Krisenstabssitzungen entsprechend teilgenom-
men und haben dann die Planung weiter in die 
Zukunft gerichtet. 

Alles weiter darunter ist dann auf unserer Wei-
sungsebene - - Auf unserer Weisungsgrundlage 
ist das Einsatzführungskommando die Ebene, die 
dann in der Verantwortung ist, den Auftrag, den 
wir erteilen, und die grundsätzlichen Kräfte, die 
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wir bereitstellen, zu orchestrieren, das heißt, 
nach Raum, Kräfte, Zeit, nennen wir das, dem 
taktischen Führer, dem Führer des Einsatzver-
bandes, General Arlt, so zur Verfügung zu stellen 
im Einsatzgebiet, dass er sie dann entsprechend 
auch einsetzen kann und sie dort führen kann. 
Die Durchhaltefähigkeit herzustellen und zu ge-
währleisten, das ist dann die Aufgabe des Ein-
satzführungskommandos. 

Die tatsächliche Führung vor Ort - wir nennen 
das dann Führen mit Auftrag - ist dann dem tak-
tischen Führer, General Arlt, überlassen, der mit 
den linken und rechten Grenzen, die er bekom-
men hat durch das Mandat, durch den Auftrag, 
den wir erteilt haben und das Einsatzführungs-
kommando, dann entscheidet, wie er es konkret 
umsetzt - immer in Abstimmung mit dem Aus-
wärtigen Amt, mit dem Vertreter, mit der Bot-
schaft vor Ort und mit den multinationalen Part-
nern, auf die wir angewiesen sind. Deshalb: Dort 
sind diese Dinge entschieden worden, die takti-
schen Feinheiten, und nicht im BMVg. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann ist die Rede-
zeit für Sie zu Ende. - Ich will noch mal sagen - 
weil das eben missverstanden worden ist -: Das 
Protokoll ist immer hervorragend. Vielen Dank, 
dass Sie so gut protokollieren. Ich bitte nur 
darum, keine Sätze zu formulieren wie: „Wir 
haben gerade gehört, dass“, wenn man sagen 
möchte: „Ich habe gerade gehört, dass“; denn die 
anderen fühlen sich da nicht angesprochen. Das 
war das, was ich sehr präzise gehört habe, und 
das habe ich moniert, und dabei bleibe ich auch. 

Jetzt geht das Fragerecht zur FDP-Fraktion. Herr 
Kollege Müller. 

Alexander Müller (FDP): Vielen Dank. - Herr 
Oberst, Sie haben jetzt schon einiges erläutert 
über die Evakuierung des Flughafens Kabul. Uns 
würde mal interessieren, wie die Koordination 
damals abging. War das so, dass die Amerikaner 
für sich eigenständig entschieden haben: „Wir 
sichern den jetzt mal, weil das ist jetzt notwen-
dig“? Haben die sich mit den Briten abgestimmt? 
Haben Sie davon was mitbekommen? Gab es 
auch Anfragen an die Bundeswehr, ob wir dabei 
unterstützen, oder vielleicht auch in NATO-

Gremien? Wie lief diese Koordination, nach Ihrer 
Erinnerung, damals ab? 

Zeuge Frank Rapp: In die Entscheidungsprozes-
sen der amerikanischen Streitkräfte oder der bri-
tischen Streitkräfte bin ich natürlich nicht invol-
viert; dazu kann ich nichts unmittelbar sagen.  

Ich kann nur aus dem schließen, was mir vor-
liegt, und das sind Berichte auch aus dem Ver-
bindungsbereich, von der Botschaft, die wir be-
kommen teilweise, oder eben von unseren Ver-
bindungsoffizieren. Und danach hat sich das so 
ergeben, dass es natürlich eine amerikanische 
Entscheidung war, den Flughafen zunächst zu 
sichern; denn sie selbst hatten ja auch eine erheb-
liche Zahl von zu evakuierendem Personal, und 
deshalb ist ja die Entscheidung gefallen mit den 
3 000 Soldaten, die dort zur Sicherung erst einge-
setzt wurden. Dieses ist sicher - ich kann das jetzt 
nicht bestätigen, weil ich nicht dabei war -, aber 
es sicher mit den Briten entsprechend koordi-
niert worden; denn fast zeitgleich mit der Zahl 
3 000 der Amerikaner kamen auch die britischen 
Zahlen, die ebenfalls dort vor Ort sind. 

Wie weit die Koordination geht, kann ich aller-
dings nicht sagen. Ich weiß nur aus einem Be-
richt, dass teilweise die Amerikaner auch über-
rascht waren von dem Vorgehen der Briten - so 
weit an dieser Stelle -, aber positiv überrascht. 
Nein, es war so, dass sie sich natürlich abge-
stimmt haben. Es gab keine Anfrage zu dem Zeit-
punkt an uns, ob wir uns beteiligen wollten. 

Alexander Müller (FDP): Können Sie sich erklä-
ren, warum die Amerikaner gemäß offenen Quel-
len 3 000 Soldaten zur Sicherung dorthin ge-
schickt haben, bzw. zur Evakuierung, die Briten 
600 und die Bundesrepublik Deutschland  mit 
nur einem KUT? 

Zeuge Frank Rapp: Ich weiß nicht, wo sie auf die 
Zahl  kommen. Das Mandat sah 600 vor, und 
wir sind auch fast an diese Grenze rangekommen. 
Also, wir haben zwar keine 600, aber in der Grö-
ßenordnung haben wir auch Kräfte für die Eva-
kuierung eingesetzt. 
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Alexander Müller (FDP): Ja, es ist doch zu dem 
Zeitpunkt, wo die anderen den Flugplatz ges-
ichert haben, aus Deutschland noch nicht die 
Operation losgegangen - wir waren ja ein Stück 
weit verzögert -, sondern wir haben damals erst 
mal nur so ein Vorauskommando hingeschickt. 
Mir ging es um dieses Delta, warum die anderen 
schneller waren, deutlich schneller waren als 
wir. Können Sie sich daran noch erinnern? 

Zeuge Frank Rapp: Wir haben in Afghanistan 
keine Truppen mehr stationiert gehabt, und das 
war auch - - Der RS-Einsatz war beendet. So. Es 
gab auch gar keine Grundlage. Und auch die 
Amerikaner und die Briten, die dort Kräfte statio-
niert haben zur Sicherung des Flugplatzes, haben 
es gemacht, um den Flugplatz zu sichern, natür-
lich auch im Hinterkopf habend: Vielleicht 
könnte sich daraus eine Evakuierung ergeben. - 
Aber auch dort haben wir Informationen bekom-
men, wie ich auch schon darstellte, dass sie noch 
nicht konkret eine Evakuierung durchführen. So. 

Diese Entscheidung zur Durchführung der Eva-
kuierung ist annähernd parallel gefallen, und wir 
haben dann gehandelt, wie wir immer handeln 
mit unseren Kräften, die wir natürlich nicht welt-
weit vorhalten, sondern in Deutschland zentral, 
und da operieren britische und amerikanische 
Streitkräfte und die Nationen eben anders mit 
ihren Streitkräften, als wir es machen. Das hat 
einfach zu dieser Lage geführt, dass die Ameri-
kaner und die Briten dort vor Ort waren. Es gibt 
auch andere Verantwortlichkeiten auf amerika-
nischer Seite, auf den verschiedenen Führungs-
ebenen, die solche Entscheidungen treffen kön-
nen. 

Alexander Müller (FDP): Ich zitiere mal aus 
MAT A BMVg-5.152, Blatt 14 bis 15; da wird aus 
offenen Quellen berichtet, dass die USA 3 000 
Soldaten nach Kabul entsenden zur Evakuierung 
und die Briten 600 Kräfte entsenden.  

Deutschland hat ja deutlich länger gebraucht. Sie 
haben eben gesagt, das wäre parallel gelaufen. 
Also, nach meiner Kenntnis war da mindestens 
eine Woche Unterschied. Ich habe Sie jetzt eben 
so verstanden: Am 15.08. fiel der Beschluss, dass 
wir überhaupt Kräfte hinsenden. - Oder habe ich 

das falsch verstanden? Also, wenn die anderen 
uns am 12. bekannt gegeben haben, dass sie hin-
fliegen - - Wir waren doch erst deutlich eine Wo-
che später. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, um das vielleicht einzu-
ordnen, noch mal: Das Problem ist natürlich auch 
hier, wir reden auch teilweise über Militär- oder 
Fachbegriffe. Wenn die Öffentlichkeit mitbe-
kommt, eine Lage ist schwierig, die Amerikaner 
schicken 3 000 Soldaten an den Flughafen, dann 
ist natürlich sehr schnell naheliegend und wird 
dann öffentlich gesagt: zur Evakuierung. 

Ich habe ja gesagt: Ja, das kann durchaus sein, 
dass es die Absicht war. - Die Entscheidung war 
es zu dem Zeitpunkt nicht; denn das ist das, was 
wir aus offiziellen Informationen haben von der 
amerikanischen Seite: dass sie die Entscheidung 
zur Durchführung der Evakuierung da noch nicht 
getroffen hatten. Das ist das, was uns vorliegt, 
und darauf habe ich mich bezogen: dass die Ent-
scheidung zur Durchführung der Evakuierung an-
nähernd parallel lief, nach meinem Verständnis, 
so wie ich das Bild sehe, allerdings - das ist rich-
tig - unter anderen Voraussetzungen. Während 
sie Kräfte vor Ort hatten, hatten wir unsere Kräfte 
noch in Deutschland am 15.; das ist richtig. 

Alexander Müller (FDP): Haben Sie damals 
etwas davon mitbekommen, dass es einen, ja, 
Streit, könnte man es nennen, oder eine Mei-
nungsverschiedenheit zwischen dem Auswär-
tigen Amt und dem BMVg gab bezüglich der Not-
wendigkeit einer erneuten Mandatierung, wenn 
man wieder runterfliegen würde? Und wie ist 
Ihre Erinnerung daran? 

Zeuge Frank Rapp: Also, ich habe da keinerlei 
Wahrnehmung, dass es einen Streit gegeben hätte 
oder unterschiedliche Auffassungen gegeben 
hätte. Wie gesagt, die Mandatierung ist nicht 
meine Zuständigkeit, sondern liegt in Zuständig-
keit eines anderen Referates, bei der Abteilung 
„Politik“, die sich aber sehr eng auch mit dem 
Auswärtigen Abend sofort in Verbindung gesetzt 
hatten. Ich habe da nicht den Ansatz von 
irgendwelchen Streitigkeiten festgestellt. Im 
Gegenteil, mein Eindruck ist - den kann ich jetzt 
hier nur wiedergeben -, dass es sehr schnell zu 
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einer Einigung gekommen ist, man sich sehr 
schnell einig war und auch sehr schnell war in 
der Ausformulierung eines möglichen Mandats. 

Alexander Müller (FDP): Habe ich noch eine? - 
Okay. 

Haben Sie damals mitbekommen, welche Stellen 
im Verteidigungsministerium zuständig waren 
für die Organisation der Evakuierung von Orts-
kräften und die Listen geführt haben und E-Mails 
geschickt haben? Ich frage bewusst, weil wir hier 
einen Zeugen hatten, der uns auf Probleme, 
nenne ich es mal diplomatisch, in diesem Be-
reich aufmerksam gemacht hat. Deswegen ein-
fach meine Frage an Ihre - - Ich weiß, dass Sie an 
einer anderen Stelle gearbeitet haben, aber ich 
frage bewusst nach Ihrer Erinnerung, ob Sie mit-
bekommen haben, wer sich darum gekümmert 
hat, ob Sie die Bereiche kennen, ob Sie da aus 
eigenem Erleben etwas mitbekommen haben da-
mals. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, ich will jetzt einen der 
nächsten Zeugen nicht in die Pfanne hauen - - 
Aber nein. Der Herr A  wird Ihnen das 
sicherlich beantworten können; denn das SE II 1 
war das Referat, das hier für die Ortskräfte der 
Bundeswehr die zentrale Zuständigkeit hatte; 
aber das hat das Referat SE II 1 natürlich nicht 
alleine gemacht, sondern hat sich auch ganz mas-
siv auf das Einsatzführungskommando abge-
stimmt, wo auch Personal für diese Aufgabe be-
reitgestellt wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Damit sind wir am 
Ende dieser Fragerunde angekommen; denn die 
Frau Kollegin Bünger redet drüben im Bundestag 
und kann nicht gleichzeitig hier sein. Sie ist ein 
bisschen geplagter als andere, muss ich sagen, 
hat da durchaus meine Sympathie.  

Aber dann wechselt das Fragerecht an die SPD-
Fraktion. Das Wort hat der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Herr 
Zeuge, wir springen wieder zurück; das lässt sich 
in diesem Format leider nicht immer vermeiden. 
Während sich andere bereits auf die Evakuierung 
selber gestürzt haben, möchte ich gerne noch die 

Vorgeschichte etwas näher erläutert haben von 
Ihnen.  

Wir haben auch bei vielen Zeugenbefragungen 
vorher immer nach den Einschätzungen der 
Kampfkraft und der Moral und der Loyalität von 
Truppenteilen der afghanischen Armee gefragt, 
und wir hatten ja vorhin die Diskussion über 
diese ATF 888. Zu dem Zeitpunkt, wenn ich 
mich jetzt da an den Zeitpunkt richtig erinnere, 
verließen die letzten deutschen Soldaten Masar-i-
Scharif, im Juni 2021. Wie würden Sie zu diesem 
Zeitpunkt, soweit Ihnen das bekannt ist, die 
Kampfkraft, Loyalität und Moral dieser Spezial-
kräfte einschätzen? 

Zeuge Frank Rapp: Ich habe da keine Negativ-
berichte; denn es hat ja - jetzt komme ich wieder 
auf den Punkt „Covid“ - schon eine sehr lange 
Phase gegeben, wo es nur noch eine lose Verbin-
dung gegeben hat zu der Einheit 888, die sich nur 
noch auf die VTC-Zusammenarbeit beschränkt 
hat. Sicherlich richtig ist, dass diese Einheit si-
cherlich in ihrem Kernauftrag eingesetzt wurde, 
aber auch darüber hinaus eingesetzt wurde. Aber 
das ist eine Sache - - Und sie hat gezeigt, dass sie 
operieren kann, auch ohne die Unterstützung. 
Mehr kann ich zu diesem Themenkomplex auch 
gar nicht sagen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wissen Sie aus eigenen 
Erkenntnissen, was mit dieser Einheit im August 
2021 passiert ist? Weil es ist ja bekannt, dass die 
Taliban bereits am 14. August 2021 im Prinzip 
ohne größere Kampfhandlungen die Macht in 
Masar-i-Scharif übernommen haben. 

Zeuge Frank Rapp: Nein, kann ich nicht sagen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab ja, wenn ich rich-
tig informiert bin, bereits zu dem Zeitpunkt, als 
die Resolute Support Mission noch im Laufen 
war, Überlegungen, wie wir es auch zu diesem 
Zeitpunkt geschafft hätten, eine militärische Eva-
kuierung von Botschaftspersonal und deutschen 
Staatsbürgern durchzuführen. Gab es zu diesem 
Zeitpunkt auch Eventualfallplanungen, also als 
wir selber noch in Afghanistan stationiert waren? 
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Zeuge Frank Rapp: Nein, da gab es keine konkre-
ten Eventualfahrplan dergestalt, dass wir eigen-
ständig eine solche Operation durchführen, weil 
es hier ja NATO-seitig die Planung gab aufgrund 
der Vielzahl der Kräfte, die dort vor Ort sind, 
dass diese Kräfte dann eine solche Evakuierung 
durchführen würden und wir letztendlich nur 
die Phase „Abtransport vom Flugplatz aus“ orga-
nisieren würden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Wie bereits auch von 
Kolleginnen angesprochen, war eindeutig klar, 
dass mit der Rückverlegung von Resolute Sup-
port auch die Frage von künftigen militärischen 
Evakuierungskonzepten für die Botschaft im 
Raum stand. In einer an Sie adressierten Mail 
vom 10. Dezember 2020 -MAT A BMVg-4.86 
VS-NfD, Blatt 25 - werden von Oberstleutnant 
W  die Argumente für und gegen eine 
interne Vorbereitung einer Eventualfallplanung 
benannt. Können Sie mir bitte genauer erklären, 
welche Gedanken Sie sich zu diesem Zeitpunkt 
zu diesem Thema „Eventualfallplanung“ gemacht 
haben und was hier mit dem Begriff „interne Vor-
bereitung“ gemeint gewesen ist? Wenn Sie sich 
nicht erinnern, können wir Ihnen das Dokument 
gerne vorlegen. 

Zeuge Frank Rapp: Würde ich gerne mal sehen. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Ja, hier fehlen mir ein paar Anknüpfungspunkte 
an diese Mail. Wir haben natürlich auch immer 
wieder mit dem Auswärtigen Amt gemeinsam be-
urteilt, wie die Lage sich entwickelt. Wir haben 
auch entschieden, dass wir im Frühjahr des Jah-
res eine Beratungsreise durchführen an die - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Dazu würde ich dann bei 
der nächsten Frage gerne noch kommen. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, okay. - Und das war natür-
lich auch, um dort die Botschaft zu unterstützen. 
Es ging hierbei schwerpunktmäßig um die mög-
liche Evakuierung der Botschaft selbst. Dazu hat 
es aber, nachdem die Möglichkeiten mit NATO 
weggefallen sind, zwischen Auswärtigem Amt 

und mit den amerikanischen Kräften eine Verein-
barung gegeben, die hierbei unterstützt hätten im 
Rahmen der Evakuierung der Botschaft. Das war 
in der Zwischenphase die Grundlage für die Bot-
schaft, ihre Eventualfallplanung für den Fall, 
dass sie dort evakuieren müssten - - auf die Un-
terstützung der Amerikaner zurückgreifen wür-
den. 

Ansonsten pro oder contra interne Vorbereitung? 
Das kann ich jetzt nicht sagen, weiß ich jetzt 
nicht, was gemeint ist. Ob wir es nur waren - aber 
das ist Spekulation - - zwischen Einsatzführungs-
kommando und uns wir das intern machen. Aber 
da bin ich momentan überfragt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dieses E-Mail, auf die wir 
uns gerade bezogen haben, beinhaltet am Ende ja 
auch diesen Vorschlag - ich darf zitieren -:  

ansonsten Präzisierung abwarten 
und Auftrag erst wenn hin-
reichend Fakten für eine Auswer-
tung des Auftrags vorliegen. 

Haben Sie sich mit diesem Vorschlag 
einverstanden erklärt, oder können Sie sich an 
Ihre Reaktion erinnern? 

Zeuge Frank Rapp: Also, konkret an den Vorgang 
kann ich mich jetzt nicht entsinnen. Aber es wäre 
normal, wenn ich sage: Jawohl, dieser Vorschlag 
ist sinnvoll, das machen wir genau so, indem wir 
eben jetzt nicht nur allgemein, sondern eine Prä-
zisierung haben. Und dann können wir auch ent-
sprechend sagen: Was ist tatsächlich erwartet, 
was wird tatsächlich verlangt? Und darauf kön-
nen wir auch planen. - Das klingt plausibel und 
wäre für mich auch folgerichtig. 

Jörg Nürnberger (SPD): Weil die andere Option, 
die in diesem Vorschlag angesprochen wird, ist ja 
eine Evakuierung durch Kräfte der Bundespolizei 
zum Beispiel. Aber wir müssen das an der Stelle 
nicht weiter vertiefen. Es ist ja - - 

Zeuge Frank Rapp: Ja, grundsätzlich ist ja für 
den Schutz der Botschaften nicht die Bundes-
wehr zuständig, sondern das ist - - 
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Jörg Nürnberger (SPD): Bundespolizei. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, genau. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber Sie haben es selber 
bereits angesprochen, dass man dann einige Mo-
nate später - das war im Dezember - dann für den 
März diese Reise vorgesehen hat. Die wird vom 
AA geplant und als Kurzberatungsreise nach 
Kabul - ich bin immer begeistert, welche Sprach-
findigkeit wir in der deutschen Sprache entwi-
ckeln - - Können Sie uns näher berichten, inwie-
weit Ihr Referat in die Vorbereitung und Durch-
führung dieser Reise eingebunden gewesen ist? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, wir sind da eingebunden 
gewesen in diese Vorbereitung und Durchfüh-
rung dieser Kurzberatung, weil wir ein eigenes 
Interesse hatten, hier die Lage, das Lagebild vor 
Ort zu sehen, und mögliche Rückschlüsse für zu-
künftige Planungen da gewinnen wollten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Erstaunlicherweise haben 
Sie nach unseren Unterlagen zwei Monate später, 
am 18. Mai, den Bericht über diese Reise erhal-
ten, und zwar per Mail von Oberstleutnant W

, den wir auch schon erwähnt haben; MAT 
A BMVg-4.86 VS-NfD, Blatt 200 bis 220. In der 
Einleitung zu diesem übersendeten Bericht 
schreibt Herr W :  

Misslich ist, dass dieser Bericht 
erstellt wurde, war so nicht ange-
wiesen. 

Hat uns etwas erstaunt. Wir können ihn auch 
gerne vorlegen. Können Sie uns näher erläutern, 
was damit gemeint war? Sollte es überhaupt kei-
nen Bericht geben, und haben Sie diesen Bericht 
tatsächlich erst zwei Monate später nach dieser 
Reise zum ersten Mal gesehen? 

Zeuge Frank Rapp: Also, grundsätzlich läuft das 
so, dass wir, wenn solche Reisen stattfinden, uns 
natürlich unmittelbar danach mündlich austau-
schen, um zu erfahren: Welche sind da wesent-
liche Ergebnisse? Gibt es Verhandlungsbedarf, 
und müssen wir jetzt so was machen? - Das ist 
der Grundsatz. 

An den konkreten Bericht - - Tut mir leid. Ich 
habe auch keine Erinnerung an diesen Bericht, 
was da jetzt inhaltlich drinstand, und mir ist 
auch nicht bekannt - - Sie sagten, 18. Mai. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ja. 

Zeuge Frank Rapp: Das war ja auch schon, nach-
dem wir die Eventualfallplanung angewiesen hat-
ten, und insofern kann ich auch nichts zu seiner 
„Misslich“-Äußerung sagen. Ich weiß nicht, was 
daran jetzt - - was gemeint ist. Ich weiß nicht, 
wohin es gegangen ist, wo es nicht hätte hin-
gehen sollen. Keine Ahnung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber Sie haben dann 
doch auf diese Mail geantwortet. Können Sie sich 
an Ihre Antwort erinnern? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann darf ich sie Ihnen 
vorlegen bzw. vorhalten; MAT A BMVg-4.86 
VS-NfD, Blatt 221. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Darf ich Sie bitten, uns Ihre Antwort vorzulesen? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, ich habe geantwortet:  

Ich komme zu einer anderen 
Bewertung! Rest per TC. 

Also per Telefon.  

Weitergabe an BMI ausschließlich 
durch AA. 

Weil AA die Federführung hat und es deshalb 
zweckmäßig ist, dass das so erfolgt. 

Wie gesagt, ohne den Gesamtzusammenhang 
kann ich das nicht beurteilen, nicht bewerten. 
Ich weiß nicht, was da vorgeschlagen wurde, wo 
ich sage: „Ich komme zu einer anderen Bewer-
tung!“, als es dort gemacht wurde. Tut mir leid. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Bezieht sich dann dieser 
Satz „Ich komme zu einer anderen Bewertung!“ 
nicht auf das vorherige E-Mail des Herrn Oberst-
leutnant W , der sagt, es ist dumm, dass 
dieser Bericht - in meinen Worten - - es ist un-
sinnig, dass dieser Bericht überhaupt erstellt 
worden ist? Hielten Sie den Bericht dann für 
sinnvoll? 

Zeuge Frank Rapp: Ich sehe jetzt gerade in dem 
Betreff „Antwort: Anfrage des BMI zum KB-Be-
richt AFG“, und jetzt ist - - Ich will nicht im Be-
reich der Spekulation sein, aber es kann ja durch-
aus sein - und ich gehe davon aus, dass es so ge-
wesen ist -, dass hier ein Bericht erstellt wurde 
durch Teile dieses Kurzberatungsteams. Das ist 
ans BMI gegangen ohne jetzt Abstimmung mit 
dem Auswärtigen Amt, und deshalb habe ich 
auch geschrieben: „Weitergabe an BMI aus-
schließlich durch AA“, um hier deutlich zu ma-
chen: Halt! So sind die Zuständigkeiten, so sind 
die Abläufe. - Aber ansonsten - tut mir leid - 
kann ich da jetzt keine weiteren Aussagen zu 
machen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nur zum Hintergrund: Es 
ging ja offensichtlich darum, dass vom BMI aus 
dem Innenausschuss des Bundestages heraus er-
wartet worden ist, zu diesem Bericht Stellung zu 
nehmen, was sich aus der E-Mail des Herrn 
Oberstleutnant an Sie ergibt. Da steht nämlich - 
ich darf zitieren; das ist wieder MAT A BMVg-
4.86 VS-NfD, Blatt 200 bis 220 -: 

Herr Oberst, 

ich rufe hierzu noch durch. 

Aus diesem KB-Bericht wurde vor 
einiger Zeit in der Presse zitiert. 
Auf Zitate zur SichBedrL (S. 2 des 
Berichtes) wird das BMI wohl im 
Innenausschuß antworten müssen, 
so der VerbOffz BMVg im BMI. 

Der VO  

- Frage: Wer ist das? - 

rief mich an fragte nach, ob er den 
Bericht haben könne. 

Und dann kam Ihre Antwort. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, es ändert sich nichts an 
meiner Bewertung. Also, aus meiner Sicht kann 
der Bericht an den VO zur internen Gesprächs-
vorbereitung versendet werden. Das war ja das 
von dem W . 

VO ist der Verbindungsoffizier vermutlich. Das 
ist der Verbindungsoffizier der Bundespolizei/ 
BMI beim Krisenreaktionszentrum. 

„Weitergabe an BMI ausschließlich durch AA“, 
das ist ja dann meine Antwort gewesen, wie ge-
sagt, „über den Zuständigen“. Ich weiß jetzt 
nicht, wie die Sicherheitslage - - Ich kenne die 
Aussagen zur Sicherheitslage - - die sind nicht 
mehr präsent. Ob die so abweichend waren zu 
dem, weiß ich nicht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ohne es zu intensiv auf 
diesen Punkt zu fokussieren, darf ich wieder aus 
dem gleichen Dokument zitieren - das ist Blatt 
202 -: 

… zudem war eine Ausdehnung 
des Einflussbereiches der TLB in 
zahlreichen Provinzen zu beob-
achten. 

Und da geht es um den Zeitpunkt nach dem 
Abschluss des Doha-Abkommens. Oder weiter: 
„Sicherheitslage in AFG zwar grundsätzlich ver-
schlechtert, die internationalen Streitkräfte … 
ausgenommen.“ Es gibt ganz verschiedene Sa-
chen. 

Eine Sache ist mir noch aufgefallen. Da wird 
auch davon gesprochen, dass es auch ungeklärt 
ist zu diesem Zeitpunkt, ob die Tätigkeit inter-
nationaler Sicherheitsdienstleister, die in den 
Sicherheitskonzepten der deutschen Auslands-
vertretung, der GIZ und zahlreicher anderer west-
licher Auslandsvertretungen eine wichtige Rolle 
einnehmen, künftig eingeschränkt werden 
könnte. Da würde ich gerne noch nachfragen, 
was Sie zur Tätigkeit internationaler Sicherheits-
dienstleister im Blick auf Sicherheitskonzepte 
wissen. 

Zeuge Frank Rapp: Nichts. Tut mir leid, kann 
ich nicht beantworten. 
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Jörg Nürnberger (SPD):Vielen Dank. - Hatten 
diese Ergebnisse dieser Kurzberatung tatsächlich 
Einfluss auf die aus Ihrem Referat am 2. April 
2021 ergangene Weisung für die Erstellung einer 
Eventualfallplanung? Wobei zu erwähnen ist, 
dass diese Weisung selbst eingestuft ist, wir des-
wegen hier nicht näher auf den Inhalt eingehen 
können. Aber können Sie mir erläutern oder kön-
nen Sie das verwerfen, dass die Ergebnisse einer 
solchen Kurzberatungen tatsächlich in die Pla-
nungen mit aufgenommen wurden? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, sie sind mit aufgenom-
men, berücksichtigt worden. Weil das Personal, 
was hier dann beauftragt ist, ist im Einsatzfüh-
rungskommando, und die nehmen auch Teil an 
den Eventualfallplanungen, und insofern findet 
das Ergebnis natürlich Berücksichtigung auch in 
der Eventualfallplanung. Das heißt nicht, dass 
alles dem gefolgt werden muss, aber es wird 
selbstverständlich berücksichtigt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Im Rahmen der Evakuie-
rungskonzepte haben wir jetzt bereits mehrmals 
festgestellt, dass zumindest zu Beginn Ortskräfte 
nicht wirklich vorgesehen waren. Sie haben das 
ja auch begründet, dass es in Ihrem Auftrag da-
rum geht, Botschaftsangehörige und deutsche 
Staatsangehörige zu evakuieren. Ist dieses Thema 
in Ihrer Erinnerung nach jemals diskutiert wor-
den, und wann ist es diskutiert worden, zu wel-
chem Zeitpunkt und in welchem Umfang? Hat 
man sich darüber Gedanken gemacht, hat man 
gesagt: „Was machen wir auch mit den Ortskräf-
ten?“, oder kam das im Hinblick auf Ihren Auf-
trag nie zur Sprache und hat sich dann erst ent-
wickelt, als sich die Situation vor Ort so entwi-
ckelt hat, wie sie sich entwickelt? 

Zeuge Frank Rapp: Es hatte dort keine Rolle ge-
spielt, sondern es wurde tatsächlich erst mitbe-
trachtet durch diese Lageentwicklung dann am 
13.08. folgend, weil wir eben - - Der Auftrag - 
und ich wiederhole mich - beschränkt sich ja zu-
nächst einmal - und das ist die Grundlage für die 
Planung, die wir machen - auf die deutschen 
Staatsangehörigen bzw. berechtigte Person. 

Jörg Nürnberger (SPD): Hat dann diese nachträg-
liche Entscheidung, aus humanitären Gründen 

Ortskräfte auch mit aufzunehmen, zu Verände-
rungen an Ihren Planungen geführt, oder ging es 
dann allein um eine Änderung der konkreten 
Durchführung vor Ort? War das dann quasi die - 
Sie haben das vorhin genannt - taktische Zustän-
digkeit des eingesetzten militärischen Führers? 

Zeuge Frank Rapp: Es hat insofern Anpassungen 
gegeben, dass wir bei den eingesetzten Transport-
flugzeugen mehr Maschinen eingesetzt haben, als 
es ursprünglich notwendig gewesen wäre. An-
sonsten war das in der Umsetzung dann tatsäch-
lich auf der taktischen Ebene. Weil die Erhöhung 
der Anzahl war letztendlich natürlich ein erheb-
liches organisatorisches Problem und führte 
dazu, dass wir die Dauer der Evakuierung dann 
verlängern. 

Wenn wir nur die deutschen Staatsangehörigen 
hätten evakuieren müssen, dann hätten wir das 
natürlich schneller abschließen können. So hat es 
natürlich zeitlich länger gedauert. Es sind mehr 
Umläufe geflogen worden. Es war eine höhere 
Belastung für das Personal. So, das heißt, dass 
auch hier Anpassungen vorgenommen werden 
mussten. Diese lagen aber in der Möglichkeit des 
Einsatzführungskommandos, weil wir durch die 
Freigaben der Kräfte, die dafür eingesetzt werden 
können, so großzügig die Kräfte bemessen haben, 
dass es möglich war, diese dann auch anzupas-
sen, teilweise auch in der laufenden Operation 
auch anzupassen waren, sodass es eines ministe-
riellen Nachsteuerns dafür nicht mehr bedurfte. 
Es wäre auch zu spät gekommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank, und ich 
habe die Nachricht verstanden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht hat 
die CDU/CSU-Fraktion - das klappt bei uns bes-
tens -, Kollege Röwekamp. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Herr Oberst 
Rapp, ich möchte gerne mit Ihnen noch mal ein 
bisschen über den 13.08. sprechen. Nach unseren 
Unterlagen ist es so, dass es offensichtlich - - der 
Tag nicht begonnen hat, aber die Besprechungen 
im Zusammenhang mit der Lage in Afghanistan 
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zumindest begonnen haben mit einer Vorbespre-
chung im BMVg. Das ist MAT A BMVg-5.49 
VS-NfD, Blatt 720. 

Zumindest schreiben Sie an „Andreas 3“ - steht 
da im Empfänger -:  

Herr General, 

Inhalt Bespr am 13.08.2021 unter 
Ltg Sts Hoofe (dabei AL Pol, Ltr 
LtgStab, StvGenInsp (per TC), 
StvAL SE) unmittelbar vor Krisen-
stabssitzung AA: 

Meine Frage: Können Sie sich erinnern, dass Sie 
an dieser Sitzung teilgenommen haben? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Da wird ein 
Vorschlag von Ihnen vorbesprochen, der im 
Wesentlichen so heißt: 

… zur Verbesserung der Voraus-
setzung für eine ggf. notwendige 
MilEvakOp durch Vorausstatio-
nierung von Kräften aus dem 
KrDisp NatRKM auf dem 
durch USA gesicherten HKIA in 
Kabul: neben Entsendung KUT 
zur Verstärkung Botschaftsperso-
nal Vorausstationierung von Kräf-
ten SLE,  

 
 

um bei Bedarf in der zweiten Wo-
chenhälfte eine MilEvakOp zur 
Evakuierung von ca. 260 Personen 
(ca. 200 DEU StA, einschl. Bot-
schaftspersonal, und 60 OK AA 
zum Betrieb DEU AV; Zahlen ba-
sierten auf Angaben AA) vor Ort 
beginnen zu können, 

- Konsentierung des SE-Vor-
schlags zur aktiven Einbringung in 
nachfolgender ressortübergreifen-
der Krisenstabssitzung unter Ltg 
AA. 

Kann ich das so verstehen, dass Sie in Vorberei-
tung der Krisenstabssitzung eigentlich eine grö-
ßere militärische Vorbereitungsoperation bereits 

in Aussicht genommen hatten und in die Sitzung 
einbringen wollten? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Denn das handelt 
sich - - Erstens. Im Nachhinein bin ich - - ärgere 
ich mich über die Einstufung. Die Details, die da 
alle drinstehen, hätte man auch höher einstufen 
können. 

(Heiterkeit) 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich finde es 
okay. 

Zeuge Frank Rapp: Aber das ist exakt das, was 
ich auch im Auswärtigen Amt so vorgetragen 
habe. Das war das, was da konsentiert wurde in 
der - - Ich habe den Vorschlag an dem Morgen in-
nerhalb der Abteilung SE gemacht. Dieser wurde 
dann Grundlage der Besprechung mit den Teil-
nehmern, wie Sie vorgelesen haben, innerhalb 
des BMVg vor dem Krisenstab. Und genau diesen 
Vorschlag habe ich unterbreitet im Krisenstab. 
Also, es ist keine Abweichung. Im Gegenteil: Es 
ist nur eine Aufschlüsselung der Fähigkeiten, 
und wir trennen immer auch rechtlich den Ein-
satzverband MilEvakOp oder den Einsatz, die 
Einsatzkräfte von einem Krisenunterstützungs-
team; deshalb habe ich es extra erwähnt. Das 
Krisenunterstützungsteam wird immer an die 
Botschaft abgestellt und untersteht dem Botschaf-
ter und unterstützt den Botschafter. Es gehört 
nicht zum Einsatzverband selbst, auch wenn es 
Soldaten sind, die natürlich eng zusammenarbei-
ten; das ist ja auch das Gute daran. Aber deshalb 
sind sie immer getrennt aufgeführt. 

Die Kräfte selbst, die SLE-Kräfte, die sogenannten 
Kräfte Schnelle Luftevakuierung - wir haben ja 
ein Kräftedispositiv in Deutschland, das wir ver-
fügbar haben -, sind die Kräfte, die am schnells-
ten in ihrer Alarmierungszeit verfügbar wären, 
um eingesetzt werden zu können. Und ich habe 
deshalb die noch ergänzt in den Fähigkeiten, um 
wirklich einen soliden Footprint in Afghanistan 
auf dem Flugplatz zu haben, um reaktionsfähig 
zu sein für den Fall, dass … Aber das war exakt 
der Vorschlag. Da ist also kein - - Ich bin dann 
nicht mit weniger in den Krisenstab gegangen als 
mit dem Vorschlag. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Nein, nein, das 
wollte ich auch gar nicht unterstellen. Es ist nur 
so, dass ich das sozusagen so verstehe, dass Ihr 
konkreter Vorschlag war: Wir schicken das KUT, 
und wir schicken  Soldaten an den Flughafen 
zur Vorbereitung oder Ertüchtigung einer mög-
lichen Evakuierungsoperation. - So habe ich das 
verstanden, es sei denn - - 

Zeuge Frank Rapp: Genau. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, okay. 

Zeuge Frank Rapp: Das war auch das Ziel, um 
handeln zu können. Es war nicht die Vorent-
scheidung, wir führen eine MilEvakOp durch, 
sondern wir stationieren Kräfte vor in einem si-
cheren Umfeld, und eine Mandatierungs- - oder 
eine Evakuierungsoperation wäre dann gesondert 
zu entscheiden gewesen. Es hätte auch sein kön-
nen, die Lage beruhigt sich, und sie wären unver-
richteter Dinge wieder zurückgeflogen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. Vielen 
Dank. - Danach fand dann ja die Krisenstab-
sitzung statt. Ich hatte Ihnen eben schon mal vor-
gehalten das uns vorliegende Protokoll MAT A 
BMVg-5.49 VS-NfD, Blatt 71 f., und will Ihnen 
daraus jetzt auch noch den einen oder anderen 
kurzen Vorhalt machen. Wenn Sie es sehen wol-
len und selber lesen wollen, können Sie uns ein 
kurzes Signal geben. 

Offensichtlich wurde die Krisenstabsitzung von 
Frau Staatssekretärin Leendertse geleitet, und da 
wurde auch über die Lageentwicklung in Afgha-
nistan gesprochen, und da soll der BND ausweis-
lich dieses Protokolls Folgendes gesagt haben: 

• Lagevortrag: TLB-Führung der-
zeit kein Interesse an mil. Ein-
nahme Kabuls, aber Einfluss auf 
mil. Operationsführung der TLB 
nicht uneingeschränkt gegeben; 
Übernahme Kabuls durch TLB 
vor 11.9. eher unwahrschein-
lich. Vollständiger mil. Abzug 
der IG, diplom. Absetzbewegun-
gen oder Ausreise der AFG Eli-
ten würden Prozess beschleuni-

gen. Schutzzusage der TLB-Füh-
rung für AV, aber mglw. Nicht 
zuverlässig durchsetzbar. 

•  BND bittet um Berücksichtigung 
der eigenen LB bei Charter-
lösung ( ) 

Können Sie sich erinnern und vielleicht bestäti-
gen, dass der BND in der Sitzung diese Lageein-
schätzung gegeben hat? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, es war so. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann gibt es 
sozusagen eine weitere Aussage: AP-D. Ich kann 
Ihnen auch den Namen dazu sagen, wenn ich 
den finde. - Finde ich nicht. Doch. Frau Sigmund 
sagt dann: 

• Zeitfenster bis zum 31.08., da 
bis dahin HKIA für uns relevant. 

Können Sie sich daran erinnern, dass darüber 
gesprochen worden ist, dass bis 31.08. noch die 
Kapazitäten des Flughafens genutzt werden 
könnten für Evakuierung? 

Zeuge Frank Rapp: Das war ja der Zeitpunkt, wo 
gesagt wurde von Talibanseite, bis dahin müssen 
alle ausländischen Kräfte raus. - An den Satz 
oder diese Aussage kann ich mich nicht entsin-
nen, es wäre aber plausibel. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann gibt es 
eine weitere Ausführung von 04-L. Das ist Herr 
Ole Diehl. 

Zeuge Frank Rapp: Genau, der Krisenbeauftragte. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Der 
sagt: 

• Empfehlung, konkrete Evakuie-
rung derzeit noch nicht zu be-
schließen, aber anzustoßen und 
vorzubereiten 

• Dafür wird KUT bereits vor-
bereitet …, Ausreise Anfang 
nächster Woche. 
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• Aufgabe des KUT ist Beratung/ 
Unterstützung der AV bei Vor-
bereitung einer Evakuierung, um 
dadurch auch Kräfte freizuset-
zen, die, so lange noch möglich, 
OKV-Charter durchführen kön-
nen. 

Nun haben Sie uns ja eben berichtet, was Sie in 
der Vorbesprechung eigentlich als Vorschlag mit 
in die Runde nehmen wollten. Sehen Sie hier 
sozusagen eine unterschiedliche Vorgehensweise 
oder Vorschläge zur unterschiedlichen Vor-
gehensweise zwischen dem Auswärtigen Amt 
und dem BMVg? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Das war letztendlich 
das zusammengefasste Ergebnis auch des Krisen-
stabes. Es steht, ich weiß, im Protokoll relativ 
weit oben. Tatsächlich ist es aber das Ergebnis 
des Krisenstabes gewesen, nachdem das BMVg, 
also ich dann den Vorschlag unterbreitet habe, 
und fasst das Ergebnis des Krisenstabes zusam-
men. Und das entspricht genau dem, was wir 
vorhin hier besprochen haben: zunächst einmal 
die Vorbereitung innerhalb Deutschlands, aller-
dings noch keine formale Freigabe zur Verlegung 
der Kräfte nach Afghanistan, sondern das als eine 
gesonderte Entscheidung. - Also, insofern sehe 
ich da keinen Widerspruch. Im Gegenteil: Das ist 
genau auf dieser Linie. Es war natürlich nicht die 
Maximalposition, sofort die Freigabe zu kriegen, 
aber ich habe dargestellt, das stellte für uns keine 
Behinderung dar. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, es wird dann 
natürlich auch Ihr Redebeitrag wiedergegeben in 
dem Protokoll. Deswegen frage ich da jetzt auch 
noch mal nach. Also, es steht „BMVg“ drüber, 
aber ich vermute, dass das Ihre abgestimmte Posi-
tion gewesen ist, wer auch immer sie - Sie waren 
ja zu dritt da, wenn ich das richtig gesehen habe - 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): - vorgetragen 
hat. Da sollen Sie oder soll das BMVg vorgetragen 
haben 

• Neben KUT bestehen weitere, 
robuste Optionen - Beschluss 

hierzu müsste zeitnah erfolgen, 
wenn das window of opportu-
nity genutzt werden soll. 

Meine Frage jetzt: Kann ich darunter verstehen 
den vorher, in der Vorbesprechung, konsentier-
ten Vorschlag: „Wir schicken nicht nur ein KUT, 
sondern auch  Soldatinnen und Soldaten an 
den Flughafen“? 

Zeuge Frank Rapp: Genau, das ist mit - - Wir 
sprechen auch von robuster Evakuierung als 
Fachbegriff bei uns auch, und deshalb findet sich 
das auch wieder. Das ist tatsächlich mit Fähigkei-
ten, auch zur Durchsetzung des Auftrages. Das ist 
dann auch mandatierungspflichtig, wenn sie 
denn eingesetzt werden. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Deswe-
gen steht hier auch weiter im Protokoll:  

• Empfehlung, jetzt die Vorausset-
zung zur Durchführung einer 
Evakuierungsoperation zu 
schaffen, damit ein Kräftedis-
positiv frühzeitig vorbereitet 
und Ende nächster Woche nach 
Kabul mit umfangreichen 
Fähigkeiten  

 
 

 
 

- also offensichtlich einschließlich Ortskräfte - 

 entsandt werden kann. Entschei-
dung müsse bei diesem Zeitplan 
spätestens Montag, 16.08., ge-
troffen werden. 

Zeuge Frank Rapp: Genau. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Das gibt wieder, 
was Ihr Vorschlag gewesen ist, der von Ihnen 
vorbesprochen worden ist, wenn ich das richtig 
verstehe. 

Zeuge Frank Rapp: Genau. Deshalb war - - Also, 
wenn wir keinen Zeitverzug haben wollen, wenn 
wir also das Zeitfenster nutzen wollen, so dürfen 
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wir es nicht später als 16.08. machen, und tat-
sächlich ist es ja am 15.08. erfolgt. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. - Dann 
kommt noch weiter von Ihnen, also vom BMVg, 
offensichtlich der Vorschlag: 

• Vorschlag, heute Nachmittag 
Obleute über die Vorbereitung 
zu unterrichten, und bei Ent-
scheidung zur konkreten Durch-
führung in der nächsten Woche 
die Fraktionsvorsitzenden. 

Ich vermute, das ist auch aus Ihrer Sicht richtig 
protokolliert. 

Zeuge Frank Rapp: Also, ich glaube, das war 
Konsens in der Runde, aber ob das - - Ja, also 
ich - - Ja, das ist richtig protokolliert. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. Zu den 
konsentierten Punkten komme ich dann noch. Da 
gibt es ja operative Schlussfolgerungen am Ende 
dieses Protokolls, und da heißt es dann unter Zif-
fer 4: 

4. Entsendung eines KUT 
(AA/BMVg): derzeitiger 
Planungstand  
BMVg 

Dann heißt es: 

5. Planung und Vorbereitung 
(im Inland) zur möglichen 
Entsendung weiterer 
militärischer Kräfte 

Das verstehe ich so, dass das sozusagen am Ende 
der Vorschlag war, den Sie auch vorbesprochen 
hatten. Ist das richtig? 

Zeuge Frank Rapp: Es ging darüber hinaus, weil 
wir ja jetzt nicht nur vorbereiten das erste Kräfte-
paket, von dem ich dort gesprochen habe, um so-
fort einen Footprint zu haben in Kabul, sondern 
es ging dann darum, dass wir eine gesamte Eva-
kuierung vorbereiten in Deutschland. Das heißt, 
das umfasste noch mehr Kräfte, die wir dann ge-
plant haben oder ausgeplant haben, vielmehr 

dann das Einsatzführungskommando ausgeplant 
hat, und das umfasste dann auch eine Planung, 
die auch die Nutzung eines Gastlandes für Folge-
kräfte vorsah. Das heißt, wir haben dann weiter 
geplant, als wir den ursprünglichen Ansatz hat-
ten, zunächst einmal Kräfte vorauszustationieren. 
Parallel hätten wir dann natürlich diese Planung 
auch durchgeführt, aber das ist also nicht nur be-
grenzt auf diesen Vorschlag. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): In dem Proto-
koll werden diese von mir jetzt eben zitierten 
Diskussionspunkte alle unter der Überschrift 
„Sicherheit der AV“ - also Auslandsvertretung - 
„Lageentwicklung“ beschrieben. 

Dann gibt es einen zweiten Tagesordnungspunkt, 
der heißt „Ortskräfteverfahren, Charterflüge“. 
Dazu äußern sich BMZ, BMI und 5-B-2. Das ist 
die Quelle, die ich eben schon genannt habe. Da 
geht es jetzt um Ortskräfte. Ich möchte das noch 
mal nachfassen, weil der Evakuierungsumfang 
wurde bei Ihnen in der Vorbesprechung ja mit 
200 plus 60 angegeben. Jetzt heißt es plötzlich 
hier drunter - ich zitiere - beim BMZ: 

• Derzeit 1.100 LBs bei GIZ ange-
stellt, Potential für weitere 400-
500; jeweils zzgl. Familienange-
hörige (Faktor 5) 

• Bitte, bei Charterflügen auch 
BMZ-LBs angemessen zu 
berücksichtigen sowie auch 
mögl. zu einem späteren 
Zeitpunkt … 

Und bei 5-B-2 heißt es dann eben: 

• Nach aktuellen Regelungen ist 
inkl. Menschenrechtsverteidi-
gern u.ä. von einer Gesamtzahl 
von 11.400 Berechtigten 
auszugehen. 

Ich kann mir sozusagen dieses Gap nicht erklä-
ren. Sie reden sozusagen vor der Sitzung von 200 
plus 60. Dann kommt der Krisenstab und sagt: 
Oh, das können auch bis zu 11 400 - - Also, wenn 
man diese Zahl vom BMZ mit Faktor 5 multipli-
ziert, kommt man ja auch auf mehrere Tausend 
zu evakuierende Personen als Ortskräfte, also als 
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lokal Beschäftigte. Ist im Krisenstab irgendwie 
darüber gesprochen worden, was für eine Aus-
wirkung das auf die Evakuierungsmission hat, 
oder wäre - umgekehrt gefragt - die von Ihnen 
vorbesprochene Evakuierungsmission, also KUT 
plus 300 am Flughafen, eigentlich auch in der 
Lage gewesen, eine so umfangreiche Mission zur 
Evakuierung von Ortskräften abzubilden? 

Zeuge Frank Rapp: Alleine nicht. Mit entspre-
chendem Hintergrund ist es ja letztendlich fast so 
gelaufen. In der Durchführung sind natürlich 
noch viel mehr Maschinen Luftwaffe eingesetzt 
worden usw. usf. 

Aber um vielleicht ein bisschen Licht ins Dunkel 
bringen zu können wegen dieser Unterschied-
lichkeit EvakOp und Ortskräfte: Es ist zu dem 
Zeitpunkt tatsächlich noch unterschiedlich be-
trachtet worden. Deshalb war auch der Oberst-
leutnant A  mit dabei, weil er zuständig 
war für die Ortskräfte BMVg. Ich war zuständig 
für die Evakuierung der deutschen Staatsangehö-
rigen. Und so ist das auch zu verstehen. Deshalb: 
Es gab ja noch keinen Evakuierungsbeschluss. Es 
gab ja noch die Absicht, wenn es möglich ist, 
wenn die Sicherheitslage es noch erlaubt, mit 
Charterflügen Personal auszufliegen, und das ist 
ja unterhalb einer Schwelle einer Evakuierung. 
Es ist zu dem Zeitpunkt nicht gesprochen wor-
den, dass wir diese Ortskräfte, wenn wir sie nicht 
mit Charterflügen rausbringen, im Rahmen einer 
militärischen Evakuierungsoperation evakuieren. 
Das kam erst danach auf. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ja, vielen 
Dank. - In den Unterlagen haben wir dann die 
Weisung zur Verlegung eines Krisenunterstüt-
zungsteams an die deutsche Botschaft; das ist 
MAT A BMVg-4.87, Blatt 25 f. Da wird dann tat-
sächlich auch ans Einsatzführungskommando 
sozusagen der Auftrag erteilt, bis zu maximal  
Soldaten schnellstmöglich zu verlegen. Da ist 
jetzt von diesen  Unterstützungskräften 
für die Sicherung des Flughafens und des Flug-
betriebs nicht die Rede gewesen. Also, das KUT 
haben Sie unmittelbar - - Also, das Schreiben 
trägt das Datum 13. August 21. Das muss dann ja 
sozusagen direkt im Anschluss offensichtlich an 

die Sitzung des Krisenstabes erfolgt sein. Da schi-
cken Sie das KUT in die Spur. Was haben Sie 
denn gemacht, um diese zweite Komponente, 
also die  Soldatinnen und Soldaten, für den 
Flughafen vorzusehen, vorzubereiten? 

Zeuge Frank Rapp: Also, wir haben erstens - - 
dass diese Weisung für die Entsendung des 
KUTs - - ist natürlich die Kernweisung. Die wird 
aber ergänzt durch mündliche Einweisungen im 
Einsatzführungskommando und durch uns, und 
dort ist natürlich dem Krisenunterstützungsteam 
der Rahmen insgesamt erläutert worden: Worauf 
müsst ihr euch einstellen? Was kann auf euch zu-
kommen? Wobei muss der Botschafter unterstützt 
werden? - Und dort ist natürlich auf der Basis 
auch der vorhandenen Eventualfallplanung und 
der dann neuen Informationen, die wir bis dahin 
hatten, gesagt worden: Ihr stellt euch bitte darauf 
ein, eine solche Operation zu unterstützen, wenn 
es denn dazu kommt, und die Botschaft da zu un-
terstützen. - Und dort sind auch mehr Details be-
nannt worden, als jetzt hier in dieser schrift-
lichen Weisung herausgegeben wurde. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt sind wir am 
Ende des Fragerechts angekommen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Ich habe - - 
Nur kurz: Das wurde nur mündlich erläutert, es 
wurde nicht verschriftlicht. 

Zeuge Frank Rapp: Die Ergänzungen sind nur 
mündlich erfolgt. Das ist aber ganz normal, ist 
Standard, wenn ich eine Weisung erteile, dass es 
anschließend Lageinformationen und Einweisun-
gen gibt, wo noch mündlich ergänzende Informa-
tionen gebracht werden. 

Es ist auch nicht die Zuständigkeit des Krisen-
unterstützungsteams zur Planung dieser Evakuie-
rungsoperation, sondern diese Unterstützung des 
Botschafters im Rahmen dieses ganzen Systems. 
Sie bereiten also nicht vor die Aufnahme eines 
Einsatzverbandes. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Aber jetzt geht es 
mündlich weiter durch die Frau Kollegin Nanni 
von den Grünen. 
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
ich bin auf jeden Fall gut vorbereitet durch die 
Fragen meiner Kollegen. Ich habe hier schon 
einige Checkboxes abgehakt. Ich würde aber 
trotzdem gerne noch mal zu der 13.-August-
Sitzung zurückkommen und zu den Einschät-
zungen, die damals vorgeherrscht haben. 

Sie haben jetzt im Rückblick gesagt, dass 
dadurch, dass zwei Tage später dann die Ent-
scheidung zur Evakuierung getroffen wurde 
durch die Nichtentscheidung an dem Freitag, 
kein Schaden in der Sache entstanden ist, dass es 
keine Behinderung gab. Das heißt, es gab die - - 
Sagen wir mal so, das, was physikalisch möglich 
war am ersten frühestmöglichen Startpunkt der 
Evakuierungsmission, war auch politisch dann 
möglich. Anders gefragt: Wenn Sie am Freitag 
die Entscheidung gehabt hätten, hätten Sie dann 
schon eher evakuiert oder genauso evakuiert, wie 
es dann im Endeffekt mit der Entscheidung von 
Sonntag gekommen ist? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, wir hätten nicht eher 
evakuiert. Nach menschlichem Ermessen sage ich 
Nein. Das wäre nicht früher gewesen. 

Ob da einzelne Dinge - - Was vielleicht - - Es 
hätte etwas mehr Sicherheit in der Vorbereitung 
gegeben für die Kräfte, wenn sie von vornherein 
gewusst hätten, das ist jetzt der konkrete Auftrag 
und dafür sind die Freigaben gegeben. So war 
natürlich eine gewisse Unsicherheit am 13.: 
Wann erfolgt diese Sitzung, und wie wird sie 
ausgehen? 

Aber das hat nichts an der Ernsthaftigkeit der 
Vorbereitungen geändert, sondern die Kräfte - - 
wenn die so eine Weisung bekommen und so 
eine Information bekommen, legen - und das ist 
ein wirklicher Ehrgeiz, so schnell wie möglich 
fertig zu werden - - und das haben sie gemacht. 
Sie haben alles darangesetzt, Zeiten nach Mög-
lichkeit zu unterbieten, und nur so waren wir 
auch in der Möglichkeit - - war es möglich, tat-
sächlich die Entscheidung am 15. so schnell um-
zusetzen. 

Also, ich sehe da nicht, dass wir auf eine andere 
Weise schneller hätten sein können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, 
Ihre These ist nach menschlichem Ermessen na-
türlich, dass, auch wenn am Freitag die Entschei-
dung getroffen wäre, kein Flieger auch nur eine 
Stunde eher in Kabul gelandet wäre. 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Das - - Da sind wir jetzt 
im Bereich der Spekulationen. Das kann ich 
nicht beantworten, ob das nun ein, zwei, drei 
Stunden früher möglich gewesen wäre. Und da 
hängen - - da sind so viele Faktoren, die davon 
abhängen - - Warum auch? Zum Beispiel damit 
der - - Wir haben ja jetzt schon Verzögerungen im 
Flugbetrieb gehabt, weil zur Nutzung - - zum 
Flug der Maschinen sind immer die sogenannten 
Diplo Clearances notwendig, die Überflugrechte - 
das ist häufig ein limitierender Faktor -, damit 
wir die Maschinen überhaupt aus Deutschland in 
ein Zielgebiet bringen können. Das war auch hier 
schwierig und hat auch dazu geführt, dass wir 
die Maschinen an einem Flugplatz erst mal zwi-
schenparken und landen mussten, bevor wir 
dann alle Überflugrechte hatten, um sie weiter 
nach vorne bringen zu können. 

Und wir müssen sehen, es war ein Wochenende. 
Am Wochenende ist es auch im Ausland nicht 
unbedingt einfach, entsprechende Stellen zu 
kriegen. Also, das heißt, es sind so viele rein 
menschliche Faktoren, die da reinspielen kön-
nen. Aber ich bin der Überzeugung, dass dieser 
Ablauf, so wie er war, eine wirklich geordnete 
Vorbereitung ermöglichte, eine solide Vorberei-
tung und zu einem schnellstmöglichen Zeitpunkt 
die Kräfte verfügbar gemacht hat. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
möchte mich noch einmal einfühlen, auch in die 
Diskussionssituation. Sie hatten das ja auch ange-
sprochen: Videokonferenzformat am 13. August, 
es wird hin- und herdiskutiert, was jetzt das rich-
tige Vorgehen ist. Wir haben auch gerade schon 
das Zitat von dem BND gehört: Einnahme Kabuls 
vor dem 11.09. eher unwahrscheinlich. - Wurde 
denn in der Sitzung auch besprochen, welche 
negativen Konsequenzen eine zu spät eingeleitete 
Evakuierung haben könnte? 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 39 von 156 
 

Zeuge Frank Rapp: Sie wurden nicht ausbuch-
stabiert. Es wurde nur gesagt: Damit wir das Zeit-
fenster sinnvoll nutzen können, brauchen wir die 
Entscheidung - - sollten wir die Entscheidung 
spätestens am Montag treffen. - Es wurde nicht 
explizit ausbuchstabiert: Was heißt es, wenn wir 
sie nicht haben? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
meine jetzt gar nicht in Bezug auf den 11.09. oder 
auf das Ende der US-Präsenz am Flughafen, son-
dern auf die zu späte Evakuierung, also auf eine 
weitere mögliche Verschlechterung der Sicher-
heitslage. 

Zeuge Frank Rapp: Nein, darauf wurde nicht 
weiter eingegangen. - Ich darf vielleicht noch 
eine Sache ergänzen zum Thema „früheres Ein-
treffen in Kabul“. Die Sicherheitslage an dem 16. 
in Kabul, als die ersten Maschinen dort eintrafen, 
war so dramatisch, wie Sie aus den Fernsehbil-
dern gesehen haben, dass der Flugplatz auch gar 
nicht anfliegbar war. Er war überrannt; die Lan-
debahnen mussten erst mal wieder frei werden. 
Das führte ja auch dazu, dass die erste Maschine 
von den beiden Maschinen, die wir dort hatten, 
lange kreiste und abdrehen musste, nach Usbe-
kistan ausweichen musste, weil sie gar nicht lan-
den konnte. Erst mit der zweiten ist es dann mit 
Müh und Not gelungen, tatsächlich dort zu lan-
den. Also, das heißt, selbst wenn die fünf Stun-
den früher hätten fliegen können: Sie hätten 
nicht landen können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich bin 
noch bei der Sitzung am 13. und jetzt bei dem 
Themenkomplex, der hier auch mehrfach schon 
angesprochen wurde, nämlich die Frage der be-
rechtigten Personen. Und da würde mich neben 
dem, was wir aus den Dokumenten ja auch schon 
hier gehört haben an möglichen großen Zahlen 
und kleinen Zahlen, interessieren, wie dort die 
verschiedenen Häuser aufgetreten sind und für 
welche Lösungen sie sich eingesetzt haben und 
aus welchen Gründen. 

Zeuge Frank Rapp: Also, die MilEvakOp war zu 
dem Zeitpunkt, an dem 13., in den anderen Häu-
sern, wenn ich richtig entsinne - es sei denn, mir 
springt gleich einer in den Nacken -, noch nicht 

das Thema. Es war ja unser Vorschlag: Achtung! 
Wir sollten hier die Vorbereitung dafür treffen. - 
Sondern es ging darum, möglichst - - Und das 
war die Ausgangslage, dass man davon ausging, 
dass man auch mit Charterflügen Kabul anfliegen 
kann, um dort die Menschen ausfliegen zu kön-
nen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
das heißt, es wurde mit der Zahl 11 400 Berech-
tigten und Charterflügen mehr oder weniger nor-
mal umgegangen. Also, da gab es jetzt nieman-
den, der gesagt hat: „Aber auch das ist unrealis-
tisch“? 

Zeuge Frank Rapp: Das war von Anfang an allen 
bewusst, dass diese, wenn es zu einer militäri-
schen Evakuierung kommt - -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein, 
nein, das sage ich nicht. Es geht mir jetzt nicht 
um die MilEvak-Fragen, sondern: Sie waren ja in 
der Krisensitzung, und da wurde ja auch sicher 
darüber gesprochen, dass, da man die Ortskräfte 
nicht evakuieren will, dann die Lösung über die 
Charterflüge geht. Oder haben Sie da nicht 
drüber gesprochen? 

Zeuge Frank Rapp: Also, dort wurde natürlich 
über die Charterflüge gesprochen, und es wur-
den - - Aber im Detail kann ich mich nicht an die 
Einzelheiten entsinnen in dieser Sitzung über die 
Ortskräftemöglichkeiten; denn sie wurden immer 
mehr und intensiver besprochen in den folgen-
den Krisenstabssitzungen. 

Am 13. selbst wurden zwar diese Zahlen ge-
nannt, die man, wenn man denn Charterflüge 
machen will, berücksichtigen sollte; ansonsten 
habe ich da keine weitere Erinnerung, dass das 
noch intensiver dort besprochen wurde. Es mag 
auch daran liegen, dass ich fokussiert war auf 
meinen Beitrag. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Ja, gut, das kann ja sein. - Sie haben gerade ge-
sagt, die Sitzungen danach waren für diese Frage: 
„Ziehen wir die Ortskräfte rein in die MilEvak?“, 
von deutlich größerer Bedeutung. Können Sie 
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sich erinnern, wann genau die Entscheidung ge-
fallen ist, die Ortskräfte zum Teil der militäri-
schen Evakuierung zu machen? 

Zeuge Frank Rapp: Am 15. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Am 
15. - Und wie haben Sie sozusagen das intern 
begründet? Also, was waren die Gründe, warum 
dieser Umschwung dann stattgefunden hat? Gab 
es darüber Gespräche? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, das waren ja politische 
Gespräche, die dort im Vorfeld dann auch statt-
fanden, und es gab die Bewertung, dass man sich 
schwerlich vorstellen kann, nur deutsche Staats-
angehörige zu evakuieren und die anderen stehen 
zu lassen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Von 
wem? 

Zeuge Frank Rapp: Sie meinen, von welchem 
Ministerium, oder wie?  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau. 
Also, wer hat diese Bewertung abgegeben, wenn 
Sie sie sich selbst nicht zu eigen machen? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, es ist auch von der Lei-
tung des BMVg abgegeben worden, andere sicher-
lich auch; denn man hat sich ja sehr schnell da-
rauf geeinigt. Aber für die anderen Häuser kann 
ich jetzt nicht sprechen. Aber von der Leitung 
BMVg wurde sehr deutlich gesagt, dass man sich 
nicht vorstellen kann, dass wir jetzt nur die Deut-
schen evakuieren und die anderen Kräfte, insbe-
sondere die Ortskräfte, dort nicht evakuieren. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
finde das ganz interessant, weil Sie sozusagen zu 
jeder Sitzung die Einschätzung mit einer gewis-
sen Selbstverständlichkeit vortragen, die in dem 
Moment wahrscheinlich auch da war; aber von 
außen betrachtet ist es ja schon ein sehr, sehr 
großer Schwenk innerhalb von 24 Stunden, dass 
man erst die Ortskräfte eben explizit nicht mitbe-
denkt bei einer möglichen Evakuierungsplanung 
und dann 24 Stunden später, quasi plötzlich über 

Nacht, alle zu dem Eindruck kommen: Das ist das 
Angemessene zu tun. 

Deswegen da noch mal die Frage: Was ist denn in 
den 24 Stunden passiert? Können Sie uns viel-
leicht noch mal mitnehmen, was zu dieser dra-
matischen Änderung der Einschätzung hat füh-
ren können? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, die Lageentwicklung in 
Kabul kann ich da nur benennen. Am 15. ist Ka-
bul sozusagen gefallen, und da hat man ja auch 
den Massenandrang gesehen; aber ansonsten 
kann ich da auch nur spekulieren - und das 
möchte ich an dieser Stelle eigentlich weniger -, 
was dann zu dem Umschwenk geführt hat. 

Es war nur für uns - - Und das ist vielleicht eine 
Sache, die uns auch überrascht hat, die in der 
Zukunft natürlich nicht so überraschend käme, 
weil berechtigte Personen in unserem Verständ-
nis bis dato lediglich Ausländer waren. Wir ha-
ben immer nur die Jahre und Jahrzehnte davor 
gesprochen: Wir evakuieren deutsche Staatsange-
hörige und berechtigte Personen. - Das sind in 
der Regel auch andere Ausländer, die wir dann 
auch mitnehmen nach der Entscheidung des Bot-
schafters. Deshalb auch diese Frage „berechtigte 
Person“: Der Botschafter ist letztendlich derje-
nige, der vor Ort sagt: Die werden mitgenom-
men. - Es ist nicht die Entscheidung des Einsatz-
verbandsführers der militärischen Evakuie-
rungsoperation, wer evakuiert wird, sondern er 
evakuiert, und es wird festgelegt vor Ort durch 
den Botschafter, und da war „berechtigte Person“ 
immer in dem Verständnis, wie ich das sagte. 
Deshalb war das auch so in den Köpfen. Deshalb 
war das auch nie Teil der Eventualfallplanung, 
weil es bis dato auch nicht praktiziert wurde, 
dass wir Inländer aus einem Land heraus evaku-
ieren, siehe Saigon. Das war nie im Auftrag. In 
der Dauereinsatzaufgabe war das so nicht abge-
bildet. Es wurde zum Auftrag in dieser Lage; aber 
in dieser Dauereinsatzaufgabe war es so zunächst 
nicht abgebildet. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
Knackpunkt ist - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke schön. 
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Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Och, 
schade. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Jetzt nicht. Wir 
sind schon ein ganzes Stück drüber. - Insofern ist 
jetzt der Kollege Keuter dran. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Herr Rapp, Sie hatten gerade eben in 
der Befragung durch den Kollegen Nürnberger 
gesagt, dass Sie sich erstmals mit den Ortskräften 
beschäftigt oder um sie gekümmert haben am 
Achten. Damit meinen Sie sicherlich den 
08.08.2021, richtig? 

Zeuge Frank Rapp: Wir haben uns mit den Orts-
kräften beschäftigt im August. Ich habe mit dem 
Achten den August gemeint. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Jetzt habe ich es ver-
standen. Also im August. Prima. - Ich hatte eben 
schon mal ein Dokument angesprochen, das 
MAT A BMI-3.93, Blatt 221, aus dem ich sinn-
gemäß zitiert hatte oder zusammengefasst hatte, 
wir, also wir Deutschen, waren nicht vorbereitet. 
Ich bin dafür durch den Vorsitzenden kritisiert 
worden, möchte das aber jetzt noch mal konkreti-
sieren und damit eine Frage verbinden. Da steht 
nämlich drin bezogen auf das Alternativszena-
rio - jetzt Zitat - 

… besteht die deutliche Heraus-
forderung, dass nach Abzug der 
Bw aus AFG vor Ort keine (!) 
wesentlichen eigenen DEU Struk-
turen zur Umsetzung von OK-Ver-
fahrens für ausreisewillige OK be-
stehen.  

Und so weiter und so fort. 

Daraus hatte ich geschlossen, dass wir nicht vor-
bereitet sind. Dieses Dokument stammt allerdings 
vom 10. Juni 2021, sodass wir uns eigentlich 
zwei Monate vor dem Achten schon mit dieser 
Problematik beschäftigt haben müssten oder ha-
ben, oder? 

Zeuge Frank Rapp: Also, es wurde sich sicher-
lich mit der Problematik beschäftigt - überhaupt 
kein Thema -, aber nicht bei SE I 5, weil wir dazu 

keine Zuständigkeit haben; da gibt es andere, die 
die Zuständigkeit haben. Und für die Ortskräfte 
im BMVg ist, wie gesagt, SE II 1 zuständig; da 
haben Sie auch noch die Gelegenheit, entspre-
chende Fragen zu stellen. Aber natürlich wurde 
über einen großen Zeitraum sich damit beschäf-
tigt, welche Möglichkeiten es denn gibt. 

Stefan Keuter (AfD):Okay. - Und wenn diese In-
formationen - weil hier ziemlich genau Ausarbei-
tungen dazu gemacht worden sind und das 
Ganze auch mit sehr plausiblen Zahlen hinterlegt 
worden ist; da ist auch vom BMI, BMVg, BMZ, 
Auswärtigen Amt rückgemeldet worden, wie 
viele Personen, wie viele davon schon eine Auf-
nahmezusage etc. haben - nicht bei Ihnen ange-
kommen sind, wie war dann der Informations-
fluss innerhalb des BMVg? Würden Sie den als 
gut bezeichnen? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, für die Informationen, die 
wir benötigten, schon. Die Informationen insge-
samt zum Thema: „Ortskräfte, jetzt auch Evakuie-
rung“ liefen zusammen im Auswärtigen Amt. 
Dort wurde das ja koordiniert, und von dort 
wurde auch festgelegt, wer evakuiert werden soll 
letztendlich. 

Stefan Keuter (AfD): Gut. - Wir wechseln mal 
bitte das Thema. Ich habe noch ein anderes Ak-
tenfundstück gefunden: MAT A BMVg-5.152, 
Blatt 259. Hier geht es um eine E-Mail von 
Markus Potzel ans Auswärtige Amt, wo es darum 
geht, dass jemand berichtet, ein anderthalbstün-
diges Gespräch geführt zu haben, Name ist hier 
leider geschwärzt, Büroleiter der Taliban in 
Doha. Das Gespräch muss wohl mit Mitarbeitern 
der Berghof-Stiftung in der Residenz von Bot-
schafter Fischbach in Doha stattgefunden haben - 
das war vom 19. August 2021 -, wo berichtet 
wird, bei der Ausreise - wieder Name geschwärzt; 
ich zitiere - 

… machte die USA 

- also diese Person - 

für das Chaos am Flughafen ver-
antwortlich. Es sei unverantwort-
lich, Leuten zu suggerieren, sie 
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könnten ohne jegliche Ausweis-
dokumente auf einen Flieger in 
den Westen gelangen. 

Hier geht es also um die Thematik, welche Aus-
weispapiere mitgeführt werden müssten. Können 
Sie das so bestätigen, dass hier den USA Vorhal-
tungen gemacht worden sind, dass die wohl fal-
sche Informationen transportiert hätten? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, ist mir nicht bekannt. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. - Ist Ihnen bekannt, 
welche Regelungen deutsche Organisationen, ins-
besondere die GIZ, an ihre Ortskräfte weitergege-
ben haben, was mögliche Evakuierungen angeht? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. 

Stefan Keuter (AfD): Auch nicht. Okay. - Ich 
würde Sie dann gerne noch mal mit einem weite-
ren Aktenfundstück konfrontieren; das ist 
MAT A GIZ-3.200, Blatt 16. Hier geht es nämlich 
insbesondere darum - also, das war wie so ein 
Handlungsleitfaden für die GIZ-Mitarbeiter, die 
Ortskräfte vor Ort gedacht; ich zitiere -: 

Notfalls kommen Sie ohne Papiere 
zum Flughafen. Dort wird jemand 
sein, der Sie als GIZ-Mitarbei-
ter*in identifizieren kann - selbst 
wenn Sie gar keine Papiere haben. 

Ist das nicht eigentlich unverantwortlich, Hun-
derte von Menschen ohne Papiere zum Flughafen 
zu schicken, wo dieser - Sie haben es ja selbst ge-
nannt - überrannt worden ist? 

Zeuge Frank Rapp: Erstens. Ich weiß nicht, wann 
das geschrieben wurde, wann das passierte. Ich 
kenne - - Natürlich birgt das gewisse Risiken. 
Aber wie die GIZ jetzt mit ihren Mitarbeitern um-
gegangen ist: Tut mir leid, das kann ich beim bes-
ten Willen jetzt hier nicht bewerten. 

Aber ich weiß nur eins: Es war ständig das Bemü-
hen darum, es so gut wie möglich zu organisieren 
und tatsächlich zu verhindern, dass Personen 
zum Flughafen, zu den Gates kommen, ohne dass 
sie Aussicht haben, aufgenommen zu werden. 
Und auf der anderen Seite gab es das Bemühen, 

auch wenn Leute aus nachvollziehbaren Gründen 
keine Papiere hatten, dennoch eine Möglichkeit 
zu schaffen, wie gesagt, durch: Es gibt hier je-
manden, einen Mitarbeiter, der Ihre Identität be-
stätigen kann. Deshalb kann das funktionieren. - 
Also das heißt, das Bemühen, möglichst viele 
dann auch tatsächlich evakuieren zu können und 
dazu auch möglichst einfache Lösungen zu fin-
den und keine administrativen Hürden aufzu-
bauen. 

Stefan Keuter (AfD): Welche Lösung war das? 
Weil wenn ich mir diese Korrespondenz vorher 
auch insbesondere mit dem BMI und BMVg an-
geguckt habe, war das BMVg, gerade bezogen auf 
die eigenen Ortskräfte der Bundeswehr, ja sehr 
bestrebt, möglichst alle ins Land zu bekommen, 
wohingegen das BMI ganz klar sagte: Wir müssen 
auch gucken, dass hier Sicherheitsüberprüfungen 
stattfinden etc. - Inwieweit sind diese Sicher-
heitsprüfungen dann tatsächlich vor Ort erfolgt? 

Zeuge Frank Rapp: Also, es gab vor Ort eine 
Sichtung anhand der Informationen, die dort vor-
lagen; aber letztendlich musste das tatsächlich 
überprüft werden im Gastland und final in 
Deutschland. Erst dort konnte die tatsächliche 
Überprüfung stattfinden, wurde sie auch durch-
geführt. 

Stefan Keuter (AfD): Das heißt, es sind Menschen 
ohne Aufnahmezusage und ohne Sicherheits-
überprüfung auf die deutschen Flieger nach 
Deutschland gekommen. 

Zeuge Frank Rapp: Also, ich kann jetzt hier 
keine absoluten Aussagen dazu machen; - 

Stefan Keuter (AfD): Sind Ihnen solche Fälle 
bekannt? 

Zeuge Frank Rapp: - aber es ist so, dass hier 
diese Listen verfügbar waren, und anhand dieser 
Listen, die zur Verfügung gestellt wurden, wur-
den die Personen dann tatsächlich identifiziert 
im Rahmen der Möglichkeiten und dann nach 
Deutschland ausgeflogen.  

Stefan Keuter (AfD): Wissen Sie, wie diese Per-
sonen - -  
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: So, erstens ist das 
Fragerecht zu Ende, und zweitens bitte ich da-
rum, Fragen nicht suggestiv zu stellen, sondern 
in offener Form zu formulieren; sonst tun wir uns 
ein bisschen schwer mit unserem Prozedere. - 
Und ansonsten wechselt das Fragerecht jetzt zur 
FDP. 

Alexander Müller (FDP): Vielen Dank. - Ich 
starte noch mal mit dem Begriff der Diplomatic 
Clearance. Sie hatten eben ausgeführt, dass das 
mit ein Grund war, warum es ein bisschen länger 
gedauert hatte damals. Das ist uns damals auch 
so gesagt worden, als wir eine Sondersitzung des 
Verteidigungsausschusses hatten im Sommer und 
auch nachgefragt hatten, warum wir später unter-
wegs waren. Da ist uns auch gesagt worden: Die 
Diplomatic Clearance hat länger gedauert. - Ich 
verstehe das. Es sind militärische Luftfahrzeuge, 
die haben Waffen an Bord; da dauert das ein biss-
chen länger. 

Aber wie ist denn da die internationale Praxis, 
wenn jeder weiß, dass wir dort eine humanitäre 
Notlage haben? Das ging ja durch alle Nachrich-
ten. Also, ich habe jetzt noch mal recherchiert: 
In der „tagesschau“ am 13.08. abends war es 
Thema Nummer eins, die Situation in Kabul. 
Also, jeder wusste, was dort los ist. Wartet man 
dann wirklich zwei bis drei Tage, bis man eine 
Genehmigung bekommt? Machen das die Ameri-
kaner auch so, wenn die zu so einer Mission ge-
hen, dass sie dann drei Tage abwarten, bis sie die 
Erlaubnis kriegen, oder sagen die nicht - - also, 
das ist doch gelebte Praxis, dass man dann sagt: 
In zwei Stunden kommt ein Luftfahrzeug von 
uns, das kommt an der Koordinate X über Ihre 
Grenze, fliegt an der Koordinate Y wieder raus. 
Wir müssen uns beeilen. - Oder wartet man da 
tatsächlich ab, bis man so eine Genehmigung be-
kommt? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, man wartet ab, bis man 
die Genehmigung bekommt. Es gab einen Fall, da 
haben wir nicht abgewartet. Das war bei der mili-
tärischen Evakuierung in Libyen; aber das war, 
wie das Verfassungsgericht ja festgestellt hat, 
auch eine MilEvakOp nachher. Aber da sind wir 
in das Einsatzland ohne Diplo-Clearance einge-

flogen, aber unter der Annahme der stillschwei-
genden Duldung. Ansonsten wird das nicht ge-
macht. 

Selbstverständlich bekommen wir jedes Mal und 
sind wir abhängig von den Diplo-Clearances. 
Und im Standardverfahren dauert eine solche 
Diplo-Clearance - - kriegen Sie die nicht unter 
14 Tagen oder länger, insbesondere wenn es um 
Gefahrgut und solche Sachen geht. Da ist das 
schon mit Lichtgeschwindigkeit, wenn Sie die in 
zwei Tagen kriegen. Und wir haben auch schon - 
und das haben wir ja mit den A400M gemacht - - 
wir sind ja losgeflogen, ohne dass wir alle Diplo-
Clearances auch von der Flugroute hatten und 
sind dann zwischengelandet, um das abzuwar-
ten. Dann hatten wir sie und konnten weiterflie-
gen. Und es wird zum frühestmöglichen Zeit-
punkt, weil das eben bekannt ist als Problem, 
sich drum gekümmert, auch von Luftwaffenseite 
aus, um solche Diplo-Clearances zu kriegen, auch 
Diplo-Clearances durchaus optional: Wenn Land 
A nicht geht, vielleicht können wir über Land B 
fliegen, und wir versuchen parallel, die Diplo-
Clearances zu kriegen, um alle Möglichkeiten 
auszuschöpfen, das zu machen. 

Dass andere Länder da vielleicht anders vorge-
hen, mag sein. Bei uns sind die rechtlichen Be-
dingungen so, wie sie sind. Wir fliegen nur mit 
vorhandenen Diplo-Clearances. 

Alexander Müller (FDP): Gibt es da keine inter-
nationalen Abkommen, dass man sich miteinan-
der verständigt in ganz besonderen Lagen, wirk-
lich humanitären Notlagen, wo es wirklich eilt? 
Ich kann es einfach nicht glauben, dass man 
dann einfach 48 Stunden wartet, bis man helfen 
kann. Es muss doch irgendwelche Verfahren ge-
ben international. 

Zeuge Frank Rapp: Es gibt keine internationalen 
Abkommen dazu, nicht dass mir welche bekannt 
wären; sonst würden wir sie auch nutzen. Was 
wir natürlich machen, ist, dass wir sehr schnell 
sehr hoch eskalieren in diesen Fragen, und zwar 
dann auch unter Einschluss des Auswärtigen 
Amtes, der Botschaften und, wenn es sein muss, 
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bis zur Kanzlerin damals, um auf höchsten Ebe-
nen Einfluss zu nehmen, um diese formalen Pa-
piere zu bekommen. 

Alexander Müller (FDP): Okay. Vielen Dank da-
für. - Dann ist uns eins aufgefallen, und zwar zi-
tiere ich da aus MAT A BMVg-4.878, Blatt 292. 
Da hat der Generalinspekteur am Morgen des 
17. August diverse Fragen an Ihr Referat gestellt, 
die uns schon merkwürdig vorkamen. General 
Zorn fragte damals: 

Wie sieht unser grds Kräftedispo-
sitiv Evakop aus, haben wir zu 
Hause noch Kräfte. Ich brauche 
eine graphisch [sic!] Übersicht. 

Wie setzt sich konkret das IST 
Dispositiv zusammen. Wer ist mit 
wem und welchem Mat wo, Gross-
gerät, Eigenbeweglichkeit … 

Wie war der zeitliche Ablauf der 
bisherigen Operation. 

Wenn am 13.08. der Krisenstab getagt hat und am 
15.08. die Entscheidung fiel, dann ist es schon 
verwunderlich, wenn am 17.08. solche Fragen 
kommen. Können Sie sich das erklären? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. Erstens. In der Anfangs-
zeit war der Generalinspekteur nicht vor Ort, 
sondern der stellvertretende Generalinspekteur 
hat ihn vertreten, und der Generalinspekteur 
wurde nur mündlich auf dem Laufenden gehal-
ten jeweils. Er ist dann an dem Wochenende zu-
rückgekehrt und ist dann in der Folgewoche oder 
am 15. auch entsprechend eingestiegen und 
wurde auch mit schriftlichen Unterlagen ver-
sorgt. Und hier ist es einfach eine Unterstützung. 
Natürlich kennt er diese Sachen im Prinzip; aber 
hier geht es nicht nur um „im Prinzip“, sondern 
auch um die Genauigkeit, und hier bekommt er 
Tischvorlagen einfach zur Verfügung gestellt, wo 
das genau aufgeschlüsselt ist, welche Kräfte wir 
grundsätzlich haben, und zwar plakativ, um da-
mit eben auch Obleuteunterrichtungen, Presse-
gespräche usw. machen zu können anhand 
schnell verfügbarer, grafisch aufbereiteter Infor-
mationen.  

Und so haben wir auch täglich grafisch aufberei-
tet in der tatsächlichen Lage: Wo befinden sich 
welche Kräfte? Und zwar ging es da nicht nur 
darum: Wo befinden sie sich im Einsatzland? Da 
war auch: Im Einsatzland, im Gastland, in 
Deutschland? Wer ist noch am Standort? Wer ist 
in Bereitstellungsräumen in Deutschland, wird 
verfügbar gehalten? 

Es gab eine Vielzahl von Kräften und Orten. Und 
es dient einfach dazu, um Sicherheit zu haben, 
um hier keine unpräzisen Aussagen zu machen. 
Und diese Dinge haben wir ihm einfach aufberei-
tet. Aber selbstverständlich war er da, war über 
all diese Infos, mündlich zunächst einmal und 
dann auch schriftlich, als er vor Ort war, infor-
miert. 

Alexander Müller (FDP): Okay. - Sie hatten auch 
von der grafischen Aufbereitung gesprochen. Die 
haben wir auch gefunden. Das ist MAT A BMVg-
5.09, Blatt 6. Dort ist auffällig - - Da geht es auch 
um die Informationen von der DKOR aus 
Washington, von Frau Haber, die in Ihrem Haus 
wohl am 9. August eingegangen ist, und zwar nur 
auf Nachfrage, so heißt es dadrauf. Können Sie 
erklären, wie das mit diesem nur „auf Nachfrage“ 
vor sich ging? Wer hat da bei wem nachgefragt? 
Wissen Sie das noch? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, das weiß ich nicht. Wir 
haben das selbst im Referat erst am 11. bekom-
men. Deshalb: „Was davor gewesen ist?“, keine 
Ahnung, wie das zustande gekommen ist. 

Alexander Müller (FDP): Okay. Dann habe ich in 
dieser Runde keine Fragen mehr. 

Zeuge Frank Rapp: Herr Vorsitzender, wenn Sie 
mir erlauben, wegen der Ortskräfte und den Zah-
len und den Listen, wenn ich vielleicht eine er-
gänzende Anmerkung machen darf. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bitte schön. 

Zeuge Frank Rapp: Wir haben ja auch das Defizit 
erkannt in der Aufbereitung dieser Evakuierungs-
operation: die verschiedenen Häuser, die ver-
schiedenen Gruppen, das Personal, dass wir ver-
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schiedene Listen mit verschiedenem Aktualitäts-
datum hatten, dass das suboptimal war, um das 
mal vorsichtig auszudrücken. Wir haben in der 
Vorbereitung - dummerweise ist auch das ein Be-
schaffungsvorgang in der Bundeswehr, der bald 
die zehn Jahre sprengt - das sogenannte Krisen-
vorsorgeinformationssystem Bund, eine web-
basierte Anwendung, die genau das zukünftig 
verhindern kann, weil da alle Beteiligten unmit-
telbar in Echtzeit darauf zugreifen können, wir 
haben nur noch eine Liste, die online geführt 
werden kann, die dann auch verfügbar ist - Inter-
net-basiert - im Einsatzland, in Deutschland. Und 
das ist nur eine Facette, was dieses System dann 
tatsächlich mit sich bringt, um gerade für solche 
Situationen viel schneller verlässliche Grund-
lagen verfügbar zu haben.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das ist auch eine 
sehr interessante Information, muss ich sagen; 
darüber müssen wir mal ein bisschen nachden-
ken. 

Ich möchte jetzt gerne für fünf Minuten unterbre-
chen und die Obleute zu mir bitten und die ande-
ren bitten, in fünf Minuten wieder zurück zu 
sein, da wir die Sitzung dann auch gleich fort-
setzen. 

(Unterbrechung von  
14.35 bis 14.38 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Abstimmungen mit den Obleuten 
sind immer eine richtige Freude, und deswegen 
kann ich Ihnen sagen, dass wir versuchen, die 
Runde mit dem Zeugen Rapp abzuschließen, be-
vor wir unterbrechen für die Wahlen. Die Wahlen 
finden um 15.30 Uhr statt. Das heißt, so in der 
Ecke müssten wir unterbrechen. Unter freund-
lichem Hinweis auf die Redezeiten, die nicht 
ausgeschöpft werden müssen und nicht ausge-
schöpft werden sollten, damit wir das schaffen, 
würde ich jetzt versuchen, in der Ihnen bekann-
ten Reihenfolge die nächste Runde einzuläuten. 
Da war eben Einverständnis darüber, dass wir so 
verfahren. - Dann hat als Erstes die SPD-Fraktion 
das Wort und der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank für die Hin-
weise. Wir werden uns selbstverständlich nach 
Ihnen richten und unser Zeitkontingent um 
22,5 Prozent reduzieren, damit wir genau bis 
15.30 Uhr hinkommen. 

Sehr geehrter Herr Zeuge, nachdem Mitte April 
21 der neugewählte US-Präsident Biden den end-
gültigen Abzug der alliierten Truppen bis zu die-
sem sehr symbolhaften 11. September angekün-
digt hat, und zwar im gleichen Jahr, wurden auch 
für den deutschen Abzug die Voraussetzungen 
viel klarer. Sie waren Teil der sich am 14. April 
2021 konstituierenden strategischen Planungs-
gruppe Tiger. Ist das richtig? 

Zeuge Frank Rapp: Der Name Tiger sagt mir jetzt 
ehrlich gesagt gar nichts. 

Jörg Nürnberger (SPD): Tiger-Team, um ganz 
genau zu formulieren. 

Zeuge Frank Rapp: Tiger-Team. Ach so, okay. Ja, 
das ist so ein Arbeitsbegriff. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Raubtieren begeg-
nen wir jetzt ständig bei diesen Untersuchungen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Manchmal haben sie Ket-
ten, manchmal haben sie keine Ketten. - Die Pla-
nungsgruppe Tiger sollte abteilungsübergreifend 
agieren und war insbesondere für die Rückverle-
gung der deutschen Kräfte aus Afghanistan zu-
ständig. Das ergibt sich aus einer Vorlage an die 
Ministerin vom 24. April, MAT A BMVg-4.76 VS-
NfD, Blatt 4 bis 14. Welche Absprachen hat es im 
Rahmen dieser Planungsgruppe gegeben? Zu wel-
chen Ergebnissen kam diese Planungsgruppe? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, diese Planungsgruppe 
müsste gewesen sein unter Federführung FüSK, 
Strategie und Einsatz III 4, wenn ich das richtig 
in Erinnerung habe, für Logistik zuständig. Und 
den Kameraden werden Sie ja heute auch noch 
erleben hier. 

Ich persönlich habe nur sporadisch teilgenom-
men, sondern es war mein Referent, der für Spe-
zialkräfte Heer zuständig war, der regelmäßiger 
teilgenommen hat. Und hier ging es tatsächlich 
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um die Planung der Rückverlegung der deut-
schen Kräfte in verschiedenen Optionen, je nach-
dem, wie viel Zeit verfügbar ist und was das für 
Auswirkungen hat auf die verschiedenen Mög-
lichkeiten des Handelns. 

Jörg Nürnberger (SPD): Danke sehr. - In einer von 
ihnen gezeichneten Vorlage an die Ministerin 
vom 28. April - Sie sehen, wir gehen ein bisschen 
chronologisch vor - wird der erweiterte Einsatz 
von Spezialkräften der Bundeswehr vorgeschla-
gen; MAT A BMVg-4.372 VS-NfD, Blatt 62 bis 66. 
Am Ende sollte dadurch einerseits ein Mehrwert 
für die kritische Schlussphase des Abzuges - also, 
wir reden ja immer noch über Resolute Support 
Mission - und andererseits eine Verbesserung des 
nationalen Risiko- und Krisenmanagements er-
zielt werden, dies insbesondere durch den Ein-
satz von Verbindungs- und Unterstützungskräf-
ten. Können Sie zunächst einmal diesen Begriff 
und was genau dahintersteht, erläutern? Und was 
war die Rolle der Spezialkräfte dabei oder sollte 
die Rolle der Spezialkräfte sein? 

Zeuge Frank Rapp: An den Vorgang selbst kann 
ich mich jetzt nicht im Detail entsinnen. Es ist 
auf jeden Fall so, dass wir gesagt haben: Wir wol-
len auch nach Beendigung des Spezialkräfteauf-
trags - und der wurde ja beendet im April des 
Jahres, Ende April - noch eine Spezialkräfte-
expertise vor Ort behalten, um den Kommandeur 
deutsches Einsatzkontingent beraten zu können 
und unterstützen zu können, und zwar auch auf-
grund folgender Rahmenbedingung: Sie entsin-
nen sich an den Anschlag auf das deutsche Kon-
sulat in Masar-i-Scharif. Dort waren die Spezial-
kräfte auch eingesetzt, eben in einer Beratungs-
funktion und auch tatsächlich körperlich vor Ort 
mit kleinen Elementen, die dort aber eine wich-
tige koordinierende Rolle wahrgenommen haben. 
Und hier ging es darum, tatsächlich auch den 
Kommandeur deutsches Einsatzkontingent zu be-
raten und auch, falls notwendig, die Beziehun-
gen, die noch bestanden in den Bereich der Spe-
zialkräfte der Afghanen, ebenfalls nutzen zu kön-
nen, um in kritischen Lagen reagieren zu können. 

Und darüber hinaus ist es im Rahmen des 
NatRKM, sollte es dort zu Geisellagen oder Eva-
kuierungslagen kommen, natürlich immer besser, 

wenn man ein eigenes Element bereits vor Ort 
hat. Ich vermute, dass das damit gemeint war, der 
Vorgang, was wir vorgeschlagen haben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Man kann dann aus einer 
weiteren Vorlage - MAT A BMVg-5.118 VS-NfD, 
Blatt 492 bis 495 - entnehmen, dass dieser Ein-
satz nicht erfolgt ist. Die Argumentation, die dort 
genannt wird, ist: weil der Schutz der Auslands-
vertretung in einem internationalen Rahmen er-
folgen sollte. 

Zeuge Frank Rapp: Okay. Dann ziehe ich den 
ersten Beitrag zurück. Der Beitrag war richtig; 
aber es bezog sich nicht darauf, sondern es ging 
darum, dass wir ein Team an die Botschaft brin-
gen wollten, und zwar - abgestimmt auf Arbeits-
ebene, auch mit dem Auswärtigen Amt -, dass 
durchaus beide den Mehrwert gesehen haben, 
wenn dort eine geringe einstellige Zahl von Spe-
zialkräftepersonal an der Botschaft wäre, um dort 
den Botschafter beraten zu können, unterstützen 
zu können und in enger Zusammenarbeit mit der 
Bundespolizei dann dort zu unterstützen. Dieses 
Ansinnen wurde dann aber auch besprochen 
zwischen BMVg und Auswärtigem Amt. Auf Lei-
tungsebene wurde vonseiten des Auswärtigen 
Amts gesagt, dass dieses nicht notwendig sei. 
Deshalb ist es nicht zum Einsatz dieses Personals 
gekommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Da deckt sich Ihre Erin-
nerung mit MAT A BMVg-5.125 VS-NfD, 
Blatt 105 bis 107, wo der Einsatz abgelehnt 
wird. - Aber Sie haben dann selbst noch mal im 
Juli nachgefragt, dass das sinnvoll gewesen wäre. 

Zeuge Frank Rapp: Ja, wir haben noch mal einen 
zweiten Versuch gestartet, ob es nicht vielleicht 
doch sinnvoll sein könnte. Jetzt haben wir ein 
bisschen Zeit verstreichen lassen, um noch mal 
einen neuen Anlauf zu machen, der allerdings 
auch nicht erfolgreich war. 

Jörg Nürnberger (SPD): Und auch hier war die 
Ablehnung dadurch, dass das AA seine Zustim-
mung verweigert hat. 

Zeuge Frank Rapp: So spielt das Leben. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Retrospektiv betrachtet 
im Hinblick auf die tatsächlich erfolgte Evakuie-
rungsmission: Hätte ein derartiger Truppenein-
satz frühzeitig, auch wenn er in einem kleinen 
Umfang gewesen wäre, einen positiven Beitrag 
zur Ausgestaltung der Evakuierungsmission leis-
ten können, oder hätte er ihn geleistet? Nach 
Ihrer militärischen Erfahrung. 

Zeuge Frank Rapp: Jetzt komme ich wieder zum 
Anfangsstatement von vor zwei Stunden. Nee, so 
ähnlich habe ich es nicht gesagt: Besser haben als 
brauchen. Ja, es wäre natürlich gut gewesen, 
wenn wir dort Expertise vor Ort gehabt hätten. 

Jörg Nürnberger (SPD): Zweiter und letzter The-
menkomplex, um meine eigene Vorgabe einhal-
ten zu können: April 2021; MAT A BMVg-4.372 
VS-NfD, Blatt 62 bis 66. Dort wird vorgeschla-
gen - und das war vielleicht das, was Sie vorhin 
erwähnt haben - ein Beratungselement im Be-
reich Nord von  auf  Soldaten aufzustocken 
und ein robustes Verbindungselement zu den 
von mir bereits mehrfach erwähnten afghani-
schen Spezialkräften zu verstärken. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Bezieht sich Ihre Erläute-
rung von vorhin auf diesen Punkt? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, genau. 

Jörg Nürnberger (SPD): In dem Zusammenhang 
stellt sich mir eine Frage, dass wir bereits aus 
Presseveröffentlichungen wissen, dass es einen 
gewissen Sprachmittler Herrn Z. A. gibt, der vom 
Mai 2021 bis Ende Juni 2021 beim Einsatzver-
band 3 als Berater auf Honorarbasis tätig gewesen 
ist, obwohl er eigentlich aber auf einer ISAF-
Sperrliste gestanden war. Diese Person wurde 
nach unseren Informationen trotz Sicherheits-
bedenken von der Bundeswehr aus Kabul eva-
kuiert. 

Bereits im Juni 2021 hatte dieser Fall aber auch 
Ihre Nachbarunterabteilung SE II erreicht. Der im 
BMVg für das Ortskräfteverfahren zuständige 
Oberstleutnant F  B  warnte seinen Un-
terabteilungsleiter Faust vor einer Aufnahme von 

A. In diesem Mailverkehr - ich beziehe mich auf 
MAT A BMVg-4.255 VS-NfD, Blatt 194 bis 209 - 
wird davon gesprochen, dass der Gesamtzusam-
menhang geneigt ist, disziplinare Ermittlungen 
gegen den verantwortlichen Führer des KSK ein-
zuleiten. - Wann haben Sie von diesem Fall und 
haben Sie überhaupt von diesem Fall Kenntnis 
erlangt, bereits im Juni damals oder zu einem 
späteren Zeitpunkt? 

Zeuge Frank Rapp: Also, ich habe auch durch 
die Presse natürlich davon was mitbekommen, 
dass da irgendwas war; aber ich konnte konkret, 
auch unter dem Namen, nichts zuordnen. Und 
die Details dazu sind auch tatsächlich erst im 
BMVg aufbereitet worden, nachdem ich versetzt 
wurde. Ich war gar nicht mehr Referatsleiter; 
also, deshalb kann ich dazu auch gar nichts wei-
ter sagen. 

Ich habe bei der Evakuierung selbst - - Konkret 
kann ich nicht - - Da habe ich nicht zu Einzelper-
sonen da das nachverfolgt. Ich habe mal gehört 
irgendwo, angeblich soll es irgendeine Unregel-
mäßigkeit gegeben haben; aber mehr weiß ich 
auch nicht. Weder den Namen noch den Zusam-
menhang wusste ich. 

Jörg Nürnberger (SPD): Können Sie uns dennoch 
grundsätzlich mal erläutern, unter welchen Rah-
menbedingungen die Spezialkräfte der Bundes-
wehr bei solchen Einsätzen im Ausland Berater 
aus diesem jeweiligen Einsatzland auf Honorar-
basis anstellen und für welche Tätigkeiten. Hier 
wurde ja von Sprachmittlern gesprochen; aber 
ein Honorar von 4 500 US-Dollar im Monat dafür 
erscheint auf den ersten Blick eher überraschend 
hoch. 

Zeuge Frank Rapp: Kann ich so jetzt nicht beant-
worten. Ich weiß nur, dass die Vertragsgestaltung 
Aufgabe der Wehrverwaltung ist und dass durch 
die Wehrverwaltung das Personal bereitgestellt 
wird. Was sich da sonst an weiteren Dingen ab-
spielt, kann ich nicht sagen. Da wäre sicherlich 
das Einsatzführungskommando der bessere An-
sprechpartner, die konkret für die Führung dieser 
Kräfte zuständig sind und die auch über eine ent-
sprechende Verwaltungsstelle verfügen. Aber, 
wie gesagt, das KSK selbst macht diese Verträge 
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nicht und stellt sie auch nicht direkt ein, sondern 
es wird über die Wehrverwaltung gemacht. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ist das KSK dann in der 
Lage, die Notwendigkeit der Einstellung solcher 
Personen zu fordern, zu beauftragen, anzufor-
dern? Weil es muss ja tatsächlich eine Motivation 
geben, so einen Menschen - -  

Zeuge Frank Rapp: Den Bedarf artikulieren sie 
natürlich gegenüber der Wehrverwaltung: Wir 
haben einen Bedarf dafür, dafür, dafür. Bitte 
stellt uns das Personal bereit. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. Ich glaube, 
meine Zeit ist insoweit vorbei. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vorbildlich. Es 
wechselt zur Union, zum Kollegen Röwekamp. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Herr Oberst 
Rapp, ich habe noch drei kurze Fragen, die ich 
ansprechen wollte. Noch mal zur Zahl der sozu-
sagen zu evakuierenden Personen und der Vor-
gaben. Sie haben ja gesagt, in der Sitzung des 
Krisenstabes am 13.08. war das jetzt für den Teil 
„militärische Evakuierung“ kein Thema; so habe 
ich das vorhin verstanden. Ich würde dem Zeu-
gen gerne einen stillen Vorhalt machen, Herr 
Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das bedeutet, dass 
Sie das in der Form tun, dass es nicht eingesehen 
werden kann. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Genau. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Genau. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Wir können 
unter die Balustrade gehen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Der Zeuge bitte 
auch.  

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Und zwar ist 
das Seite 442 von 03/22.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Es geht darum, 
dass das nicht eingesehen werden kann von der 
Tribüne und auch von sonst nirgends.  

(Dem Zeugen werden 
unterhalb der Zuschauer-

tribüne Unterlagen 
vorgelegt - Der Zeuge und 

OTL i. G. Peter Röllig 
(BMVg) lesen in diesen 

Unterlagen) 

Während Sie das machen, lese ich fürs Protokoll 
noch mal die Tagebuchnummer vor: Das ist 
03/22 Geheim Anlage 1, Seite 434.  

Das „still“ bezieht sich übrigens bitte auch auf 
das, was dort stattfindet. Die Antwort soll dann 
wieder öffentlich gegeben werden. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Meine Frage ist 
dazu: Können Sie diesen Vorgang zeitlich einord-
nen, und verändert das Ihre Aussage zu der 
Frage, wann erstmalig über die auch militärische 
Evakuierung von Ortskräften gesprochen wurde? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. - Ja, ich kann es einord-
nen. Es war letztendlich in Vorbereitung der 
Herausgabe des Papiers, was am 10. August pas-
sierte. Aber an welchem Tag genau, das weiß ich 
nicht; aber vor dem 10. August, in der Woche da-
vor ist das passiert. Und es hat zu keiner Ände-
rung geführt; denn die Frage, die dort artikuliert 
ist, ist mit Nein zu beantworten. Also, es wurde 
nicht berücksichtigt. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. Vielen 
Dank. - Dann springe ich jetzt noch mal zum 
13. August, also drei Tage später, zu dem Tag, wo 
der Krisenstab ja das erste Mal zusammengekom-
men ist. Danach hat es eine Obleuteunterrichtung 
gegeben, und für diese Obleuteunterrichtung ha-
ben Sie - auf MAT A BMVg-5.04, Blatt 84 - an 
den Stellvertreter des Generalinspekteurs einen 
Vermerk adressiert, und aus dem würde ich 
gerne zitieren. Da heißt es:  

Vorbemerkung: Absicht OU war 
bisher: allg. Information an Ob-
leute, keine Details! Die nachfol-
genden Details sind sensitiv und 
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sollten nach Möglichkeit (zu die-
sem Zeitpunkt) nicht weitergege-
ben werden. Allgemeine Einlas-
sung: BMVg prüft und plant aus 
und bereitet vor Optionen militä-
rischen Handelns! 

Wie ist das gemeint gewesen? Was sollten die 
Obleute eigentlich nicht erfahren? 

Zeuge Frank Rapp: Also, das ist natürlich ein in-
terner Schriftverkehr. Um das anzusprechen: Ich 
habe ja aus meiner siebenjährigen Referatsleiter-
zeit auch einige Erfahrung, wie mit Informatio-
nen umgegangen wird. Und die eigentlichen Wei-
sungen, die wir erteilt haben, haben wir nicht 
umsonst hoch eingestuft, weil es insbesondere 
vor Durchführung von Operationen sehr sensibel 
ist, wenn bestimmte Informationen vielleicht an 
die Öffentlichkeit gelangen. Deshalb habe ich 
einfach darum gebeten, möglichst sensibel mit 
diesen Informationen umzugehen. Ich habe nur 
auf den Umstand hingewiesen. Es obliegt natür-
lich dem Generalinspekteur oder Stellvertreter 
oder wem auch immer der Leitung, das zu igno-
rieren, hätte ich fast gesagt, und zu sagen: Ja, aber 
aus den und den Gründen ist das wichtig und 
notwendig. - Es ging mir tatsächlich um den 
Schutz der Operation. 

Und um nicht Ihre Fragezeit einzuschränken: 
Aber ein Beispiel, wie es schlecht gelaufen ist, 
war, dass sehr frühzeitig der Einsatz von Hub-
schraubern in der Presse stand, bevor diese ver-
legt wurden, eine Fähigkeit, die sehr sensibel 
war, und das ist bei solchen Operationen nicht 
unbedingt förderlich. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. Dass wir 
das vielleicht ein bisschen anders sehen, - 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): - lasse ich jetzt 
mal so dahingestellt. - Ich würde gerne noch mal 
auf den Vorgang zurückkommen, den der Kollege 
Nürnberger eben schon mit Ihnen erörtert hat, 
nämlich die Entsendung von  Personen des 
KSK nach Kabul im Juli 2021, wo Sie eine Mi-
nistervorlage geschrieben hatten und dann eben 
die Mitteilung bekamen, es soll zunächst nicht 

weiterverfolgt werden. Dann gab es den zweiten 
Anlauf. Das ist noch mal MAT A BMVg-5.125, 
Blatt 105 und 106. Da steht unter der Ziffer 5: 

Ausgehend von Ihrem Gespräch 
mit Herrn BM AA, der in diesem 
äußerte, dass … 

eine Entsendung der Spezialkräfte - übersetze ich 
jetzt mal - 

nicht notwendig sei, wurde 
EinsFüKdoBw 

- Einsatzführungskommando - 

angewiesen, die vorbereitenden 
Maßnahmen zur Entsendung … 
einzustellen …  

Nachgang wurde Referatsleiter AA 
040 (KRZ) informiert und ihm 
durch Referatsleiter SE I 5 mitge-
teilt, dass die Entsendung nicht 
weiterverfolgt wird. Dieser zeigte 
sich irritiert angesichts der Einlas-
sung seines Ministers ... 

Deswegen wollte ich noch mal konkret nachfra-
gen: Ist diese ganze Aktion, also Ihr Vorschlag: 
„Wir schicken schon mal Spezialkräfte an die 
Botschaft“ - im Juli ist das ja gewesen -, am Ende 
nach Ihrer Information an dem persönlichen Wi-
derstand des Außenministers gescheitert? 

Zeuge Frank Rapp: So wie sich mir die Lage dar-
gestellt hat, kann ich es nur wie folgt sagen: Auf 
der Arbeitsebene waren wir uns mit dem Krisen-
reaktionszentrum einig, dass es Sinn macht. Und 
deshalb - und das zeigt ja seine Reaktion - ist 
auch verständlich, dass er überrascht war, dass 
dem Ansinnen nicht gefolgt wurde. Das sind die 
Fakten. Wer auf welcher Ebene wen beraten hat 
innerhalb des Auswärtigen Amtes und wer letzt-
endlich die Entscheidung dazu - - kann ich nicht 
sagen. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Aber die Aus-
sage, die Sie wiedergegeben haben, die stimmt? 

Zeuge Frank Rapp: Die stimmt. 
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Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Also, der Mit-
arbeiter hat Ihnen mitgeteilt, er sei verwundert, 
dass der Bundesaußenminister das sozusagen 
anders gehandhabt habe. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. - Mein 
letzter Punkt geht dann noch mal um die Frage 
der Evakuierungslisten. Sie haben ja eben schon 
was dazu gesagt, dass es irgendwie nicht die eine 
Liste gab und dass man daran arbeitet, dass das 
in Zukunft anders sei. 

Jetzt meine konkrete Frage. Nach unseren Infor-
mationen ist es ja so, dass die Feldjäger die Per-
sonen, die dann evakuiert werden, identifizieren 
müssen anhand von Listen. So ist uns das hier 
zumindest geschildert worden, auch von Be-
troffenen, die gesagt haben, sie wurden abgewie-
sen - - oder ein Betroffener sagte, er wurde ab-
gewiesen, weil er nicht auf der Liste gestanden 
habe. Jetzt noch mal meine konkrete Frage: Bei 
der Durchführung der Evakuierung mit militä-
rischer Operation, woher kommen diese Listen, 
und was ist die Aufgabe der Bundeswehr, um 
sicherzustellen, dass dann entsprechend die be-
rechtigten Personen auch tatsächlich evakuiert 
werden? 

Zeuge Frank Rapp: Also, in der heilen Welt kom-
men sie nur von einer Stelle, nämlich aus dem 
Auswärtigen Amt. Aus dem Krisenreaktions-
zentrum werden sie runtertransferiert an die 
Botschaft und von dort aus weiterbehandelt. Ich 
kann nicht ausschließen, dass nicht irgendwel-
che Nebenströme waren; weiß ich nicht; ich habe 
keine Informationen dazu, weder positive noch 
negative; weiß ich nicht. Auf jeden Fall kann 
man nur festhalten, dass da scheinbar verschie-
dene Listen, weil sie vielleicht auch verschieden 
datiert waren, verfügbar waren und dass das 
Schwierigkeiten gemacht hat. 

Welche Rolle hat die Bundeswehr? Die Bundes-
wehr hat letztendlich die Rolle, wenn dieses Per-
sonal dort eintrifft, es sehr wohl zu überprüfen, 
zunächst einmal auch auf Gefährdungen: „Haben 
sie Waffen? Haben sie Sprengmittel? Sind andere 
gefährliche Gegenstände dabei?“, das heißt, die 

Sicherheit zu gewährleisten, dann eine erste Kon-
trolle dieses Personenkreises auch durchzufüh-
ren, letztendlich aber einem Verantwortlichen 
der Botschaft zuzuführen, der sagt: Jawohl, der ja, 
der nein. 

Die Entscheidungsgewalt liegt, um das noch mal 
deutlich herauszustellen, im Bereich des Bot-
schafters und seines zuständigen Personals. Sie 
werden dabei unterstützt durch das Krisenunter-
stützungsteam, das dann wieder das Personal 
auch vorbereitet. Wenn sie ausfliegen sollen, für 
den Flug Fluglisten erstellen usw., diese Dinge 
werden dann da noch aufbereitet und unterstützt. 
Aber die Feldjäger sind vorrangig für die Sicher-
heit, eine erste Identifizierung - - aber die ab-
schließende Entscheidung dann durch das Aus-
wärtige Amt und dann Weiterbehandlung durch 
das Krisenunterstützungsteam. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Dann habe ich 
noch eine kurze Nachfrage, weil wir diesen einen 
Fall hier hatten, der uns geschildert hat, dass er 
von einem Soldaten abgewiesen worden sei. 
Wenn ich das richtig verstehe, hätte in der idea-
len Welt der Soldat sagen müssen: „Sie stehen 
nicht auf meiner Liste, bitte wenden Sie sich an 
den Botschafter“ oder: „Ich bringe Sie dahin.“ 
Also, das wäre der ideale - - 

Zeuge Frank Rapp: Man hätte ihn nicht alleine 
gehen lassen, sondern man hätte ihn zugeführt. 
Ich weiß nicht, wie das passiert ist. Ich habe da-
von natürlich auch was gehört. Aber ob das so 
oder anders - - kann ich nicht, weiß ich nicht. 
Aber das ist das Normalverfahren. 

Thomas Röwekamp (CDU/CSU): Okay. - Vielen 
Dank. Dann bin ich durch. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich erlaube mir 
zwei kurze Hinweise. Erstens wird es hier jetzt 
gleich akustische Signale geben. Die sollten Sie 
nicht in Sorge versetzen. Die Abstimmung ist 
hinreichend lang, dass wir das trotzdem machen 
können wie besprochen. 

Und zweitens: In dem Hubschrauberfall war das 
zwar tatsächlich ein Abgeordneter, aber der 
Regelfall ist durchaus, dass solche Dinge durch 
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Behördenvertreter an die Öffentlichkeit geraten 
und nicht durch Abgeordnete. Das will ich aus 
meiner Erfahrung im Parlamentarischen Kontroll-
gremium hier nur einmal feststellen, nicht dass 
sich das im Protokoll falsch festsetzt. - Die Frau 
Kollegin Nanni hat das Fragerecht. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
deckt sich auch mit meinen Erfahrungen. - Ich 
würde noch mal gerne zurückspringen in die 
Genese der Eventualfallplanung und da zu einem 
Vorgang Ihre Rückmeldung hören. Und zwar gibt 
es einen Verbindungsbeamten des BMVg, der im 
Krisenreaktionszentrum sitzt - Sie hatten ihn 
auch schon angesprochen -, Herrn M . 
Der hat Sie am 02.12.2020 per E-Mail über die Er-
gebnisse einer AA-internen Hausbesprechung zur 
Sicherheitsstruktur der Botschaft in Kabul, die 
schon im November stattfand, informiert. Dort 
heißt es: 

Entsendung eines KVT + - zur 
Evaluierung des Sicherheits- und 
Evakuierungskonzeptes - erst nach 
NATO Verteidigungsministerrat 
im Februar 2021. 

Diese gleiche Forderung nach „KVT +“ findet 
sich auch in Form einer Handlungsempfehlung 
in der DKOR, was am 9. Dezember dann von 
Herrn Bledjian verfasst wurde; das ist MAT A 
BMVg-4.86 VS-NfD, Blatt 17. Und diese 
Beratungsreise, die dafür nötig ist, fand dann erst 
Anfang März statt, eine sogenannte 
Kurzberatungsreise. In der Vorbereitung dazu hat 
einer Ihrer Referenten, T  W , Sie 
über die Planung informiert und gesagt: 

Bezüglich der Bezeichnung KVT 
oder Kurzberatung zeichnet sich 
im AA keine einheitliche Umset-
zung zwischen dem RefL 040 und 
dem Krisenbeauftragten ab. 

Können Sie sich daran erinnern, worum es in 
diesem internen Streit im AA darüber, was man 
denn jetzt genau macht, um vor Ort die Lage zu 
checken, ging? Können Sie sich da noch dran er-
innern, welchen Streit es darüber gab? 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Was es innerhalb des 
Auswärtigen Amtes dort an möglichen Zwistig-
keiten gegeben hat, da habe ich keinerlei Wahr-
nehmung. Es ist nur so, dass wir ja wieder in 
dem Bereich der Begrifflichkeiten sind, und Kri-
senvorsorgeteam ist etwas umfangreicher als eine 
Kurzberatung. Das sind die inhaltlichen Unter-
schiede. 

Unsere Position war eigentlich, es wäre besser, 
wenn wir ein Krisenvorsorgeteam etwas umfäng-
licher dort entsenden. Und das war nicht die 
Position im Endeffekt, die das Auswärtige Amt 
hatte, und somit ist es zu einer Kurzberatung ge-
kommen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 
Aber Sie können sich nicht mehr daran erinnern, 
warum gegen den militärischen Rat anders ent-
schieden wurde im Sinne einer Kurzberatung? 

Zeuge Frank Rapp: Das ist ja eine ressortgemein-
same Veranstaltung, so ein Krisenvorsorgeteam 
bzw. auch eine Kurzberatung. Insofern gibt es da 
keinen Primus - - Doch, es gibt einen Primus in-
ter Pares, weil es um die Unterstützung der Bot-
schaft geht. Da ist das Auswärtige Amt in dem 
Fall Primus inter Pares. Aber warum da so ent-
schieden wurde, das kann ich momentan nicht 
beantworten. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Dann springen wir jetzt wieder nach vorne in die 
tatsächliche Evakuierung. Wir wissen von unse-
rer Zeugenbefragung von Herrn Gonter, dass in 
einem anderen Land und eben nicht in Tasch-
kent in Usbekistan die Zwischenstation für die 
Evakuierung gemacht werden sollte; das andere 
Land darf ich jetzt hier nicht nennen. Aber die 
Frage ist: Warum gab es da noch mal einen 
Wechsel in der Planung? Warum hat man sich 
dann auf Taschkent in Usbekistan festgelegt? Aus 
unseren Unterlagen geht hervor: aus politischen 
Gründen. Welche waren das? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, dann müsste man auch 
wieder die Frage in Richtung Auswärtiges Amt 
richten. Wir haben uns extra dazu mit dem Aus-
wärtigen Amt abgestimmt und dessen Empfeh-
lung eingeholt, weil es, wie ich ja auch schon 
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sagte, häufig notwendig ist, dass Maßnahmen zur 
Unterstützung in diesen Gastländern auch poli-
tisch hoch abgestimmt werden, damit sie dann 
auch funktionieren. Da ist es einfach die Erfah-
rung des Auswärtigen Amtes: Mit welchem Land 
kann man - - Wo ist die Wahrscheinlichkeit grö-
ßer, dass man die Unterstützung bekommt? Und 
deshalb war die Empfehlung, die ausgesprochen 
wurde vom Auswärtigen Amt - das war keine 
Entscheidung, das war die Empfehlung vom Aus-
wärtigen Amt -, wir sollten Taschkent nehmen, 
weil die Bewertung war, dass es uns leichter fällt, 
dort die notwendige Unterstützung zu bekommen 
für die Kräfte, die wir da in Taschkent stationie-
ren wollten und von wo wir aus operieren woll-
ten. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
Land, das Sie in Ihrer Eventualfallplanung vorge-
sehen hatten - vorher, bevor die Entscheidung zu 
Usbekistan fiel -, welchen Vorteil hätte das denn 
gehabt für die militärische Evakuierung? 

Zeuge Frank Rapp: Wir hatten es schon vorgese-
hen. Im ursprünglichen Eventualfallplan war es 
nicht drin, aber wir hatten als BMVg, noch bevor 
es zu dieser tatsächlichen Situation kam, dem 
Einsatzführungskommando den Auftrag erteilt: 
Berücksichtigt Taschkent auch noch, also viel-
mehr das Land Usbekistan, haben wir gesagt, als 
weiteres potenzielles Gastland für die Eventual-
fallplanung, damit wir im Fall des Eintritts aus-
wählen können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, das 
ist gut. Aber was wäre der Vorteil gewesen bei 
Ihrem ursprünglichen Land, dem, was ich jetzt 
nicht hier sagen darf? 

Zeuge Frank Rapp: Es hätte keinen Vorteil gege-
ben nach unserer Überzeugung. Denn wir haben 
festgestellt: Erstens war es nicht unsere Planung, 
sondern die des Einsatzführungskommandos. 
Wir waren selbst der Überzeugung als BMVg, wir 
sollten es offener gestalten und nicht vorfest-
legen. Und es war dann so, dass andere Länder - 
das haben wir im Laufe der Evakuierung festge-
stellt - massive Probleme auch hatten mit dem 
Land, das alternativ möglich gewesen wäre. Also, 
es wäre nicht besser gewesen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay, 
in Ordnung. Also, da haben sich dann die Kom-
petenzbereiche gut ergänzt an der Stelle, wenn 
ich es richtig verstehe. 

Ich habe noch eine Frage zum Thema Arbeits-
belastung. Da waren ja gerade die Tage zwischen 
dem 13. und 16. August, aber auch alle Tage, die 
danach erst mal kamen, sehr geprägt von einer 
hohen Taktung und einem enormen Zeitdruck. 
Wie sah denn der Arbeitsmodus in Ihrem Referat 
zu dem Zeitpunkt aus? 

Zeuge Frank Rapp: Wir haben da zwei Begriffe, 
die wir nennen. Das Erste ist die sogenannte 
Extended Day Shift. Das heißt, jeder arbeitet am 
Platz so lange, wie es geht, wie es notwendig ist. 
So sind wir eingestiegen an den ersten zwei Ta-
gen; zwei oder drei Tagen, kann ich nicht mehr 
sagen. Und danach sind wir in ein Schichtsystem 
gewechselt und haben eine Tag- und Nacht-
schicht gehabt mit jeweils Schichtübergabe mor-
gens und abends, um eben dieser Belastung Herr 
zu werden. Und wir haben uns auch intensiv ver-
stärkt mit Personal aus anderen Referaten, die 
hier eine Arbeitsentlastung auch mit herbei-
geführt haben, damit wir eben durchhaltefähig 
waren. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
haben Sie dafür gesorgt, dass zwischen den 
Schichten bzw. dann in dem Vormodell mit der 
Extended Day Shift - ich glaube, so haben Sie es 
genannt -  

Zeuge Frank Rapp: Day Shift, ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - der 
Wissenstransfer bei einer sich so ständig ändern-
den Lage gewährleistet ist? 

Zeuge Frank Rapp: Bei der Extended Day Shift 
ist es einfacher, weil jeder an sich selbst übergibt. 
Da gibt es das ja nicht. Da macht er ein paar Stun-
den Unterbrechung, und dann macht er weiter. 
Das war aber nur am Anfang. 

Und als wir dann in das System Tag-/Nacht-
schicht gegangen sind, hat es jeweils festgelegte 
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Uhrzeiten, ein - wir haben nur englische Be-
griffe - Battle Rhythm - - Also wir haben einen 
festgelegten Rhythmus frühmorgens und spät-
abends, jeweils nach zwölf Stunden, wo eine 
formalisierte Übergabe stattfindet, wo ein Lage-
vortrag zur Unterrichtung gehalten wird - da war 
auch jeweils der Abteilungsleiter anwesend, Ab-
teilungsleiter SE, der das auch nutzte, um noch 
mal auf den aktuellen Stand gebracht zu wer-
den -, wo noch mal Fragen gestellt werden kön-
nen, anschließend jeder mit seinem Counterpart 
an seinem Arbeitsplatz noch Detailfragen klärt, 
übergibt. Und erst wenn der sagt: „Okay, ich bin 
jetzt genug eingewiesen“, dann geht der alte in 
seine Freizeit und übernimmt am nächsten Mor-
gen wieder. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben ja auch noch parallel die Arbeitsprozesse 
sowohl zum Einsatzführungskommando gehabt 
als auch zum Krisenreaktionszentrum, also im 
Auswärtigen Amt. 

Zeuge Frank Rapp: Ja. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kön-
nen Sie sich an Reibungsverluste erinnern, was 
die Zusammenarbeit angeht? Wie haben Sie 
wahrgenommen, dass andere ihre Arbeit orga-
nisieren? 

Zeuge Frank Rapp: Im Krisenreaktionszentrum 
ist man auch in ein Schichtmodell gegangen, um 
das machen zu können. Ich habe keine Reibungs-
verluste durch die Übergaben feststellen können. 
Also, ich habe den Eindruck gehabt, dass das die 
richtige Art und Weise war, wie es als Standard-
verfahren auch im Rahmen der sogenannten Ge-
fechtsstandtechnik im Rahmen von Führung von 
Einsätzen gemacht wird. Wesentliche Ereignisse 
werden ja auch schriftlich festgehalten, um hier 
auch eine Kontinuität zu haben. Also, ich habe 
da keine Reibungsverluste aufgrund des Schicht-
wechsels, des Schichtmodells feststellen können. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
danke Ihnen. Ich bin am Ende meiner Fragen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zur AfD. 

Stefan Keuter (AfD): Vielen Dank. Ich werde 
mich auch kurzfassen. - Können Sie uns erklären, 
was „Che Mitfahrgelegenheit auf Tlb-Expr.“ be-
deutet? „Charlie“ - „Hotel“ - „Echo“ Mitfahrgele-
genheit auf „Tango“ - „Lima“ - „Bravo“-Expr., Ex-
press wahrscheinlich. 

Zeuge Frank Rapp: Das Letzte war - - Also, es 
geht darum: Im weiteren Verlauf der Evakuierung 
wurde versucht, dem Andrang dadurch Herr zu 
werden, dass man versucht hat, abgesetzt vom 
Flughafen zu Evakuierende zusammenzufassen, 
mit denen einen Treffpunkt zu vereinbaren und 
sie dann mit einem geschlossenen Bustransport 
zuzuführen. Darum handelt es sich dabei. 

Stefan Keuter (AfD): Können Sie uns erklären, 
was „Che“ und „Tlb“ bedeuten? 

Zeuge Frank Rapp: „Tlb“ sind Taliban. 

Stefan Keuter (AfD): Und „Che“? 

Zeuge Frank Rapp: C? 

Stefan Keuter (AfD): „Che“, „Charlie“ - „Hotel“ - 
„Echo“. 

Zeuge Frank Rapp: Normalerweise würde ich sa-
gen, Schweiz, aber in dem Zusammenhang habe 
ich jetzt keine - - parat. 

Stefan Keuter (AfD): Okay. Mitfahrgelegenheit 
auf Taliban-Express: Bedeutet das, dass diese 
Busse von Taliban begleitet oder gefahren wur-
den? 

Zeuge Frank Rapp: Also, nach meiner Kenntnis 
sind die nicht von denen gefahren worden. 
Aber - - 

Stefan Keuter (AfD): Sind die begleitet worden, 
oder sind die angemeldet worden? 

Zeuge Frank Rapp: Auf jeden Fall hat es eine Art 
der Kommunikation gegeben. 

Stefan Keuter (AfD): Kommunikation oder 
Kooperation? 
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Zeuge Frank Rapp: Koordination. 

Stefan Keuter (AfD): Können Sie uns das etwas 
genauer erklären, was darunter zu verstehen ist, 
unter dieser Koordination? 

Zeuge Frank Rapp: Nein, weil ich die Details 
dazu nicht kenne, weil sie vor Ort direkt abge-
sprochen wurden, um dort handlungsfähig zu 
sein. Es war aber auch eine Sache - - Das war eine 
multinationale Operation, es war keine nationale. 
Dieses System wurde von den zahlreichen Natio-
nen genutzt, die dort am Flughafen vorhanden 
waren und die Staatsbürger evakuiert haben oder 
berechtigte Personen evakuiert haben. 

Stefan Keuter (AfD): Sind Ihnen Sachverhalte be-
kannt, dass Zahlungen an Taliban geleistet wor-
den sind, um solche Transporte zu unterstützen 
oder passieren zu lassen oder sogar zu begleiten? 

Zeuge Frank Rapp: Habe ich keine Kenntnis von. 

Stefan Keuter (AfD): Welche Kenntnisse haben 
Sie in diesem Zusammenhang grundsätzlich, 
Talibantransport von Personen zum Flughafen? 

Zeuge Frank Rapp: Außer dem, was ich jetzt 
gesagt habe, nichts. 

Stefan Keuter (AfD): Gut. Dann habe ich an die-
ser Stelle keine Fragen mehr an Sie. Vielen Dank, 
dass Sie hier waren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke schön. - 
Dann geht es zur FDP, und der krönende Ab-
schluss kommt vom Kollegen Müller. 

Alexander Müller (FDP): Okay. Ich versuche, es 
auch zu straffen. - Ich wollte noch mal nachfra-
gen zu dem, was Sie eben nach Ablauf meiner 
Zeit gesagt hatten. Dieses Tool, das da in Ent-
wicklung ist, können Sie uns ungefähr sagen, in 
welchem Entwicklungsstand das ist, ab wann 
man das benutzen kann und was man damit tun 
kann? 

Zeuge Frank Rapp: Ja. Das Krisenvorsorgeinfor-
mationssystem Bund ist eine Neuentwicklung. 

Wir haben bisher ein solches Krisenvorsorge-
informationssystem in alter Art gehabt - das wa-
ren Computer zu Fuß, hätte ich fast gesagt, Stand-
alone-Geräte, Access-Datenbank einfachster Art 
und Weise -, um Informationen, die evakuie-
rungsrelevant sind, dort aufzubereiten. Die Kri-
senvorsorgeteams gehen an die Botschaften, er-
heben Daten zu Infrastruktur, zu allen möglichen 
Dingen, zu potenziellen Sammelpunkten. Die 
werden in dieses System eingegeben. Das war 
bisher eine tote Datenbank. Die Pflege der Daten-
bank war schwierig, die Nutzung war schwierig. 

Hier geht es darum, dass man in das neue Krisen-
vorsorgeinformationssystem Bund - der Zusatz 
„Bund“ deshalb, weil es eben auch ressortüber-
greifend besser genutzt werden kann, auch durch 
BMI, AA natürlich, selbstverständlich - diese In-
formationen eingibt, die evakuierungsrelevant 
sind: mögliche Sammelpunkte, andere Dinge, die 
interessant sind, Infrastruktur, aber auch Perso-
nal, zu Evakuierende, zur Lageentwicklung. Und 
dieses kann man mit einfachen Mitteln, moder-
nen Mitteln, wie Sie es auch kennen - - Mit 
Smartphone machen Sie ein Foto: „So sieht die 
Brücke jetzt aus“, stellen das ein, ist sofort ver-
fügbar - als Beispiel. Oder Sie können Listen dort 
führen, die zentral geführt werden, von allen ein-
sehbar, quasi Echtzeit, und zwar webbasiert, da-
mit man eben nicht von bestimmten Systemen 
abhängig ist, um eine breite Zugriffsmöglichkeit 
zu ermöglichen, um relevante Daten schnell ver-
fügbar zu haben, und zwar konsolidiert verfügbar 
zu haben für die Koordination solcher Evakuie-
rungsoperationen, also aufgebaut auf Krisenvor-
sorgedaten, aufgebaut im Vorfeld, Daten des Aus-
wärtigen Amtes, des BMVg, des BMI, die bereit-
gestellt werden können und die hilfreich sind für 
solche Dinge. 

Alexander Müller (FDP): Vielen Dank. - Dann 
habe ich noch eine Frage - - 

Zeuge Frank Rapp: Entschuldigung. Zur Einfüh-
rung: Wenn alles gut geht, ist dieses Jahr tatsäch-
lich damit zu rechnen. 

Alexander Müller (FDP): Prima. Vielen Dank. - 
Dann habe ich noch eine Frage zu der Grafik, 
über die wir eben schon mal gesprochen hatten, 
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diesem Zeitstrahl, auf dem die Zusammenfassung 
der DKOR aus Washington damals kam. Dort gibt 
es auch einen Punkt, wo ich noch einmal nach-
fragen möchte. Und zwar steht da am 10.08. - - 
Ach so, ich sage es noch mal zur Sicherheit für 
das Protokoll: Das ist MAT A BMVg-5.09, Blatt 6. 
Dort sieht man für Dienstag, den 10.06. [sic!], für 
diesen Tag eine „Weisung Nr. 2“ mit einer „Ent-
wicklung CONPLAN“. Das heißt - wir hatten das 
ja heute schon mal besprochen -, es gab das Kon-
zept, das CONOPS, aber der Plan war scheinbar 
noch nicht fertig. Erinnern Sie sich noch daran, 
wann dieser Plan ungefähr fertiggestellt werden 
sollte, an den Zeitplan, wann dieser CONPLAN 
fertig werden sollte? 

Zeuge Frank Rapp: 10.06. oder 10.08.? 

Alexander Müller (FDP): 10.08. 

Zeuge Frank Rapp: 10.08.; ja, ich hatte 10.06. 
verstanden. 10.08. - Ein Contingency Plan hat als 
zentrales Element das sogenannte CONOPS, Con-
cept of Operations. Das sind nicht zwei verschie-
dene Dinge, sondern das CONOPS ist Teil des 
CONPLAN. Also das Konzept wird ergänzt durch 
weitere Anlagen, Details, dann wird es zum 
CONPLAN. So ist die Fruchtfolge. Und wir haben 
am 10.08. das Dokument, was wir haben, noch 
mal dem Einsatzführungskommando gegeben 
und gesagt: Gerade im Lichte der aktuellen Ent-
wicklung, überarbeitet es noch mal mit den und 
den Auflagen, zum Beispiel „weiteres Gastland“, 
und legt uns dann diesen kompletten CONPLAN 
vor. - Wir haben eine großzügige Zeitspanne rein-
geschrieben, weiß ich. Das war, glaube ich, ein 
Vierteljahr, das wir Zeit gegeben haben, wohl 
wissend um die aktuelle Lage und dass sofort be-
gonnen wurde mit der Arbeit. 

Alexander Müller (FDP): Okay. Das heißt, das 
hat aber dann keinen Sinn mehr gemacht in der 
Kürze der Zeit. Die Ereignisse haben sich ja über-
schlagen. Das heißt, man hat dann mit dem ge-
arbeitet, was man sozusagen hatte. Also, es ist ja 
nicht mehr der CONPLAN groß weiterentwickelt 
worden. 

Zeuge Frank Rapp: Nein. Wir haben im Vorfeld, 
bevor diese Weisung schriftlich rausgegangen ist, 

mit dem Einsatzführungskommando gesprochen, 
gesagt: „Achtung, das kommt auf euch zu. Befasst 
euch damit schon mal über diese Option ‚zusätz-
liches Gastland‘, über weitere Handlungsoptio-
nen“, sodass das auch passierte im Vorfeld zur 
Evakuierung. Aber der Evakuierungsplan an sich 
war schon eine hervorragende Vorbereitung für 
das, was dann gemacht werden musste, und hat 
die Zeiten deutlich verkürzt in der tatsächlichen 
Ausplanung. 

Alexander Müller (FDP): Okay. - Das letzte 
Fragenthema von mir wäre jetzt noch mal GI, 
17. August. Wir hatten das eben gehabt, die 
Fragen, die der GI gestellt hatte und die bei uns 
den Eindruck erzeugt hatten, dass er bis dahin 
noch gar nicht damit beschäftigt war. Können Sie 
bestätigen, dass der GI in den Tagen davor in Ur-
laub war? Können Sie sich daran noch erinnern? 

Zeuge Frank Rapp: Ja, er war im Urlaub und ist 
dann in den ersten Tagen wieder zum Dienst ge-
kommen. Er war aber im Urlaub informiert. 

Alexander Müller (FDP): Okay. Können Sie - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Lieber Herr Kol-
lege Müller, wir sind bei Ihnen schon über der 
Zeit, - 

Alexander Müller (FDP): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - und wir wollen 
ja zum Abstimmen kommen. - Dann würde ich 
feststellen, dass sich ansonsten die Fragerunde 
erschöpft hat. 

Dem Zeugen möchte ich dafür danken, dass er 
die Fragen beantwortet hat. 

Herr Rapp, Sie bekommen ein Protokoll und 
haben dann 14 Tage Zeit, eventuell Dinge zu 
korrigieren, zu berichtigen, zu ergänzen, zu 
verändern, - 

Zeuge Frank Rapp: Oh. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - wenn etwas 
falsch sein sollte, ja. Ich hatte den Satz noch 
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nicht beendet. Ich wollte Sie nur nicht in die Si-
tuation bringen, dass Sie etwas aussagen, was mit 
Blick auf die Belehrung, die ich Ihnen vorhin er-
teilt habe, nicht vereinbar wäre. 

Ansonsten würde ich Sie für heute entlassen und 
würde die Sitzung bis 16 Uhr unterbrechen. 
Dann fahren wir mit dem zweiten Zeugen fort. 

(Unterbrechung von  
15.25 bis 16.08 Uhr) 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir setzen unsere Sitzung fort. Ich 
hoffe, Sie haben sich alle gestärkt, richtig ge-
wählt, soweit Sie das durften.  

Vernehmung des Zeugen 
Stephan Kurjahn 

Ich begrüße inzwischen unseren zweiten Zeugen, 
nämlich Herrn Kurjahn, der bereits Platz genom-
men hat. Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungs-
gemäß geladen ist. Herr Kurjahn, Sie haben den 
Erhalt der Ladung am 6. Januar 2023 bestätigt. 
Ich heiße Sie herzlich willkommen und bedanke 
mich, dass Sie unserem Ausschuss als Zeuge zur 
Verfügung stehen. 

Zunächst bin ich trotzdem gehalten, Ihnen Ihre 
Rechte und Pflichten als Zeuge zu erläutern. Die 
Belehrung schreibt mir das Gesetz für jeden Zeu-
gen vor. 

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen. Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache 
gehört, nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. Wer vor einem Untersuchungs-
ausschuss vorsätzlich falsche Angaben macht, 
kann sich nach § 162 in Verbindung mit § 153 
des Strafgesetzbuches strafbar machen. Solch 
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen. 

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können 
Verfahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- oder be-
rufsgerichtliche Verfahren.  

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 

ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder 
bekannt geworden sind.  

Haben Sie dazu noch Fragen, Herr Zeuge? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme 
gefertigt wird, um die Protokollierung der 
Sitzung zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, 
dass Sie Ihr Mikrofon einschalten, wenn Sie 
sprechen, und sich in der Nähe des Mikrofons 
aufhalten. Die Aufnahme wird nach Abschluss 
der Protokollerstellung gelöscht. Das Protokoll 
wird Ihnen allerdings vor der endgültigen Fertig-
stellung übersandt. 

Sollten Sie während der Vernehmung zu der Auf-
fassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren öf-
fentliche Erörterung überwiegende schutz-
würdige Interessen verletzen würde, bitte ich um 
einen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit oder den 
Geheimhaltungsgrad der Sitzung zu beschließen. 
Handelt es sich dabei jedoch um ein Regel-Aus-
nahme-Verhältnis, betone ich hier immer gerne, 
dass der Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweis-
erhebungen in Untersuchungsausschüssen nach 
Artikel 44 des Grundgesetzes Verfassungsrang 
hat. Die Gründe für eine Ausnahme müssen also 
von besonderem Gewicht sein, und es ist der 
Ausschuss, der darüber entscheidet.  

Haben Sie zu diesen Hinweisen Fragen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann komme ich 
zum Ablauf der Vernehmung. Eingangs werde 
ich Sie kurz zu Ihrer Person befragen. Zu Beginn 
der Vernehmung zur Sache haben Sie dann nach 
§ 24 Absatz 4 des Untersuchungsausschussgeset-
zes Gelegenheit, zum Beweisthema im Zusam-
menhang vorzutragen, wenn Sie das wünschen. 
Anschließend oder wenn Sie darauf verzichten, 
werden Sie von den Mitgliedern des Ausschusses 
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befragt. Die Fragezeit richtet sich nach dem Stär-
keverhältnis der Fraktionen. Die stärkste fragt am 
längsten usw. - Haben Sie zu dem Ablauf noch 
Fragen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Damit wir aus 
dem ewigen Neinsagen rauskommen, frage ich 
Sie nun zu Beginn nach Ihrem Namen, Ihrem 
Alter, Ihrem Beruf und einer ladungsfähigen 
Anschrift.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Meine Damen und Herren! Mein 
Name ist Stephan Kurjahn. Ich bin geboren am 
xxxxxxxxxxxxx, und meine Anschrift ist die 
Stauffenbergstraße 18 in 10785 Berlin. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das heißt, Sie sind 
52 Jahre. 

Zeuge Stephan Kurjahn: 53. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: 53.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, noch. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Protokoll ver-
langt es nämlich, Sie nach Ihrem Alter zu fragen 
und nicht nur nach Ihrem Geburtsdatum.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir haben ge-
meinsam gerechnet und kommen auf das gleiche 
Ergebnis. - Dann bedanke ich mich, und Sie hät-
ten Gelegenheit, wenn Sie das wünschen, jetzt im 
Zusammenhang darzulegen, was Ihnen über den 
Gegenstand der Vernehmung bekannt ist. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Meine Damen und Herren! Oberst 
Stephan Kurjahn, ich bin Angehöriger des Bun-
desministeriums der Verteidigung. Vielleicht darf 
ich mich ganz kurz am Anfang vorstellen, auch 
gerade was den Untersuchungszeitraum betrifft. 

Ich war in dem Untersuchungszeitraum Referats-
leiter des Referates bei der Abteilung „Strategie 

und Einsatz“ III 4. Was hat dieses Referat III 4 ge-
macht? Es war verantwortlich im Schwerpunkt 
für die Logistik in allen Einsatzgebieten, zusätz-
lich noch Sanitätsdienst und Einsatzwehrverwal-
tung. 

Ich bin seit 33 Jahren bei den Streitkräften und 
seit 33 Jahren Soldat und war zweimal in Afgha-
nistan, einmal 2006 im HQ ISAF, wo ISAF den 
Süden und den Osten dazubekommen hat, und 
einmal von Oktober 11 bis März 12 als Komman-
deur in Masar-i-Scharif, als Kommandeur des lo-
gistischen Unterstützungsverbandes. Ich bin von 
Haus aus Logistiker, und demzufolge war ich 
auch in diesem Referat als Referatsleiter einge-
setzt und war für die logistische Rückverlegung 
dieses Einsatzes des deutschen Kontingentes ver-
antwortlich. 

Es war aus meiner Bewertung her eine der größ-
ten, komplexesten und zeitkritischsten logisti-
schen Operationen, die die Bundeswehr je durch-
geführt hat. In einer sehr, ich sage mal, unklaren 
Lage mussten wir uns so vorbereiten, dass wir 
die Option hatten, je nach politischer Vorgabe, 
das Material nach Deutschland zurückzuverle-
gen, was wir zurückverlegen wollten. Das ist uns 
aus meiner persönlichen Bewertung damals als 
Referatsleiter, glaube ich, auch hervorragend ge-
lungen, mit allen Herausforderungen, die natür-
lich in diesen weit über 16 Monaten auf uns la-
gen als Logistiker. - Ich glaube, das reicht erst 
mal für das Eingangsstatement. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen herzlichen 
Dank. - Bevor wir dazu kommen, Sie zu befragen, 
will ich noch den Hinweis machen, dass, wenn 
Vorhalte aus Akten gemacht werden, die Frage-
stellerin oder der Fragesteller auf Wunsch Ihnen 
die entsprechende Unterlage zur Verfügung stellt.  

Dann kommen wir zur Fragerunde der Fraktio-
nen. Den Anfang macht wie immer die SPD-Frak-
tion und der Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Auch von meiner Seite 
aus herzlich willkommen! - Sie haben ja bereits 
in Ihrem Eingangsstatement dargestellt, wie das 
Referat strukturiert war. Der Begriff „Logistik“ ist, 
glaube ich, jedem verständlich. Sie haben auch 
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die beiden anderen Aufgabenbereiche erwähnt: 
Verwaltungsunterstützung, heißt das bei uns in 
den Vorlagen, und Sanitätsdienst im Einsatz. 
Können Sie dazu vielleicht noch kurz ausführen, 
was damit genau gemeint ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, sehr gerne. Ich fange 
vielleicht mal mit dem Sanitätsdienst an und 
komme dann zur Einsatzunterstützung der Ver-
waltung. 

Also Sanitätsdienst: Ich hatte bei mir im Referat 
zwei Ärzte als Referenten tätig, und wir haben 
alle Fragestellungen ministeriell, ich sage mal, 
bearbeitet, die in den Einsatzgebieten aufkamen. 
Das war natürlich in dem Untersuchungszeit-
raum für das Einsatzgebiet Afghanistan, aber wie 
auch für die anderen Einsätze im Schwerpunkt 
die Covid-19-Lage. Wir haben relativ schnell 
versucht, Schutzausstattung in die Einsatzgebiete 
zu bringen, beispielsweise die Masken. Darum 
ging es in erster Linie, später dann auch um die 
Diagnostik, auch die nach Afghanistan zu brin-
gen, seien es die Antigenteste oder auch die PCR-
Teste, und später natürlich auch noch die Impf-
stoffe nach Afghanistan zu bringen. Für die ande-
ren Einsatzgebiete gilt das entsprechend auch, 
natürlich auch Mali und wo auch immer. Also, 
das war die Aufgabe Sanitätsdienst. 

Aber sonst, auch wenn es darum ging, beispiels-
weise jetzt in der Rückverlegung der Kräfte in 
Afghanistan auch die „Rolle 2+“ zu betrachten, 
die wir in Masar-i-Scharif hatten: „Wie bauen wir 
die ab?“, dass die Sanitätsdiensteversorgung bis 
zum letzten Flugtag, also bis zum 29.06., auf-
rechterhalten wird, sodass wir jederzeit, auch bei 
einer Lageverschärfung, noch den Sanitätsdienst 
dort adäquat vor Ort haben bis zur letzten Minu-
te. Das war natürlich auch noch die Aufgabe, was 
den Sanitätsdienst betraf. 

Und was die Einsatzwehrverwaltung betrifft, da 
im Wesentlichen - da kann ich vielleicht ganz 
kurz ausholen, wenn Sie gestatten -, was die 
Rückverlegung betrifft: Wir haben uns entschie-
den, nachdem wir das Material kategorisiert ha-
ben und dann auch eingeteilt haben, was wir auf 
jeden Fall zurückverlegen, Spanne 1, bis: Was 
werden wir im Einsatz belassen, weil es sich 

nicht lohnt, es zurückzuverlegen? - Auch hier 
musste, ich sage mal, die Einsatzwehrverwaltung 
vor Ort tätig werden, um das Material auszuson-
dern, zu verwerten etc. Das war der Schwerpunkt 
für diesen Untersuchungszeitraum in Afghanis-
tan, aber sonst alles, was mit Einsatzwehrverwal-
tung zu tun hat. Zu dieser Materialkategorisie-
rung kann ich gleich noch mal kommen. 

Und wir haben uns entschieden: Was bleibt 
zurück in Afghanistan? Was übergeben wir an die 
afghanischen Sicherheitskräfte oder verkaufen 
wir sogar an die zivile afghanische Bevölkerung? 
Was führen wir auf jeden Fall zurück? Das kann 
ich gleich noch mal ausführen. Aber das waren 
im Prinzip die zwei - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Da kommen wir viel-
leicht später noch zu. - Grundsätzlich lag die Fe-
derführung für den Einsatz in Afghanistan beim 
Referat SE II 1. Können Sie uns vielleicht kurz 
erläutern, wie die Zuständigkeitsgrenzen und 
Aufteilungen zwischen den beiden Referaten ver-
liefen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Das Referat SE II 1 
war das militärstrategische Referat, was auch den 
Link zur Abteilung „Politik“ gehalten hat und 
auch zu der NATO nach Brüssel etc. Also, das 
waren letztendlich die militärpolitisch-strategi-
schen Berater auch des Abteilungsleiters „Strate-
gie und Einsatz“. Ich war der Logistiker. Aber die 
logistische Rückverlegung als logistische Opera-
tion war gerade nach dem 29. Februar, nach dem 
Doha-Abkommen, ein wesentlicher Treiber bei 
Logistik. 

Vielleicht kann ich dazu ganz kurz ausführen: 
Logistik braucht Zeit. Ich kann Logistik nicht be-
fehlen und das machen. Ich muss Logistik vorbe-
reiten. Ich muss logistische Ressourcen schaffen. 
Ich muss logistisches Material vorbereiten. Ich 
kann - das sage ich immer, wenn ich das viel-
leicht ein bisschen despektierlich sage - das Ma-
terial nicht zurückbeamen. Wir reden hier über 
weit über 6 000 Tonnen, die wir zurückgebracht 
haben nach Deutschland, und das geht nicht mal 
eben in einem Tag oder in zwei Wochen oder in 
drei Wochen, sondern wir brauchen da Monate 
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für, um so einen Einsatz wie Afghanistan zurück-
zuverlegen. 

Deswegen war ich gerade in der Anfangsphase 
vielleicht so ein bisschen der Treiber, um die 
Vorbereitungen dafür zu treffen. Aber die militär-
politischen strategischen Entscheidungen lagen 
alle bei SE II 1, genauso wie das Thema Orts-
kräfte und viele, viele andere Dinge auch, also 
wo ich als Logistiker keine Aktien drin hatte, 
keine Verantwortung.  

Jörg Nürnberger (SPD): Eine kurze ergänzende 
Frage: Logistikreferat, muss ich mir darunter vor-
stellen, dass Sie auch die Voraussetzungen zu-
mindest schaffen, um Personen transportieren zu 
können? Sie haben jetzt von 6 000 Tonnen Mate-
rial gesprochen. Aber wir hatten ja auch unsere 
Einsatzkräfte, Ortskräfte, Botschaftspersonal und 
andere in Afghanistan. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, grundsätzlich war 
ich als Logistiker auch verantwortlich, um den 
strategischen Lufttransport sicherzustellen, also 
beispielsweise entweder militärische Maschinen 
oder auch zivile. Wir haben die Masse des Mate-
rials ja mit zivilen Maschinen zurückgeflogen. 
Wir haben einen Vertrag über die NSPA - das ist 
eine NATO-Agentur - bei der NATO, SALIS, und 
haben die Antonow-Maschinen dafür genutzt. 
Um auch zivilen Transportraum, sei es für Mate-
rial oder Personal, zur Verfügung zu stellen, war 
ich verantwortlich - ja, das ist richtig -, aber 
nicht, um Entscheidungen zu treffen: Wann ver-
legt jetzt wer zurück? Das haben natürlich die 
Operateure gemacht, nicht der Logistiker. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Nach die-
sen einleitenden Fragen komme ich zu dem 
Statement, das Sie vorhin in Ihren ersten Sätzen 
bereits erwähnt haben, dass Sie mit dem Ergebnis 
der Rückverlegung eigentlich sehr zufrieden wa-
ren. Ganz konkret im Hinblick auf diese Aspekte 
der Rückverlegung der Resolute Support Mis-
sion - wir müssen nicht chronologisch vorgehen, 
ganz im Gegenteil, ich möchte gern mit der Bi-
lanz der Rückverlegung beginnen -: Am 7. Sep-
tember 21, also doch einige Monate nach Beendi-
gung, fand unter Ihrer Leitung der 18. Jour fixe zu 
logistischen Aspekten der Rückverlegung statt. 

Laut des Protokolls der Sitzung - MAT A BMVg-
4.32 VS-NfD, Blatt 150 bis 153 - ging es auch um 
die Auswertung der logistischen Rückverlegung. 
Ihr Beitrag - und wir können, wie der Vorsit-
zende es gesagt hat, Ihnen das auch vorlegen, 
aber vielleicht erinnern Sie sich auch so - wird 
wiedergegeben wie folgt: 

Redeployment RS wird in der Lei-
tung des BMVg sowie im parla-
mentarischen Bereich aus logisti-
scher Sicht als Erfolg bewertet; 
Optimierungspotential sollte den-
noch betrachtet und mögliche 
Lehren gezogen werden.  

Deckt sich diese Ansicht, die Sie wiedergegeben 
haben oder die Sie wahrgenommen haben aus 
dem politischen Bereich sowie aus der Leitungs-
ebene des BMVg, auch mit Ihrer eigenen, persön-
lichen Einschätzung? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Wir haben natürlich - 
vielleicht darf ich ganz kurz ein bisschen aus-
holen - nach dieser logistischen Operation der 
Rückverlegung auch diesen Einsatz für uns als 
Logistiker ausgewertet: Welche Rahmenbedin-
gungen haben wir vorgefunden? Wie mussten wir 
uns einstellen? Waren wir darauf richtig vor-
bereitet etc., etc.? Da ist es natürlich so, dass ich 
beispielsweise auch durch die politische Leitung 
die Unterstützung erfahren habe als Logistiker, 
die ich quasi erfahren musste. Und da habe ich 
damals von der politischen Leitung auch diese 
Unterstützung erfahren. 

Ich weiß noch ganz genau - - Ich kann mich 
noch gut erinnern an den 14. April und an den 
15. April, wo dann letztendlich auch die Rück-
verlegung beschlossen worden ist und wir ganz 
klar gesagt haben: Wir brauchen jetzt mindestens 
noch 16 Wochen; sonst schaffen wir das nicht, 
sonst reden wir von einer eiligen Rückverle-
gung. - Eine eilige Rückverlegung heißt: Wir las-
sen Material zurück, was wir eigentlich nicht zu-
rücklassen wollen, in welchem Zustand auch im-
mer. Das kann ja ganz böse Bilder erzeugen, und 
das wollten wir auf jeden Fall vermeiden, son-
dern wir wollten - als Logistiker, sage ich immer - 
eine geordnete Rückverlegung. Also, wir wollten 
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nicht Bilder der Flucht haben. Und diese Unter-
stützung habe ich von der politischen Leitung 
des BMVg damals bekommen. 

Und diese 16 Wochen, die ich brauchte als Logis-
tiker - - Damals war es der 15.04. bis zum 15.08. 
Dass sich das dann nachher noch um ein paar 
Tage nach vorne geschoben hat, liegt an der logis-
tischen Leistungsfähigkeit der Kräfte. Aber diese 
Unterstützung habe ich bekommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Das heißt, aus Ihrer Sicht 
war Ihr logistischer Anteil an diesem Einsatz der 
Rückverlegung ein Erfolg? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Wenn ich das als Re-
feratsleiter von SE III 4 von damals - -jetzt mache 
ich ja was anderes, ich bin versetzt worden - - Ja, 
wir haben das Material zurückbekommen, was 
wir zurückhaben wollten. Wir haben nichts da-
gelassen, was sicherheitsempfindlich war. Wir 
haben keine Waffen, keine Munition - - Wir ha-
ben alles zurückbekommen. Wir mussten auch 
nichts vernichten, was wir nicht hätten dalassen 
wollen. 

Vielleicht kann ich zu den Kategorien jetzt noch 
mal - - Es bietet sich in dem Kontext vielleicht 
an, dass ich das noch mal ausführe. Von daher 
war das in dieser kurzen Zeit mit dieser unklaren 
politischen Lage, die wir von Februar 20 bis 
April 21 hatten zur Rückverlegung, aus meiner 
Sicht ein voller Erfolg, die Rückverlegung, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Wenn ich 
noch aus diesem Material, das ich bereits zitiert 
habe, ein zweites Zitat bringen darf. Ein Vertreter 
des Einsatzführungskommandos gab in dem Jour 
fixe am 7. September Folgendes zu Protokoll: 

Sicherheitsempfindliches Mate-
rial, das im Einsatzland verbleiben 
musste, wurde vor Ort unbrauch-
bar gemacht.  

Im Anschluss an Ihre Ausführungen von gerade 
stellt sich die Frage: War dieses sicherheitsemp-
findliche Material derart ausgestaltet, dass man 
es vorab planmäßig dort belassen wollte, oder 

war es einfach aus Zeitgründen oder aus Grün-
den der Kapazitäten nicht mehr möglich, dieses 
Material zurückzuführen? Sie haben ja gerade ge-
sagt: Es war alles geplant. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Vielleicht kann ich 
das noch mal ein bisschen präzisieren. Ich habe 
jetzt von der großen Masse des Materials gespro-
chen. Es gab natürlich das Material der letzten 
Stunde. Also, bevor wirklich der letzte A400M 
aus Masar-i-Scharif abgehoben ist, muss natür-
lich auch noch Material, was unten, ich sage mal, 
beispielsweise zur Sicherung eingesetzt worden 
ist, beispielsweise ein Röntgengerät, um das Ge-
päck für die Flieger durchzuleuchten - - Das 
brauche ich bis zur letzten Minute oder andere 
Geräte. Die muss ich natürlich bis zur letzten Mi-
nute dalassen und muss sie dann natürlich auch 
unbrauchbar machen. Aber das war so geplant, 
dieses Material der letzten Stunde. 

Das ist auch eine Erkenntnis, die wir gewonnen 
haben. Wenn ich solche Rückverlegungen habe, 
und ich eine gewisse - aus der Bewertung der 
Operateure natürlich - Bedrohungslage habe vor 
Ort - das war ja kein zutiefst friedliches Umfeld -, 
muss ich natürlich auch gewisse Sicherheits-
materialien bis zur letzten Minute dalassen. Und 
die - aber das war ein Umfang von, ich glaube, 
insgesamt 2,4 Millionen Euro, so um den Dreh, 
die wir dagelassen haben, nicht nur sicherheits-
empfindlich, sondern komplett - waren noch aus 
meiner Sicht vertretbar und im Gesamtumfang zu 
vernachlässigen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es gab einen weiteren 
kleinen Kritikpunkt, der vom Einsatzführungs-
kommando vorgetragen wurde. Ich beziehe mich 
wieder auf diesen Jour fixe. Da wird zitiert: 

Die Entscheidung zur Aussonde-
rung/Verwertung Tle Bw Fuhr-
park erfolgte sehr spät. 

Aus dem Protokoll ist ersichtlich, dass man in 
Afghanistan immerhin 33 Fahrzeuge aus dem 
Bundeswehrfuhrpark mit einem Zeitwert von 
wahrscheinlich - - oder mit einem Marktwert von 
212 140 US-Dollar veräußert hat. War das auch 
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eine Opportunitätsentscheidung, zu sagen: „Lie-
ber lassen wir diese Fahrzeuge in Afghanistan 
und verwerten sie noch quasi wirtschaftlich, an-
statt sie zurückzuführen“, oder gab es einfach 
keine logistischen Kapazitäten, auch noch Fahr-
zeuge zurückzuführen? Und warum fiel die Ent-
scheidung relativ spät? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Zunächst zu den Bun-
deswehrfuhrparkfahrzeugen, die wir dort zurück-
gelassen haben: Entweder haben wir sie verkauft 
oder auch den afghanischen Sicherheitskräften 
übergeben. Es handelt sich hierbei rein um han-
delsübliche Fahrzeuge, keine militärischen Fahr-
zeuge. Ein, ich sage mal, VW-Transporter, der da 
in dem Camp auch - - da hatten wir relativ viel 
von. Und diese Fahrzeuge hatten teilweise einen 
Restwert, der weit unter dem Wert lag, den der 
Rücktransport letztendlich für uns gekostet hätte. 
Beispielsweise ein VW T4, so ein Transporter, 
hat noch einen Restwert gehabt von 10 000. Es 
hätte aber über 20 000 Euro gekostet, ihn zurück-
zufliegen. Den können Sie hier in Berlin überall 
beim Autohändler kaufen. Da war nichts Militä-
risches dran, ein rein ziviles Fahrzeug. Diese 
Fahrzeuge haben wir natürlich dagelassen, weil 
es auch nach Bundeshaushaltsordnung - wirt-
schaftliches Handeln - keinen Sinn machte, so 
ein altes handelsübliches Fahrzeug zurückzu-
bringen. 

Die sind teilweise verkauft worden. Wir hatten 
Verkaufsstraßen dort aufgebaut, um die an die 
afghanische Bevölkerung zu verkaufen. Und teil-
weise haben wir auch was an die afghanischen 
Sicherheitskräfte übergeben, die Fahrzeuge. 

Warum ist die Entscheidung so spät gefallen? Es 
gab, ich sage mal, im Vertrag mit der Bundeswehr 
Fuhrpark Vereinbarungen, dass wir die Fahr-
zeuge grundsätzlich nach Deutschland zurück-
zuführen haben, also Bundeswehrfuhrparkfahr-
zeuge, die wir in Einsatzgebieten nutzen, grund-
sätzlich nach Deutschland zurückzuführen. Und 
das mussten wir erst mal aufbrechen, diese Ver-
tragsgestaltung mit der Bundeswehr Fuhrpark, 
dass wir auch Fahrzeuge zurücklassen dürfen, 
weil es aus wirtschaftlicher Sicht keinen Sinn 

macht, sie zurückzuverlegen mit diesen Flug-
kosten, die ich pro Kilo Fluggewicht im Prinzip 
bezahlen muss. 

Jörg Nürnberger (SPD): Also, auch wenn in Af-
ghanistan keine Urwälder im klassischen Sinn 
sind, einen gewissen bürokratischen Dschungel 
gab es dann doch, den man erst mal überwinden 
musste, um die Entscheidungen dann auch um-
setzen zu können? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Das haben wir in 
Deutschland doch relativ schnell geschafft, diese 
Verträge so zu gestalten, und dann konnten wir 
sie erfolgreich dort auch vor Ort lassen, auch 
nach Bundeshaushaltsordnung. 

Jörg Nürnberger (SPD): Die nächste Frage. Es gab 
auch offensichtlich eine Diskussion, wie man mit 
Abfällen umgeht, die nach unseren deutschen 
Vorstellungen zumindest gefährlich sind. Auf 
diesem Jour fixe wurde auch berichtet, dass es 
gefährliche Abfälle - wir sind ja im September 
2021 - im Umfang von elf gepackten Containern 
immer noch gibt, die in Afghanistan bis zu die-
sem Zeitpunkt verblieben sind, und die beiden 
Auftragnehmer, wahrscheinlich deutsche Entsor-
gungsgesellschaften, sich noch nicht dazu ge-
äußert haben, aber dass die Erwartung besteht, 
dass sich die Auftragnehmer „aufgrund der ak-
tuellen Lage“ - im juristischen Sinn - auf „Un-
möglichkeit“ der Rückführung berufen werden. 
Können Sie sich erinnern, ob dieser gefährliche 
Abfall dann tatsächlich noch zurückgeführt wor-
den ist oder ob der in Afghanistan verblieb? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee, da kann ich mich 
jetzt nicht exakt dran zurückerinnern. Nach mei-
ner Kenntnis, die ich jetzt noch habe, haben wir 
alle gefährlichen Stoffe, sage ich mal, auch im 
Sinne des Umweltschutzes usw. entsorgt bzw. 
durch Subunternehmen entsorgen lassen mit der 
jeweiligen Spezifikation des Unternehmens. Ich 
kann dazu jetzt keine dezidierte Aussage ma-
chen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann wäre ich auch 
schon bei der Überleitung zum nächsten The-
menkomplex bei den zwei Minuten, die mir jetzt 
noch bleiben. 
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Wie würden Sie zuerst mal ganz allgemein be-
urteilen den Zeitrahmen und die Möglichkeit, 
diese logistische Rückführung zu planen? Konn-
ten Sie auf Plänen aufbauen, die man bereits im 
Voraus vielleicht schon in der Schublade bereit-
gehalten hat, oder mussten Sie im Hinblick auf 
die anstehende Entscheidung der Rückführung 
ad hoc planen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, grundsätzlich gab 
es für diese Rückverlegung der Kräfte aus Afgha-
nistan keine Blaupause. Wir hatten zwar eine ge-
nerische Rückverlegungsplanung, die aber noch 
nicht ausgestaltet war, die auch sehr oberfläch-
lich an der strategischen Ebene ausgeplant war. 
Und wir hatten auch in der Vergangenheit, so-
weit ich mich jetzt persönlich erinnern kann - ich 
nehme vielleicht einen Einsatz aus -, ansonsten 
nie einen Einsatz, der so zeitkritisch unter sol-
chen Lagen vor Ort, auch der Sicherheitslage vor 
Ort, durchgeführt werden musste, und zwar bis 
auf null runter. Wir konnten nichts zurücklassen, 
und wir mussten in diesem Umfeld letztendlich 
verlegen. 

Ich kann nicht beurteilen, weil ich da noch in 
keiner entscheidenden Funktion in den Streit-
kräften war, wie es in Somalia in den 90er-Jahren 
war, wo wir aus Somalia zurückverlegt haben. 
Aber die anderen Einsätze, die auch ich in dieser 
Zeit als Referatsleiter begleitet habe, sei es ISAF 
zu RS oder seien es aber auch die Tornados aus 
Jordanien oder wo auch immer: Wir hatten we-
sentlich mehr Zeit. Wir sind mit Kräften immer 
noch vor Ort geblieben. Also, wir konnten immer 
noch nachsteuern. 

Aber da mussten wir wirklich auf null runter. 
Und von daher gab es keine Blaupause für diese 
Rückverlegung. Die mussten wir wirklich - - Es 
gab auch keine Erfahrungswerte. Ich konnte auch 
nicht auf Erfahrungswerte zurückgreifen. Daher 
wurde die komplett vom Reißbrett, wenn ich das 
mal so sagen darf, fast von uns geplant und 
durchgeführt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Immer noch anderthalb 
Minuten? - Sie haben sich ja dann auch damit be-
schäftigt, dass Sie eine eigene Organisation sozu-

sagen gegründet haben, die in unseren Unter-
lagen als RVO, Rückverlegungs- und Verwer-
tungsorganisation, bezeichnet ist. Können Sie zu 
dieser Organisationseinheit oder zu dieser, nen-
nen wir sie „Organisation“, noch Näheres ausfüh-
ren bitte? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, sehr gerne. - Die 
Rückverlegungsorganisation - die schwankte im-
mer je nach Lage und wie wir zurückverlegen 
wollten, also zurückverlegen konnten, mussten, 
wollten; das kann ich gleich zeitlich noch mal 
einordnen - bestand aber zu der eigentlichen 
Rückverlegung, die ab dem 17. Mai dann letzt-
endlich startete - wir brauchten so einen Monat, 
um sie vorzubereiten -, aus 154 Frauen und Män-
nern aus den Streitkräften und aus der Einsatz-
wehrverwaltung. 

Diese Rückverlegungsorganisation, deren Auf-
gabe es im Prinzip war, das Material erst mal zu 
kategorisieren, zu sichten und eine Entscheidung 
vor Ort zu fällen: „Bringen wir es zurück, bringen 
wir es nicht zurück?“, dann zu desinfizieren - das 
verlangen die europäischen Einfuhren von uns - 
und es dann letztendlich luftverladbar zu ver-
packen und in das Flugzeug zu verladen, das war 
eine Aufgabe der Rückverlege- und Verwertungs-
organisation. 

Und das andere war natürlich - die 20 Frauen 
und Männer, die in der Verwertungsorganisation 
waren -, diese Verwertungsstraßen aufzubauen, 
wo das Material ausgesondert und verwertet 
wird, inklusive Durchführen von Verkaufsveran-
staltungen, wo wir an die afghanische Bevölke-
rung Material verkauft haben - das ist natürlich 
ziviles Material gewesen, handelsüblich -, oder 
auch Material zu verwerten, auszusondern, un-
brauchbar zu machen und auch beispielsweise 
dann die Einsatzwehrverwaltung zu unterstüt-
zen, was die Entsorgung von gefährlichen Gefahr-
stoffen betraf etc. 

Das Kontingent von sich aus konnte das nicht 
leisten. Wir mussten diese Rückverlege- und Ver-
wertungsorganisation in das Einsatzland bringen, 
damit diese Tätigkeiten durchgeführt werden. 
Das waren auch in der Masse, was die Rückver-
legeorganisation betrifft, alles Logistiker, die das 
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gemacht haben. Bei der Einsatzwehrverwaltung 
waren es hier in Deutschland zivile Beamtinnen 
und Beamte aus den Wehrverwaltungsstellen, 
und die wurden dann halt als Reservistinnen und 
Reservisten in den Einsatz geschickt. 

Ohne diese Kapazität hätte das Kontingent das ja 
alleine nicht geschafft, a) weil die Kapazität nicht 
da ist und weil die Expertise auch vor Ort nicht 
da ist für so eine Rückverlegeorganisation. Sie 
wurde geführt von einem Oberst, wie gesagt, in 
der Maximalstärke 154. Sie hat deshalb immer 
geschwankt - bin ich eben drauf eingegangen -: 
Wir haben sie zum 01.11.2020 relativ hoch ange-
fahren, haben dann auch mit einem „Aggressive 
Housekeeping“ - so haben wir das genannt in den 
Unterlagen - - Das ist quasi ein: Ich räume mei-
nen Keller auf. Also, ich gucke mal, was ich alles 
irgendwo in den Containern habe, was ich aber 
eigentlich nicht wirklich brauche, schon seit 
zwei Jahren nicht mehr gebraucht habe und jetzt 
auch nicht mehr brauche. - Das Kontingent woll-
ten wir davon entlasten, dass das schon mal zu-
rückkommt bzw. verwertet wird. 

Und so mussten wir dann aufgrund der poli-
tischen Lageentwicklung usw. die RVO auch 
wieder ein bisschen runterfahren oder wollten 
sie runterfahren, weil wir keine Entscheidung be-
kommen haben, oder haben sie dann auch wieder 
hochgefahren relativ schnell. Das war die Auf-
gabe dieser Rückverlege- und Verwertungsorga-
nisation. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zur Union. Frau Kollegin, 
Sie haben das Wort. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Vielen 
Dank. - Herr Kurjahn, vielen Dank, dass Sie heute 
den schönen Nachmittag mit uns verbringen. 

Ich komme auch gleich noch mal zur Rückver-
legung, Sie haben es zum Teil schon beantwortet. 
Ich hätte aber gerne noch eine Präzisierung, näm-
lich was alles für Sie als Logistiker dazugehört 
hat. Sie hatten schon gesagt, eventuell auch 
Maschinen, die Personen transportieren konnten. 
Also würde ich sagen, Truppen, Material, Waffen 

und vielleicht auch Bauten, also fliegende Bau-
ten. Vielleicht können Sie noch so ein paar Kate-
gorien bilden. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Herzlichen Dank. 
Dann komme ich vielleicht noch mal zur Kate-
gorisierung und wie wir das Material eingeteilt 
haben. Insgesamt sprechen wir über 7,5 Millio-
nen Artikel, die wir in Afghanistan hatten zu 
dem damaligen Zeitpunkt. Jetzt muss ich zu 
„Artikel“ sagen: Artikel kann eine Taschen-
lampe sein, Artikel ist aber auch der NH-90, der 
Hubschrauber, und dazwischen ist alles. Aber 
7,5 Millionen Artikel, die wir kategorisiert haben. 

Es gab die Kategorien von 1 bis 6. 1: Es muss 
zwingend zurück, weil es Sicherheitsmaterial ist, 
Waffen sind, Munition ist. Aber es gehörte bei-
spielsweise auch der Stein vom Ehrenmal dazu 
in der Kategorie 1, weil den wollten wir unbe-
dingt zurückbekommen nach Potsdam. 

Es ging runter bis zur Kategorie 6. 6: Bleibt auf 
jeden Fall im Einsatzgebiet, wie schon angespro-
chen, zum Beispiel handelsübliche alte Fahr-
zeuge, wo es keinen Sinn macht, sie zurückzu-
führen, weil es einfach wirtschaftlich - - und die 
Afghanen sich da auch wirklich, seien es die 
Streitkräfte oder auch die Zivilbevölkerung, noch 
über diese Fahrzeuge gefreut haben, aber es aus 
wirtschaftlicher Sicht keinen Sinn macht, sie zu-
rückzufliegen. 

In diese sechs Kategorien wurde das Material so 
eingeteilt, dass wir Material hatten in der Katego-
rie 1, was zwingend zurückmuss, auf jeden Fall, 
in der Kategorie 2 auch noch, war aber nicht so 
entscheidend, 3 und 4 dann die Abstufung, 5, 
wenn wir noch Kapazitäten frei hätten, um es zu 
verlegen, aber sonst bleibt es auch im Einsatz-
gebiet, und 6 auf jeden Fall im Einsatzgebiet. 

Die Einschätzung wurde gemacht von den Streit-
kräften, also von den MilOrg-Bereichen, Heer, 
Luftwaffe, Marine etc., und wurde auch gemacht 
von den jeweiligen Projektleitern im BAAINBw, 
die für die Nutzung verantwortlich sind und die 
einschätzen mussten. Und wir mussten das na-
türlich auch unter wirtschaftlichen Aspekten 
sehen: Brauchen wir das Material a) hier in den 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 65 von 156 
 

Streitkräften in Deutschland? Und b): Macht es 
auch Sinn, das Material noch zurückzufliegen, 
weil es sind ja auch Kosten, oder kann ich es hier 
relativ einfach wieder neu beschaffen, und ich 
lasse es in Afghanistan und verwerte es, bei-
spielsweise Werkzeug, Schraubenzieher, Schrau-
benschlüssel, Drehmomentschlüssel usw.? Das 
war dann immer die Frage: Fliege ich das zurück, 
oder lasse ich es unten und verkaufe es da oder 
was auch immer? Die Entscheidung musste für 
7,5 Millionen Artikel getroffen werden in kürzes-
ter Zeit. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Vielen 
Dank. - Jetzt haben Sie schon direkt übergeleitet 
zu der Frage, die ich Ihnen ohnehin stellen 
wollte, nämlich: Wie viele nachgeordnete Behör-
den und auch Teilbereiche der Bundeswehr - Sie 
sagten vorhin, Marine etc. - waren ungefähr vom 
Eindruck her daran beteiligt, und wie haben 
diese gearbeitet? Sehr unabhängig, oder wie wur-
den sie koordiniert und zueinandergebunden? 
Und was war Ihre Rolle dabei? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Herr Nürnberger hat ja 
vorhin schon den Jour fixe erwähnt. Ich habe un-
gefähr 18 Jours fixes durchgeführt. Ich glaube, die 
Unterlagen sind ja auch hier verfügbar. Und ich 
habe mir diese koordinierende Funktion zuge-
schrieben. Also, ich habe alle Bereiche des Mi-
nisteriums, die für mich aus meiner Sicht rele-
vant waren, alle Referate eingebunden. Ich habe 
auch den nachgeordneten Bereich eingebunden, 
sei es die Truppe, wenn ich es mal so sagen will, 
aber auch die Ämter, die Ressourcenämter. 

Natürlich ganz entscheidende Player, und die 
wichtigsten, sage ich mal aus meiner Sicht, wa-
ren das Einsatzführungskommando, das Log-
Kommando, dass BAAINBw und das BAIUDBw. 
Das waren die entscheidenden Player. Da drunter 
kamen dann die MilOrg-Bereiche etc. Aber ich 
habe versucht, alle, die in dem Geschäftsbereich 
BMVg für diese Rückverlegung irgendwo eine 
Verantwortung tragen, wo ich sie brauche, damit 
wir alle an einem gleichen Strang ziehen, gerade 
in dieser zeitkritischen Situation - - habe ich alle 
zusammengebunden. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und jetzt 
quasi in die andere Richtung: An welchem Punkt 
haben Sie auch die Hausleitung und den General-
inspekteur mit einbezogen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ich habe immer dann 
mich an die Leitung des Hauses und damit in ers-
ter Linie natürlich an den Generalinspekteur ge-
wandt, wenn ich eine Entscheidung brauchte, 
entweder sei es zur Verkürzung der Notice-to-
Move-Zeiten für die Rückverlegeorganisation 
oder um die Rückverlegeorganisation in den Ein-
satz zu bringen, weil es war ja auch ein Signal. 
Wenn Deutschland diese Rückverlegeorganisa-
tion, diese 154 Soldatinnen und Soldaten, in den 
Einsatz bringt, ist das natürlich auch ein Zeichen. 
Das kann natürlich - - Und die Gefahr bestand 
durchaus, dass es in der einen oder anderen Zeit 
auch abstrahlt auf Alliierte, die mit uns in Afgha-
nistan waren: Ah, die Deutschen fangen jetzt an 
usw., bereiten jetzt ihre Rückverlegung vor. - Das 
musste natürlich auch kommuniziert werden zu 
unseren Alliierten, zu unseren Freunden, aber 
auch zu den afghanischen Streitkräften, warum 
jetzt plötzlich 154 mehr im Einsatzgebiet sind. 

Und immer um diese Billigung zu bekommen 
von der Leitung, habe ich mich mit entsprechen-
den Vorlagen dann auch an die Leitung gewandt, 
um diese Billigung einzuholen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Jetzt haben 
Sie uns schon einen Eindruck gegeben von dem 
Umfang. Sie haben gesagt, etwa 6 000 Tonnen 
Material waren es, 7,5 Millionen Artikel. Wir ha-
ben auch noch die Zahl von 1 300 Containeräqui-
valenten, die zum Teil verwertet wurden, zum 
Teil zurückgelassen oder aber auch optimaler-
weise mit zurückgenommen wurden. 

Jetzt würde mich noch interessieren: Was wurde 
denn vor allen Dingen vor Ort zerstört? Und in 
der Summe, wenn Sie alles zusammennehmen - 
Verwertung, mehr oder minder einfaches Zurück-
lassen oder auch Zerstörung -, war das ungefähr 
in dem Plan, den Sie ursprünglich mal hatten, 
oder war es dann doch deutlich mehr aufgrund 
auch der zeitlichen Komponenten? 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Vielleicht darf ich kurz 
auf diese Containeräquivalente, weil die sich ja 
nun auch häufiger wiederfinden in den Unter-
lagen, eingehen. Für uns war das eine Maßein-
heit. Dieses Containeräquivalent ist ungefähr das 
Volumen eines 20-Fuß-Containers. Diese 
1 344 Containeräquivalente, die wir zurückbrin-
gen mussten, berechnet ab dem 01.11., haben wir 
dann auch zurückgebracht. 

Dieses Containeräquivalent sagt was aus über das 
Volumen, nicht so sehr über das Gewicht, aber 
über das Volumen, was man zurückbringen 
muss. Ein Auto beispielsweise ist ein Container-
äquivalent. Die Antonow 124 kann beispiels-
weise zehn Containeräquivalente transportieren 
mit einem Flug, die wir im Wesentlichen dafür 
genutzt haben, die C-17 der Amerikaner, die wir 
nicht so häufig genutzt haben, sechs und der 
A400M drei, sage ich mal. Das ist so die Größen-
ordnung. 

Und wir haben das Material - - Vielleicht mal 
zum Vergleich: 1 344 Containeräquivalente ha-
ben wir zurückgebracht. 1 700 Containeräquiva-
lente ungefähr, meine ich, waren es, die wir ver-
wertet haben, wobei die Masse die feste Infra-
struktur - und das Material haben wir auch auf-
genommen - des Camp Marmals war. Das Camp 
Marmal wurde ja an die afghanischen Streit-
kräfte, an die afghanischen Sicherheitskräfte 
übergeben durch den General Meyer. Und allein 
dieses Camp hatte schon über 1 600 Container-
äquivalente, weil wir natürlich den einfachen 
Standardcontainer, Wohncontainer nicht zurück-
geführt haben, sondern das haben wir alles da-
gelassen, haben es den afghanischen Streitkräften 
übergeben. Das hat der General Meyer gemacht. 

Es hätte auch aus wirtschaftlichen Gründen kei-
nen Sinn gemacht, diese ganzen Wohncontainer 
zurückzufliegen, weil sie in einem Zustand wa-
ren, der hätte auch die Kosten nicht mehr ge-
rechtfertigt, die Wertkosten, die diese Container 
noch hatten, um sie zurückzufliegen. Und so war 
damals die Entscheidung getroffen. Das Camp 
Marmal war nicht in meinem Referat, es war in 
einem anderen Referat, wo die Infrastruktur be-
handelt worden ist, wo entschieden worden ist, 

dass das Camp Marmal übergeben wird, so wie es 
liegt und steht, an die afghanischen Streitkräfte. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
komme ich zum Zeitplan. Es war ja ursprünglich 
aufgrund des Doha-Abkommens für Sie mal, 
glaube ich, anzustreben, bis Ende April 2021 in 
etwa die Rückführung abgeschlossen zu haben. 
Das hat sich ja dann doch klar verändert. 

Da war zum einen die Frage: Wann war Ihnen 
klar, dass es sich verändert, dass Ende April je-
denfalls nicht mehr der Zeitrahmen sein wird? 
Sie haben vorher einmal auch erwähnt, dass Sie 
am 14./15. April den Beschluss dann wiederum 
für den Start der Rückführung bekommen haben, 
vier Wochen später faktisch dann damit beginnen 
konnten nach Kategorisierung etc. und aber auch 
von Ihrer Hausleitung die Rückendeckung hatten, 
dass insgesamt 16 Wochen nötig sein würden. 
Wenn ich das richtig sehe, ist das ja auch in etwa 
so der Zeitrahmen, den man tatsächlich dann 
auch als gegeben ansehen kann, insoweit doch 
relativ geordnet, wenn ich das hier mal sagen 
darf. 

Jetzt würde mich interessieren: Ab wann war 
Ihnen klar, wie sich die Zeiträume verschieben? 
Und wie lange war denn Ende April für Sie 
eigentlich zunächst noch einzuplanen? Wann 
konnten Sie beginnen, diese Umplanungen vor-
zunehmen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich habe direkt nach 
dem Doha-Abkommen am 29. Februar angefan-
gen, mir Gedanken zu machen: Was bedeutet das 
jetzt für uns? Wenn die Amerikaner wirklich in 
14 Monaten rausgehen: Wie kriegen wir das hin, 
dass wir, wenn das denn so kommen sollte, auch 
zeitgerecht draußen sein können? 

Meine erste Vorlage zur Verkürzung der Notice-
to-Move-Zeiten an den Generalinspekteur habe 
ich, meine ich, 13 Tage später oder so geschrie-
ben, am 13. März, und habe ihn gebeten, die 
Notice-to-Move-Zeiten zu verringern, sodass wir 
auch bis zum April rauskommen könnten, wenn 
das denn gewollt ist. Wie gesagt: Ich bin der 
Logistiker, ich fälle nicht die Entscheidung über 
Einsätze oder Nichteinsätze oder Verlegung oder 
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Nichtverlegung, sondern ich kann ja nur die Op-
tion darstellen, die es bedeutet, das logistisch zu 
verlegen. 

Letztendlich klar war mir das - da bin ich jetzt 
ganz ehrlich -, dass wir nicht mehr Ende April 
halten, als spätestens 16 Wochen vorher, also 
quasi Anfang des Jahres, keine Entscheidung ge-
troffen worden ist aufseiten der NATO und auch 
aufseiten der Amerikaner nicht, sondern die 
Amerikaner ja auch diese Entscheidung Mitte 
April dann getroffen haben, auch mit der NATO 
zusammen, bzw. es wurde dann eröffnet, und wir 
letztendlich davon ausgehen konnten: Okay, jetzt 
brauchen wir noch 16 Wochen. 

Meine damalige Beratung war - und der wurde 
auch gefolgt -: Wir brauchen noch 16 Wochen, 
nämlich einen Monat oder vier Wochen, um die 
Flüge jetzt zu beantragen, die Diplo-Clearance, 
das sind Überfluggenehmigungen, zu erwirken 
und die Flüge zu buchen und um auch die Rück-
verlegeorganisation wieder aufwachsen zu las-
sen, die da mittlerweile abgeschmolzen war, weil 
wir keine Entscheidung hatten, und dann die 
eigentlichen zwölf Wochen noch für die Ver-
legung. Da haben wir teilweise zehn Flüge pro 
Woche durchgeführt mit diesen großen Luftfahr-
zeugen der Antonow-Gesellschaft oder mit SALIS 
dann, mit An-124, mit der Antonow. 

Letztendlich klar, wann wir zurückverlegen 
konnten, war erst dann Mitte April, als die Ent-
scheidung getroffen war. Ansonsten haben wir 
alle Optionen immer möglichst so dargestellt für 
die politische Führung des Hauses, dass sie alle 
Optionen hat. Aber wie gesagt, Logistik, das hatte 
ich vorhin gesagt - - Man kann das Material nicht 
beamen. Man braucht Zeit, ja? Es geht nicht ad 
hoc. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Da würde ich 
jetzt ganz gern noch mal nachfassen. Sie haben 
uns vorher schon erklärt den Unterschied zwi-
schen der geordneten und einer eiligen Rückver-
legung. Und wir haben in unseren Unterlagen 
einen Weisungsentwurf aus dem März 2020. Da 
sprechen Sie sich für eine flexible Zeitplanung, 
und zwar inklusive einer eiligen Rückverlegung, 

aus. Vielleicht können Sie dazu von sich aus er-
läutern. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Also, eine eilige 
Rückverlegung - - Wir haben immer gesprochen 
von einer geordneten Rückverlegung. Das heißt, 
wir bringen das Material zurück, was wir auch 
planen zurückzubringen, und wir lassen nichts 
vor Ort, was wir nicht zurückbringen wollen. 

Bei einer eiligen Rückverlegung sprechen wir 
dann: Wir können nicht das Material, was wir zu-
rückverlegen wollten, zurückverlegen, sondern 
wir müssen was vor Ort lassen, wie auch immer, 
in welchem Zustand, ob wir es verwerten im 
Sinne von unbrauchbar machen oder es verkau-
fen oder den afghanischen Sicherheitskräften - - 
Es war nur eine Option, und das war das einzige 
Optionale an dem Bereich: Wir wussten damals 
nicht, ob die Amerikaner wirklich erst Ende 
April rausgehen oder ob die Amerikaner viel-
leicht auch sogar früher rausgehen würden. Und 
dann hätten wir wirklich ein Problem gehabt, 
noch eine geordnete Rückverlegung durchzufüh-
ren. 

Deswegen haben wir diese Option: Was bedeutet 
das denn, wenn die Amerikaner noch schneller 
rausgehen? Weil die Amerikaner - das wussten 
wir - haben da andere Mittel und Kräfte und auch 
andere Verfahren, um einen Einsatz zu beenden. 
Dem wollten wir uns nicht anschließen. Wie ge-
sagt, wir wollten eine geordnete Rückverlegung, 
aber nur diese Option prüfen. War für uns aber 
nie wirklich optional, also haben wir nie wirk-
lich verfolgt, eine eilige Rückverlegung. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Jetzt muss ich 
da trotzdem noch mal ganz kurz ein bisschen 
penetrant werden. Ich nehme jetzt an, dass Sie, 
weil, wie Sie selber gesagt haben, noch keine Ent-
scheidung gefallen war, wann denn jetzt wie, 
deswegen im März auch noch mal diese flexible 
Zeitplanung und diese eventuell eilige, mög-
licherweise notwendige eilige Rückverlegung 
entworfen haben. Aber im April war es dann 
doch so, dass die 16 Wochen völlig gut zugebil-
ligt werden konnten? So hat sich das vorher an-
gehört. Vielleicht könnten Sie noch mal sagen, 
was sich denn da dann verändert hat, dass aus 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 68 von 156 
 

dem eigentlich Denken, es könnte eiliger sein, 
dann Mitte April doch eine geordnete Planung 
wieder wurde.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, wir hatten - wenn ich 
das aus Erinnerung noch richtig wiedergebe - bis 
Februar - - Ich weiß nicht, ob dann - - Ich glaube, 
ein Verteidigungsministertreffen oder Außen-
ministertreffen der NATO war noch mal im Fe-
bruar - - wurde auch keine endgültige Entschei-
dung getroffen, wie es jetzt mit dem Einsatz RS 
weitergeht. Und dadurch, dass da keine Entschei-
dung getroffen worden ist, haben wir die Rück-
verlegeorganisation dann noch mal wieder run-
tergefahren. Weil wir halten ja nicht unnötig Sol-
daten im Einsatz, wenn sie dort nichts machen 
konnten, und wir konnten nichts tun.  

Wir konnten kein Material mehr zurückbringen, 
weil das operative Minimum, was das Kontingent 
braucht, war ausgeschöpft. Es war keine Material-
reserve mehr da. Deswegen haben wir auch die 
RVO dann abschmelzen lassen auf ein Minimum, 
wo wir sagen: Da können wir sie relativ schnell 
wieder hochfahren und aktivieren. - Und als 
dann die Frage kam auch aus dem Leitungs-
bereich des Ministeriums: „Wie lange brauchen 
wir denn jetzt für eine Rückverlegung?“, haben 
wir gesagt: Wir brauchen 16 Wochen. - Und diese 
16 Wochen haben wir dann auch bekommen. 
Und von daher konnten wir dann auch eine ge-
ordnete Rückverlegung durchführen. 

Wir sind mittlerweile bis Mitte April ja auch 
schon abgeschmolzen. Also, wir haben vorher 
schon was gemacht. Ich hatte dieses „Aggressive 
Housekeeping“ erwähnt. Dann hatte das Einsatz-
führungskommando ein operatives Minimum 
ausgeplant für den Januar/Februar, wo wir auch 
schon runtergegangen sind auf Container um die 
760. Und dann später haben wir uns noch ein 
bisschen optimiert, sage ich mal; aber da war 
nicht mehr viel drin bis Mitte April. Aber Mitte 
April ging dann die Startlinie los. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Einen weite-
ren Rückblick hätte ich noch ganz gerne - dann 
können wir das Thema verlassen -, nämlich: 
Wenn Sie sich rückerinnern an Frühjahr/Sommer 

2020 - also eigentlich noch ein gut überschau-
barer längerer Zeitraum als für Sie denkbar -, in-
wieweit haben Sie da beurteilt, dass es trotzdem 
dazu kommen könnte, dass man schneller rück-
verlegen musste, also gegenüber dem Jahres-
wechsel und zum Frühjahr 20/21, offenkundig 
stärker daran gedacht und es befürchtet? Aber 
wie war der Blick im Sommer/Frühjahr 2020? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, wir haben dort - also 
wir Logistiker; ich kann jetzt auch nur für mich 
sprechen - - Wir Logistiker wurden natürlich 
überrascht von dem Doha-Abkommen, wie die 
Amerikaner das gemacht haben und wie sie auch 
konsequent dann gesagt haben, dass, wenn alle 
Sachen eingehalten werden, die in dem Abkom-
men stehen, sie bis zum Ende April draußen 
sind. Und wir wissen auch, was die Amerikaner 
für Möglichkeiten haben, auch gegebenenfalls 
einen Einsatz dann zu verlassen. 

Wir haben dieses als Option da einfach durch-
dacht - also, das war rein planerisch -: „Was wäre 
denn, wenn die Amerikaner noch schneller dann 
raus sind, also nach zwölf Monaten schon raus 
sind usw.?“, haben das aber dann nachher nicht 
mehr weiter verfolgt und sind dann auch auf an-
dere Planungen gegangen, wo wir auch teilweise 
parallelisiert Vorgänge haben. Wir wollten bei-
spielsweise den Standort Kabul am Anfang se-
quenziell zurückverlegen, also erst Masar-i-Scha-
rif und dann Kabul. Wir sind nachher darauf um-
gegangen, dass wir Kabul und Masar-i-Scharif 
parallel verlegen. Und nachher waren wir im 
Endeffekt auch in Kabul mit der Materialverle-
gung bereits Mitte Juni fertig und haben dort un-
sere Planungen so angepasst, dass wir schneller 
werden, ja, weil es sich auch mit der politischen 
Lage so entwickelt hat damals. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Jetzt mussten 
Sie ja für sich aus Ihrer Rolle, wenn ich es richtig 
erkannt habe, auch so ein Stück eine eigene Be-
wertung treffen, wie sich die Position der USA 
nach dem Doha-Abkommen entwickelt. Also, 
offenkundig schwer berechenbar; das haben Sie 
selbst schon so gesagt. Aber wann hatten Sie oder 
wie haben Sie immer versucht, an Informationen 
zu kommen, um für sich zu beurteilen, ob diese 
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Lage sich ein Stück weit zuspitzt oder wieder ein 
bisschen entspannt im gesamten Verlauf? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, das war für mich per-
sönlich als Referatsleiter SE III 4 sehr schwer. Ich 
habe mich natürlich immer an unser Referat 
„Militärpolitisch-strategisch“, SE II 1 - das wurde 
ja auch schon erwähnt -, oder an die Pol-Referate 
gewandt, die auch mit der NATO zusammen und 
auch bilateral mit den Amerikanern - - Wie sehen 
die die Lage? Wie sehen die die Entwicklung in 
den USA? Aber auch da waren Antworten 
schwer zu bekommen. Und ich habe immer ge-
sagt, ich muss mich - - Was ich unbedingt ver-
meiden wollte, war die eilige Rückverlegung mit 
Bildern der Flucht, dass wir Fahrzeuge da hoch-
sprengen müssen, Material vernichten, was wir 
nicht vernichten wollen. Und das war mein 
höchstes Ziel und der politischen Leitung die 
Option darzulegen: Was kann sie machen? 

Deswegen waren logistisch gewisse, ich sage mal, 
parallele Planungen möglich und notwendig, um 
diese Option - - Aber es war für mich schwer, im-
mer einzuschätzen, wann es jetzt wirklich endet. 
Kann ich nur so - - Also, ich war dazu nicht in 
der Lage, ja? Ich musste immer die einzelnen 
Optionen ausplanen und damit auch am besten 
dann umgehen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Was wirklich en-
det, ist jetzt die Redezeit. - Das Fragerecht geht zu 
Bündnis 90/Die Grünen, Frau Kollegin Schäfer. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gu-
ten Tag, Herr Kurjahn! Erst mal vielen Dank auch 
mit Blick auf die beeindruckenden logistischen 
Leistungen, die Sie bei der Rückverlegung des 
Kontingents, aber auch bei der Evakuierungsope-
ration im August 2021 geleistet haben. Sie haben 
ja auch schon erwähnt, dass es da ständig sich 
ändernde Rahmenbedingungen gab. Ich glaube, 
das zeigt, dass Sie da einen wichtigen Beitrag 
auch geleistet haben, um die Handlungsoptionen 
für die politische Ebene zu erweitern. 

Vielleicht erst mal eine persönliche Frage: Ich 
habe erfahren, dass es auch für Sie schwierig 

war, 20 Jahre nach diesem schwierigen interna-
tionalen und deutschen Engagement das Ganze 
auf diese Weise enden zu sehen. Wie haben Sie 
damals das Ende der Resolute Support Mission 
wahrgenommen und auch eben die Machtüber-
nahme der Taliban 2021? Wie ging es Ihnen da-
bei? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, das ist natürlich eine 
sehr persönliche Frage an einen, der zweimal im 
Afghanistan-Einsatz war, und jeweils ein halbes 
Jahr. Da gibt es bestimmt viele Soldaten, die öfter 
im Einsatz in Afghanistan waren als ich; mit Si-
cherheit. Aber ja, das ist eine sehr persönliche 
Frage. Als Staatsbürger in Uniform habe ich dazu 
meine Meinung; aber ich weiß nicht, ob diese 
Meinung hier im Untersuchungsausschuss so re-
levant ist, ja?  

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
dürfen dazu gerne was sagen. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Ich würde dazu 
gerne lieber nichts sagen. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Wir haben jetzt gerade ja schon gespro-
chen, dass es auf der NATO-Verteidigungsminis-
terkonferenz am 17./18. Februar immer noch 
keine Entscheidung gegeben hat zu der Zukunft 
der Resolute Support Mission und damit auch 
über den Abzug. Dazu gibt es auch eine „Zusam-
menfassung und Wertung“ im BMVg. Das ist 
MAT A BMVg-5.218, Blatt 104. Da wird eben da-
von gesprochen, dass das  

[d]eutlich bestimmende[…] 
Thema … die NATO Mission 
„Resolute Report“ … sein [wird]  

und dass 

… angesichts des weiterhin lau-
fenden US-Überprüfungsprozesses 
zu AFG noch keine abschließen-
den Entscheidungen zu erwarten 
[sind]. Schwerpunkte der … Dis-
kussion werden die Themen Trup-
penschutz, Logistikanforderungen, 
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US-Kommunikation mit den Tali-
ban und die Notwendigkeit eines 
abgestimmten Ansatzes 

sein. Außerdem scheint im Zuge dieser NATO-
Verteidigungsministerkonferenz am 17./18. eine 
Einigkeit darüber bestanden zu haben, dass nach 
April 2021 bei einem Verbleib mit einer Gewalt-
zunahme zu rechnen sei. 

Ich zitiere MAT A BMVg-5.218, Blatt 110 - das ist 
wieder diese Zusammenfassung, die ich eben 
schon angesprochen habe -: 

Wortnehmende Nationen teilten 
Auffassung, dass ein Verbleib der 
NATO über das im US/Taliban 
Abkommen festgelegte Abzugs-
datum hinaus das Risiko für RSM 
aufgrund der erwarteten Gewalt-
zunahme durch die Taliban deut-
lich erhöhen werde. 

Eine Reihe von Alliierten wollte sich dann über 
ein längerfristiges Engagement und einen „end 
state“ für Afghanistan Gedanken machen. Da 
zitiere ich noch mal MAT A BMVg-5.218, 
Blatt 111: 

Eine Reihe von Alliierten unter-
strichen Notwendigkeit, sich im 
Anschluss an VM-Treffen zügig 
Gedanken über Implikationen 
eines längerfristigen Engagements 
und die Definition des avisierten 
end state zu machen … 

Bemerkenswert erscheint, dass die Bundesregie-
rung Ende Januar 2021 mit keiner Entscheidung 
bezüglich der Zukunft von Resolute Support auf 
der NATO-Verteidigungsministerkonferenz mehr 
rechnete, und gleichzeitig ging man davon aus, 
dass dies eine eilige Rückverlegung bedeuten 
würde und der Verbleib nach dem im Doha-Ab-
kommen vereinbarten Abzugstermin eine signifi-
kante Verschlechterung der Bedrohungslage be-
deute. 

Ich zitiere noch mal MAT A BMVg-4.317; das ist 
der sicherheitspolitische Jour fixe mit AA, Bun-
deskanzleramt, BMI am 28. Januar. Da steht: 

Keine Entscheidung im Rahmen 
VM Treffen bedeutet de facto Ver-
bleib, bzw. sehr eilige Rückverle-
gung!  

Bei Verbleib/Verzögerung ohne 
Zustimmung TLB  

- Taliban -  

ist von signifikanter Verschlechte-
rung der Bedrohungslage auch ge-
genüber RS 

- womit wahrscheinlich ja der Einsatz gemeint 
ist - 

auszugehen; Opfer können nicht 
ausgeschlossen werden … 

Können Sie uns noch mal die Auswirkungen der 
NATO-Verteidigungsministerkonferenz auf die 
Rückverlegungsplanung erläutern? Das wäre viel-
leicht erst mal die erste Frage. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, herzlichen Dank. - 
Wir haben - und das Thema hatte ich ja bei Frau 
Wittmann eben schon ganz kurz angesprochen - 
diese Option der eiligen Rückverlegung natürlich 
mitgedacht. Aber für uns war das nie wirklich 
eine Option, weil wir nie Bilder der Flucht dort 
erzeugen wollten, weder von den afghanischen 
Streitkräften noch von der afghanischen Bevölke-
rung etc. Und Bilder der Flucht sind immer Bil-
der - - wenn ich Material dalasse, zerstöre oder 
auch vernichte. 

Aber wir mussten uns natürlich Gedanken ma-
chen: Was passiert jetzt, wenn denn die Amerika-
ner sehr, sehr schnell das Land verlassen sollten, 
doch noch wirklich bis Ende April, so wie in 
dem Doha-Abkommen - - Dann hätten wir Mate-
rial zurücklassen müssen, was eigentlich nicht 
beabsichtigt war, und das natürlich dann auch 
unbrauchbar machen, verwerten. Und diese Op-
tion - - Wir hatten auch einen Auftrag reinge-
geben in das Logistikkommando und Einsatzfüh-
rungskommando, Material zu identifizieren, was 
zur Not denn, wenn das so kommen sollte - wo-
rauf wir Logistiker immer gedrängt haben, dass es 
nicht so kommen mag -, wenn es jetzt doch zu 
einer eiligen Rückverlegung der Amerikaner 
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kommt - - Weil für uns auch als Logistiker war 
immer klar, dass wir mit den Amerikanern raus-
gehen werden, ja? Also, das war für uns als Lo-
gistiker auch nicht die Option - oder was heißt 
„nicht die Option“? -, aber das war von uns oder 
von den Strategen auch immer so ganz klar arti-
kuliert worden: Wenn die Amerikaner rausgehen, 
gehen wir auch raus. - Und damit haben wir Lo-
gistiker uns beschäftigen müssen, wie gesagt, mit 
dieser Option der eiligen Rückverlegung. 

Ich habe allerdings immer die politische Leitung 
oder die Leitung des Hauses darauf aufmerksam 
gemacht, was das bedeutet, eine eilige Rückver-
legung, was das für Bilder dann auch bedeutet. 
Dem wurde auch immer gefolgt, dass das zu ver-
meiden ist. Das ging vom Kontingent, vom Gene-
ral Meyer, bis hoch zur politischen Führung des 
BMVg, dass das zu verhindern ist, die eilige 
Rückverlegung, sondern dass wir geordnet - 
„geordnet“ heißt: logistisch geordnet; ich beziehe 
mich immer nur auf die Logistik - das Material 
rausbringen, was wir rausbringen wollen. Und 
das haben wir auch alles nach Hause gebracht, ja. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben das jetzt auch gerade schon ein bisschen 
angedeutet. Laut unseren Unterlagen wurde Ihr 
Referat auch an diesen regelmäßigen Bewertun-
gen der Entwicklung der Sicherheitslage von 
SE I 3 beteiligt. Wie schätzen Sie denn die Ent-
wicklung der Sicherheitslage im Februar 2021 
ein? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, also, es liegt außer-
halb meiner Verantwortung. Wie gesagt, ich bin 
der Logistiker. Ich bin nicht der, der militärisches 
Nachrichtenwesen macht; müssen Sie mir jetzt 
verzeihen, Frau Schäfer. Aber da würde ich jetzt 
außerhalb auch meiner Kompetenz und meiner 
Verantwortung sprechen. 

Aber für viele war klar, dass die Sicherheitslage, 
wenn die Amerikaner länger als das Doha-Ab-
kommen bleiben sollten, also über den April 
hinaus - - dass das mit Sicherheit für die Sicher-
heitslage nicht zuträglich ist, ja, weil - - Aber wie 
sich das entwickeln würde, wie gesagt, da würde 
ich Sie bitten, dann SE I 3 noch mal zu fragen, ja? 
Das ist außerhalb auch meiner Verantwortung. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
stelle trotzdem noch mal eine verwandte Frage: 
Haben Sie denn den Eindruck, dass aus Ihrer 
Sicht, persönlich, ausbleibende politische Ent-
scheidungen zu einer eiligeren und riskanteren 
Rückverlegung geführt haben oder beigetragen 
haben? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. Also, das kann ich 
ganz klar verneinen. Nein, auch die damalige 
Ministerin hat da jegliche Unterstützung mir oder 
uns Logistikern gegeben, also mir nicht in Per-
son, sondern uns Logistikern gegeben. Und, wie 
gesagt, wir haben diese 16 Wochen gekriegt, was 
eigentlich, glaube ich, das war, was wir haben 
mussten. Und das haben wir bekommen, diese 
16 Wochen nach dem 15. April. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und können Sie vielleicht noch mal sagen, bei 
welchen Fähigkeiten für diese Rückführung wir 
von anderen Nationen, insbesondere von den 
USA, abhängig waren? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, bei der Rückver-
legung haben wir uns relativ autark von den 
Amerikanern gemacht. Wir wussten, die Ameri-
kaner sind auch stark. Sie haben eine andere Art 
der Rückverlegung als wir; das wussten wir. Sie 
haben erst mal andere Kräfte und Mittel. Allein 
ihre Flugzeugflotte ist eine ganz andere als un-
sere. Sie haben ganz andere Verfahren, gegebe-
nenfalls auch Material vor Ort zu lassen, es aus-
zusondern, es zu verwerten, als wir es haben. 
Aber wir haben uns da relativ autark gemacht. 

Wir haben uns im Wesentlichen abgestützt auf 
unsere zivilen Vertragspartner - das muss man 
ganz klar so sagen -, also auf die Flugzeuge mit 
dem SALIS-Vertrag über die NATO, also die An-
tonows An-124. Wir haben mit zivilen anderen - 
DB Schenker beispielsweise, wenn ich den Na-
men hier sagen darf - einen Rahmenvertrag, die 
für uns geflogen sind. Also, wir haben uns na-
hezu autark gemacht von den Amerikanern. Wir 
waren nicht stark abhängig von den Amerika-
nern. Wir hätten es auch - wir haben zwar nach-
her ein bisschen Unterstützung gekriegt von den 
Amerikanern mit C-17 - ohne die Amerikaner ge-
schafft, ja. 
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Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Mich würde jetzt noch mal die Frage der Trans-
portkapazitäten der Bundeswehr interessieren. 
Die Lufttransportkapazität hat in der Vergangen-
heit regelmäßig einen Engpass der Bundeswehr 
dargestellt, gerade in Krisen, wenn die deutschen 
Partner ihre eigenen oder gemeinsamen Kapazi-
täten dann eben selbst dringend benötigen. Ich 
zitiere dazu einmal MAT A BMVg-4.208, Blatt 
106; das ist eine Lageeinschätzung, die uns vor-
liegt. Hier steht: 

Eine Erhöhung der zur Verfügung 
stehenden strategischen Lufttrans-
portkapazitäten ist aufgrund 
äußerst knapper Lufttransport-
mittel auf dem Weltmarkt nicht 
möglich. Die Einbeziehung von 
Kapazitäten alliierter Partner (ins-
besondere Nutzung US C-17) ist 
weder belastbar planbar noch zu-
verlässig für die eng getakteten lo-
gistischen Prozesse zu realisieren. 

Da würde ich Sie gern noch mal fragen, wie Sie 
mit der Frage von Lufttransportkapazitäten insge-
samt umgegangen sind und ob es Abhängigkeiten 
von US-Luftkapazitäten gab, etwa beim geschütz-
ten Personentransport. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, also, vielleicht noch 
mal ganz kurz auf den letzten Punkt, den ich 
schon - - Wir haben versucht und haben es auch 
geschafft, uns nahezu autark von den Amerika-
nern zu machen. Wir haben nachher den einen 
oder anderen C-17-Flug genutzt; aber wir hätten 
das auch ohne die Amerikaner geschafft.  

Die Amerikaner haben uns immer Luftfahrzeuge 
zugesagt; das war auch richtig. Aber sie waren 
nicht sehr - - Und das ist ja die Aussage, die auch 
drinsteht, die kann ich auch bestätigen. Es 
kommt wirklich auf Zeiten an, auf Slots, die ich 
brauche. Das liegt teilweise an dem Luftverkehr 
rund um den Flugplatz. Das liegt aber auch da-
ran, wie ich das Material, was ich für die Luftver-
ladung verladbar dort bereitstelle - - das muss 
auch abtransportiert werden, sonst staut sich das 
irgendwann. Also, das ganze Material, was durch 
die Mat-Schleusen geht - jeden Tag über zehn 
Containeräquivalente -, muss auch weggeflogen 

werden. Und da brauche ich ganz verlässliche 
Partner, die diese Kette - - Das ist im Prinzip wie 
ein Fließband - - arbeitet so eine Logistik dann 
bei so einer Rückverlegung, wo das Luftfahrzeug 
auch ganz verlässlich kommt. Und da wollten 
wir uns nicht auf die Amerikaner abstützen, weil 
wir auch wussten, dass die auch stark involviert 
waren mit ihrer eigenen Rückverlegung und dass 
das nicht so verlässlich war - und das muss man 
sagen - wie die Antonows. 

Zu dem geschützten - - oder zu dem Lufttransport 
der Deutschen. Ja, die A400M-Flotte war damals 
nicht so, ich sage mal, umfangreich und die ma-
terielle Einsatzbereitschaft so, dass wir uns hät-
ten komplett auf A400M abstützen können. Das 
hätten wir nicht geschafft. Das wäre nicht mög-
lich gewesen allein aufgrund der Größe der Ma-
schinen - die 124 kann über das Dreifache trans-
portieren - und der Verlässlichkeit, also der mate-
riellen Einsatzbereitschaft damals der A400M. 

Zum Ende hin ist es auch so, dass nur noch ge-
schützte A400M einfliegen durften. Das ist noch 
eine andere Klasse der A400M bzw. anders gerüs-
tet als der normale A400M: gewisser ballistischer 
Schutz und Abwehrflugkörper, so Chaff and Fla-
res, also Täuschkörper, die rausgeworfen werden. 
Davon hatten wir einfach damals nicht genug. 
Und die anderen Einsatzgebiete mussten ja auch 
versorgt werden - Mali, Jordanien, etc. -, und da 
musste die deutsche Luftwaffe auch noch versor-
gen. Wir konnten die ja nicht nicht mehr versor-
gen. Also, die Versorgungsflüge in die anderen 
Einsatzgebiete mussten nach wie vor stattfinden. 
Deswegen haben wir uns auch auf SALIS, auf die 
Antonows abgestützt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zur AfD. 

Joachim Wundrak (AfD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Auch danke Ihnen, Herr Kurjahn. 
Das ist ja nicht ganz einfach, denke ich mal, für 
Sie jetzt, heute hier zu sitzen und das Ganze 
noch mal Revue passieren zu lassen.  

Sie haben das als logistische Herkulesaufgabe be-
zeichnet, und da teile ich natürlich Ihre Bewer-
tung, insbesondere unter den Sicherheits- und 
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auch politischen Rahmenbedingungen; die inte-
ressieren mich jetzt an erster Stelle mal. 

Aus den Unterlagen wissen wir, dass sich die 
USA im Doha-Abkommen dazu verpflichtet ha-
ben, den Taliban die Standorte deutscher Trup-
pen und deren weitere Bewegungen in Afghanis-
tan anzuzeigen. Das ist MAT A BND-3.76, Blatt 
378. Ein Beamter des BND hat uns im Januar hier 
im Untersuchungsausschuss bestätigt, dass die 
USA diese Vereinbarung dann auch in die Tat 
umgesetzt haben. Das hat uns natürlich alle ver-
blüfft, schließlich waren die USA in Afghanistan 
ja Verbündete und brachten damit unsere Solda-
ten vermutlich in Gefahr. Wann erfuhren Sie da-
von, dass sich die USA im Doha-Abkommen 
dazu verpflichtet hatten, den Taliban Standorte 
und Bewegungen deutscher Truppen in Afgha-
nistan zu melden, und wie beeinflusste dieses 
Wissen Ihre Arbeit während des Untersuchungs-
zeitraums, insbesondere Ihre Planung? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, ich sage mal, was 
die Sicherheitslage betrifft, da würde ich gerne 
die gleiche Antwort geben, wie ich sie Frau Schä-
fer schon gegeben habe. Da bin ich der falsche 
Ansprechpartner. Ich bin ja der Logistiker. 

Über die Inhalte von dem Doha-Abkommen habe 
ich zum ersten Mal quasi erfahren am 29. Fe-
bruar. Und, wie gesagt, am 13. März hatte ich ja 
die erste Vorlage dann auch an den General-
inspekteur gegeben mit Verkürzung der Notice-
to-Move-Zeiten. Ansonsten war für uns die logis-
tische Rückverlegung seitens der Bedrohungs- 
und Sicherheitslage immer ganz eng abgestimmt. 
Natürlich mussten wir die als Logistiker immer 
bewerten, weil wir a) die Lufttransporte ja durch-
führen mussten und b) natürlich auch die Land-
transporte.  

Vielleicht darf ich das hier noch mal ganz kurz 
ausführen. Wir haben auch circa 80 Lkw-Trans-
porte über Land zurückgeführt, über die Land-
route, gerade für Material, was nicht so zeitkri-
tisch ist und was über Land geschickt werden 
kann, also kein militärisches Material, sondern 
handelsübliches. Von daher kann ich dazu nicht 
mehr sagen. Da würde ich Sie auch bitten, da an 

die Verantwortlichen heranzutreten - außerhalb 
meiner Verantwortung als Logistiker. 

Joachim Wundrak (AfD): Also, dann wissen Sie 
auch nicht, ob die Leitung des Hauses versucht 
hat, auf die Amerikaner einzuwirken, diese Pra-
xis der Meldungen einzustellen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Wie gesagt: Lag außer-
halb meiner Verantwortung als Referatsleiter 
SE III 4. Nee, kann ich Ihnen nichts zu sagen. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Ja, dann zu der 
mehrfach erwähnten Phase von 16 Wochen. Am 
26. Mai 2020, also relativ früh oder weit vor dem 
entsprechenden Ereignis, soll es in einer BMVg-
internen Besprechung zu logistischen Aspekten 
der Eventualplanung zur Rückverlegung Resolute 
Support gekommen sein; MAT A BMVg 4.27, 
Blatt 14 bis 17. Sie sollen bei dieser Gelegenheit 
im Rahmen einer Folienpräsentation dargelegt 
haben, dass es für eine geordnete Rückverlegung 
8 volle Monate braucht - im Gegensatz zu den 16 
Wochen, die Sie hier angeführt haben - und 
demgemäß bei einer erst nach Mitte August 2020 
getroffenen Rückzugsentscheidung die Gefahr be-
stehe, dass nicht alles Material nach Deutschland 
zurückverlegt werden könne und in Afghanistan 
zurückgelassenes Bundeswehrmaterial nicht ord-
nungsgemäß an neue Nutzer abgegeben werden 
kann. Auf welchem Wege erreichte Ihre Einschät-
zung, dass man für eine geordnete Rückführung 
der deutschen Kräfte nach Deutschland acht 
volle Monate braucht - - und wie reagierten Ihre 
Vorgesetzten darauf? Hatten Sie den Eindruck, 
dass diese geordnete Rückführung des Bundes-
wehrmaterials von der Spitze des BMVg Priorität 
besaß oder eben nicht? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja - vielleicht kann ich 
da noch ganz kurz ausholen -, wir haben zwar in 
diesem Kernzeitraum, den ich jetzt immer er-
wähne - von Mitte Mai bis Ende Juni, diese 
16 Wochen, bzw. von Mitte April bis Mitte 
August; das sind ja diese 16 Wochen, über die 
wir reden; wir waren dann nachher noch ein 
bisschen schneller - - ist zwar der Kernzeitraum. 
Aber wenn man die eigentliche Rückverlegung 
betrachtet, muss man eigentlich vom 01.11., vom 
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Beginn des „Aggressive Housekeeping“, aus-
gehen. Das war der Zeitraum, den wir genutzt ha-
ben, um Material zurückzubringen. 

Wir haben damals diese Bewertung durchgeführt, 
dass wir acht Monate brauchen, auch mit dem se-
quenziellen Ansatz, Kabul als Letztes zurückzu-
verlegen nach Masar-i-Scharif und mit Masar-i-
Scharif Kunduz und Maimana. Aber der gesamte 
Zeitraum der Rückverlegung begann für uns im 
Prinzip schon mit dem 01.11. Da sind wir 
angefangen mit dem „Aggressive Housekeeping“; 
ich nenne das jetzt mal so. Wir haben einfach 
jeden Container durchsucht, den Keller aufge-
räumt: Ist da was? Braucht ihr das? Kann das 
zurück? Muss das zwingend jetzt dableiben? 

Dann ging es Anfang des Jahres 21 - - das opera-
tive Minimum. Da hat das Einsatzführungskom-
mando noch mal Kräfte zurückgefahren, und 
dann konnten wir noch mal was zurückverlegen, 
Material. Also, im Grunde genommen: Die Rück-
verlegung hatte einen Kernzeitraum, ja. Der war 
vom 15. April bis zum 15. August, bzw. wir wa-
ren dann auch schneller draußen. Aber die 
eigentliche Rückverlegung begann am 01.11., 
wenn man so will, für uns Logistiker mit dem 
„Aggressive Housekeeping“, was wir durch-
geführt haben. 

Joachim Wundrak (AfD): Also, das ist die Erklä-
rung, dass sich quasi der Verlegezeitraum, den 
Sie brauchten, halbiert hat durch entsprechende 
Maßnahmen, so wie Sie es dargestellt haben.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Genau. Wir sind relativ 
schnell angefangen. Und das war für uns Mitte 
2020 noch nicht so erkennbar. Wir haben auch 
erst die endgültige Materialliste gehabt, wie viel 
wir jetzt wirklich im Einsatz hatten, Ende Juni 
2020. Da wussten wir erst genau, dass wir 
7,5 Millionen Artikel dort in Afghanistan haben, 
weil wir jeden Container umgedreht haben, jeden 
Container aufgemacht haben, gezählt haben: 
„Was für Material ist da? Wie groß ist das Mate-
rial? Wie schwer ist das Material? Was haben wir 
da?“, um da wirklich eine Bestandsaufnahme zu 
nehmen, eine Inventur, wenn man so will, durch-
zuführen. Und erst dann konnten wir diese Pla-

nung durchführen und sind dann am 01.11. suk-
zessive angefangen, abzubauen. Allerdings be-
gann die Rückverlegung im eigentlichen Sinne 
der Kräfte und der letzten operativen Fähigkeiten 
dann ab dem 15. April bzw. vier Wochen Vorlauf 
und dann ab dem 17. Mai oder so. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank für die 
Erklärung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt jetzt aber. 

Joachim Wundrak (AfD): Das ist schade. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die einen sagen 
das so, die anderen so. - Jetzt hat die Frau Kolle-
gin Jurisch von der FDP das Wort. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. - Herr Oberst, ich würde Sie 
gerne in die Zeit des Juni 2021 mitnehmen. Da 
haben Sie in einer Leitungsvorlage an Bundes-
ministerin Kramp-Karrenbauer - ich zitiere 
MAT A BMVg-4.209 VS-NfD, Blatt 8 - zum Ein-
satz eines zivilen Charterluftfahrzeugs zum 
Abholen afghanischer Ortskräfte geschrieben - 
ich zitiere -: 

Der Einsatz eines DEU militäri-
schen geschützten Luftfahrzeuges 
ist aufgrund der vollständigen 
Auslastung für die derzeitige 
Rückverlegung des DEU EinsKtgt  

- Einsatzkontingents -  

sowie mangelnder Platzkapazi-
täten nicht möglich. 

Sie haben dann vorgeschlagen, dass man stattdes-
sen einen Charterflug durch ein Privatunterneh-
men nehmen soll. Und das ist ja dadurch zu-
stande gekommen, dass Generalmajor Andreas 
Hoppe Ihnen in einem Mailverkehr davon berich-
tet hat, dass er persönlich Vertreter einer Firma 
kenne, welche Charterflüge innerhalb von ein bis 
zwei Tagen organisieren könnte. Ich würde jetzt 
gerne aus diesem - - aus einem Schreiben zitie-
ren, auf das das Ganze zurückgeht. Das ist die ur-
sprüngliche Anfrage von Herrn Hoppe an diese 
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Bekannte, die eben ein Unternehmen hat, die die-
sen Charterflug organisieren könnte. Das ist 
MAT A BMVg-5.48 VS-NfD, Blatt 34: 

Liebe …  

wie Du sicher aus den Medien 
mitbekommen hast, ist neben dem 
eigentlichen Abzug aus AFG (der 
gut läuft, besser als gedacht) vor 
allem das Thema „AFG Orts-
kräfte“ auf der großen politischen 
Bühne und der Druck auf die 
Ministerin, auf das BMVG und 
uns hier wird fast stündlich grö-
ßer. Das ist nicht übertrieben.  

Aktuell sind wir aufgefordert, der 
Ministerin theoretische Optionen 
aufzuzeigen, wie wir noch vor 
Ende des Redeployments (also 
noch im Juni) mehrere hundert 
Ortskräfte mit deren Familien 
nach DEU holen (das können so 
an die 2500 Paxe werden). Das ist 
organisatorisch gar nicht mehr 
machbar: die Leute identifizieren, 
auswählen, Vorab Quarantäne, 
Aufnahme in DEU usw. Die For-
derung bleibt aber zu prüfen, ob 
wir nicht wenigstens als symboli-
schen Akt, einen Flieger schicken 
können um die Bilder zu produ-
zieren: „DEU holt die Leute da 
raus“. Über Sinn oder Unsinn dis-
kutieren wir schon lange nicht 
mehr, es geht auch nicht darum, 
dass das wirklich gemacht wird - 
wir sollen nur die Option prüfen. 

Ich möchte Sie gerne folgende zwei Sachen fra-
gen: Das eine betrifft einfach noch mal ganz 
grundsätzlich die Kapazitäten zu dem Zeitpunkt. 
Waren wirklich keine Kapazitäten da, dass man 
auf ein privates Charterunternehmen zurückgrei-
fen musste? Und inwieweit konnten überhaupt 
private Unternehmen in so einem militärisch 
relevanten Umfeld Aufgaben übernehmen? Und 
nachher würde ich gerne noch auf diesen E-Mail-
Verkehr zurückkommen. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Gut. Dann beantworte 
ich erst die beiden Fragen, - 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Genau. 

Zeuge Stephan Kurjahn: - und dann werden Sie 
auf die E-Mail noch zurückkommen. Aber ich 
kann mich an diesen Vorgang 17./18. bis 22. Juni 
noch gut erinnern. 

Also, der Inspekteur der Luftwaffe und auch der 
Befehlshaber des Einsatzführungskommandos 
hatten zu dem Zeitpunkt aufgrund der unklaren 
Sicherheitslage ausgegeben, dass nur noch ge-
schützte A400M - nein, geschützte Luftfahrzeuge 
der Bundeswehr, so muss ich es sagen; aber die 
Bundeswehr hat nur den A400M als geschützt -, 
geschützte Luftfahrzeuge nach Masar-i-Scharif 
fliegen aufgrund der Sicherheitslage. Und die ge-
schützten Luftfahrzeuge mit ihrer Einsatzbereit-
schaft waren damit ausgelastet. Wir hatten einen 
geschützten StratAE-Flieger stehen in Tiflis - da 
war ein Personal-Hub eingerichtet, wo wir immer 
das Personal nachher in den letzten Tagen raus-
gebracht haben - und drei noch für Materialtrans-
port bzw. um eventuell sehr kurzfristig noch 
Kräfte reinzubringen, je nachdem, wie die Sicher-
heitslage sich entwickelt. Also, wir hatten kein 
geschütztes militärisches Luftfahrzeug mehr in 
den Streitkräften. Wenn Sie jetzt fragen - - Und 
damit schied beispielsweise auch die Flugbereit-
schaft aus mit dem A310 oder mit dem A330 
oder was auch immer. 

Zivile Luftfahrzeuge haben durchaus Masar-i-
Scharif zu der Phase noch angeflogen. Es gab 
sogar noch Linienflüge nach meiner Kenntnis. 
Es gab noch Linienflüge zu dem Zeitpunkt von 
Masar-i-Scharif nach Istanbul beispielsweise. 
Also, ziviler Flugverkehr fand noch statt zu die-
ser Zeit in Masar-i-Scharif. Und demzufolge 
konnte man auch zivile Maschinen einsetzen. Die 
Bedrohungslage wurde so eingeschätzt, durch die 
SE I 3 - jetzt auch schon mehrfach angespro-
chen -, durch das Referat, dass private, also zivile 
Luftfahrzeuge nahezu keiner bzw. einer sehr ge-
ringen Bedrohung ausgesetzt sind. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und wie ha-
ben Sie das damals eingeschätzt, dass man da 
jetzt privat über einen Broker ein Charterflugzeug 
anheuern muss innerhalb von ein paar Tagen? 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ich kann mich an 
diesen Vorgang noch gut erinnern, weil das war 
relativ kurzfristig alles. Ich habe nur den Auftrag 
bekommen: Ich sollte versuchen, für circa 
300 Personen einen Transport sicherzustellen. 
Wie gesagt, ich war nicht das verantwortliche 
Referat für die Ortskräfte oder für irgendwelche 
Visaangelegenheiten oder so, sondern ich habe 
den Auftrag bekommen, einen Flieger oder zwei 
Flieger bereitzustellen für 300 Personen. Das 
habe ich dann auch geschafft. 

Ich musste über unseren - - Wir haben einen Rah-
menvertrag mit der Firma Kühne + Nagel; kann 
ich hier auch sagen. Die bringen für uns jetzt 
auch immer noch Soldaten in die Einsatzgebiete - 
haben sie vorher auch nach Masar-i-Scharif ge-
macht usw. - mit privaten Chartermaschinen, 
weil das für uns auch nach Bundeshaushaltsord-
nung kostengünstiger ist, als wenn wir immer 
militärische Maschinen einsetzen. Und dieser 
Rahmenvertragspartner Kühne + Nagel hat uns 
dann auch - - oder hat es geschafft, dass er zwei 
Flugzeuge bekommt - zwei, ich glaube, spanische 
Airlines waren es damals -, die bereitgestellt 
sind. Da ist ja Kühne + Nagel auch nur der Broker 
letztendlich, der das bereitgestellt hat. Und wir 
hatten diese Maschinen zur Verfügung. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber wie ich 
diesen E-Mail-Verkehr verstanden habe, war das 
ja nicht Kühne + Nagel, sondern das ging über ir-
gendeine Bekannte von Herrn Hoppe. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Die Maschinen - 
wir haben nachher auch Stornokosten dafür be-
zahlen müssen bei Kühne + Nagel, weil wir sie 
wieder storniert haben, die Flugzeuge - - Nein, 
diese Maschinen waren von Kühne + Nagel, die 
ich da zur Verfügung gestellt habe. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Ich habe 
Ihnen ja aus dieser E-Mail zitiert. Da wurde ja 
auch so ein bisschen das Stimmungsbild gesagt 
und auch noch gesagt, es wären um die 2 500 
Personen, die man eventuell da rausholt, und 
dass man halt wenigstens jetzt mal so ein paar 
Leute da rausholen sollte mit Blick auf die Bil-
der, die man da produziert. Entspricht dieses 
Stimmungsbild von Herrn Hoppe dem Ihren zu 

diesem Zeitpunkt damals? Hatten Sie auch das 
Gefühl, dass das jetzt eine notwendige Aktion 
war zu dem Zeitpunkt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, wie gesagt, da die 
Ortskräfte nicht in meinen Verantwortungs-
bereich als Referatsleiter SE III 4 fallen und ich 
mich jetzt außerhalb meiner Zuständigkeit - - und 
ich wieder nur meine Meinung als Staatsbürger 
in Uniform abgeben könnte, würde ich gerne da-
rauf verzichten, hier eine Aussage zu treffen. 

Ich weiß nur: Diese beiden Flugzeuge wurden da-
mals abgesagt, die dann zur Verfügung standen, 
aufgrund der Sicherheitslage, weil das Kontin-
gent konnte das - und das war der Grund für die 
Stornierung - einfach nicht mehr gewährleisten. 
Das Kontingent hätte es ja machen müssen, also 
das Check-in, das Boarden, jetzt kamen noch 
PCR-Tests. Wir befanden uns ja damals noch mit-
ten in der Coronapandemie. Und das waren die 
Gründe wohl, die zum Absagen geführt haben. 
Und ich habe sie dann letztendlich storniert, 
diese beiden Flugzeuge, aber auf Weisung. Also, 
auf Weisung habe ich sie dann storniert, ja. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie 
denn auch diesen stündlich steigenden Druck auf 
das BMVg und auch auf sich selbst gespürt mit 
Blick auf die Ortskräfte? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, auch das ist ja wie-
der eine sehr persönliche Frage außerhalb meiner 
fachlichen Zuständigkeit als Referatsleiter. Ich 
kann nur sagen: An mich herangetragen als Refe-
ratsleiter, Luftfahrzeuge bereitzustellen für das 
Fliegen oder Verbringen von Ortskräften, war 
dieses eine Mal. Ansonsten ist man nicht an 
mich herangetreten für Luftfahrzeuge. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Haben Sie 
sich denn persönlich unter Druck gesetzt gefühlt? 
Also, Sie dürfen auch gerne persönlich antwor-
ten. Sie sind ja auch als Mensch vor allem hier.  

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Nee, ich habe mich 
nicht unter Druck gesetzt gefühlt persönlich jetzt, 
als Mensch, und auch nicht als Referatsleiter. 
Und ansonsten, wie gesagt, ich glaube, ich würde 
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hier nur meine Meinung als Staatsbürger in Uni-
form weitergeben, aber nicht die als Referatsleiter 
III 4 damals. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zur Frau Kollegin Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich möchte mich auch bei Ihnen 
bedanken, Herr Kurjahn, dass Sie heute da sind. 
Ich hoffe, Sie können mich hören. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, sehr gut. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich möchte gleich da 
weitermachen, wo die Kollegin gerade aufgehört 
hat. Es geht um die beiden Charterflüge. Sie ha-
ben ja gesagt, dass sie storniert wurden aus Grün-
den, dass das Kontingent nicht vorliegend war. 
Wäre es denn möglich gewesen, mit einem aus-
reichenden Kontingent diese Flüge durchzufüh-
ren? Und wie kam es konkret zu diesem Stornie-
rungsersuchen? Also, wer hat Ihnen den Auftrag 
gegeben, den Flug oder die beiden Flüge wieder 
zu stornieren? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, den Auftrag habe 
ich unmittelbar bekommen von meiner Abtei-
lungsführung, also der Abteilungsführung SE, sie 
zu stornieren. Ich habe sie dann auch storniert. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Können Sie einen 
Namen sagen eventuell? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Aber, ich glaube, 
das müsste per E-Mail-Verkehr auch vielleicht 
vorliegen. Also, der - - Ich muss jetzt überlegen. 
Ich weiß nicht, ob es der Abteilungsleiter oder 
der stellvertretende Abteilungsleiter war. Aber 
das müsste ich jetzt noch mal nachschauen in 
den Unterlagen; das kann ich nicht sagen. Aber 
auf jeden Fall habe ich dann, nachdem ich sie 
storniert habe - - Nee, das verwechsle ich mit 
Ihrer - - Die erste Frage war das Kontingent, 
warum es nicht dazu bereit war oder es nicht 
konnte? 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ob es mit einem aus-
reichenden Kontingent hätte durchgeführt wer-
den können. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, das ist natürlich 
auch eine sehr hypothetische Frage. Das mag ich 
auch nicht beantworten. Das liegt auch außerhalb 
meiner fachlichen Zuständigkeit. 

Ich weiß nur als der, der die Luftfahrzeuge quasi 
bereitgestellt hat, was damit verbunden ist: eine 
Abfertigung, ein PCR-Test in der damaligen Zeit 
für jeden Fluggast und dieser ganze Check-in. An 
mich herangetragen wurde nur letztendlich, dass 
das Kontingent nicht in der Lage ist, diese Abfer-
tigung zu leisten, weil damit die Eigensicherung 
der Soldaten gefährdet worden wäre, weil der Ge-
neral Meyer auch nicht mehr die ausreichenden 
Kräfte hatte. Wir sind ja einer Phase - ich glaube, 
es war der 25.06., für den der Flug geplant war -, 
da war ja das Kontingent auch schon sehr, sehr 
runtergefahren, sage ich mal. Da gab es ja nicht 
mehr viele Soldaten in diesem großen Camp 
Marmal. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Genau. Ich frage Sie 
jetzt ja aber als Logistiker und möchte Sie jetzt 
auch nicht außerhalb Ihrer Kompetenzen befra-
gen. Aber rein als Logistiker: Hätte Ihnen das 
Kontingent vorgelegen, hätte man rein logistisch 
diese Fluge durchführen können? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Wenn man ganz viel 
Personal vor Ort gehabt hätte, hätte man viel-
leicht diese Flüge durchführen können, ja. Aber 
wie gesagt: Auch das ist außerhalb meiner Zu-
ständigkeit. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und dann wäre noch 
eine Frage, auch in Bezug auf die Charterflüge: 
Können Sie noch mal die Lage schildern, und 
welche Aufgabe kam Ihnen zu, und wie waren 
Sie in die Entscheidung noch mal ganz konkret 
involviert, und warum kam die Evakuierung letz-
ten Endes nicht zustande? Vielleicht können Sie 
das noch mal ein bisschen konkretisieren. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Von diesen beiden 
Charterflügen? 

Clara Bünger (DIE LINKE): Genau. 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Ich als der Referats-
leiter SE III 4 war auch quasi ministeriell der Hal-
ter dieses Rahmenvertrages mit der Firma Kühne 
+ Nagel. Wir haben den Vertrag „Pax-Weltweit“ 
genannt. Also, wir haben damit auch Soldaten - - 
und verfliegen sie heute noch oder verbringen sie 
in die Einsatzgebiete, nach Mali oder wo auch 
immer. Das ist auch sehr effektiv, sehr gut, sehr 
wirtschaftlich. Und weil ich der Halter war und 
auch für den strategischen Lufttransport grund-
sätzlich verantwortlich war, hatte ich den Auf-
trag bekommen, zivile Maschinen zu reservieren, 
um bis zu 300 Personen aus Afghanistan zu ho-
len. Das habe ich dann auch gemacht. 

Dann war eine Entscheidungsfindung. Zu der 
kann ich wirklich nichts sagen, wie diese Ent-
scheidungsfindung zustande gekommen ist, weil 
sie auch außerhalb meiner Ebene und des Refe-
rates stattfand. Auf jeden Fall wurde mir dann 
mitgeteilt durch die Abteilungsführung - - Wie 
gesagt: Ich kann jetzt nicht mehr sagen, ob der 
Abteilungsleiter oder der Stellvertreter. Das weiß 
ich jetzt nicht mehr genau. Auf jeden Fall wurde 
mir mitgeteilt, diese Flüge werden nicht mehr 
durchgeführt, ich möge diese Flüge stornieren. 
Nach einer kurzen Wartezeit habe ich - - Ich 
glaube, ich habe sie am 22. dann storniert, am 
22. Juni. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und jetzt hat ja die - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir sind - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - am Ende der Fra-
gezeit angekommen und beenden damit die erste 
Runde und eröffnen die zweite. Und das Frage-
recht geht an den Kollegen Nürnberger von der 
SPD. 

Jörg Nürnberger (SPD): Es wird Sie vielleicht 
nicht wundern, dass wir bei diesem Thema noch 
eine gewisse Zeit bleiben werden. - Zurück zur 
Auftragserteilung. Der Auftrag, diese Vorlage an 
die Ministerin zu schreiben, kam nach den 
Unterlagen, die wir vorliegen haben, tatsächlich 
vom Staatssekretär Zimmer. Können Sie das 
bestätigen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, ich kann nur be-
stätigen, dass es eine Besprechung gegeben haben 
muss - an der war ich aber selbst nicht Teilneh-
mer - zwischen Bundesministerin, Staatssekretär 
Zimmer, dem Abteilungsleiter SE, wo diese Ent-
scheidung getroffen worden ist, Ortskräfte oder 
die Option für Ortskräfte, 300 - es waren ja nicht 
300 anscheinend; also, das ist bei mir angekom-
men -, 60 Ortskräfte plus 240 Angehörige auszu-
fliegen. Und daraufhin habe ich dann diese bei-
den Flüge organisiert, also die beiden Flugzeuge 
organisiert, bei Kühne + Nagel. 

Jörg Nürnberger (SPD): Welcher Zeitraum lag 
zwischen der Auftragserteilung, die dann - Zwi-
schenfrage: von wem genau? - in Ihrer Befehls-
kette, um das mal so zu formulieren, erteilt wor-
den ist, und der Ausführung oder dieser Erstel-
lung dieser Vorlage? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, nach meinem 
Kenntnisstand kam der Auftrag am 17. - ich 
müsste da mal genau nachgucken; ich meine, am 
17. - runter. Ich habe dann auch die Vorlage ge-
schrieben. Am 18., meine ich, hatte ich schon das 
Go von den beiden Fliegern, dass die zur Verfü-
gung stehen. Und die letztendliche Stornierung 
fand dann, glaube ich, am 22. statt. Also, ich 
glaube, da war auch noch ein Wochenende da-
zwischen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich kann Ihnen MAT A - 
und das ist ja bereits zitiert worden - BMVg-5.48 
VS-NfD, Blatt 66 bis 68 vorhalten. Die Vorlage 
trägt tatsächlich auch das Datum des 17. Juni, der 
in der deutschen Geschichte kein ganz unerheb-
licher Tag war, an den man sich vielleicht erin-
nern kann. Das heißt, Sie haben am gleichen Tag, 
als Sie die Anweisung erhielten, auch diese Vor-
lage bereits erstellt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ich glaube, auch - - 
Ja, und in den relativen Abendstunden, glaube 
ich auch. Ich kann mich noch gut dran erinnern, 
wie ich diese Vorlage - - Ich habe sie ja selbst ge-
schrieben, auch als Referent quasi, als Referats-
leiter und Referent. 
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Jörg Nürnberger (SPD): Und Sie sind ja auch in 
dieser Vorlage sowohl als Referatsleiter als auch 
als Sachbearbeiter angegeben. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, weil ich der einzige 
Verbleibende zu der Uhrzeit war und ich sie 
dann selbst geschrieben habe, genau, auf Wei-
sung, dass wir die Billigung einholen. Aber dazu 
ist es dann ja nicht mehr gekommen, genau. 

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie diesen Auftrag 
derart eingeordnet, dass Sie sagen, das war ein 
ganz normaler Vorgang? Oder war es doch eine 
eher einmalige, außergewöhnliche Aufforderung, 
ausgerechnet an diesem Tag und so kurzfristig 
eine Leitungsvorlage zu erstellen mit einem The-
menbereich, der vorher - und das haben wir auch 
von den vorherigen Zeugeneinvernahmen ge-
hört - eigentlich nie in der Hausleitung diskutiert 
worden ist? Wir haben von dem Zeugen, der vor 
Ihnen dran war, dem Oberst Rapp, gehört, dass 
die Frage der Rückführung afghanischer Orts-
kräfte im Haus eigentlich zu keinem Zeitpunkt 
intensiv diskutiert wurde. Und hier taucht plötz-
lich einmalig die Aufforderung auf, so etwas 
kurzfristig, für den nächsten Tag quasi, zu orga-
nisieren. Hat Sie das überrascht? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Also, es hat mich 
überrascht, ja. Aber ich habe sehr häufig kurzfris-
tige Anfragen - Schrägstrich - Aufträge - Schräg-
strich - ich sage mal: Erfordernisse gehabt in dem 
Referat, dass ich etwas ganz kurzfristig, ad hoc 
machen muss. Aber das hat mich auch über-
rascht, ja, dass man jetzt sich diesem Thema so 
schnell, so unerwartet genähert hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf Sie auch kon-
frontieren mit Ihrer Sachverhaltsdarstellung, die 
unter der Ziffer 4 aus dem bereits zitierten Doku-
ment aufgeführt ist. Der Einleitungssatz ist irrele-
vant, und dann kommt der Satz: 

Als politisches Signal und als 
Ausdruck unserer Verantwortung 
gegenüber den afghanischen Orts-
kräften (OK), die DEU beim Ein-
satz RS unterstützt haben … 

Woher kommt diese Formulierung? Ist das Ihre 
eigene Begründung, die Sie sich selbst für diese 
Vorlage zurechtgelegt haben, oder war das eine 
Vorgabe, die Sie aufgrund Ihrer Anweisung so 
darstellen sollten? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Ich bin zwar der 
Verfasser dieser Vorlage, weil ich dann die Luft-
fahrzeuge - und das war der wesentliche Teil die-
ser Vorlage - bestellen sollte. Aber ich habe na-
türlich auch das Referat SE II 1 mitprüfen lassen 
und mitzeichnen lassen, wie es bei uns heißt. 
Und die haben das reingeprüft. Und da müssen 
die sich auch zu äußern, weil das nicht meine 
Verantwortung als Logistiker ist, so etwas zu be-
werten. Das steht mir nicht zu und gehört nicht 
in meine Verantwortung. Das war ein Beitrag, 
den SE II 1 in diese Vorlage reingeprüft hat. 

Jörg Nürnberger (SPD): Sie haben gerade vor 
Kurzem gesagt, Sie waren da im Hause fast noch 
alleine und - - 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. Also, bei mir im 
Referat war ich der Einzige. Deswegen stehe ich 
ja auch als Referent drin. Ich war nicht im Haus 
alleine, nein. SE II 1 war noch anwesend, genau-
so HC und R, waren auch noch anwesend. Ich 
war im Referat verbleibend. Deswegen habe ich 
als Referent auch geschrieben. 

Jörg Nürnberger (SPD): Aber es ist auch gut, dass 
Sie uns schildern, wie diese Entscheidungspro-
zesse tatsächlich ablaufen. Das heißt, durch Ein-
wirkung eines anderen Referates wurde eine poli-
tische Begründung geliefert, warum man diese 
Anfrage an die Hausleitung stellt. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich will so sagen: In der 
ministeriellen Arbeit, auch gemäß Geschäftsord-
nung, ist es durchaus üblich, dass ein Referat 
natürlich eine Vorlage schreibt, weil noch viele 
Referate mitzeichnen und ihre Beiträge einbrin-
gen, weil die fachliche Zuständigkeit innerhalb 
der Vorlage immer woanders liegt. Das trifft auf 
ganz viele Vorlagen - - Auch meine Vorlage am 
13. März 2020, die ich geschrieben habe zur Ver-
kürzung der Notice-to-Move-Zeiten: Gefühlt hat 
das halbe Ministerium da mitgezeichnet und Bei-
träge eingebracht, zu denen ich als Logistiker gar 
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nichts sagen konnte. Aber damit diese Vorlage 
ein Gesamtbild für die Leitung ergibt, lässt man 
natürlich andere Referate da mitzeichnen. Und 
die bringen natürlich auch ihre Beiträge ein. 

Und der Beitrag, Herr Nürnberger, den Sie gerade 
zitiert haben, der kommt nicht aus meiner Feder. 
Nicht der Logistiker hat das geschrieben, sondern 
das kommt aus SE II 1, wo auch die Ortskräfte be-
heim- - also, wo auch die Ortskräftethematik be-
handelt worden ist. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank für diese Er-
klärung. - Wenn ich Sie jetzt nach Ihrer eigenen 
Auffassung - - Und ich gehe davon aus, dass 
diese Frage, erstens, zulässig ist und, zweitens, 
auch wirklich dann zu beantworten ist. Kam es 
Ihnen nicht tatsächlich vor - und ich benutze 
diese Überspitzung ganz ausdrücklich und ganz 
bewusst -, dass hier so eine Art Symbolpolitik 
formuliert worden ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Von meiner Seite aus 
jetzt oder von - - 

Jörg Nürnberger (SPD): Ihre Bewertung, weil Sie 
haben es gezeichnet, Sie haben es vorgelegt. Sie 
tragen in gewissem Sinne die Verantwortung. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ich habe es - - Also, 
wie gesagt: Der Auftrag kam, diese Flugzeuge be-
reitzustellen. Ich musste eine Vorlage schreiben, 
weil wir zu dem damaligen Zeitpunkt noch keine 
Sicherheit hatten, dass wir das über unseren Rah-
menvertrag abwickeln können, sondern wir müs-
sen dann im Prinzip eine Vergabe ohne Aus-
schreibung machen. Das kann man in ganz not-
wendigen, sicherheitsrelevanten Fällen machen. 
Aber dafür brauchte ich die Genehmigung der 
Leitung des Hauses. Und deswegen wurde mir 
das - - Und deswegen war ich auch dazu ver-
pflichtet, diese Vorlage zu schreiben, um diese 
Billigung der Leitung des Hauses zu bekommen. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Die Frage, 
bevor ich dann an den Kollegen Stegner gern 
weitergeben möchte, die sich mir in der Folge 
stellt, ist: Die Entscheidung, diese Flüge doch 
nicht durchzuführen, sie zu stornieren, Storno-

gebühren zu bezahlen, beruht, so wie ich Sie bis-
her verstanden habe, allein auf der Entscheidung 
oder auf der Information des eingesetzten Kontin-
gentführers in Afghanistan, dass nicht mehr ge-
währleistet werden kann, diese Flüge ordentlich 
zu betreuen, abzufertigen und zu sichern. Ist das 
richtig? 

Zeuge Stephan Kurjahn: So ist das Lagebild bei 
mir angekommen als Begründung. Das ist richtig, 
als - - Ja. Wie gesagt: Ich habe sie nicht abgesagt. 
Dafür wäre ich als Logistiker auch gar nicht ver-
antwortlich und in der Lage, aufgrund meiner 
Aufgabe nicht. Aber das Lagebild war da, und 
deswegen hat man sie storniert. 

Jörg Nürnberger (SPD): Ich darf Sie dann ganz 
kurz noch mit einer Aussage, soweit ich mich 
selber richtig erinnere, des General Meyer aus 
seiner Befragung konfrontieren, der von einer 
Einflussnahme aus dem AA gesprochen hat. Ist 
Ihnen persönlich bekannt, dass das AA auf die 
Absage dieses Fluges Einfluss genommen hat? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, mir persönlich ist 
das nicht bekannt. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Dann 
würde ich weitergeben an den Kollegen Stegner. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich will zunächst 
mal ansetzen bei dem, was der Kollege Nürnber-
ger eben gefragt hat. Dass solche Vorgänge mitge-
zeichnet werden in den Ministerien und in ver-
schiedenen Referaten ergänzt werden, das ist in 
der Tat normal. Und es bleibt am Ende trotzdem 
ein Vermerk, den Sie vorgelegt haben. Und auch 
wenn das nicht Ihre Zuständigkeit, Ihre eigene, 
ist, glaube ich, ist die Frage schon zulässig für 
jemanden, der Referatsleiter ist, ob Sie nicht die 
Beurteilung teilen, dass der Leser dieses - - der 
Empfänger auch den Eindruck haben muss, dass 
wir hier über Symbolpolitik reden. Das war auch 
in der Tat ja das, was Frau Jurisch vorhin vorge-
lesen hat, dass da ein anderer Eindruck erweckt 
werden soll, wem gegenüber auch immer, Öffent-
lichkeit, Parlament, als es den Tatsachen ent-
spricht. 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Auch da kann ich, Herr 
Vorsitzender, nur zu sagen: Ich hatte den Auftrag 
als Referatsleiter, als der Logistiker, diese beiden 
Flüge bereitzustellen. Ich habe dann über Nacht 
diese Vorlage - oder abends, spätabends - zusam-
men mit SE II 1 und mit R und mit HC, also 
Haushalt und Controlling und die Abteilung R 
des Ministeriums, geschrieben. Ich möchte das 
nicht bewerten, ob das Symbolpolitik ist oder 
nicht. Das würde auch nur meine persönliche 
Meinung wiedergeben. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann formuliere 
ich es mal anders. Sie hatten jedenfalls keine 
Bedenken, den Vorgang so auf den Weg zu schi-
cken? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Und ich hatte ja 
den Auftrag, diese beiden Maschinen - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich meine jetzt 
nicht die Tatsache, dass Sie das gemacht haben, 
sondern den so inhaltlich ausgestalteten Vermerk 
auf den Weg zu bringen, hatten Sie keine Beden-
ken? Das ist die Frage, die ich Ihnen stellen 
möchte. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nachdem ich die Mit-
zeichnung von den zuständig verantwortlichen 
Referaten, Abteilungen hatte in dieser Form, habe 
ich dann die Vorlage auch nach oben gegeben, ja. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wäre das eine - - 
Nein, ich will nicht suggestiv fragen. Ich frage 
mal anders. Sie verstehen Zuständigkeitsfragen 
so, dass Sie sich strikt heraushalten aus dem, was 
andere beigefügt haben. Kann ich das so interpre-
tieren, was Sie antworten? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, wenn - - Ja, Herr Vor-
sitzender. Und wie gesagt: Es ist öfter bei mir so 
der Fall gewesen im Referat, dass ich Vorlagen 
geschrieben habe, um ein Gesamtbild für den 
Adressaten zu produzieren, das Gesamtbild sich 
aber aus vielen Bestandteilen zusammensetzt. 
Irgendeiner muss die Federführung haben in so 
einem Hause, um eine Vorlage zu schreiben. 

Und dann füge ich natürlich, wenn ich jetzt an 
dem Flug beispielsweise mal oder an den Flügen 

da zu messen - - will ich der Leitung des Hauses 
natürlich dann auch das Gesamtbild - aber es war 
ja der Auftrag, diese Flüge bereitzustellen - ge-
ben. Und das war der Beitrag, den ich von SE II 1 
dafür bekommen habe. Und dann habe ich den 
natürlich im Rahmen der Mitzeichnung auch ein-
gepflegt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann will ich 
noch mal fragen: Gab es denn eine Reaktion da-
rauf, die in irgendeiner Form sich mit diesen ja 
doch ungewöhnlichen Formulierungen befasst 
hat, die da als Begründung gedient haben? Haben 
Sie eine Reaktion in Erinnerung? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. Ich habe dann nur 
ein paar Tage später den Auftrag bekommen, 
diese Flüge zu stornieren. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Gut. - Ich gehe da-
von aus, dass wir auf das Thema zurückkommen 
werden bei anderen zu Befragenden hier. 

Dann würde ich Sie gern noch etwas fragen, was 
die „tagesschau“ am 27. Dezember letzten Jahres 
berichtet hat. Da ging es um die Frage bei den 
Dingen, die in Afghanistan zurückgelassen wor-
den sind, wie der Umgang mit Datenträgern von 
sensiblen Daten war, zum Beispiel optischen Bio-
metriegeräten. Und die „tagesschau“ hat da sinn-
gemäß berichtet am 27. Dezember, dass das für 
die Taliban frei verfügbare gefährliche Daten ge-
wesen seien. Das war die Schlussfolgerung einer 
Recherche vom Bayerischen Rundfunk, über den 
die „tagesschau“ berichtet hat. Da würde ich Sie 
gerne fragen wollen, ob es einen besonderen Um-
gang gegeben hat mit Datenträgern sensibler Da-
ten und ob in der Tat solche Geräte zurückgelas-
sen worden sind, die die Taliban dann übernom-
men haben. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, nach meiner 
Kenntnis sind keine sensiblen Daten zurückgelas-
sen worden. Das wurde uns zumindest gemeldet, 
dass alles Sicherheitsrelevante - und dazu gehört 
auch IT - und Datenrelevante zurückgeführt wor-
den ist. Also, mir ist das nicht bekannt. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich will mich jetzt 
auch nicht auf die einzelnen Daten beziehen, 
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sondern auf die Datenträger; denn der Bayerische 
Rundfunk hat in seiner Recherche festgestellt, 
dass es zwar Sicherheitshürden gegeben hat, die 
aber mit simpelsten Mitteln zu knacken gewesen 
seien. Das ist die Aussage der Experten, die da 
befragt worden sind, auch über die „tagesschau“. 
Der Vorgang ist Ihnen nicht bekannt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein, habe ich kein 
Wissen drüber. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann würde ich 
Sie gern noch nach einem zweiten Vorgang befra-
gen, auf den Bezug genommen wird bei MAT A 
BMVg-4.396 VS-NfD, Blatt 5 bis 6, Anlage 21 und 
der auch Gegenstand ist von einem Buch oder je-
denfalls in einem Buch auftaucht, das im letzten 
Jahr verfasst worden ist über den Afghanistan-
Einsatz und der sich auf das Thema „Transport 
von Alkoholika“ bezieht. 

Und da wird in einem Bericht des „Spiegel“, der 
hier in diesem Dokument, was ich gerade zitiert 
habe, erwähnt wird, vom 4. Juni, unter der Über-
schrift „Reichlich Restalkohol im Camp“ mitge-
teilt - - Da ist die Rede von alkoholischen Geträn-
ken im Wert von etwas mehr als 23 000 Euro, die 
sich da noch befunden hätten. Der Lufttransport 
hätte geschätzt 175 000 Euro gekostet. Am Ende 
ist das ein Landtransport für 30 000 Euro gewe-
sen. 

Ich will gar nicht sozusagen auf die Kosten so 
sehr hinaus, sondern mich eigentlich fragen, weil 
das ja auch der Beitrag in dem Buch war, das ich 
dazu gelesen habe: Das ist ja, bezogen auf die 
Mengen, die da vorhanden und als Rest transpor-
tiert worden sind, doch ziemlich gewaltig. Und 
mich würde mal interessieren, wie Sie den Vor-
gang damals bewertet haben und ob die Berichte, 
die es dazu gibt, zutreffend sind. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, Herr Vorsitzender, 
kann ich zu ausführen. - Also, richtig ist, dass 
wir circa, ein bisschen weniger als 23 000 Liter 
alkoholische Getränke, in der Masse Bier und 
Rotwein und Mixgetränke, also Alster, vor Ort 
hatten. Als der General Meyer am 1. Mai 21 dann 
aufgrund der Sicherheitslage das Alkoholverbot 
ausgesprochen hat - vorher war ja so eine Zwei-

Dosen-Regelung in den Einsatzgebieten üblich, 
also dass man zwei 0,33 pro Tag trinken darf -, 
haben wir sofort die Alkohol- - also die Versor-
gung weiterhin mit alkoholhaltigen Getränken 
gestoppt. Damit waren diese circa 23 000, ein 
bisschen weniger, glaube ich, 22 600 oder so - ich 
kann mich ja noch gut an diese Sache erinnern, 
weil es auch ja im „Spiegel“ und „Bild“ usw. auf-
getan hat -, eingestellt. 

Und der Spediteur, mit dem wir damals gearbei-
tet haben, der hat unsere alkoholhaltigen Ge-
tränke wieder zurückgenommen für diesen Wert, 
23 000 Euro, den Sie gerade erwähnt haben, und 
hat es für 30 000 Euro als Transportkosten dann 
letztendlich aus dem Einsatzland heraustranspor-
tiert. Und wir haben es ihm übergeben auf dem 
Landmarsch. 

Wir konnten es - - Wir haben das geprüft, wie wir 
es hätten sonst verbringen können oder entsorgen 
können. Aber in einem islamischen Land, in dem 
Alkohol verboten ist, verbietet es sich, den Alko-
hol draußen durch Entsorgungsunternehmen, 
durch afghanische Entsorgungsunternehmen ver-
nichten zu lassen. Im Camp konnten wir es auch 
nicht machen. Und aus unserer Sicht war es die 
beste und die wirtschaftlichste Möglichkeit, dass 
der Spediteur es wieder zurückgenommen hat, 
und er hat es wieder zurückgefahren. Also, wir 
haben es auch nicht verflogen oder so, weil Sie 
gerade eben die Menge an Flug- -  

Ich weiß noch, dass die Medienberichte damals 
waren, wir würden Bier oder so zurückfliegen. 
Das ist nicht der Fall. Wir haben kein Bier zu-
rückgeflogen und auch keine anderen alkoho-
lischen Getränke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben ein 
bisschen die Zielrichtung meiner Frage missver-
standen. Mir war jetzt weniger wichtig, ob das 
auf dem Flug- oder auf dem Landweg war. Und 
wir reden über die Reste, die zurückgekommen 
sind. Meine Frage ist eigentlich: Als Logistiker, 
der Sie für viele Güter zuständig sind, ist die 
Menge an Alkohol, die dort generell vorhanden 
gewesen ist, nicht ungewöhnlich? Und das mit 
den zwei Dosen pro Person, da gibt ja Beschrei-
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bungen jedenfalls dazu, die sagen, das war sozu-
sagen das statistische Mittel für diejenigen, die 
keine anderen Einsätze hatten. Aber wir reden 
über andere Größenordnungen. Ich sage das nicht 
vorwerfend, sondern mich würde nur interessie-
ren, ob aus Ihrer Sicht als Logistiker diese Men-
gen an Alkohol für einen Auslandseinsatz der 
deutschen Bundeswehr ungewöhnlich gewesen 
sind. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, wir haben - - Also, 
ich verstehe die Richtung, Herr Vorsitzender, auf 
die Ihre Frage zielt. Wir haben natürlich bei die-
ser Folgeversorgung - - Und ich habe das selbst 
erlebt damals, als ich Kommandeur in Afghanis-
tan war, Bataillonskommandeur, und auch für 
diesen PX verantwortlich war damals und für die 
Folgeversorgung. Wir haben natürlich immer ge-
wisse Reserven auch im Einsatzgebiet gehabt, 
also ein bisschen mehr, als man vielleicht - - 

Wenn Sie jetzt einfach die Soldaten mal zwei 
rechnen und sagen, alle vier Wochen kommt so 
ein Lkw an, ist das wirklich notwendig, dass 
dann 22 000 Liter alkoholhaltige Getränke vor 
Ort sind? Aber letzthin ist es auch nicht der Lo-
gistiker, der das entscheidet, sondern es ist der 
Truppenführer, der die Truppe vor Ort führt und 
sagt, ob ich eine Zwei-Dosen-Regelung, wie es 
immer so schön heißt, zulasse oder auf null Alko-
hol gehe aufgrund der Bedrohungslage oder wie 
es andere Nationen machen. Das ist eine Sache, 
die obliegt dem Führer vor Ort. Wir Logistiker, 
wir versuchen dann, das, was der Führer ent-
scheidet, so vor Ort bereitzustellen. 

Vielleicht noch mal zu den Mengen insgesamt. 
Wie gesagt: Reserven sind da eingeplant, weil die 
Lkws auf dem Landmarsch über Pakistan gekom-
men sind. Also, das war die Südroute von der 
Firma Heinemann, die die immer eingeschlagen 
haben und die auch nicht verlässlich war. So wa-
ren halt etwa Reserven dabei. 

Aber ansonsten obliegt das nicht meiner Verant-
wortung, zu messen: Wie viel sollte vor Ort sein? 
Es sollte natürlich nicht zu viel vor Ort sein, dass 
es jetzt auch nicht schlecht wird oder dass es 
wieder zurückgenommen werden muss oder ver-

nichtet werden muss. Also, es muss natürlich im-
mer genug ausgewogen werden. Aber das wird 
normalerweise durch Verantwortliche vor Ort, 
nämlich durch die, die diesen PX leiten, immer 
so gesteuert, dass nicht zu viel angefordert wird, 
also theoretisch nicht über diese Zwei-Dosen-Re-
gelung hinaus. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Fragezeit ist 
abgelaufen. - Insofern geht das Fragerecht an die 
Union. Frau Kollegin. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Herr Kurjahn, 
Sie sind ja sehr geduldig, wirklich, muss ich 
schon sagen. - Ich hätte jetzt eine Frage noch mal 
im Zusammenhang mit dem Abzug, nämlich über 
die Rolle der USA, was für Sie ja für die Berech-
nung und für die ganze Planung eine erhebliche 
Rolle gespielt hätte, nämlich die Frage, inwiefern 
die sogenannten Critical-Enabler-Fähigkeiten der 
USA denn für Sie eine entscheidende Rolle für 
Ihre Planbarkeit der Rückverlegung gespielt ha-
ben. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Sie meinen jetzt die kri-
tischen Enabler in Bezug auf Lufttransport oder 
grundsätzlich für den Einsatz? Da müsste ich 
noch mal nachfragen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): In dem Fall 
für Ihren Teil, also für den Transport, rein jetzt 
für den Transport, nicht für den Einsatz. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Da hatte ich ja schon 
ausgeführt, dass wir uns nahezu autark von den 
Amerikanern gemacht haben. Also, die kritischen 
Lufttransportkapazitäten, im Wesentlichen ist 
das die amerikanische C-17-Flotte, von der haben 
wir uns nicht abhängig gemacht, weil wir wuss-
ten, wir können uns nicht zwingend drauf verlas-
sen. 

Wie gesagt: Diese Logistik funktioniert wie ein 
Fließband. Wenn ich zu viel Material habe, was 
dann auf dem Flugfeld steht, das muss ja weg. Da 
müssen Flieger - - Wir hatten nachher zehn Flie-
ger pro Woche, und da müssen die kommen. Und 
da können uns die Amerikaner nicht sagen: Tut 
uns leid, wir müssen jetzt in Bagram unsere eige-
nen Rückverlegungen durchführen, wir können 
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euch keinen schicken. - Wir müssen da verläss-
lich arbeiten. Und das hat mit der Firma oder mit 
dem Rahmenvertrag SALIS, mit den Antonows 
am besten funktioniert, und wirklich wie ein 
Schweizer Uhrwerk. Und deswegen haben wir 
uns von den Amerikanern da, von den Enablern, 
was den Lufttransport betrifft, unabhängig ge-
macht. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Und damit 
kommen wir quasi zu dem anderen Teil, nämlich 
zu der Frage, ob natürlich die Entscheidung der 
USA durchaus eine Rolle gespielt hat bei der 
Frage, bis wann man die Rückführung gestalten 
musste. Und insoweit würde für mich noch mal 
wichtig sein: Für Ihre eigene Einschätzung, die 
Sie das ja planen mussten, wieso dachten Sie, 
dass die USA eventuell auch den Rückzug vor 
April 21 in Betracht ziehen und wie ernsthaft? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das hatte ich ja auch 
schon mal ganz kurz ausgeführt. Wir haben diese 
Option der eiligen Rückverlegung als Option, die 
wir niemals ziehen wollten, aber als einen Not-
fallplan natürlich immer mit betrachtet, wenn die 
Amerikaner jetzt wesentlich schneller rausgegan-
gen wären. Es war ja gerade so in der Phase des 
Januar, Februar, wo die Amerikaner es vielleicht 
noch in vier Monaten geschafft hätten, bis Ende 
April rauszukommen. Da war für uns nie klar, ob 
sie es jetzt wirklich machen oder nicht machen. 
Wir waren in so einem Schwebezustand. Und wir 
konnten uns, auch geprägt von dem Abkommen, 
als Logistiker zumindest, immer mit diesem 
Worst Case - - Was macht man, wenn die Ameri-
kaner jetzt doch bis Ende April rausgehen, weil 
ihnen die Sicherheitslage einfach zu kritisch 
dann nach Ende April werden würde? 

Aber wir wollten - - Es war für uns mehr ein 
Planspiel, für uns Logistiker. Wir wollten es im-
mer durchdrücken, dass wir geordnet und ohne 
Bilder der Flucht aus Afghanistan rausgehen - 
also für Logistiker Bilder der Flucht; betone ich 
jetzt immer wieder. Ich meine nicht Material vor 
Ort, das, was wir nicht vor Ort lassen wollen 
usw. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Das haben Sie 
ja schon sehr anschaulich dargestellt mit dem 

In-die-Luft-Sprengen von Fahrzeugen und Ähn-
lichem. 

Es war ja - soweit ich das sehe, auch auf Initiative 
des Auswärtigen Amtes - die Frage der Präsenz 
auch immer an die Frage des innerafghanischen 
Friedensprozesses geknüpft - inwieweit erfolg-
reich oder nicht, das sei jetzt mal hier dahin-
gestellt - und damit natürlich auch dieses Ab-
zugsdatum infrage gestellt worden für 21. Jetzt: 
Inwieweit waren Sie denn da planerisch dann 
eingebunden? Weil für Sie das Datum sich ja 
dann immer scheinbar willkürlich geändert hätte, 
außer Sie waren entsprechend informiert. Wie 
sind da die Prozesse verlaufen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, auch da war das 
Referat II 1 ja federführend tätig, bei der militär-
politischen strategischen Planung und den Ab-
sprachen. Ich habe mich immer eingebracht, habe 
immer die Erfordernisse des Logistikers klar arti-
kuliert: Was brauchen wir, und was ist das Preis-
schild, wenn wir es nicht schaffen sollten bzw. 
wenn wir nicht die Zeit bekommen, die wir brau-
chen? Was kostet euch Operateure das, wenn ihr 
schneller abziehen wollt? Dieses Preisschild 
mussten die ja kennen. 

Und da haben wir uns eingebracht, und wir ha-
ben sie beraten. Das ist grundsätzlich immer die 
Aufgabe der Logistik in allen Einsätzen, in allen 
Kriegen. Wir sind die Enabler, wir sind Unter-
stützer. Logistik ist nicht alles, aber ohne Logistik 
ist alles nichts, wenn ich mal frei nach Willy 
Brandt zitieren darf in diesem Fall. Also, die 
Logistik ist da nicht der Leittreibende, aber ohne 
Logistik geht es halt auch nicht bzw. erzeugt es 
Preisschilder. Und dessen müssen sich die Ope-
rateure bewusst sein. Aber wir Logistiker treffen 
nicht die Entscheidung. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Kann man 
sagen, dass es für Sie zunehmend zur Herausfor-
derung wurde, dass es dann doch wieder irgend-
wie etwas länger gedauert hat und Sie natürlich 
dann - Sie haben es ja vorher gesagt - diverse 
Dinge vor Ort halten mussten, die noch gebraucht 
wurden, obwohl sie vielleicht sogar schon für die 
Rückführung vorgesehen waren? 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, es wäre mit Sicher-
heit leichter geworden. Aber das ist ja auch mein 
Job am Ende des Tages. Ich muss eine gewisse 
Flexibilität haben, und ich muss mich auf die Be-
dingungen, sage ich mal, des Einsatzes einstellen. 
Und da muss ich alles liefern können, was der 
Operateur braucht. Das ist auch meine Unterstüt-
zungsaufgabe, die ich als Logistiker habe. Aber 
auf der anderen Seite, wie gesagt, muss der Ope-
rateur sich auch klar sein: Was kostet es, wenn 
ich das und das mache? Und da muss ich ihn, 
den Operateur, natürlich auch beraten, und das 
habe ich immer gemacht. 

Also, ich hätte mich natürlich wohler gefühlt, 
wenn man gesagt hätte am 1. März: Jetzt ist die 
Entscheidung getroffen, dass wir 14 Monate spä-
ter draußen sind. - Aber die Entscheidung wurde 
ja nie getroffen. Und deswegen habe ich so flexi-
bel gehandelt, wie ich handeln konnte. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Die Frage rein 
strategischer Art, dass man die Standorte Masar-
i-Scharif und Kabul gleichzeitig aufgegeben hat, 
war das für Sie ein Vorteil, Nachteil? Gab es da-
durch eine Zeitersparnis? Wie hat sich das auf 
Ihre Logistikplanung ausgewirkt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Im Grunde genom-
men, am Ende war es kein Nachteil. Wir hatten 
das erst sequenziell ausgeplant, weil auch der 
NATO-Op-Plan unterschiedliche Stufen vorsah, 
wie man eventuell aus Afghanistan - - oder den 
Afghanistan-Einsatz beendet. Da gab es so Pha-
sen, die hießen Alpha, Bravo und Charlie, so Stu-
fen nach dem NATO-Op-Plan. Und da war immer 
vorgesehen, dass man in Kabul als Letztes die 
Kräfte rausholt. Von daher hatten wir es auch erst 
sequenziell gemacht. 

Später haben wir dann - - sind wir auf eine paral-
lele Sache - - Das war eine Herausforderung, aber 
es war jetzt nichts, was uns an die Leistungs-
grenze beispielsweise des Lufttransports gebracht 
hat oder so. Auch die Antonow-Maschinen konn-
ten in Kabul landen. Und wir haben dann das 
Material - - Ich glaube, in Kabul waren wir schon 
am 14.06. mit dem letzten Material raus. 

Also, wir haben es nachher - - Es war einfach 
eine planerische Umgestaltung und eine andere 
Rahmenbedingung; aber es war jetzt nicht die 
sehr große Herausforderung. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - In 
Ihrem Jour fixe - ich habe gerade noch mal ge-
schaut; es war der zehnte von den 18 Jours fixes - 
im Februar 2021 steht im Protokoll vom Einsatz-
führungskommando vermerkt, es sei „keine Reak-
tionsfähigkeit mehr“ vorhanden für die Zeitlinie 
Ende April 2021. Die Unterlage ist MAT A 
BMVg-4.31, Blatt 90 bis 94. Wie können Sie uns 
das erklären, was Sie daraus geschlossen haben? 
Was hat das für Sie bedeutet? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Wenn ich das richtig - - 
war das jetzt mein Jour fixe im Februar, den ich 
durchgeführt habe. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Mhm. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Hätte man im Februar 
entschieden, wir gehen zu Ende April raus, hät-
ten wir nicht mehr ausreichend Zeit gehabt für 
eine geordnete Rückverlegung. Und dann hätten 
wir eine eilige Rückverlegung - - Das heißt, wir 
hätten Material dalassen müssen, was wir ver-
hindern wollten. Und das war nur der Einwand. 
Auch aus operativen Gründen hat das Einsatz-
führungskommando und da auch der Logistiker 
des Einsatzführungskommandos das so bewertet, 
wie wir es bewertet haben. Also, die Zeit Mitte 
Februar bis Ende April, zehn Wochen, hätte dann 
nicht mehr ausgereicht, um das durchzuführen. 
Aber dazu ist es dann ja auch nicht gekommen. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Jetzt müsste 
ich Sie mit einem Widerspruch konfrontieren, 
und zwar: Wenn wir sagen, im Frühjahr 2021 ist 
klar, dass der Abzug bis im Juli kommt, und Sie 
vorher gesagt haben, Sie brauchen 16 Wochen: 
Wenn man das hochrechnet, dann sind wir tat-
sächlich bei Ende Juli, ein bisschen vielleicht 
drüber. 

Dann haben wir hier in einer Unterlage stehen - 
ich zitiere sie auch gleich noch mal -: Damit wäre 
es klar, dass es zu keiner geordneten, sondern 
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einer „material- und zeitkritischen Rückverle-
gung“ kommt. Das ist MAT A BMVg-4.31, Blatt 
173. 

Was heißt das konkret? Also, meine erste spon-
tane Einordnung war: Das ist jetzt irgendwas zwi-
schen einer geordneten und einer eiligen Rück-
verlegung. Aber da wäre ich ganz froh, wenn Sie 
es mir korrekt erklären. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Wir haben, als die 
Zeitlinien enger wurden und wir nicht absehen 
konnten, ob es jetzt wirklich Ende April wird mit 
der Rückverlegung oder ob wir darüber hinaus-
kommen, angewiesen, Material zu identifizieren, 
was wir gegebenenfalls, wenn es zu einer eiligen 
oder zeit- und materialkritischen, wie wir es 
auch nachher genannt haben, Rückverlegung 
kommen sollte, dort vor Ort lassen würden und 
vernichten würden, obwohl wir es sowohl von 
dem Bedarf der Truppe als auch von der Bundes-
haushaltsordnung als auch was immer zurück-
fliegen müssten, aber es zeitlich einfach nicht 
mehr geht. Das haben wir versucht das Einsatz-
führungskommando dort anzuweisen zu identi-
fizieren und uns zu melden, circa 200 Container-
äquivalente, was wäre das für Material? Und das 
hätte nur Material sein können nicht der Katego-
rie 1 und 2 - ich habe ja vorhin die Materialkate-
gorien angesprochen -, sondern dann nur noch 3. 
4 gab es dann nachher nicht mehr; das hatte aber 
andere Gründe. Und das hat das Einsatzführungs-
kommando auch durchgeführt. 

Wir haben aber nachher, als wir die Zeitlinien 
letztendlich dann Mitte April bekommen haben 
mit diesen 16 Wochen - - konnten wir alles hal-
ten, und wir mussten kein Material mehr zurück-
legen. Und wir haben, wie gesagt, diese Unter-
stützung von der politischen Führung und von 
der Leitung des Hauses dann ja auch bekommen, 
diese 16 Wochen, die wir brauchten bis zum 
15. August letztendlich - oder vier Monate. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Also stellt 
sich das in der Rückschau doch als ein erstaun-
licherweise geordneter Rückzug und Rückverle-
gung dar? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Und es lag auch an - 
das muss man auch sagen; ich bin da auch ganz 
ehrlich - glücklichen Umständen. Also, man 
muss auch manchmal Glück haben in Schlachten 
und in Kriegen und in Einsätzen. Nein. Aber es 
lief alles perfekt; man muss das wirklich sagen. 
Es ist kein einziges Luftfahrzeug ausgefallen. Die 
Soldaten, selbst das Kontingent hat super mit an-
gepackt. Wir sind durch die Materialschleuse ge-
gangen. Wir hatten keine Störgrößen mehr in die-
sem logistischen Prozess. Es ist nichts passiert. 
Und wir hatten auch ein bisschen Glück, dass 
nichts passiert ist. Aber wir haben es dann wirk-
lich auf einer Punktlandung geschafft. Das muss 
man auch sagen, ganz ehrlich, ja. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Jetzt würde 
ich umgangssprachlich sagen: Glück hat auf 
Dauer nur der Tüchtige. - Aber trotzdem muss 
ich an einer Stelle noch mal kurz nachbohren. Es 
wurde ja Material auch an die afghanische Armee 
übergeben. Es wurde Material verwertet etc. 
Können Sie uns noch so ein bisschen vielleicht 
sagen, was wurde einfach zurückgelassen, was 
übergeben, was verwertet? Vielleicht können Sie 
das noch mal ein bisschen spezifizieren, in so 
Hauptgruppen. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Wir hatten diese Kate-
gorien aufgestellt. Und dann hatten wir relativ 
schnell festgestellt: Was ist in der Kategorie 6? 
Das wird auf jeden Fall ausgesondert. 

Und dann hatten diese Verwertungsstraßen, die 
ich vorhin erwähnt habe, die durch 20 Soldatin-
nen und Soldaten der Wehrverwaltung aufgebaut 
worden sind, auch immer geprüft: Ist das Mate-
rial a) an die afghanische Bevölkerung zu ver-
kaufen? Sind die daran interessiert? Da gibt es 
durchaus Produkte, sage ich mal, die haben die 
uns gerne abgekauft. Da wurden auch Verwer-
tungsstraßen - - und Erlöse erzielt. 

Dann gab es Produkte, ich sage mal, beispiels-
weise wie Kampfstiefel oder - - Ich weiß noch: Da 
haben wir Kampfstiefel abgegeben an die afgha-
nischen Sicherheitskräfte. Wir haben aber auch 
persönliche Ausrüstung beispielsweise noch an 
die mongolischen Partner abgegeben. Also, die 
Mongolei war ja zusammen mit uns im Einsatz, 
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und da haben wir es abgegeben. Und so ist es 
sehr unterschiedlich. 

Und Fahrzeuge, wie diese Bundeswehrfuhrpark-
fahrzeuge beispielsweise, haben wir auch ver-
kauft. Also, ich rede immer von ganz zivilen, 
weißen VW-Transportern. 

Und wir haben letztendlich die gesamte Infra-
struktur - das betrifft ja nicht nur Masar-i-Scharif, 
sondern das ist auch Kunduz, Maimana und Ba-
gram und Kabul gewesen - an die afghanischen 
Sicherheitskräfte, also an die afghanische Armee, 
übergeben, so wie es liegt und steht. Also, wir 
haben nichts mehr groß umgebaut oder zurück-
gerüstet usw. Also, das Feldlager wurde dann in 
Masar-i-Scharif, aber auch Kabul, Bagram, 
Kunduz, Maimana übergeben. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Also, wir ha-
ben ja gerade vorhin das Fazit schon so ein biss-
chen ziehen können, dass es im Vergleich - auch 
wenn Sie sagen, da war auch ein bisschen Glück 
dabei - wirklich ganz hervorragend abgelaufen 
ist, wenn man sich die Umstände anschaut. Und 
Sie haben ja in Ihrem Eingangsstatement auch ge-
sagt, das war wohl einer der allerkomplexesten 
und herausforderndsten logistischen Aufgaben, 
die die Bundeswehr je zu meistern hatte. 

Jetzt einfach aus, wie ich finde, immer richtiger 
Sicht: Selbst wenn was noch so gut abläuft, kann 
man ja immer noch mal was evaluieren, wo man 
sagt: Für die Zukunft würde ich da oder dort mir 
vorstellen können, da haben wir gelernt, dass 
noch mal eine Möglichkeit da ist, was effizienter 
zu machen oder Ähnliches. - Im Rückblick, ist 
Ihnen da etwas noch mal eingefallen, was Sie in 
einem vergleichbaren Fall vielleicht nachjustie-
ren könnten, allerdings halt auch mit dem Erfah-
rungswert, den Sie jetzt natürlich haben? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das ist natürlich auch 
eine - - Also, wir sind ja - und das liegt Ihnen ja 
auch vor - auch in eine Auswertung gegangen, 
haben diesen Einsatz auch für uns ausgewertet, 
also diese logistische Operation ausgewertet, was 
es bedeutet. Und wir haben natürlich auch ge-
wisse, wir nennen das Erkenntnisse, Lessons 
identified, Lessons learned daraus gezogen, wo 

wir noch bessern müssen. Das liegt teilweise an 
Verträgen, die wir hatten. Ich hatte den Vertrag 
mit der Bundeswehr Fuhrpark erwähnt, der da 
noch nicht richtig - - oder der aus unserer Sicht 
nicht zweckmäßig ausgestaltet wird. Das liegt an 
anderen Dingen. 

Man wird nie - und das ist auch - - verhindern 
können, dass man in unsicheren, ich sage mal, 
militärischen Lagen so einen Rückzug organisie-
ren muss und irgendwie planerisch vorhalten 
muss und dann auch durchführen muss. Und da 
muss der Logistiker letztendlich auch dem Ope-
rateur dienen. Aber gewisse Voraussetzungen 
kann man natürlich schaffen. 

Und einige Punkte hatte ich angesprochen, die 
aus meiner Sicht heute auch besser sind, also das 
starke Abstützen auf zivile Vertragspartner. Ich 
hatte die Einsatzbereitschaft bzw. überhaupt den 
Bestand der eigenen A400M angesprochen. Also, 
die eigenen Mittel sind sehr begrenzt gewesen, 
die militärischen Mittel. Also, wir bräuchten 
eigentlich wesentlich mehr Flugzeuge, um so was 
durchzuführen, eigene, als wenn wir uns auf zi-
vile Contractor immer verlassen. 

Wir müssen auch noch einiges lernen, was Been-
digung von Einsätzen betrifft. Wir haben in der 
Vergangenheit immer sehr gut Einsätze aufge-
stellt, das sage ich mal so. Aber wenn wir einen 
Einsatz beenden, was gehört da - - Also, Zurück-
verlegen ist was ganz anderes als - - gerade unter 
so einer Bedrohungslage, die ich auch habe. 
Wenn ich aus einem friedlichen Umfeld zurück-
verlegen würde, wäre das vielleicht noch was 
ganz anderes, wenn ich auch mehr Zeit habe. 
Aber da haben wir unsere Lessons learned und 
Lessons identified gezogen, und die müssen jetzt 
umgesetzt werden. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, ich hätte eine letzte Frage und bräuchte 
auch keine weitere Runde, wenn Sie mir so viel 
Zeit dann noch eingestehen könnten. Ein paar 
Sekunden drüber gehen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie haben sowieso 
noch, aber ich hätte es auch so gemacht. 
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Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Zweieinhalb 
Minuten, habe ich mir mitgestoppt, habe ich 
noch, jetzt noch weniger mit dem Dazwischen-
plaudern. 

Ich möchte noch mal springen zu dem Charter-
flug, der ja zunächst angesetzt war, relativ kurz-
fristig, und dann aber auch wieder storniert 
wurde. Jetzt ist meine Frage zum einen dazu, ob 
länger schon auch mal Pläne waren, wo man das 
so angedacht hat, dass es auch in der Struktur ab-
laufen könnte, wie die Organisation dieser ja zi-
vilen Charterflüge in Ihrem Referat dann die Auf-
gabe war. 

Und vor allen Dingen interessiert mich eines: Wir 
haben vorliegen eine diplomatische Korrespon-
denz aus dem Auswärtigen Amt vom 20.06.21. 
Das ist MAT A BMVg-5.48 VS-NfD, Blatt 120. 
Und da greife ich den Satz raus, den der Bot-
schafter dort in, wie ich finde, für diplomatische 
Kreise sehr außergewöhnlich deutlichen Worten 
länger schildert, nämlich: 

Solche Flüge würden wahrgenom-
men als weiterer klarer Punktsieg 
für die Taliban. Sie hätten nach 
hiesigem Erachten schwerwie-
gende Auswirkungen auf die wei-
tere DEU Zusammenarbeit mit 
AFG und würden das Vertrauen 
der AFG Bevölkerung auf eine 
friedliche Konfliktlösung ohne ge-
waltsame Machtübernahme durch 
die Taliban weiter untergraben. 

Deswegen würde mich da interessieren zum 
einen: Wie weit waren Sie in diese Korrespon-
denz mit eingebunden? Inwieweit hat das mit 
einen Ausschlag gehabt? Und wie haben Sie es 
bewertet? Also, dieser gesamte Fragenkomplex. 
Dann wäre ich durch. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Frau Wittmann, nein, 
ich war gar nicht eingebunden. Ich war in diesem 
Entscheidungsprozess der ganzen Ortskräfte auch 
nicht eingebunden. Das lag, wie gesagt, nicht in 
meiner Verantwortung des Referats als Logistiker. 
Das lag bei SE II 1. Ich könnte auch hier nur 

meine Meinung als Staatsbürger in Uniform wei-
tergeben. Aber das ist, ich glaube, nicht für den 
Untersuchungsgegenstand hier von Relevanz. 

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU): Okay. - Dann 
bin ich fertig und sage ganz herzlichen Dank, vor 
allen Dingen auch für die schön strukturierte Art 
und Weise, wie Sie uns geantwortet haben. - 
Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechseln 
wir zu Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 
Schäfer, bitte. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. - Ich wollte auch noch mal zu den 
Charterflügen Fragen stellen, und zwar: Können 
Sie uns sagen, oder ist Ihnen bekannt, wie diese 
Idee von der Evakuierung der 300 Ortskräfte mit 
Charterflügen nach Deutschland entstanden ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee, kann ich Ihnen 
nicht sagen. Wie gesagt: Ich hatte den Auftrag, 
ich sollte prüfen, welche Luftfahrzeuge wir nach 
Masar-i-Scharif verlegen können, um circa 
300 Personen auszufliegen. Da wir militärisch 
nur noch geschützten Lufttransport einsetzen 
konnten aufgrund der Bedrohungslage und der 
nicht mehr zur Verfügung stand - also, geschützt, 
hatte ich ja vorhin gesagt, dass der geschützte 
A400M - - blieben nur zivile Chartermaschinen. 
Das war auch aufgrund unserer Sicherheits-
beurteilung. Wie gesagt: Weil zu dem Zeitpunkt 
auch immer noch Linienflüge von Masar-i-
Scharif nach Istanbul beispielsweise gingen, war 
das jetzt auch kein großes Risiko. So hat es auch 
SE I 3 bewertet. Und demzufolge bin ich an un-
seren Rahmenvertragspartner herangegangen, 
Kühne + Nagel. 

Wie gesagt: Zu den letztendlichen Absagegrün-
den hatte ich ja gesagt: Bei mir kam an: Das Kon-
tingent kann nicht mehr sicherstellen unter Ge-
währung der Sicherheit der eigenen deutschen 
Kräfte die Abfertigung dieser Maschinen, inklu-
sive was dazugehört: Testen, Visakontrolle, PCR 
usw. usf. Und deswegen musste ich sie stornie-
ren auf Weisung, ja. 
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Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dazu liegt mir eine E-Mail auch vor, und zwar 
von Herrn Jan-Peter Ganschow. Das ist MAT A 
BMVg-4.148 VS-NfD, Blatt 55. Und hier ist von 
einer Entscheidung von Annegret Kramp-Karren-
bauer vom 22. Juni die Rede. Diese E-Mail ist 
auch an Sie gegangen, wo sozusagen diese Ent-
scheidung kommuniziert worden ist. Das heißt, 
gehe ich recht in der Annahme, dass diese Ent-
scheidung dann von der Ministerin getroffen 
wurde? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, das kann ich nicht 
bestätigen, aber ich kann es auch nicht vernei-
nen. Ich weiß es einfach letztendlich nicht. Ich 
habe von meiner Abteilungsführung den Auftrag 
bekommen, diese Flüge nicht mehr durchzufüh-
ren. 

Und man hätte auch wohl die Leitung des Hauses 
darüber info- - Oder: Die Leitung des Hauses hat 
diese Entscheidung getroffen. Aber wer jetzt in 
persona, das kann ich nicht sagen. Ob es ein 
Staatssekretär oder die Ministerin war, das ent-
zieht sich meiner Kenntnis. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In 
anderen Unterlagen ist von bis zu 50 000 berech-
tigten Personen zu lesen. Da erscheint mir der 
Versuch, 300 Personen auszufliegen, tatsächlich 
auch wie Symbolpolitik. Das wurde schon von 
Kolleginnen und Kollegen auch angesprochen. 
Und tatsächlich ist ja auch in Ihrer Vorlage vom 
17. Juni, die bereits zitiert wurde, dann auch von 
einem politischen Signal die Rede. 

Ich möchte noch einmal kurz eine Quelle zu Zah-
len und Verfahren zur Aufnahme von Ortskräften 
aus Afghanistan zitieren, MAT A BMVg-4.317 
VS-NfD, Blatt 257. Da ist dann die Rede von fol-
genden Zahlen: 

Wie und durch wen die Bearbei-
tung der Gefährdungsanzeigen 
und Visaanträge von insgesamt 
über 21.000 und über 50.000 Per-
sonen in Afghanistan erfolgen 
soll, ist unklar, da die durch AA 
vertraglich vereinbarten und nicht 

steigerbaren Kapazitäten der Orts-
kräftebüros von IOM nicht ausrei-
chen werden. 

Und da frage ich Sie noch mal, ob sozusagen vor 
dieser Absage auch einmal auf dem Tisch war, 
diese Personenanzahl der berechtigten Personen 
zu evakuieren. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Mir nicht bekannt. Kann 
ich nichts zu sagen. Weiß ich nicht, nee. Also, 
mir ist es nicht bekannt, ob es diskutiert worden 
ist, nicht diskutiert. Kann ich nichts zu sagen. 
Also liegt außerhalb. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben das nicht mitbekommen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Der Kommandeur des deutschen Einsatz-
kontingents, Brigadegeneral Ansgar Meyer, stand 
ja dem Vorhaben dieser Evakuierungsflüge mit 
den 300 Personen kritisch gegenüber und riet da-
von ab. Ich zitiere da einmal eine Stellungnahme 
von Herrn Meyer. Das ist MAT A BMVg-5.06 VS-
NfD, Blatt 188. Da sagt er: 

Eine hastig und schlecht vorbe-
reitete Einzelaktion könnte den 
„Saigon-Effekt“ vermitteln und 
„Torschlusspanik“ bei denen aus-
lösen, die nicht auf den ersten 
Flieger dürfen. Neben den nega-
tiven Auswirkungen in der Öffent-
lichkeit birgt dies für das Kontin-
gent in der verwundbarsten Phase 
der Rückverlegung eine erheb-
liche zusätzliche Gefährdung. 

Hat diese Stellungnahme Einfluss gehabt auf die 
Entscheidung der Ministerin? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen, weiß ich nicht. Ich kann Ihnen nur 
bestätigen, dass das Letzte - die Sicherheit des 
Kontingents kann nicht mehr gewährleistet wer-
den - auch bei mir als Grund für die Stornierung 
ankam. Aber ob das bei der Ministerin - - Nein, 
da kann ich nichts zu sagen. Weiß ich nicht. 
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Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und wäre es aus Ihrer Perspektive als Logistiker 
möglich gewesen, zu diesem Zeitpunkt diese 
50 000 berechtigten Personen zu evakuieren? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. 50 000 hätten wir 
da nicht - - Nein. Nein, nein. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und wie bewerten Sie persönlich den Versuch, 
300 Ortskräfte einschließlich ihrer Familienange-
hörigen angesichts der bis zu 50 000 berechtigten 
Personen auszufliegen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Auch das, Frau 
Schäfer - - Es tut mir leid, aber das ist außerhalb 
meiner fachlichen Verantwortung als Logistiker. 
Das würde auch wieder nur meine Meinung als 
Staatsbürger in Uniform weiterspiegeln. Da 
würde ich gerne nichts zu sagen. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann habe ich keine weiteren Fragen. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielleicht erlau-
ben Sie mir aber einen Hinweis, weil mein Ver-
ständnis vom Konzept der Inneren Führung und 
Staatsbürger in Uniform, jedenfalls das, was ich 
darüber weiß - - General Baudissin und die, die 
das entwickeln haben, gingen ja just, wenn ich 
das richtig verstehe, davon aus, dass Bundes-
wehrangehörige in Uniform ihre Meinung, die sie 
zu Dingen haben als Staatsbürger und als poli-
tisch denkende Menschen, sehr wohl auch jen-
seits ihrer Zuständigkeiten äußern dürfen, wenn 
sie gefragt werden. So verstehe ich das. Und so-
weit das keine Gesichtspunkte berührt, die der 
Geheimhaltung bedürfen, finde ich, sind solche 
Fragen an einen Offizier durchaus a) zulässig - - 
und bei Führungsverantwortung auch möglich, 
Sie nach Ihrer Meinung dazu zu fragen und nicht 
ausschließlich bezogen auf die logistische Zu-
ständigkeit, die Sie haben. Das scheint mir 
schon - - Ich weiß nicht, ob andere ein anderes 
Verständnis haben. Aber so verstehe ich Innere 
Führung und das Konzept des Staatsbürgers in 
Uniform. 

Aber die Bundesregierung wünscht zu dem 
Thema auch das Wort. - Bitte schön. 

MR Boris Wentzek (BMVg): Vielen Dank, Herr 
Dr. Stegner. - Ich muss darauf hinweisen, dass 
wir ja hier nicht allein im Rahmen der Debatte im 
politischen Raum sind, sondern der Herr Oberst 
Kurjahn ist hier als Zeuge. Und das Verfahren 
des Untersuchungsausschusses geht nach den 
Vorschriften der Strafprozessordnung. Und das 
bedeutet für ihn, dass er in seiner Rolle als Zeuge 
hier auch verpflichtet ist, das zu tun, was ein 
Zeuge tut: Wahrnehmungen über Tatsachen mit-
zuteilen. 

Wenn Sie seine Meinung hören, dann müssten 
wir tatsächlich uns irgendwo anders hinbegeben; 
denn das ist nicht seine Aufgabe als Zeuge. Eine 
Meinung, eine politische Meinung des Herrn 
Kurjahn - zu welchem Handeln auch immer: der 
Ministerin oder seiner Vorgesetzten oder seiner 
Untergegeben - ist nicht seine Rolle als Zeuge. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Entschuldigen 
Sie. Ich bin dankbar für die Belehrung, aber ich 
will schon sagen: Wir haben hier auch andere 
Zeugen nach ihrem Urteil gefragt zu Vorgängen, 
mit denen sie dienstlich befasst gewesen sind. 
Nur dazu fragen wir, nicht nach allgemeinen 
politischen Fragestellungen, sondern es ging 
darum. 

Und ich habe mich auf das bezogen, was Herr 
Kurjahn selbst gesagt hat, nämlich er hat sich als 
Staatsbürger in Uniform bezeichnet. Das Ver-
ständnis, was dahinter liegt, bezieht sich ja nicht 
auf das, was Soldaten im Privatleben tun, son-
dern hier wird ja zu dienstlichen Vorgängen ge-
fragt. 

Und das Einzige, was selbstverständlich akzep-
tiert werden kann, ist, dass hier Mutmaßungen 
gestellt werden oder dass Dinge außerhalb des 
Untersuchungsgegenstandes liegen. Das ist nicht 
der Fall gewesen, sondern die Fragen bezogen 
sich alle darauf, zum Beispiel auf einen Vermerk, 
den der Zeuge ausgefertigt hat, der von anderen 
mitgezeichnet worden ist. Und er ist nach der Be-
urteilung dieses Vermerks gefragt worden und 
hat dann so geantwortet, immer mit dem Zusatz: 
Ich könnte auch als Staatsbürger in Uniform fra-
gen. - Und damit das hier nicht als Floskel geht, 
habe ich mir erlaubt, darauf hinzuweisen, was 
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das Konzept bedeutet, und von Ihnen jetzt keinen 
Widerspruch dazu gehört. 

Und das andere ist zulässig im Untersuchungs-
ausschuss, so zu fragen. Das haben wir mehrfach 
an anderer Stelle ja auch getan. Also, insofern: 
Der Grund, nicht zu antworten, ist allenfalls 
einer, wenn das der Geheimhaltung bedarf oder 
man über die Dinge nichts weiß. 

Aber ich würde gern noch mal die Belehrung, 
wenn Sie mögen, vorlesen aus dem Gesetz, die 
ich am Anfang immer vortrage. Da steht auch das 
Wörtchen „vollständig“. Und man darf dann 
schon danach fragen, wie die Haltung und die 
Einschätzung ist von einem Vermerk, den man 
selbst gefertigt hat. 

Das wollte ich sagen, weil das jetzt das sechste 
oder siebte Mal als Antwort kam. Ich bin relativ 
sicher, dass die Haltung hier im Ausschuss ge-
teilt wird. Wir haben das an verschiedenen Stel-
len ja schon miteinander besprochen. Also, inso-
fern, finde ich, sollten wir dabei bleiben, dass wir 
die Dinge hier so anwenden, wie wir das gegen-
über anderen Zeugen auch tun. 

Gleichwohl: Sie antworten, wie Sie wollen. Ich 
wollte Sie nur darauf hinweisen, dass „Staats-
bürger in Uniform“ nicht heißt, dass man sich ge-
nerell nicht zu Dingen äußert, zu denen man jetzt 
nicht im engeren Sinne zuständig ist, zumal Sie 
als Offizier ja auch Führungsverantwortung ha-
ben. Und auch da sind ja Dinge impliziert, die 
eine Rolle spielen. 

Das wollte ich als Zwischenbemerkung hier 
gerne gesagt haben. - Und jetzt geht das Wort zur 
AfD. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich komme zurück zu einer Ihrer 
Kernaufgaben und denke, dass Sie das beantwor-
ten können. Sie hatten das schon erwähnt. Es 
geht um das Thema Munition. Im Protokoll der 
dritten Besprechung zu logistischen Aspekten 
der Rückverlegung vom 20. Juli 2020 haben Sie 
das Einsatzführungskommando gebeten, zu prü-
fen, ob 134 Tonnen Munition des deutschen Ein-
satzkontingents in Afghanistan verwertet werden 

können. Können Sie uns bitte erklären, was Ver-
wertung bei Munition dort bedeutet hätte? 

Und dann vielleicht - Sie haben das eben schon 
mal angedeutet -: Wie ist denn wirklich dann der 
Verbleib der Munition geregelt worden? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, antworte ich sehr 
gerne. - Also, die Munitionslage im Einsatzgebiet 
war so, dass das Kontingent auch - ich will das 
mal so ein bisschen lapidar sagen - ziemlich gut, 
üppig ausgestattet war mit Munition. Man hat da 
einen Munitionsfaktor - das nennen wir so in der 
Logistik -, der war bei weit über 1,  

 
 Das ist einfach so ein Kontingent-

denken. 

Ich war ja auch im Einsatz als Kommandeur Log-
Unterstützungsbataillon, wo sich das Kontingent 
dann auch immer voller macht und man keine 
Lust hat, weil es auch sehr aufwendig ist, Muni-
tion zurückzubringen. Man muss es nämlich wie-
der luftverkehrssicher machen, luftverkehrstüch-
tig machen, die Munition. Und es war ziemlich 
viel Munition im Einsatz, bezogen auf die Solda-
ten, die sich dort befinden. Es war ja auch nicht 
mehr ISAF, es war ja RS, also ein wesentlich 
schwächeres Kontingent mit einem ganz anderen 
Auftrag. 

Und da haben wir die Einsatzwehrverwaltung 
prüfen lassen über das Einsatzführungskom-
mando, ob es auch möglich ist, im Einsatz Muni-
tion zu verwerten. Das ist aber nicht möglich, 
weil das nur über spezifizierte Firmen geht. Und 
wir müssen die Munition - und mussten sie - 
wieder zurück nach Deutschland fliegen, um sie 
hier ordnungsgemäß zu verwerten. Das heißt, 
wenn sie nicht mehr brauchbar ist, weil sie über-
lagert ist - das kommt sehr häufig vor bei einer 
gewissen - - also, sie hat auch eine gewisse Halt-
barkeitsdauer, eine Munition - - dann muss sie 
hier durch Spezialfirmen verwertet werden. Also, 
das ist nicht so trivial, Munition zu verwerten. 
Und deswegen haben wir sie dann zurückgeflo-
gen, nachdem wir diese Prüfung hatten, dass wir 
sie nicht im Einsatz werden - - 
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Es hätte auch sein können, wir bringen speziali-
sierte Soldaten in den Einsatz, um sie dann dort 
zu verwerten, mit Maschinen usw. Aber das war 
nicht möglich, sondern wir mussten die Muni-
tion zurückfliegen. 

Joachim Wundrak (AfD): Und Sie erwähnten an 
anderer Stelle, bei der vierten Besprechung, dass 
Munition, die nicht mehr verwendet werden 
dürfe - das heißt also, das, was Sie gerade erklärt 
haben -, müsste auch zurückgeflogen werden. 
Können Sie noch mal erklären, warum so viel 
nicht verwertbare Munition im Einsatzland auf-
treten kann? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Die Munition ist dann 
einfach überlagert. Sie wurde zu - - Über viele 
Kontingente hat man zu viel Munition da ange-
sammelt. Und die Munition konnte nicht mehr 
genutzt werden. Sie musste zurück. Aber sie 
musste in Deutschland durch Spezialfirmen dann 
verwertet werden. Also, das Pulver, das zieht ein-
fach zu viel Wasser. Und die Munition ist nicht 
mehr nutzbar, sage ich mal, oder sie muss dann 
letztendlich zurückgeführt werden und hier ver-
wertet werden durch Spezialfirmen. 

Es war nicht möglich, sie vor Ort - - Sonst hätten 
wir uns auch viele Flüge oder einige Flüge spa-
ren können, weil Munition zu verfliegen, ist auf-
wendig. Wir können das erst mal nur mit militä-
rischen Maschinen machen, also mit A400M. Wir 
nehmen ja keine Munition normalerweise auf die 
zivilen drauf. Und dann, wie gesagt, ist es auch 
relativ wenig. 

Dann ist es mit dem Diplo-Clearance so schwie-
rig. Wenn ich Munition über andere Länder 
fliege, brauche ich spezielle Diplo-Clearances, 
Überfluggenehmigungen für die Länder. Also, es 
ist sehr aufwendig, Munition zurückzufliegen. 
Aber wir mussten es machen. Es war keine Mög-
lichkeit da, sie ordnungsgemäß im Einsatzgebiet 
zu verwerten, wenn sie nicht mehr nutzbar war. 

Joachim Wundrak (AfD): Dann noch eine Nach-
frage zu diesen mittlerweile berühmten Charter-
flügen. Die grundsätzliche Lage war ja - Sie ha-
ben das ja auch erläutert -, dass der Auftrag 
eigentlich oder die Idee im BMVg geboren wurde 

und das AA über den Botschafter Potzel sich da 
kritisch dazu geäußert hat. Und es gab auch 
einige andere kritische Äußerungen. 

Aber am 22. Juni 2021 - das war ja der Tag, an 
dem die Bundesministerin bekanntlich die Op-
tion aufgegeben hat, wenn das so richtig ist - 
tauchte am gleichen Tag in unseren Unterlagen 
eine Mail von General Hoppe an General Faust 
auf, in der es um Alternativen, nämlich eine Ab-
holung light und einen Flug über Kabul, geht, die 
ohne militärische Unterstützung erfolgen und 
von Ihnen wohl als Option geprüft werden soll-
ten. General Hoppe kritisierte gegenüber General 
Faust diese Lösungen mit den Sätzen: 

Es wird jetzt echt grotesk. 

Und: 

Das ist jetzt sowas von unprofes-
sionell, dass mir die Worte fehlen. 

Wissen Sie, von wem die zusätzlichen Charter-
flugoptionen denn ins Ministerium gebracht wor-
den sind? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein, kann ich nicht sa-
gen. Und ich hatte auch keinen Auftrag, weitere 
Flüge zu organisieren bzw. Fluglinien zu finden, 
die Kabul oder Masar-i-Scharif anfliegen. 

Joachim Wundrak (AfD): Also, das ist in unseren 
Unterlagen in MAT A BMVg-5.48 VS-NfD, Blatt 
187 aufgeführt. Dann müsste das noch mal ge-
prüft werden. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Wie gesagt: An mich ist 
der Auftrag nicht herangetragen worden. Das 
kann ich nicht sagen. Und ich sollte keine weite-
ren Flüge ausplanen nach der Stornierung, also 
erst mal nicht. Keinen Auftrag dazu gehabt. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank dafür. - 
Dann wechsle ich das Thema. Brigadegeneral 
Meyer hat uns hier im Februar dargelegt, dass 
aufgrund des sehr langen Klärungsprozesses der 
beiden Administrationen, ob man tatsächlich aus 
Afghanistan abziehen werde, und der damit ein-
hergehenden Gefahr für die deutschen Truppen, 
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nach dem 30.04.21 wieder von den Taliban ange-
griffen zu werden, bereits nach Deutschland aus-
geflogenes Großmaterial wieder zurück zur 
Truppe gebracht werden musste. Können Sie dar-
legen, wie groß der Aufwand war und um was es 
sich gehandelt hat? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Es wurden Ende 
April Verstärkungskräfte nach Masar-i-Scharif 
verlegt, um diese kritische Situation, wenn man 
über Ende April bleibt, über das vereinbarte, sage 
ich jetzt mal, Doha-Datum bleibt - - dass dann die 
Sicherheitslage extrem angespannt ist. Man 
konnte - so ist es bei mir angekommen - nicht 
beurteilen, wie sich dann die Sicherheitslage 
entwickelt. Und deswegen hat man zusätzliche 
Kräfte Ende April in den Einsatz verlegt. Das wa-
ren insgesamt circa 60 Containeräquivalente - ich 
rechne jetzt immer als Logistiker in Container-
äquivalenten -, also Fahrzeuge plus Material. 

Es war für uns noch händelbar, weil es immer 
noch circa 10 Prozent des Gesamtumfangs aus-
macht, was ja zusätzlich - - Ich rede jetzt nur von 
Material, was zusätzlich an Material reingekom-
men ist mit diesen Verstärkungskräften. Also, das 
war jetzt keine große - - Das war nicht eine Ver-
dopplung des Materials oder Verdreifachung, 
sondern es waren 10 Prozent des Materials, was 
eh zurückverlegt werden musste. Es war händel-
bar für uns. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Und es hätte 
nicht durch eine andere Planung verhindert wer-
den können, dass man erst Gerät rausfliegt und 
dann wieder reinbringt für die Einsatzkräfte? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Es war auch ande-
res Material. Es waren Infanteristen, die im 
Schwerpunkt für die Sicherung verantwortlich 
sind. Und sie hatten auch anderes Material als 
das Material, das vorher rausgebracht worden ist. 
Also, das waren ja Verstärkungskräfte für diese 
Sicherheitslage Ende April, Anfang Mai, die man 
nicht einschätzen konnte. Es waren circa, wie 
gesagt, 10 Prozent Materialumfang dessen, was 
sowieso noch zurückverlegt werden musste. 

Und die Sicherheit geht am Ende des Tages im-
mer vor. Und auch da ist der Logistiker nicht der 

Treiber. Wenn die Sicherheit der Soldaten ge-
fährdet ist, macht der Logistiker das, was die 
Operateure wollen - wenn es möglich ist, immer. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. Danke schön. - 
Ich konfrontiere Sie mit einer Aussage von Gene-
ral Meyer. Er hat uns hier im Ausschuss von sei-
nen Frustrationen aufgrund der Vorgaben für die 
Rückverlegung berichtet. Die Vorgaben erschie-
nen ihm häufig nicht einsatz- und kriegstauglich. 
Insbesondere die Tatsache, dass laut Vorschrift 
beim Abzug Teile der Waffen getrennt von den 
Soldaten transportiert werden sollten, sorgte für 
Ärger. Man sei dadurch ungünstigerweise vom 
deutschen Friedensbetrieb eingeholt worden, 
und die eigenen Vorschriften hätten den Abzugs-
prozess verlangsamt. - Das ist im Protokoll der 
Untersuchungsausschusssitzung vom 09.02. zu 
finden. -In welchem Rahmen haben Sie von die-
ser Sicht des Kontingentführers oder seiner Sol-
daten erfahren, und wie haben Sie darauf rea-
giert? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Das kenne ich 
nicht. Das ist mir nicht bekannt. Was ich weiß: 
dass die Soldaten der letzten Stunde - der letzten 
Tage, muss man sagen - über Tiflis ausgeflogen 
sind. Wir hatten dort einen Personal-Hub, so nen-
nen wir das, einen Personalumschlagpunkt ein-
gerichtet. Und da sind die Soldaten mit Waffen 
und Munition - - haben dorthin verlegt und wur-
den erst in Tiflis von Waffen und Munition ge-
trennt und dann wieder auf zivilen Charter-
maschinen über den bekannten Rahmenvertrags-
partner, den ich schon mehrfach erwähnt habe, 
nach Deutschland geflogen worden. Also, da fand 
die Trennung erst in Tiflis statt. 

Zu dem anderen kann ich nichts sagen. Ist mir 
nicht bekannt, nee. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
jetzt das Rederecht zur FDP-Fraktion. - Frau 
Kollegin Jurisch. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen herz-
lichen Dank. - Herr Oberst, ich möchte gern noch 
mal zurückkommen zu dem Sachverhalt mit dem 
privaten Charterflugzeug. Ich zitiere aus MAT A 
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BMVg-5.48 VS-NfD, Blatt 31 - das ist eine E-Mail 
von Herrn Hoppe an Sie -: 

Herr Kurjahn, 

diese Mail bitte absolut vertrau-
lich behandeln. 

Sie sehen unten einen Gedanken-
austausch mit Vertretern einer 
Firma, die genau solche Flüge 
organisiert (im Übrigen bspw die 
Abschiebeflüge nach AFG für 
DEU). 

Da ich einige von denen aus 
meinen alten Verwendungen seit 
Jahren persönlich kenne bzw. be-
freundet bin, habe ich die mal ge-
fragt, was die für uns leisten kön-
nen. 

Die Antworten sehen Sie unten, 
auch die Preise. 

Und unten ist dann diese E-Mail: 

Guten Tag Herr Hoppe ... 

Und dann steht da näher, wie dieser Charterflug 
aussehen könnte. Sie haben ja vorher gesagt, dass 
der Charterflug - und das ist auch das, was wir 
ersichtlich sehen - von Kühne + Nagel eigentlich 
angeboten wurde. Aber wer ist denn diese Firma 
jetzt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Kann ich Ihnen nicht 
sagen. Und das war auch keine Grundlage für 
mich, die Beurteilung der möglichen Flüge 
durchzuführen. Ich habe mich als Erstes an un-
sere Vertragspartner gewendet, Rahmenvertrags-
partner, die wir eh schon haben für die anderen 
Einsatzgebiete oder auch für Afghanistan hatten. 
Auch da haben wir schon mit Kühne + Nagel ver-
flogen - und machen wir heute auch nach Mali 
noch, nach meinem Kenntnisstand. Und ich habe 
diese Kontakte nicht genutzt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber, Herr 
Kurjahn, Sie haben ja diese E-Mail bekommen, 
und da hing ja auch die andere E-Mail dran. 
Also, Sie haben sich doch wahrscheinlich damit 
auseinandergesetzt, was Ihnen Herr Hoppe da 
sozusagen vorgeschlagen hat. Also, was war das 

denn? War das eine Fluggesellschaft? War das ein 
Broker? War das ein Charterflieger? Also, Sie 
müssen doch irgendwas da noch in Erinnerung 
haben. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Ich habe dem Gene-
ral Hoppe aber gesagt: Ich gehe da nicht hinter-
her. Wir haben unsere eigenen Vertragspartner, 
die auch einen abgeschlossenen Rahmenvertrag 
mit der Bundeswehr haben. Und ich versuche es 
erst mal bei denen, weil da haben wir Vertrags-
grundlagen. Das sind bewährte Vertragspartner, 
die wir haben. Und ich teste, ob wir da Flüge 
bekommen. - Und das hatte Kühne + Nagel dann 
ja auch möglich gemacht. Also, das war der Ver-
tragspartner, den ich hier schon mehrfach er-
wähnt habe. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. Weil 
die Preisvorstellungen, die da in der Mail sind, 
das entspricht ja ungefähr auch den Preisen, die 
nachher Kühne + Nagel dann wohl offensichtlich 
aufgerufen haben - oder in Ihrer Stellungnahme. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, genau. Das sind ja 
Weltmarktpreise. Also, die Charterlinien unter-
scheiden sich da ja nur geringfügig, sage ich mal, 
in den Preisen. Aber da wir einen Rahmenvertrag 
haben mit einer Firma, wo wir auch Soldaten mit 
verfliegen oder auch sonst Personal des AAs oder 
des BMI oder was auch immer in die Einsatz-
gebiete, habe ich da unseren Vertragspartner ge-
nutzt, der für mich zuverlässig erschien. Ich habe 
diese weiteren Angaben nicht mehr genutzt. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. - Paral-
lel dazu, also zeitlich parallel dazu, gibt es eine 
Stellungnahme. Die zitiere ich auch. MAT A 
BMI-3.321 VS-NfD, Blatt 2446. Und da geht es 
darum, was General Meyer denkt, ob eben eine 
Evakuierung von 300 Ortskräften möglich sei. 
Und er sagt dann eben, dass das - - Also, das 
kommt - - Aus dieser Stellungnahme wird das er-
sichtlich, dass es eben nicht, dass er - - Hier heißt 
es: 

G Meyer hat von einer Aufnahme 
dieser Auswertung in die Antwort 
BMVg ausdrücklich abgeraten. 
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Also, dass man das machen solle. Und es wird 
auch gesagt, dass man einen Bedarf von 100 Sol-
daten bräuchte, um das durchführen zu können. 
Das muss praktisch parallel gelaufen sein. Und 
da wird praktisch davon abgeraten, dass man 
diese 300 Personen ausfliegt. 

Ist Ihnen dieser Sachverhalt bekannt, und warum 
ist das sozusagen zeitversetzt gelaufen? Weil da 
geht es ja nicht um Charterflüge, sondern offen-
sichtlich um eine militärische Evakuierung von 
den Personen. Habe ich das falsch verstanden? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Nach meiner 
Kenntnis bezieht sich diese Stellungnahme vom 
General Meyer auf diese beiden Charterflüge, um 
diese 300 Personen abzufertigen. Also, abzuferti-
gen heißt, man müsste ja das Visum überprüfen. 
Man müsste das Gepäck durchleuchten lassen. 
Man müsste den PCR-Test machen. Wenn da 
einer nicht PCR-negativ ist, hätte er nicht in das 
Flugzeug einsteigen dürfen. Wir befanden uns ja 
damals in der Hochzeit oder Noch-Hochzeit der 
Pandemie. Und diese ganze Abfertigung des Per-
sonals, der 300 Menschen, hätte das Kontingent 
durchführen müssen. Also, dazu war der Flug-
hafen in Kabul nach meiner Kenntnis nicht in 
der Lage, der zivile Teil. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Und diese 
100 Soldaten, die man dafür gebraucht hätte, war 
das aus Ihrer Einschätzung damals realistisch? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, durchaus, wenn der 
General Meyer das auch so einschätzt vor Ort. 
Wie er das strukturiert hätte, gemacht hätte vor 
Ort, weiß ich nicht. Da kann ich auch nichts zu 
sagen. Ich war ja nicht in Masar-i-Scharif damals. 
Aber durchaus. Ich weiß auch nicht, wie er die 
reingelassen hätte ins Camp Marmal, die 
300 Menschen. Also, ich kann dazu nichts sagen, 
wie er es - - Aber das hätte bei ihm liegen müs-
sen. Er hätte es machen müssen, ja, sonst - - Wir 
waren ja die letzten Tage in Masar-i-Scharif. Das 
Kontingent war ja auch schon ziemlich abge-
schmolzen. Ob er jetzt dafür 100 gebraucht hätte 
oder 80 - er wollte das so. Und dann muss ich 
ihm - - Also, kann ich auch nichts zu sagen. 
Wenn er sagt, er braucht 100 dafür, dann wird er 
100 dafür brauchen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Sie hatten ja 
in Ihrer Stellungnahme - - Oder: In Ihrer Vorlage 
vom 17. Juni haben Sie ja der Ministerin gesagt, 
Sie hätten gerne die Zustimmung dafür, dass man 
eben das Geld - - oder dass man einer freihän-
digen Vergabe für diesen Charterflug zustimmt. 
Und zeitlich parallel dazu sagt General Meyer: 
Lasst uns das lieber nicht machen. Das ist einfach 
mit den logistischen Kräften, die wir haben, nicht 
durchführbar. - Können Sie dazu was sagen, wie 
da auch die Abstimmung im Haus verlaufen ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, vielleicht mal zum 
Zeitpunkt. Als ich die Vorlage geschrieben habe, 
war noch nicht klar, dass wir eine Fluglinie über 
Kühne + Nagel, über unseren Ansprechpartner, 
kriegen würden, weil jede Fluglinie ist auch 
nicht mehr zu dem Zeitpunkt nach Masar-i-
Scharif geflogen. Einige haben das aufgrund meh-
rerer Tatsachen, auch der Coronapandemie, aber 
auch aufgrund der Sicherheitslage, nicht mehr 
getan, wie gesagt, obwohl immer noch zivile 
Linienflüge gegangen sind. Deshalb habe ich die 
Vorlage so geschrieben, dass wir, wenn notwen-
dig, eine freihändige Vergabe für die Flüge ma-
chen sollten. Und das muss der Leitungsbereich 
billigen. 

Dass dann später, einen Tag später quasi, am 18. 
morgens, glaube ich, Kühne + Nagel doch - und 
das hat sich wieder als verlässlicher Vertrags-
partner herausgestellt - es schaffen konnte, diese 
beiden Flüge zumindest mal so zu reservieren, 
dass sie für uns zur Verfügung stehen, war dann 
auch ein sehr, sehr glücklicher Umstand, dass 
wir die gefunden haben. 

Die Korrespondenz mit dem General Meyer oblag 
nicht mir. Davon hatte ich auch keine Kenntnis. 
Also, bei mir kam nachher nur an: Nein, wir kön-
nen das nicht durchführen. Oberst Kurjahn, stor-
nier die Flüge! 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, Sie 
haben - - 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, wie die Korres-
pondenz mit dem General Meyer vor Ort statt-
gefunden hat, kann ich nichts zu sagen. Das habe 
ich persönlich auch nicht gemacht. 
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, sprich: 
Sie haben sich darum gekümmert, dass es läuft, 
und im Hintergrund oder in einer anderen 
Schiene war praktisch dann die Frage: „Sollen 
wir das überhaupt machen?“? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Genau, ja. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Gut. Dann 
danke ich Ihnen von meiner Seite sehr herzlich. 
Ich persönlich habe keine weiteren Fragen an 
Sie. Und auch vielen Dank für Ihren Einsatz. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Danke. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke schön. - 
Dann wechseln wir zur Frau Kollegin Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank. - Und 
ich mache gleich da weiter, wo Frau Jurisch auf-
gehört hat. Ich möchte auch noch mal bezüglich 
der Charterflüge fragen. Weil Sie ja gesagt haben, 
dass Sie nicht involviert waren in die Entschei-
dungsfindung bezüglich der Stornierung, möchte 
ich aber noch mal über etwas diskutieren, einen 
E-Mail-Verlauf, in den Sie auch eingebunden 
waren. Weil es wurde ja scheinbar darüber disku-
tiert, wenn nicht über Masar-i-Scharif evakuiert 
werden kann, dann vielleicht über den Flughafen 
Kabul. 

Und da schreibt jedenfalls auch Generalmajor 
Hoppe am 22.06. - - Und da sind Sie auch in der 
Kommunikation eingebunden. Das ist MAT A 
BMVg-5.48, Blatt 187. Wäre es denn logistisch 
möglich gewesen - das wäre jetzt meine Frage an 
Sie -, die Ortskräfte über Kabul rauszufliegen? 
Die Ortskräfte hatten ja anscheinend - und so 
steht es auch in der E-Mail - Dokumente, Visa 
etc. Und Masar-i-Scharif scheiterte aus unter-
schiedlichen Gründen, die Sie ja auch erläutert 
haben. Hätte man nicht auch über Kabul aus-
fliegen können, auch in den Wochen nach dem 
22. Juni? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, was ich wieder 
nur sagen kann als Logistiker: Wir hätten be-
stimmt auch zivile Chartermaschinen bekommen 
für den International Airport in Kabul. Also, wer 
Masar-i-Scharif anfliegt, der fliegt auch Kabul an, 

zu der Zeit auf jeden Fall. Also, Kabul war da zu 
der Zeit ja noch sicher. Und da hätten wir mit Si-
cherheit Luftfahrzeuge bekommen. 

Wer die Abfertigung vor Ort gemacht hätte - - 
Weil die deutschen Kräfte waren ja nicht mehr in 
Kabul nach meiner Kenntnis zu dem Zeitpunkt, 
sondern die waren schon in Bagram, und das wa-
ren ja ganz, ganz wenige. Das waren ja nur die 
deutschen Soldaten quasi des Hauptquartiers, die 
dann schon zu dem Zeitpunkt in Bagram waren, 
wenn ich das noch so richtig in Erinnerung habe. 
Also, wer die Abfertigung gemacht hätte, das 
kann ich Ihnen nicht sagen. Ob das der Flughafen 
selbst hinbekommen hätte, der International Air-
port in Kabul, damals oder wer es gemacht hätte, 
das weiß ich nicht. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich will nur verste-
hen, weil Sie waren ja anfangs - - und Ihr Kollege 
war ja auch sehr engagiert an der Sache. Also, Sie 
haben die E-Mail erhalten. Sie haben Kühne + 
Nagel beauftragt. Ich frage mich: Warum hat man 
dann nach der Stornierung einfach aufgehört? 
Also, es war doch klar, dass die Ortskräfte in 
einer Gefährdungslage sind. Und dann lässt 
man das zwei Monate liegen und stellt dann am 
13. August fest: Oh, wir müssen jetzt doch wie-
der Ortskräfte evakuieren. 

Meine Frage an Sie: Haben Sie dann auch nicht 
als Logistiker, weil Sie wissen ja, was da alles 
planungstechnisch dahintersteht - - Haben Sie 
sich in der Situation nicht auch überlegt, ob Sie 
einen eigenen Konzeptvorschlag machen, wie 
man denn die Ortskräfte zum Beispiel über Kabul 
sicher evakuieren könnte? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich habe nur in der Stor-
nierung der beiden Flüge auch im Prinzip die 
Anmerkung vorgefunden, dass auch erst mal 
keine weiteren Flüge geplant sind und ich auch 
da in der Hinsicht nichts unternehmen soll. Also, 
ich bin auch nicht der - - Wie gesagt: Ich bin 
nicht der, der für die Ortskräfte, auch für das 
Rausfliegen der Ortskräfte, jetzt für die Entschei-
dung verantwortlich war, sondern nur um Flug-
zeuge bereitzustellen. Ich war also quasi nur die 
Airline sozusagen. Und da war: nein, keine wei-
teren Flüge erst mal. 
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Clara Bünger (DIE LINKE): Und dann jetzt viel-
leicht eine - - weil es war ja auch erlaubt, eine 
persönliche Frage zu stellen: Haben Sie sich 
denn in der Zeit dann mal Gedanken darüber ge-
macht, was wohl mit den Ortskräften passieren 
wird? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja. Das habe ich natür-
lich, auch weil ich zweimal - das hatte ich auch 
schon vorhin mal gesagt - in Afghanistan war. 
Und man ist natürlich dann mit diesem Land - 
das ist natürlich eine sehr prägende Zeit - auch 
verbunden und für mich auch die eine oder an-
dere Ortskraft natürlich - ja, gut, das ist 11 und 
12 gewesen; also, es war schon fast über zehn 
Jahre her - auch gearbeitet hat, damals als Batail-
lonskommandeur. Ja, habe ich mir. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ist vorbei, das Frage-
recht, ne? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Rückfrage bei 
den Obleuten hat ergeben, dass eine weitere 
Runde insgesamt nicht gewünscht wird, aber sie 
noch ganz wenige Restfragen haben, die wir auch 
beschränkt jetzt noch zulassen. Und dafür geht 
zunächst mal das Wort an den Kollegen Nürn-
berger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Zurück zur Frage hin-
sichtlich der Ortskräfte. Wir haben bei der Ver-
nehmung des vorherigen Zeugen uns beschäftigt 
mit einer Krisenstabssitzung Afghanistan. Das 
war die MAT-Nummer BMVg-6.212 VS-NfD, 
Blatt 142 ff. Da wurde die Zahl genannt, dass es 
ungefähr 11 000 Anspruchsberechtigte gibt, die 
man aus Afghanistan zurückholen müsste. 

Jetzt Ihre fachliche Bewertung als Logistiker und 
nur als Logistiker und als nichts anderes als Lo-
gistiker: Wie viel Vorbereitungszeit und welchen 
materiellen Aufwand hätte man betreiben müs-
sen, um diese Menschen aus Afghanistan zu ho-
len, und wann hätte man mit diesen Planungen 
anfangen müssen, um sie, sagen wir, bis Juli, 
August 2021 aus Afghanistan auszufliegen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Herr Nürnberger, es 
sind natürlich viele Rahmenbedingungen dazu 
notwendig, die man beurteilen muss. Also, für 
11 000 Personen: 150 passen in so ein kleines 
Flugzeug, sage ich mal. Damit haben wir zumin-
dest mal immer gerechnet, wenn man keine grö-
ßeren einsetzt. Der A400M kann 75 transportie-
ren, wenn er nonstop fliegen soll. Wenn er zwi-
schendurch landet, kann er auch ein bisschen 
mehr transportieren. Also, jedenfalls viele Flüge 
hätten dafür notwendig sein müssen, für diese 
Anzahl. Das kann ich nur sagen, unabhängig jetzt 
mal von jeglicher Abfertigung, also Sicherheits-
überprüfung, vielleicht Coronatest oder auch 
nicht, was auch immer, egal. Es ist auch viel 
Spekulation. Es hätte schon einen Zeitaufwand 
gekostet, das vorzubereiten, ja. 

Jörg Nürnberger (SPD): Völlig unspekulativ: 
Wenn Sie heute den Auftrag erhalten: „Fliegen 
Sie morgen aus Mali“, oder: „Fliegen Sie 
schnellstmöglich aus Mali 11 000 Personen aus“, 
und Sie müssten die Frage beantworten, dann 
würden Sie sagen, das würde wie lange dauern? 
In der vergleichbaren Situation. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das müsste man - - 
Also, man kann jetzt nicht nur 11 000, sage ich 
mal, durch 150 rechnen. Man muss auch sehen, 
wie viel der Weltmarkt an Flugzeugen hergibt 
und wo man die herbekommt. 

Es war auch zu Zeiten Corona übrigens so, dass 
viele Airlines, sage ich mal, viele Maschinen 
auch geparkt haben. Die waren gar nicht mehr 
nutzbar. Also, der Weltmarkt war nicht mehr so 
agil wie vor Corona. Ich gehe jetzt konkret auf 
Kühne + Nagel auch, wo wir da mit in Verhand-
lungen waren. 

Das ist höchst spekulativ, weil ich viele Rahmen-
bedingungen kennen - - Also, einfach nur 11 000 
durch 150 zu teilen, ist jetzt nicht die richtige 
Zahl. Und wo kriege ich die Flugzeuge her, und 
wer kann mir wie viel Flugzeuge für diese Linie 
bereitstellen? Puh! 

Jörg Nürnberger (SPD): Ist das eine Frage von 
Tagen, Wochen oder Monaten? 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Also, wenn alles gut 
vorbereitet wird, würde ich sagen innerhalb von 
Wochen - Wochen, also Plural, mehr als zwei. 
Aber es ist - -  

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. Das reicht 
mir an der Stelle. - Und noch eine letzte Ein-
schätzungsfrage. Sie haben vorhin sehr eindring-
lich geschildert, wie Entscheidungsprozesse und 
die Erstellung von Vorlagen im Ministerium ab-
laufen. Halten Sie diese Entscheidungswege mit 
Mitzeichnungen, mit Rückfragen und Ähnli-
chem, die ja offensichtlich sehr schnell gehen 
können - Sie haben es ja am Abend bearbeitet, am 
nächsten Tag ist es entschieden worden -, halten 
Sie diese Vorgehensweisen auch inhaltlich für 
immer adäquat und zielführend? Weil - und das 
ist auch der Eindruck, den ich aus dieser Verneh-
mung hatte - man es sich natürlich auch relativ 
einfach machen kann, auf die Zuständigkeit an-
derer zu verweisen, wenn man am Ende selber 
eine Sache zeichnen muss, aber andere mitge-
wirkt haben. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich persönlich halte das 
für zweckmäßig, was die Geschäftsordnung so-
wohl der Bundesregierung als auch des BMVg, 
die es betrifft, um gezielt Vorgänge an die Leitung 
zu bringen, die - - 

Ich kann nur sagen, aus meinem Bereich jetzt: 
Die Welt ist so komplex geworden und so viel-
fältig, dass das ein Referat, ein Referatsleiter gar 
nicht mehr überblicken kann. Und ich brauche 
die Expertise aus vielen anderen Bereichen. 

Und ich war einfach für die Ortskräfte nicht ver-
antwortlich. Und ich hätte auch nichts zu den 
Ortskräften schreiben können, weil ich es einfach 
auch nicht gewusst hätte. Jetzt sollte ich aber 
zwei Flieger aufsetzen. Also habe ich die beiden 
Flieger aufgesetzt. 

Und dann musste noch ein Part raus: Wann wol-
len wir sie abholen? Und dann musste ich einen 
Part von dem Referat haben, was dafür verant-
wortlich ist. Und so trägt jedes Referat dazu bei, 
dass ein Gesamtbild zu der Leitung des Hauses 
kommt, wo sie dann auch eine Grundlage hat zur 
Entscheidung. 

Also, ich halte das für richtig und zweckmäßig, 
im Konsens Mitzeichnungen durchzuführen oder 
Vorlagen dann hochzugeben oder auch strittig 
vorzulegen; geht auch natürlich, ja, keine Frage. 
Aber ich halte das grundsätzlich schon für sehr 
zweckmäßig, im Handeln der Bundesregierung so 
zu arbeiten innerhalb der Ministerien. 

Jörg Nürnberger (SPD): Dann danke ich Ihnen. 
Ich hätte an der Stelle keine weiteren Fragen. 
Vielen Dank für Ihre Bereitschaft, auch die letz-
ten Fragen zu beantworten. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Danke Ihnen auch, 
genauso. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die nächste Frage 
kommt von der AfD. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich will es dann auch 
kurzmachen. Sie haben am 31. August 2021, also 
zu Ende des Zeitraums, eine Entscheidungsvor-
lage für die politische Spitze des BMVg verfasst, 
in der es um deutsche Luftunterstützung für 
Flüge von evakuierten Afghanen vom US-Luft-
stützpunkt Ramstein in den Kosovo ging. Das ist 
MAT A BMVg-4.244 VS-NfD, Blatt 45 bis 47. Sie 
waren der Ansicht, dass Deutschland diese Luft-
transportunterstützung unentgeltlich leisten 
sollte, und schrieben, dies sei „aus bündnispoli-
tischer Sicht ... im unmittelbaren Interesse der 
Bundeswehr“. Was meinten Sie damals konkret 
mit der bündnispolitischen Sicht und dem un-
mittelbaren Interesse der Bundeswehr, kostenlos 
Transportunterstützung zu leisten? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Soweit ich mich erin-
nern kann, sonst würde ich gern vielleicht noch 
mal die Einsicht - - Aber soweit ich mich erin-
nern kann, war es so, dass - - Kommen Sie zu mir 
jetzt, nee? - Ach so. Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Läufer sind 
immer unterwegs zu den Zeugen. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ja. Okay. 

Joachim Wundrak (AfD): Sie haben um Einsicht 
gebeten. 
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Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ja. Ich habe es so 
schnell nicht aus dem Auge hier nur sehen kön-
nen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Läufer sind flink. 

(Dem Zeugen werden 
Unterlagen vorgelegt - Er 

liest in diesen Unterlagen) 

Zeuge Stephan Kurjahn: Erinnere ich mich noch 
an die Vorlage, ja. Es ging darum, dass wir die 
Amerikaner unterstützen wollten. Die haben uns 
auch unterstützt. Es ging ja auch - - Das war ja 
nach der MilEvakOp-Operation auch in Kabul. 
Und wir sahen es da aus bündnissolidarischer 
Sicht so, dass wir jetzt nicht den Amerikanern 
diese Flüge von - - es ging um Flüge von Ram-
stein in den - 

Joachim Wundrak (AfD): Kosovo. 

Zeuge Stephan Kurjahn: - Kosovo - - dass wir 
den Amerikanern das in Rechnung stellen. Das 
ist durchaus auch üblich in solchen Situationen, 
dass auch die Amerikaner für uns mal Flüge ma-
chen, die sie uns nicht immer in Rechnung stel-
len. Also, jeder - - Gerade auch im Einsatzgebiet 
ist das auch häufig so. 

Joachim Wundrak (AfD): Wie viele von diesen 
Flügen haben stattgefunden? Wissen Sie das 
noch? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das kann ich nicht mehr 
aus der Historie sagen. Aber es waren nicht allzu 
viele. Ich weiß es nicht mehr genau. 

Joachim Wundrak (AfD): Haben Afghanen vor 
oder während dieser Flüge Asylanträge formu-
liert, angefragt? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das kann ich Ihnen 
auch nicht sagen. 

Joachim Wundrak (AfD): Gab es Ärger mit afgha-
nischen Fluggästen, die lieber in Deutschland 
bleiben wollten und nicht nach Kosovo ausge-
flogen werden wollten? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das kann ich Ihnen 
auch nicht - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das können wir, 
glaube ich, auch nicht zulassen; denn das hat mit 
unserem Untersuchungsgegenstand, mit Verlaub, 
nichts zu tun. 

Joachim Wundrak (AfD): Das ist in den Akten. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Es sind manche 
Dinge in den Akten, die trotzdem nichts zu tun 
haben mit unserem Untersuchungsgegenstand. 
Das ist nicht - - Aber das hat nun mit unserem 
Untersuchungsauftrag nichts zu tun. 

Dann geht das Fragerecht noch mal kurz zurück 
zur Frau Kollegin Schäfer, die noch eine Nach-
frage hat. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
genau. Vielen Dank, dass Sie das noch mal zu-
lassen, weil tatsächlich hat die Antwort an Herrn 
Nürnberger mich dann ein bisschen irritiert, weil 
Sie eben auf meine Frage, ob es möglich gewesen 
wäre, 50 000 Personen zu evakuieren, das ver-
neint haben und dann aber gesagt haben, dass 
11 000 Personen innerhalb weniger Wochen 
dann doch möglich gewesen wären. 

Deshalb wollte ich dann doch noch mal fragen, 
wie Sie mit dieser Evakuierungsplanung und 
-operation dann betraut waren. Und mich würde 
insbesondere noch mal interessieren, wie Sie da 
Ihre Rolle empfunden haben; denn am Ende der 
deutschen Evakuierungsaktion sind laut einem 
internen unveröffentlichten Bericht des BMVg 
5 347 Menschen evakuiert worden, darunter 
540 deutsche Staatsangehörige. Quelle: MAT A 
BMVg-5.218 VS-NfD, Blatt 285. Das ist ein Sach-
standsbericht zum Ortskräfteverfahren vom 
BMVg. Vielleicht können Sie dazu einmal was 
sagen und auch in dem Zusammenhang noch er-
läutern, wie Ihnen die Bewertung bekannt ist von 
Thomas Groeters in der Quelle MAT A BMVg-
4.317 VS-NfD, Blatt 223 f, wo er eben sagt: Es gibt 
ein Ende der Verantwortung. Wir sorgen ressort-
gemeinsam dafür, dass es ein Okay gibt für inter-
nationale Reisedokumente, die dann ausgestellt 
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werden. Aber die Überführung nach Deutschland 
ist nicht mehr unsere Verantwortung. 

Ist Ihnen diese Aussage und Bewertung bekannt, 
und wie war Ihre Rolle bei dieser Evakuierungs-
planung? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, Frau Schäfer, viel-
leicht erst die erste Frage mit 50 000. Ich habe 
das von Herrn Nürnberger so verstanden: Was 
bräuchte ich theoretisch an Zeit, um 11 000 zu - - 
Wie gesagt: Es kommt auf viele Rahmenumstände 
an, wenn ich mit 150 im Schnitt rechne pro Flug-
zeug: Wie viel Flugzeuge kriege ich derzeit rela-
tiv kurzfristig auf dem Weltmarkt? Wo ist das? 
Wie können die wegfliegen? Wie können die ab-
gefertigt werden? Das sind alles Rahmenfaktoren, 
die muss man da berücksichtigen. 

Das war ja eine sehr theoretische Frage, Herr 
Nürnberger, wenn ich das richtig verstanden 
habe. Und deswegen konnte ich das jetzt mit den 
50 000 auch nicht, Frau Schäfer, richtig einord-
nen. Also, da müsste man das genauso theore-
tisch stellen. Aber das war ja auch nicht auf die 
Umstände damals in Kabul berücksichtigt. Da 
galten ja ganz andere Rahmenbedingungen. Wie 
gesagt: Es ist ja nicht nur der Flug. Es sind ja 
auch die Abfertigungen, die gemacht werden 
müssen vor so einem Flug. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
wollte nur feststellen, dass es ja um die Frage des 
Wie und nicht des Ob geht. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, ja, ja, ja. - Zu den 
Evakuierungs- - Zu der letzten Frage von Herrn 
Oberst Groeters kann ich nichts sagen. Ich war da 
auch nicht eingebunden. Bei der MilEvakOp-
Operation war ich nur am Rande - - Das wurde 
von - - Das ist aber so ministeriell. Das wurde von 
SE I 5 geführt, vom Oberst Rapp, der, glaube ich, 
hier vor mir drin war. Auf jeden Fall habe ich das 
aus den Unterlagen ersehen können. Also, da 
wurde die MilEvakOp-Operation komplett durch-
geführt. Kann ich also nichts zu sagen. 

Ich war damals verantwortlich für den Umschlag-
punkt in Taschkent bzw. dann auch mal humani-
täre Hilfsgüter nach Kabul zu verbringen, also 

Babynahrung, Windeln usw. Weil der General 
Arlt festgestellt hat, dass auf dem Flugfeld mit 
den Säuglingen und Kleinkindern, die er hat, er 
keine richtigen Möglichkeiten hat, die zu versor-
gen, habe ich dann relativ schnell Babynahrung, 
Windeln, Feuchttücher usw. nach Kabul fliegen 
lassen, innerhalb von zwei Tagen. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, gehe ich recht in der Annahme, dass zum 
Zeitpunkt von dieser E-Mail - das ist der 13., nein 
der 16.03.; ich muss gleich noch mal gucken, zu 
welchen - - nee, Entschuldigung, der 07.05.2021 - 
keine Evakuierung von Ortskräften vorgesehen 
war oder von Ihnen geplant worden ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, von mir nicht, 
nee. Nach meinem Kenntnisstand nein. Also, ich 
weiß davon nichts, dass das geplant war oder so. 
Nee. 

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Danke. Dann habe ich keine weiteren Fra-
gen. - Vielen Dank für die Beantwortung. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann hatte der 
Kollege Müller noch eine Frage. 

Alexander Müller (FDP): Ja. Vielen Dank. - Eine 
kurze Nachfrage noch mal. Wir hatten eben das 
Thema mit dem Charterflug, dass man dann vor 
Ort circa 100 Soldatinnen und Soldaten brauchen 
würde. Ist denn damals diese Frage jemals an Sie 
oder Ihr Referat gerichtet worden, ob man das be-
nötigte Personal vor Ort stellen kann, damit man 
den Charterflug abwickeln kann? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nee. Die Frage ist nicht 
an mein Referat gestellt worden. Wie gesagt - ich 
kann mich da nur wiederholen -: Der General 
Meyer hat das so beurteilt. Das kam bei mir zu-
mindest an, als Stornierungsgrund, dass er die 
Abfertigung und die Sicherheit dann des deut-
schen Kontingentes nicht mehr sicherstellen 
kann, weil das Kontingent war - - Ich kenne auch 
nicht die genaue Stärke jetzt an dem Tag des 25. 
Am 29. ist der letzte Flug rausgegangen, des Per-
sonals. Ich weiß nicht, wie stark das Kontingent 
damals noch war. Aber er hat das so beurteilt. 
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Und das kam nur bei mir an als Stornierungs-
grund, und dann habe ich storniert. 

Aber die Frage kam nie bei mir an, ob wir irgend-
wie Personal verstärken können oder so. Aber 
das hätten wir auch als Logistiker nicht gemacht. 
Das hätten ja die Operateure gemacht. Ich hätte 
sie nur wieder da runtergeflogen wahrscheinlich, 
wenn das gewollt gewesen wäre. 

Alexander Müller (FDP): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Kollegin Bünger, 
hatten Sie noch eine Nachfrage? 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ja. Ich habe noch 
zwei kleine Fragen. - Einmal möchte ich auch 
noch mal zu den Charterfliegern fragen. Wir blei-
ben jetzt bei der Sache. Hätte man, logistisch be-
trachtet, wenn man nach dem Doha-Abkommen 
direkt geplant hätte, alle Ortskräfte auch zu eva-
kuieren, das zeitlich geschafft, die im März 2020 
bis zur Evakuierung - - Hätte man es geschafft, 
alle Ortskräfte auch mit zu evakuieren, wenn 
man da angefangen hätte, zu planen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: In 14 Monaten, meinen 
Sie jetzt? - Also, logistisch hätte man das mit Si-
cherheit geschafft, ja. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Also, als Logistiker 
sagen Sie, man hätte auch alle Ortskräfte evakuie-
ren können, in dem Zeitraum, wo man wusste, 
dass man zum Zeitpunkt X das Land verlassen 
würde? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, in 14 Monaten 
11 000 Menschen auszufliegen, das ist ja gar kein 
Problem, ja. Oder dann kann ich auch 50 000 fast 
ausfliegen. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Genau. Also, ich - - 
Wir wundern uns hier auch hin und wieder, 
warum manche Dinge nicht geplant wurden. 
Deshalb meine Frage noch an Sie: Hätten Sie sich 
denn, nachdem Sie dann die Absage, also die 
Stornierung, von Kühne + Nagel in die Wege lei-
ten mussten, dann gewünscht, dass Sie noch mal 
einen Auftrag bekommen hätten, auf anderen 

Wegen, beispielsweise über Kabul, die Evakuie-
rung zu organisieren? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, wenn ich einen 
Auftrag bekommen hätte, hätte ich das mit Si-
cherheit gemacht. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und hätten Sie sich 
das gewünscht, und wäre es möglich gewesen, 
dass Sie im Rahmen - weil Sie sind Referatsleiter; 
da haben Sie ja auch gewisse Befugnisse - - Wäre 
es möglich, da auch einen eigenen Vorschlag zu 
machen, im BMVg? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Grundsätzlich ist es 
immer möglich, im BMVg eigene Vorschläge zu 
machen. Also, ich habe ja selbst die erste Vor-
lage, die ich am 13. März 2020 geschrieben habe, 
wie gesagt, 13 Tage nach dem Doha-Abkom-
men - - Das war ja auch eine Initiativvorlage, also 
auf meinen Vorschlag hinaus. Solche Vorschläge 
kann man immer machen im Ministerium. Also, 
ich kann jetzt nur für das BMVg sprechen. Aber 
da weiß ich es definitiv, dass man Initiativvorla-
gen jederzeit vorlegen kann, und die sind ja auch 
gewünscht. Der mitdenkende Mitarbeiter, der 
nicht immer nur auf Befehle wartet. Also, das ist 
klar. 

Ich hätte es - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Weil Sie haben vor-
hin dargelegt, dass Sie natürlich einen Befehl be-
nötigen, um tätig zu werden. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein, nein, nein, nein. 
Das nicht, das nicht, nee. Aber ich habe es da-
mals aufgrund der Lage und auch der Mails, die 
ja auch bekannt sind hier, nicht als notwendig 
angesehen, da eine Vorlage zu schreiben. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Also, Sie haben es 
nicht als notwendig angesehen, da auch noch 
mal initiativ tätig zu werden, eigene logistische 
Vorschläge zu machen, anderweitig zu evakuie-
ren? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, oder logistisch hätte 
ich das dann wieder versucht, sicherzustellen, 
auf jeden Fall. 
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Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. - Dann hätte 
ich noch eine andere Frage zu einem anderen 
Komplex. Das wäre es dann aber auch. Und zwar 
haben Sie vorhin gesagt, dass keine Munition zu-
rückgelassen wurde. Gilt das auch für den Flug-
hafen Kabul im August? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das kann ich - - Nach 
meinem Kenntnisstand ist dort Leuchtmittel, 
Leuchtspurmunition in geringem Maße zurück-
bekommen, also keine letal wirkende - - Oder 
was heißt „letal wirkende“? Also, natürlich: 
Wenn man Leuchtspur in kürzester Entfernung 
abbekommt, macht die vielleicht auch Versehren 
an Körper und - - letztendlich auch vielleicht le-
tal sein. Aber keine - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich kann das sehr 
kurz konkretisieren. Dann kann ich Ihnen auf die 
Sprünge helfen. In einer Mail an General Bernd 
Schütt zur Vorbereitung der Morgenlage am 
09.09.2021 schreiben Sie, dass am Flughafen 
Kabul 120 EA Leuchtkörper und 120 EA Schein-
ziele Luftfahrzeug nach jetzigem Kenntnisstand 
zurückgelassen wurden. Das Zurücklassen der 
Munition sei durch die nicht mehr ausreichende 
Zeit zum Herstellen der Luftsicherheit begründet. 
Das ist MAT A BMVg-5.49, Blatt 722. Können Sie 
das etwas näher erläutern, und wurde das Mate-
rial später noch ausgeflogen oder dortgelassen, 
und um was für Munition handelt es sich dort? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Es handelt sich um 
Leuchtspurmunition bzw. um Leuchtmittel, sage 
ich mal, und um Täuschkörper für - - Das sind 
die heißen Magnesiumkugeln, die ausgestoßen 
werden von den Hubschraubern. Das sind diese 
Täuschkörper. Das ist keine - - Wir nennen das 
keine letale Munition. Also, das sind keine Pro-
jektile, sondern es sind Mittel. 

Da ist natürlich auch ein bisschen, ich sage mal, 
Sprengstoff in der Treibladung drin. Die müssen 
ja rausfliegen. Also, von daher gehört das bei uns 
zum Thema Munition, also bei der Bundeswehr. 
In der Bundeswehrdefinition ist es Munition, 
aber es ist keine. Wir nennen es keine letal wir-
kende Munition, weil es halt kein Projektil, kein 
Geschoss ist, mit dem man auf andere schießt. 

Aber diese Leuchtmittel sind dort zurückgeblie-
ben, weil es nicht mehr möglich war - - Und die 
müssen besonders für den Luftverkehr - - Wenn 
ich die in Luftfahrzeuge einlade - - nicht dass sie 
in einem Luftfahrzeug hochgehen. Dann stürzt 
dieses Flugzeug ab. Deswegen sind sie am Boden 
geblieben. Und was daraus geworden ist, ich 
kann es Ihnen nicht sagen. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. Also, die Muni-
tion ist vor Ort geblieben, und Sie können nicht 
sagen, was damit geschehen ist? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ja, genau. Aber ich rede 
von dieser Leuchtmunition, Evakuierungsopera-
tion Kabul. Was ich vorhin - - Keine Munition 
vor Ort gelassen - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Weil ich bin - - Noch 
eine ganz kurze Verständnisfrage. Ich bin ja 
keine - - Ich bin nicht von der Bundeswehr, und 
ich weiß auch nicht, wie diese Art der Munition 
gestaltet ist. Aber würde man jetzt diese Muni-
tion auseinandernehmen - weil Sie sagen, da ist 
schon Pulver drin, was explosiv ist -, könnte man 
das quasi verwenden, um andere explosive Stoffe 
herzustellen? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Um andere herzustellen, 
das weiß ich nicht, glaube ich nicht. Aber man 
kann natürlich, wenn man viele davon hat, was 
Größeres von bauen. Also, das ist so wie - - 

Clara Bünger (DIE LINKE): Also nicht ungefähr-
lich? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Das ist wie ein Böller, 
den man Silvester kauft. Wenn man ganz viele 
Böller kauft und das Schwarzpulver zusammen-
mischt, kann man auch was Großes bauen. Also, 
man kann natürlich mal irgendwas damit ma-
chen, ja. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Da haben wir ja auch 
schon gesehen, dass Leute daran gestorben sind, 
wenn Böller irgendwie fremdgebastelt werden. 
Aber das hat jetzt nichts mit dem Untersuchungs-
gegenstand zu tun. 

Das wär’s dann. - Vielen Dank. 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - 
Dann würde ich Ihnen gern noch eine Abschluss-
frage stellen, Herr Zeuge. Ich beziehe mich noch 
mal auf ein Dokument, aus dem die Kollegin 
Jurisch in der ersten Runde zitiert hat. Das ist 
MAT A BMVg-5.48 VS-NfD, Blatt 28. Ich lese das 
Zitat noch mal vor, weil das, glaube ich, nötig ist 
angesichts dessen, was Sie jetzt ausgeführt ha-
ben. Das bezieht sich auf eine Mail, die Ihnen 
Herr Hoppe weitergeleitet hat und die Sie be-
antwortet haben, wo er sich noch mal darauf be-
zieht, dass der Druck auf die Ministerin und das 
BMVg groß werde und fast stündlich größer sei. 
Das ist der 11. Juni. 

Aktuell sind wir aufgefordert, der 
Ministerin theoretische Optionen 
aufzuzeigen, wie wir noch vor 
Ende des Redeployments (also 
noch im Juni) mehrere hundert 
Ortskräfte mit deren Familien 
nach DEU holen. 

An die 2 500 Paxe. 

Das ist organisatorisch gar nicht 
mehr machbar: die Leute identi-
fizieren, auswählen, Vorab Qua-
rantäne, Aufnahme in DEU usw. 
Die Forderung bleibt aber zu prü-
fen, ob wir nicht wenigstens als 
symbolischen Akt, einen Flieger 
schicken können um die Bilder zu 
produzieren: „DEU holt die Leute 
da raus“. Über Sinn oder Unsinn 
diskutieren wir schon lange nicht 
mehr, es geht auch nicht darum, 
dass das wirklich gemacht wird - 
wir sollen nur die Option prüfen. 

Das ist das Zitat. Und ich würde Sie gerne fragen, 
ob Sie als Logistiker diese Einschätzung für zu-
treffend halten und ob Sie als Offizier das für 
richtig finden, das in dieser Form zu kommuni-
zieren. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Herr Dr. Stegner, die 
erste Frage, ob ich das als Logistiker richtig halte, 
die auszufliegen, oder was? Da habe ich jetzt Ihre 
Frage nicht ganz konkret verstanden. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dass das nicht 
mehr möglich ist, sondern dass man quasi nur 
noch einen symbolischen Akt vollziehen kann. 
Das ist ja seine Einschätzung. Deswegen sagt er: 
Es kommt eigentlich gar nicht auf die Sache an - 
ich habe es ja zitiert -, sondern wir müssen min-
destens den Eindruck erwecken, Bilder produzie-
ren. 

Über Sinn oder Unsinn diskutie-
ren wir schon lange nicht mehr … 

Das ist das Zitat. Und um zu klären, ob das Sinn 
oder Unsinn ist, wollte ich zunächst wissen, ob 
Sie als Logistiker diese Einschätzung teilen, dass 
das nicht mehr möglich ist, sondern nur symbo-
lisch, und ob Sie es als Offizier richtig finden, so 
zu kommunizieren. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Also, das Erste kann ich 
sagen: Als Logistiker war es meine Aufgabe - da 
kann ich mich jetzt auch nur wiederholen -, die 
Flugzeuge bereitzustellen, und das für 300 Men-
schen. Und das habe ich gemacht. Ich habe alles 
in die Wege gesetzt, die ganze Nacht, dass 
Kühne +Nagel diese beiden Flugzeuge findet. Ich 
glaube, spanische Airlines waren das am Ende 
des Tages. Aber das ist auch unerheblich, welche 
Fluglinien das waren. Und dafür habe ich alles 
getan. 

Wie der General Meyer eine mögliche Abferti-
gung vor Ort organisiert hätte, ob er das geschafft 
hätte, nicht ob er die Sicherheit seiner Leute ge-
fährdet hätte oder nicht, kann ich, mag ich nicht 
beurteilen, kann ich auch nicht beurteilen. Das 
muss der General Meyer sagen. 

Die Mail vom Generalmajor Hoppe, wie sie mir 
geschrieben wird - also, die Art und Weise als 
Offizier - - möchte ich mich auch nicht zu 
äußern. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie können als 
Zeuge selbstständig antworten und sollten das 
auch tun, bitte. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich weiß das, Herr 
Dr. Stegner. Ich weiß das. 
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Also, ich habe da auch eine gewisse Loyalität. Ich 
sage: Ich hatte den Auftrag. Ich habe diesen Auf-
trag durchgeführt. Ich bin natürlich auch als Re-
feratsleiter selbstständig und denkend und initia-
tiv tätig. Aber in diesem Fall war es dann so, dass 
es eine ganz klare Hierarchie gab. Das muss man 
auch sagen. Und dann habe ich da auch nicht 
mehr unternommen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Sie zwingen mich 
zu einer Zusatzfrage, weil meine Frage in eine 
andere Richtung ging. Mir geht es gar nicht um 
Loyalitätsfragen, sondern ich habe jetzt verstan-
den, dass das logistische Urteil, was dahinter-
steckt, Sie nicht unbedingt teilen, weil Sie sagen, 
Sie haben alles versucht, das zu machen, was 
möglich ist. Aber würden Sie es für richtig hal-
ten - - Oder: Wenn Sie einen Auftrag bekommen, 
Ihrer Führung gegenüber zu sagen - - Oder: Sie 
kommen zu der Einschätzung, dass das in der Sa-
che eigentlich nicht machbar ist, aber man muss 
wenigstens Bilder produzieren und den Eindruck 
erwecken sozusagen, man täte etwas, fänden Sie 
das richtig, wenn Sie selbst den Auftrag haben, 
so zu handeln? 

Zeuge Stephan Kurjahn: Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke. - Das war 
meine Frage. Die Antwort war: nein. Das war 
schwer zu verstehen. Aber das Protokoll hat das 
verstanden. 

Dann bedanke ich mich. Weitere Frage habe ich 
in der Runde nicht gesehen. 

Ich will Ihnen sagen, Herr Kurjahn, dass es ein 
Protokoll geben wird und Sie 14 Tage Zeit dann 
haben, das auch noch mal anzuschauen, dass das 
korrekt das wiedergibt, was Sie antworten wol-
len, und dem entspricht, was Ihrer Belehrung 
entsprochen hat, die wir vorgetragen haben. 

Ich würde ansonsten Sie für heute entlassen, 
mich bei Ihnen bedanken, dass Sie uns zur Ver-
fügung gestanden haben, ja auch eine ganze 
Weile. 

Zeuge Stephan Kurjahn: Ich danke Ihnen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Und für alle 
anderen Beteiligten würde ich die Sitzung für 
20 Minuten unterbrechen, und dann setzen wir 
sie fort mit dem dritten Zeugen. 

(Unterbrechung von  
19.09 bis 19.32 Uhr) 
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Wir setzen die Sit-
zung fort, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich 
hoffe, Sie haben sich noch mal stärken können.  

Vernehmung des Zeugen 
M  A  

Ich begrüße unseren dritten Zeugen, Herrn 
A , der bereits Platz genommen hat.  

Ich stelle fest, dass der Zeuge ordnungsgemäß 
geladen ist. Herr A , Sie haben den Erhalt 
der Ladung am 31. Januar diesen Jahres bestätigt.  

Ich heiße Sie herzlich willkommen, bedanke 
mich, dass Sie dem Ausschuss als Zeuge zur Ver-
fügung stehen, und auch für die Geduld, mit der 
Sie gewartet haben, dass Sie drankommen. 

Zunächst bin ich gehalten, Sie über Ihre Rechte 
und Pflichten als Zeuge aufzuklären. Die Beleh-
rung schreibt mir das Gesetz für jeden Zeugen 
vor. 

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
vor einem Untersuchungsausschuss sind Sie ver-
pflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie 
müssen richtige und vollständige Angaben ma-
chen, dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. 

Wer vor einem Untersuchungsausschuss vorsätz-
lich falsche Angaben macht, kann sich nach 
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetz-
buches strafbar machen. Solch eine uneidliche 
Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen. 

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die 
Antwort verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer 
Angehörigen der Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten 
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit sein, aber auch disziplinar- oder berufs-
rechtliche Verfahren. 

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die 
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind.  

Haben Sie dazu Fragen? 

Zeuge M  A : Keine. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann möchte ich 
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonaufnahme ge-
fertigt wird, um eine Protokollierung der Sitzung 
zu erleichtern. Deshalb ist es wichtig, dass Sie Ihr 
Mikrofon einschalten und auch nah am Mikrofon 
sprechen. Die Aufnahme wird nach Abschluss 
der Protokollerstellung gelöscht. Das Protokoll 
wird Ihnen vor der endgültigen Fertigstellung 
übersandt. 

Sollten Sie während Ihrer Vernehmung zu der 
Auffassung gelangen, dass Sie als VS-Vertraulich 
oder höher eingestufte Informationen oder sons-
tige Dinge zur Sprache bringen müssen, deren öf-
fentliche Erörterung überwiegende schutzwür-
dige Interessen verletzen würde, bitte ich um ei-
nen Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über den 
Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den Geheim-
haltungsgrad der Sitzung zu beschließen. Ich 
weise aber ausdrücklich darauf hin: Es handelt 
sich hier um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis. Der 
Öffentlichkeitsgrundsatz für Beweiserhebungen 
in Untersuchungsausschüssen hat nach Arti-
kel 44 des Grundgesetzes Verfassungsrang. Die 
Gründe für eine Ausnahme müssen daher von be-
sonderem Gewicht und begründet sein, und es ist 
der Ausschuss, der darüber entscheidet. 

Nach diesen notwendigen Vorbemerkungen 
komme ich nun zum Ablauf der Vernehmung. 
Eingangs werde ich Sie kurz zu Ihrer Person be-
fragen. Zu Beginn der Vernehmung zur Sache 
haben Sie nach § 24 Absatz 4 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes Gelegenheit, zum Beweis-
thema im Zusammenhang vorzutragen, wenn Sie 
das wünschen. Anschließend oder wenn Sie da-
rauf verzichten, werden Sie von den Mitgliedern 
des Ausschusses befragt. Deren Fragezeit richtet 
sich nach Stärkeverhältnis der Fraktionen. - Ha-
ben Sie zu diesem Ablauf noch Fragen? 
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Zeuge M  A : Nein. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann darf ich Sie 
nun bitten, sich dem Ausschuss zu Beginn Ihrer 
Ausführungen mit Namen, Ihrem Alter, Ihrem 
Beruf und Ihrer ladungsfähigen Anschrift vorzu-
stellen. 

Zeuge M  A : Mein Name ist 
M  A . Ich bin 44 Jahre alt, ich bin 
Berufsoffizier, und meine ladungsfähige An-
schrift ist die Stauffenbergstraße 18 in 10785 
Berlin. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Herzlichen 
Dank. - Sie können, wenn Sie wünschen, 
nunmehr im Zusammenhang darlegen, was 
Ihnen über den Gegenstand dieser Vernehmung 
bekannt ist. 

Zeuge M  A : Gut. - Ich möchte da-
mit einleiten, dass ich zu Afghanistan seit rund 
2009 quasi eine enge Verbindung habe. Es war 
damals meine Einsatzvorausbildung. In 2010 war 
ich Kompaniechef der QRF und war dort als ers-
tes Kontingent am OP North eingesetzt für sieben 
Monate. In 2014 wurde ich Einsatzplaner Nord-
afghanistan im Einsatzführungskommando, habe 
dort für zwei Jahre zu diesem Thema gearbeitet, 
und 2018 schließlich Referent zum Thema Afgha-
nistan/Militärpolitik bei SE II 1. Dabei war ich 
auch im Einsatz im HQ RS als Military Assistant 
des Chief of Staff - also Chef des Stabes - des 
Hauptquartiers - in Deutsch: ein Dreisternegene-
ral -, das Ganze vom März 21 letztendlich bis 
knapp zum Ende der Mission, bis zum 27.06.21. 

Im Referat bin ich für die Militärpolitik zuständig 
gewesen und habe mich dazu abstimmen müssen 
mit den Länderreferenten Pol II 2, also in der 
Abteilung „Politik“ des Ministeriums, mit dem 
NATO-Referat im Ministerium - Pol I 3 -, mit 
dem Auswärtigen Amt - 201; das ist das NATO-
Referat im Auswärtigen Amt -, mit AP 05, dem 
Länderreferat im Auswärtigen Amt, mit anderen 
Ressorts, die zum Thema Afghanistan gearbeitet 
haben, und war der Vertreter des Referatsleiters 
in Sachen Afghanistan und habe dazu bei den 
Ressortbesprechungen entweder teilgenommen 

oder in Vertretung des Referatsleiters gespro-
chen - und im Ministerium zusätzlich natürlich 
als Berater des Abteilungsleiters oder auch in der 
Vorbereitung des Staatssekretärs Tauber für den 
Verteidigungsausschuss. 

Zum Untersuchungsgegenstand, wenn das er-
laubt ist, würde ich kurz ein paar Einlassungen 
geben zur Einstimmung. Und zwar: Es beginnt ja 
mit dem USA-Taliban-Agreement. Ich möchte 
aber nur einmal ganz kurz vorher beginnen, und 
zwar mit der Übernahme General Millers 2018 
als Missionskommandeur für die NATO-Mission, 
der im Wesentlichen das Train, Advise, Assist, so 
wie wir es bislang geplant und durchgeführt hat-
ten, in Afghanistan verändert hatte. Er hat das 
TAA - das Train, Advise, Assist - „to the point of 
need“, so sagte er es - - Er möchte, dass die 
Truppe möglichst weit vorne ausbildet und un-
terstützt. Und die deutsche Auffassung war - ge-
mäß dem NATO-Mandat -, dass wir auf Korps-
ebene quasi ausbilden und dann die Institutionen 
ausbilden. 

Im Wesentlichen hatten wir das in Kabul, wenn 
wir jetzt auf Kabul schauen, an der Command 
and Staff Academy, also an der Führungsakade-
mie, an dem Ausbildungskommando - ich lasse 
mal den anderen Namen weg, der ist zu kompli-
ziert - und den Truppenschulen. Und in seiner 
Ägide, als er begonnen hatte, hat er dann auch 
diese Ausbildungsunterstützung vom Ausbil-
dungsplan genommen, sodass quasi diese mittel- 
bis langfristig orientierte Ausbildung, die 
Deutschland, die uns besonders wichtig war, 
dann weggefallen ist. Stattdessen kamen US-
SFABs, also Security Force Assistance Brigades, 
die relativ weit vorne, auf Brigade- oder Batail-
lonsebene, die Afghanen begleitet haben, auch im 
Gefecht, was wir so vom Prinzip her aus ISAF-
Zeiten her kennen. 

Die Präsidentschaftswahlen waren dann im Sep-
tember; das Ergebnis wurde zum 18.02.2020 
dann letztendlich verkündet. Hier wurde die in-
nenpolitische Zerrissenheit von Abdullah und 
Ghani ziemlich deutlich. Ich war am 18.02. auch 
selber in Kabul bei Abdullah, und das war ihm 
sehr anzumerken. Letztendlich: Diese innenpoli-
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tische Zerrissenheit hatte zum damaligen Zeit-
punkt das amerikanische Department of State 
ziemlich beunruhigt, und der Druck wurde auf 
die Regierung erhöht, sodass es auch zu Strei-
chungen von Finanzmitteln kam, um letztendlich 
Abdullah und Ghani aufeinander zuzubewegen, 
damit es eine Einigung gibt, um dann mit den 
Taliban sozusagen zielgerichtet verhandeln zu 
können. 

Überraschend kam dann tatsächlich das USA-
Taliban-Agreement - und hier beginnt ja dann 
letztendlich der Untersuchungsgegenstand -, weil 
die NATO nicht beteiligt wurde in der Erstellung 
dieses Agreements - - und dass der Abzug der 
Mission, und zwar auch der NATO-Mission, in-
nerhalb von 14 Monaten festgelegt wurde - ohne 
Beteiligung der NATO, ohne Beteiligung der Re-
gierung. Und der Spruch „Afghan-led, Afghan-
owned“, der vorher immer gültig war und der 
später auch immer wieder genannt wurde, geriet 
hier tatsächlich eher zur Floskel. 

Die Abzugsplanungen zum damaligen Zeitpunkt 
waren für die NATO 24 Monate; also, die Zeit, 
die wir für einen Abzug brauchen würden, waren 
24 Monate. Plötzlich waren es 14 Monate, sodass 
wir natürlich dazu gezwungen waren, unsere Pla-
nungen anzupassen. Mein Vorredner hat ja hier 
über die Redeployment-Planungen vermutlich 
ausführlich gesprochen. Wir hatten damals 
16 Monate und haben uns dann immer weiter 
nach unten quasi verbessert, sodass die Zeiten 
besser einzuhalten waren. 

Stichworte damals waren: „Kohäsion der NATO 
wahren oder wiederherstellen“, „die NATO stär-
ken“, weil die NATO ja eben, wie schon gesagt, 
bei diesem USA-Taliban-Agreement nicht betei-
ligt war, und insbesondere „den Friedensprozess 
stärken“. Das war letztendlich dann auch die Zer-
reißprobe für alle die, die sozusagen eine Pla-
nung vornehmen mussten oder sollten; denn zum 
einen haben wir harte Zeitlinien. Der Abbau oder 
der Rückbau sozusagen war Fakt; man sollte aber 
keine sichtbaren Handlungen vornehmen, weil 
die NATO es noch nicht beschlossen hat, und 
man sollte auch nicht über ein Post-RS-Engage-
ment großartig sprechen, weil es dazu führen 
könnte, dass die Taliban sagen: „Ihr nehmt den 

Abzug ja gar nicht ernst, ihr sollt ja komplett ab-
ziehen“ - die internationale Gemeinschaft mit 
Ausnahme des diplomatischen Korps -, „und 
deshalb treten wir aus dem Friedensprozess aus.“ 
Das war die Zerreißprobe für alle die, sozusagen 
einen guten Übergang für das Land Afghanistan 
zu organisieren. 

Es war aber zwingend notwendig, letztendlich 
einen Plan für die Zukunft, für nach Resolute 
Support zu entwickeln, damit überhaupt klar 
sein kann, wie man den Abbau organisieren 
kann. Man muss erst wissen, was danach kommt. 
Also beispielsweise: Möchten die VN überneh-
men? Möchten die einen DDR-Prozess steuern 
und Waffen einsammeln beispielsweise? Dann 
wird man den vermutlich nicht zentral aus Kabul 
organisieren können, und alle kommen nach 
Kabul und geben die Waffen ab, sondern das ist 
in der Regel immer dezentral. Deshalb würde es 
wenig Sinn ergeben, die ganzen Speichen sozu-
sagen, die Regionalität aufzugeben, zumindest im 
großen Stile. Und bevor diese Fragen nicht ge-
klärt sind, tut man sich schwer, quasi zielgerich-
tet auf etwas anderes hin den Abbau zu organi-
sieren. 

Parallel dazu haben die ANDSF, die afghani-
schen Streitkräfte, sozusagen nur noch in Selbst-
verteidigung agiert. Die Amerikaner haben Close 
Air Support nur noch minimal eingesetzt zur 
Selbstverteidigung der Afghanen. Die Taliban 
haben dies genutzt, um strategische Gelände-
gewinne zu erzielen, strategische Knotenpunkte 
eingenommen oder aber auch Staudämme be-
setzt, sodass auch Wasserversorgung oder Strom-
leitungen letztendlich dann beeinflusst werden 
konnten. 

Die NATO stellte sich die Frage - oder auch 
Deutschland im NATO-Rahmen stellte die 
Frage -: „Was sind denn jetzt diese Bedingungen, 
diese Conditions, von denen alle immer spre-
chen?“, weil man festgestellt hat: Jeder bewertet 
Conditions anders. In diesem USA-Taliban-
Agreement, in diesen Annexes, die ja nichtöffent-
lich sind, sind die wohl beschrieben. Keiner 
wusste es, sie wurden nicht veröffentlicht, und 
jeder hat dieses Wort benutzt. Die Taliban haben 
auch gesagt: „Wir halten uns an die Conditions, 
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wir halten diese ein“, aber zum Überprüfen war 
das äußerst schwierig. Es gab Conditions, die wa-
ren festgelegt für diese Reduction in Violence; 
das waren die sieben Tage vor Unterzeichnung 
des USA-Taliban-Agreements. Da gab es Festle-
gungen, und man ging davon aus, dass das diese 
Conditions sozusagen auch sind für die Folge. 
Man musste aber feststellen, dass die Taliban das 
anders bewertet haben. 

Die NATO-Militärbehörden, also SHAPE, das 
strategische Kommando der NATO, oder das 
operative Kommando Joint Force Command in 
Brunssum: Alle haben in ihren Schriftstücken, 
die angefertigt wurden, ein Prudent Planning, 
also ein vorsichtiges Planen, eingefordert, damit 
man eben die Zeitlinien einhalten kann, und 
auch politische Positionierungen eingefordert. 
Der politische Arm sagte aber Nein aus den Grün-
den, wie ich schon sagte: Es geht darum, den 
Friedensprozess aufrechtzuerhalten und nicht zu 
gefährden, indem man sich dort zu sehr positio-
niert. - Also kamen und gingen Außen- und Ver-
teidigungsministertreffen, aber keine Positionie-
rung. 

Parallel dazu haben wir mit dem Auswärtigen 
Amt zusammen ein Szenarienpapier erstellt, um 
für uns letztendlich mögliche Optionen, wie die-
ses Land sich weiterentwickeln könnte oder auch 
mögliche Folgeengagements aussehen könnten - - 
um diese dann letztendlich auch in den entspre-
chenden Gremien in der NATO einbringen zu 
können. Dazu kam es - - Also, das Papier wurde 
erstellt; diese Einbringung fand aber nicht in dem 
ursprünglich gedachten Sinne statt. Man sagte 
wieder: Wir warten 134 Tage - das war die Ein-
nahme der Phase Alpha Light, also dieser ersten 
Teilreduzierung innerhalb der ersten 135 Tage 
nach dem Abkommen - ab. Die NATO wollte dort 
noch mal sozusagen prüfen: Wie erfolgreich war 
das? Wie hat sich die Lage dort entwickelt? Das 
Nächste war: Wir warten den Beginn, den Start 
der innerafghanischen Verhandlungen ab, um 
uns dann zu positionieren. - Und das Nächste 
war: Wir warten die US-amerikanische Präsiden-
tenwahl ab. - Das waren immer die Punkte, wes-
halb es nie zu einer politischen Positionierung 
kam und die Zeitachsen nach hinten immer kriti-
scher wurden und wir immer unsere Rückzugs- 

bzw. unsere Redeployment-Pläne, unsere Abbau-
pläne anpassen mussten, um die Zeitlinien letzt-
endlich halten zu können. Zeitlinie waren eben 
die 14 Monate. 

Die Friedensverhandlungen, Afghan Peace Nego-
tiations, begannen tatsächlich dann am 12. Sep-
tember. De facto haben sie dann erst Anfang De-
zember so richtig Schwung aufgenommen, weil 
bis dorthin sich die Verhandlungsdelegationen 
nicht einig waren, nach welchen Regeln da ver-
handelt werden sollte. Auch hier wieder eine 
Verzögerung. Ich erwähnte ja: Man sagte: Okay, 
wir warten den Start der innerafghanischen Ver-
handlungen ab. - Auch hier wieder Verzögerung. 

Parallel dazu, wie ich schon sagte, waren wir in 
dem Dilemma, militärisch natürlich auch eine 
Lösung herbeiführen zu - - nicht eine Lösung her-
beizuführen, sondern militärisch unser Kontin-
gent auch absichern zu können. Um uns vorzu-
bereiten, haben wir Planungen innerhalb der Ab-
teilung SE unternommen, um Fähigkeitspakete 
schnüren zu können und zu prüfen, wie für das 
nationale Risiko- und Krisenmanagement - - ob 
da alles gut vorbereitet ist und wir schnell diese 
abrufen können, wenn zum Beispiel eine Lage-
eskalation entstehen würde. 

Weiterhin haben wir eine Weisung zur Erhöhung 
der Flexibilität und einer abgestuften Anpassung 
des Engagements der Bundeswehr in Afghanis-
tan, um sozusagen hier innerhalb der Bundes-
wehr alles zusammenzufassen, alle Teilaspekte, 
die wir vorher schon betrachtet hatten, um die 
Bundeswehr quasi unter ein Dach zu bekommen 
und zu sagen: So sieht es aus, und so bereiten wir 
uns vor mit verschiedenen Handlungsoptionen. - 
Denn der US-amerikanische Präsident, in Vorbe-
reitung auf eine mögliche Wiederwahl, hat natür-
lich sein US-Kontingent immer weiter reduziert 
schrittweise, dann auf 4 500, und sagte auch 
plötzlich: Ja, vielleicht wollen wir auch eigent-
lich alle Weihnachten zu Hause haben. - Das war 
natürlich der nächste Hammer, um sozusagen 
noch mal eine deutlich drastische Reduzie-
rung - - Und auch da haben wir, auch wenn es im 
Kontingent - - Beziehungsweise wenn im Haupt-
quartier kein Auftrag dort ankommt diesbezüg-
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lich, haben wir trotzdem die Planungen so vor-
genommen, um Vorsorge zu treffen, dass wir 
natürlich unsere Soldatinnen und Soldaten gut 
nach Hause bekommen, aber auch natürlich das 
wichtigste Material, um nicht allzu viel vernich-
ten zu müssen vor Ort; denn da entstehen natür-
lich auch Bilder, die auch keiner sehen wollte.  

Die Wahl war letztendlich am 03.11., und der 
Präsident Trump musste abtreten. Wir hatten in 
der Zwischenzeit eine Planungsgruppe Afghanis-
tan eingerichtet, die turnusmäßig tagte - auch 
dort wieder umfassend die Bundeswehr mit in-
begriffen, also nicht nur ministeriumsintern: Ein-
satzführungskommando und die verschiedenen 
Player, die relevant waren -, in Ergänzung zu den 
Redeployment-Besprechungen, wo der Oberst 
Kurjahn sicherlich vorher schon auch drüber ge-
sprochen hat. 

Die Wahl des US-Präsidenten Biden erreichte uns 
mit positiven Nachrichten: eine deutliche Hin-
wendung zur NATO wieder. Auch er sprach wie-
der von Condition Space. Er sagte: „Die Grund-
lage muss eine gute sein“, und er möchte einen 
Review-Prozess von alldem, was bislang passiert 
ist, um dann eine Neubewertung gegebenenfalls 
vorzunehmen. Deshalb kamen und gingen wieder 
Außenminister- und Verteidigungsministertref-
fen, und man sagte: Wir treffen hier keine Ent-
scheidung, weil wir warten den Review-Prozess 
der Amerikaner ab. 

Zwischenzeitlich kamen immer wieder Informa-
tionen auch aus den USA: Wir versuchen, die 
Mission gegebenenfalls um zweieinhalb Monate 
zu verlängern, das Abzugsdatum. - Oder teil-
weise - - Es kam auch dann eine Verlängerung 
um sechs Monate, bis Ende November. Hinter-
grund war der: Die Friedensgespräche begannen 
ja sechs Monate verspätet, nicht wie ursprünglich 
für den 10.03. festgesetzt. Ein Argumentations-
schema wäre gewesen, zu sagen: „Diese sechs 
Monate Verzögerung hängen wir einfach hinten 
ran“, und damit hätte man wieder mehr Zeit ge-
wonnen gehabt für das Redeployment. Letztend-
lich standen die Zeichen darauf, dass der Abzug 
eben nicht pünktlich zu dem Datum, wie es in 
diesem USA-Taliban-Agreement stand, vermut-
lich umgesetzt werden wird. 

Parallel dazu wuchsen die Kräfte in Masar-i-
Scharif auf, um sozusagen die Absicherungs-
maßnahmen der deutschen und multinationalen 
Kräfte in TAAC North sicherstellen zu können; 
denn wir näherten uns ja immer mehr an diesen 
Punkt an, wo im Agreement steht, dass sozusagen 
die Soldaten abgezogen sind und die Wahr-
scheinlichkeit, dass da noch welche da sind, 
eben hoch war. Und deshalb sind Verstärkungs-
kräfte ins Einsatzgebiet verlegt worden; Nieder-
länder und deutsche Kräfte waren das. 

Letztendlich im April dann die Entscheidung 
seitens der USA und in der Folge zeitnah der 
NATO, den Abzug bis September 21 letztendlich 
zu vollziehen - wenn möglich, auch schneller. 
Und das Train, Advise, Assist wurde letztendlich 
zum 01.05.2021, zum Mai also, eingestellt, sodass 
auch - - Ich weiß jetzt nicht, ob es so genutzt 
wurde, aber man hätte es ja auch nutzen können, 
um gegenüber den Taliban zu sagen: Ja, wir sind 
zwar drüber über dieses Datum, aber die Mission 
agiert nicht mehr in dem, wie die Mission ausge-
dacht oder geplant war. Es findet kein Train, Ad-
vise, Assist der afghanischen Armee mehr statt, 
sondern wir wickeln uns selbst ab. 

Die USA begannen parallel dazu mit ihren Post-
RS-Planungen. Es wurde also deutlich, dass die 
Amerikaner nach Resolute Support weiterhin in 
Afghanistan sein werden mit Militär zur Absiche-
rung der sogenannten Green Zone, des Viertels 
der Diplomaten in Kabul. Und die NATO begann 
auch mit Planungen für ein Folgeengagement in 
Kabul. Letztendlich das Kernelement sollte das 
Office des Senior Civilian Representative sein, 
sozusagen der zivile Gegenpart zum General 
Miller. Das war der Botschafter Pontecorvo, Ita-
lien. Der war der Nukleus; der sollte sozusagen 
das Bindeglied der NATO zu Afghanistan weiter-
hin sein am Flughafen in Kabul, also aus dem HQ 
Resolute Support raus, und von dort aus dann 
die Geschicke sozusagen steuern, die Verbindung 
halten.  

Dazu musste der Flughafen natürlich weiterhin 
in Schuss und funktionabel sein. Es musste ein 
Krankenhaus weiterhin funktionabel sein, damit 
auch das diplomatische Korps natürlich ein- und 
ausfliegen und natürlich auch sicher behandelt 
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werden konnte bei etwaigen Zwischenfällen. 
Aber auch die technische Anbindung, Fernmel-
deanbindung musste sichergestellt sein; denn ein 
Großteil der ganzen Kommunikationslinien ist 
unter anderem, insbesondere wenn sie eingestuft 
waren - also Geheim oder Mission-Secret-Netz-
werke, wo die Botschaften auch angebunden wa-
ren -, abgebaut worden, und plötzlich fielen na-
türlich bestimmte eingeübte Kommunikations-
wege in die Heimatländer ja weg. Das musste or-
ganisiert werden, insbesondere natürlich auch - 
und das ist der Schwerpunkt gewesen - die Kom-
munikation des NATO Senior Civilian Represen-
tative nach Europa sozusagen. Auch er hätte 
plötzlich dadurch keine Verbindung mehr haben 
können. Das stand im Fokus. 

Darüber hinaus: ein sogenanntes Out-of-Country-
Training für afghanische Sicherheitskräfte, im 
Wesentlichen Spezialkräfte. Die Ausbildung der 
Afghan Air Force übernahmen die Amerikaner; 
so war der Plan. Und das waren sozusagen die 
Pläne, wie die NATO in Kabul weitermachen 
sollte. 

Parallel dazu haben die Amerikaner ein eigenes 
Diplomatic Assurance Package, nannte sich das, 
für Afghanistan - - also sozusagen ein Element, 
um hier die Diplomatie in Afghanistan halten zu 
können, also das diplomatische Korps. Es ging 
hier eben genau um Kräfte, die zusätzlich zu af-
ghanischen Sicherheitskräften diese Blue Zone, 
nannte sich das dann - also etwas kleiner als die 
Green Zone von vorher -, absichern zu können, 
um sozusagen auch die Diplomatie im Land hal-
ten zu können. 

Parallel dazu: Vorbereitungen für eine mögliche 
Noncombatant Evacuation Operation, NEO abge-
kürzt, um sozusagen bei einer Lageverschärfung 
oder wenn sozusagen ein Flughafenbetrieb oder 
vergleichbar das, was grundlegend ist für einen 
Aufenthalt, nicht mehr gegeben ist, um dort die 
Kräfte ausfliegen zu können. Dort gab es mit an-
deren Nationen auch - - wurde angeboten, sich in 
einem Memorandum of Understanding anzu-
schließen, sodass die Amerikaner dort auch an-
dere Botschaften mit ausfliegen bzw. mit unter-
stützen hätten können bei der Organisation einer 
möglichen Evakuierung. 

Was stellen wir fest? Die Zeit für diese Folgemis-
sion der NATO war zu kurz. Die Geschehnisse 
sind zu intensiv und zu schnell passiert. Ich habe 
das unmittelbar vor Ort mitbekommen, wie 
schwierig es war, in diesem Abzugsdrang diese 
Lebensadern, die notwendig sind sozusagen, wie 
ich beschrieben hatte, für eine Folgemission auf-
rechtzuerhalten, weil Entscheidungen getroffen 
wurden, die dann wieder zurückgenommen wer-
den mussten. Das war letztendlich zu kurz, in der 
Vorbereitung zu kurz, und dann war die Zeit zu 
Ende. 

Aber woran lag es insgesamt - und da möchte ich 
jetzt den Bogen zum Anfang kurz schlagen und 
damit auch dann meinen Input beenden -, woran 
scheiterte es insgesamt? Es waren nämlich nicht 
nur die afghanischen Sicherheitskräfte, die am 
Schluss sozusagen ursächlich dafür, für den Zu-
sammenbruch, waren. Ich würde eine politische, 
gesellschaftliche und eine militärische Ebene zie-
hen wollen. 

Politisch hatten die Afghanen, die afghanische 
Regierung, keine geschlossene Position gegen-
über den Taliban entwickeln können. Der Streit 
zwischen Abdullah und Ghani wurde nie so rich-
tig beiseitegelegt. Die Powerbroker brachten sich 
gegen Ende immer stärker in Position, konnten 
aber die Erwartungen, die die Bevölkerung an sie 
hatte - und Sie kennen die alle, die Namen, die 
früher immer sozusagen die Kohlen aus dem 
Feuer geholt hatten -, auch nicht erfüllen. Geber-
mittel wurden gestrichen - ich hatte das schon 
erwähnt -; der größte Zahler hatte dort auch Ein-
schränkungen vorgenommen. Die Distrikte gin-
gen verloren.  

Und nicht zu unterschätzen: Die Covid-Pandemie 
hatte einen massiven Impact in Afghanistan, un-
ter anderem auch bei den Reichsten. Also, Atta 
Noor beispielsweise hat öffentlichkeitswirksam 
auf Twitter seine Mutter da verloren, und das hat 
ihn meines Erachtens schon sehr verändert als 
Person, da er quasi einer der reichsten Afghanen 
war und sozusagen seine eigene Familie nicht 
retten konnte vor dieser Krankheit. Das hat ihn 
auch in sich sozusagen geschwächt. Also von da-
her: Covid darf man dort nicht außer Acht lassen.  
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Und: zahlreiche Führungswechsel in Afghanis-
tan. Das ist nichts Neues, das kennen wir: Immer 
wenn ein Problem entsteht, werden die Leute 
einfach ausgetauscht. Dann kommt ein anderer 
hin, der vielleicht vom Inhalt gar nicht so der Ex-
perte ist, und das Vertrauen wird dadurch sicher-
lich nicht besser. 

Gesellschaftlich - habe ich schon angesprochen -: 
Die Covid-Welle hat natürlich die Bevölkerung 
da massiv beeinträchtigt; viele Tote, die nicht auf 
ihren Friedhöfen bei ihren Liebsten beerdigt wer-
den konnten. In Masar-i-Scharif wurden die ne-
ben einer Müllkippe, weil man nicht wusste, wie 
man damit umgeht in der Anfangsphase, verbud-
delt. Das verändert auch die soziale Struktur, den 
Zusammenhalt innerhalb dieser Gesellschaft und 
den Glauben sozusagen an die Führung.  

Wir hatten eine Dürre in dieser Zeit, eine sehr 
ausgeprägte Dürre in Afghanistan, sodass die Be-
völkerung auch tatsächlich noch stärker in Mit-
leidenschaft gezogen wurde, was Nahrung und 
Geldmittel in der Folge dann betrifft. Wasser war 
knapp. Das lag auch daran, dass die Taliban 
durchaus auch die Hand am Wasserschieber hat-
ten. Und wir hatten am Ende auch gesehen, dass 
die Hazara wieder besonders Ziel von Angriffen 
wurden und die Regierung nicht mehr in der 
Lage war, sie besonders zu schützen. 

Abschließend militärisch: Die Afghan Air 
Force - - Ich glaube, Ihnen wurde schon mit-
geteilt, dass die Afghan Air Force und die afgha-
nischen Spezialkräfte die Elemente waren, die 
den Unterschied auf dem Gefechtsfeld ausmach-
ten, und auch sozusagen das entscheidende Ele-
ment für die Bevölkerung waren, wenn sie merk-
ten: Es wird schwierig, aber es kommt die Luft-
waffe, es kommen die Spezialkräfte; die richten 
es. - Und das haben die in der Vergangenheit 
auch meistens dann gerichtet. Aber dadurch, 
dass die Taliban Knotenpunkte besetzt hatten, 
konnte auf dem Landweg keine Versorgung mehr 
verlegt werden. Man war also auf den Hub-
schrauber angewiesen. Solange Hubschrauber 
flogen - sei es jetzt für Versorgung, aber auch die 
Verlegung von Truppen -, war das alles kein 
Problem; dann waren die dort, wo sie hinmuss-
ten, und konnten die Situation bereinigen.  

Die Hubschrauber wurden aber gewartet, und Sie 
wissen ja: Das sind westliche, moderne amerika-
nische Hubschrauber gewesen. Mit Abzug wurde 
die Wartung „over the horizon“, wie es hieß, ver-
legt, hat also nicht mehr im Land stattgefunden, 
sondern die Hubschrauber mussten zerlegt wer-
den, ins Ausland geflogen werden und dort von 
US-Kontraktoren repariert und dann erst wieder 
zurückverlegt werden. Das heißt, dieses wesent-
liche kritische Element stand nicht mehr in die-
sem Umfang zur Verfügung, sodass es zu Versor-
gungsengpässen kam und sozusagen der Hoff-
nungsträger der afghanischen Spezialkräfte halt 
dann bis zur letzten Patrone kämpfen konnte und 
dann entweder sich ergeben hat oder halt er-
schossen wurde.  

Und als dieser Motivationsschub, den die ausge-
macht haben, für die Bevölkerung, auch für den 
Rest der Armee, weggebrochen ist und auch so 
nationale Hoffnungsträger wie jahrelang im Aus-
land ausgebildete Spezialkräfte - die wurden ja 
wie Helden verehrt, nicht nur innerhalb der Ar-
mee - - Aber auch ein Korpskommandeur, der 
von seiner Art, wie er gesprochen hat auf Eng-
lisch, durchaus ganz normal ein europäischer Of-
fizier hätte sein können, hatte plötzlich aufgrund 
der hohen Taktung einen Herzinfarkt, und der 
war jünger als ich. Gut, der war schon Dreisterne-
general, hat also schon einiges anders gemacht 
als ich offenbar; aber der Druck war so enorm, 
dass der dann ausgefallen ist. Und er war auch so 
eine Integrationsfigur in Nordafghanistan, dass 
plötzlich das so eine Wirkung hatte, dass die Ar-
mee oder dieses Korps und die Brigaden, die dort 
waren, einfach diesen Motivationsverlust auch 
hinnehmen mussten. Weil diese Integrationsfigu-
ren plötzlich weggebrochen sind, wurden andere 
nachgeschoben. Meistens waren es Ältere, wo 
alle schon wussten: Das sind die vom alten 
Schlag; die bringen nichts. Die sitzen nur da und 
schauen. - Und so kam es dann auch am Ende 
wieder zu schnellen Führungswechseln, es gab 
Misserfolge. Dann wurden die, wie zum Beispiel 
jetzt der Kommandeur vom 209. Korps, der eben 
da einen Herzinfarkt hatte - - Die anderen wur-
den einfach ausgetauscht, kam ein anderer hin, 
und das führte nicht dazu, dass es besser wurde. 
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Abschließend möchte ich nur sagen: Die afghani-
schen Streitkräfte haben bis zum Schluss ge-
kämpft. Ich war überrascht, dass sie nicht so 
lange in den großen Städten gekämpft hatten. 
Aber die Afghanen hatten bis dorthin einen enor-
men Blutzoll verrichtet, vor dem Hintergrund, 
teilweise kein Geld zu bekommen über Monate 
und dennoch ihren Auftrag wahrzunehmen, und 
obwohl die Taliban teilweise ihre Familienange-
hörigen zu den Checkpoints hingeschickt haben 
und die Kinder und die Frauen die afghanischen 
Soldaten davon überzeugen sollten, sozusagen 
nach Hause zu gehen. Dennoch wussten sie, sie 
haben ihren Auftrag - wohlgemerkt, ohne dass sie 
dafür bezahlt wurden viele Monate. Deshalb stört 
mich das so ein bisschen, dass man in der Öffent-
lichkeit sagt, dass der afghanische Soldat sozusa-
gen die Ursache dafür war. Ich denke, das war 
die Mischung, die ich versucht habe jetzt am 
Schluss zu sagen. Letztendlich hatte die afghani-
sche Regierung die Fähigkeit verloren, die Macht 
zu projizieren im Land und am Schluss sogar in 
Kabul, und damit ging auch der Verlust der Staat-
lichkeit einher. 

Damit möchte ich meinen ersten Input beenden. - 
Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank, Herr 
A . - Wenn Ihnen jetzt Vorhalte aus Akten 
gemacht werden, kann Ihnen der Fragesteller 
oder die Fragestellerin auf Ihren Wunsch die ent-
sprechenden Unterlagen vorlegen.  

Ansonsten würden wir jetzt mit der Befragung 
beginnen, und das startet wie immer mit der 
SPD-Fraktion und dem Kollegen Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Herr Zeuge, ich danke 
Ihnen erst mal ganz herzlich, dass Sie da sind, 
und auch für die sehr eindrückliche Schilderung 
Ihrer Erlebnisse und Ihrer Erfahrungen aus dieser 
Zeit in Afghanistan und aus Ihrer Tätigkeit im 
Ministerium. 

Nachdem ich bei der Recherche festgestellt habe, 
dass wir den gleichen landsmannschaftlichen 
Hintergrund haben, besteht die Gefahr, dass, 
wenn ich jetzt die Befragung selber durchführe, 
wir vielleicht in eine Sprache abgleiten, auf die 

ich zwar einigermaßen stolz bin, aber die für die 
anderen unverständlich wäre. Und deshalb will 
ich das Fragerecht gern an die Kollegin weiter-
geben. 

(Thomas Röwekamp 
(CDU/CSU): Sie können die 

Fragen übersetzen! - 
Heiterkeit) 

Zeuge M  A : Schade. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Es dauert nicht so 
lange wie bei Dari, das zu übersetzen. 

Gülistan Yüksel (SPD): Ich glaube oder ich be-
fürchte, dass wir im Laufe des Abends das noch 
zu hören bekommen, lieber Jörg. - Auch von mei-
ner Seite ganz herzlichen Dank für Ihre Ausfüh-
rungen. Ich denke, wir werden im Laufe des 
Abends auch noch mal darauf zurückkommen. 

Da Sie aber der erste Zeuge sind aus dem Referat 
SE II 1, würde ich Sie gerne zu Beginn noch mal 
fragen, ob Sie uns noch mal die Aufgaben des Re-
ferats genauer beschreiben könnten. Sie sagten, 
Sie wären für Militärpolitik zuständig, und das 
Referat heißt ja „Militärpolitik und Einsatz“. Was 
ist genau unter „Militärpolitik“ zu verstehen und 
was unter „Einsatz“? Wenn Sie uns das vielleicht 
noch mal kurz erläutern könnten. 

Zeuge M  A : Ja. - Das Referat ist 
unterteilt einmal in sozusagen die Betreuung des 
Einsatzes auf militärpolitischer Ebene, militär-
strategischer Ebene. In der Abteilung „Politik“ 
wird die sicherheitspolitische Bearbeitung dieses 
Einsatzes laufen. Das lief bei mir, bei meinem 
Kollegen Oberstleutnant H  und einem Re-
servisten, dem Oberstleutnant O . Wir 
hatten zusätzlich einen Referenten - - Oder es 
gibt einen Referenten, den Sekretär Ortskräfte, 
der sozusagen für alle Ortskräfte, die in Einsätzen 
der Bundeswehr im Ausland zum Tragen kom-
men, zuständig ist; das ist der Oberstleutnant 
B . 

Und das sollte ich vielleicht eingangs noch mal 
sagen: Ich habe keine Zuständigkeit bezüglich 
der Ortskräfte gehabt. Ich war der, der für die 
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Militärpolitik und für die unmittelbare Einsatz-
betreuung sozusagen zuständig war, sodass ich 
da bezüglich der Ortskräfte nur bedingt beitragen 
kann. Ich möchte aber noch mal deutlich drauf 
hinweisen: Der Oberstleutnant F  B  ist 
da der absolut richtige Ansprechpartner und 
steht natürlich auch zur Verfügung. 

Darüber hinaus hat das Referat - - Wir sind ja 
auch für Ozeanien/Asien zuständig gewesen, also 
China und, wie schon gesagt, Ozeanien, also dass 
dort noch ein Referent für Militärpolitik in die-
sem Bereich zuständig war. Und dann hatten wir 
noch zwei Soldaten - Offiziere -, die sich mit dem 
Thema „Counter Violent Extremist Organiza-
tions“ befasst haben, die aber nichts mit Afgha-
nistan sozusagen zu tun haben. 

Was ist Militärpolitik? Letztendlich versuchen 
wir, das, was die NATO im NATO-Rat entschei-
det - - und an die Militärbehörden sozusagen 
Aufträge erteilt - - versuchen wir, in den militäri-
schen Ratschlägen bzw., bevor es zum NATO-Rat 
geht, durch Mitarbeit in den militärischen Rat-
schlägen immer dann, wenn die Nationen gefor-
dert sind, ihre Position bei der Weiterentwick-
lung, beispielsweise wenn man es jetzt von Af-
ghanistan bringt, mit einzubringen - - Also, die 
Texte, ein Tasking, was der NATO-Rat an die 
NATO-Militärbehörden erstellt - - Dieses wird 
durch die Nationen mitgezeichnet bzw. mitge-
arbeitet, und die Vertreter in der jeweiligen Be-
hörde, zum Beispiel in Brüssel, schicken das 
dann an uns. Und ich war der Zuständige, der 
sozusagen diese Texte ausgewertet hat aus mili-
tärischer Sicht, strategischer Sicht, und habe das 
dann aber abgestimmt mit den Kollegen aus dem 
Auswärtigen Amt, die ja auch quasi da eine Rele-
vanz in Bezug auf den Einsatz von Streitkräften 
im Ausland haben. Also, dieser Austausch zwi-
schen den Ministerien, ressortübergreifend, das 
wurde zum Beispiel durch mich - - Und das ist 
das, was ich jetzt versuche mal als Militärpolitik 
so ein bisschen zu umschreiben. Damit ist man 
gut ausgelastet, und deshalb ist es gut, dass je-
mand anders sich um die Ortskräfte kümmert. 

Gülistan Yüksel (SPD): Das ist richtig; das ist 
dann viel. - Könnten Sie vielleicht auch noch mal 
aufführen, welche Aufgaben Sie im Rahmen des 

Einsatzes der Bundeswehr in Afghanistan wahr-
genommen haben? 

Zeuge M  A : Als ich im Einsatz 
war? 

Gülistan Yüksel (SPD): Mhm. 

Zeuge M  A : 2010 oder jetzt am 
Schluss? 

Gülistan Yüksel (SPD): Nee, im Referat - Sie wa-
ren ja im Referat dafür zuständig -, was Sie da im 
Referat für Aufgaben wahrgenommen haben. 

Zeuge M  A : Ach so, was ich tat-
sächlich - - was so mein täglicher - - Ja, okay. - 
Also, grundsätzlich so ein typischer Tagesablauf 
ist: Um 8 Uhr war die erste Sitzung, jeden Tag 
um 8 Uhr, wo sich die Afghanistan-Expertise 
sozusagen in meinem Büro gesammelt hat. Da ha-
ben Sie den Oberstleutnant G  - den kennen 
Sie ja schon - von SE I 3. Der kam mit seinen Ka-
meraden zu mir, und dann haben wir uns aus-
getauscht über die Lageentwicklung: er aus der 
Militärnachrichtenwesensicht sozusagen und ich 
aus der - - Was macht die Politik, was macht die 
NATO, was macht die Öffentlichkeit? Und da 
haben wir uns morgens um 8 Uhr dann schon 
immer ausgetauscht und dann festgelegt, ob es 
Dinge zu tun gilt, die eben nicht beauftragt wa-
ren. Also, Sie wissen ja: Im Ministerium werden 
halt Dinge beauftragt, zum Beispiel Vorlagen und 
dergleichen. Aber man kann auch initiativ be-
stimmte Dinge tun, zum Beispiel Vorlagen zu In-
formationen oder zu Entscheidungen vorbereiten. 
Da muss man also nicht erst warten, bis jemand 
anders Zeitung liest. Dafür gibt es ja uns - da ver-
lässt man sich auch drauf -, sodass wir dann eben 
in Abstimmung mit dem Referatsleiter, zu dem 
ich dann um 9 Uhr meistens gegangen bin, um 
ihn ins Bild zu setzen, damit er vorbereitet ist für 
die Besprechungen, in die er dann geht mit dem 
Abteilungsleiter - oder ich in dem Fall - - Das ist 
so ein typischer Tagesablauf. 

Wir bereiteten die Unterrichtungen des Parla-
ments vor; Sie kennen das ja. Die Verteidigungs-
ausschüsse werden vorbereitet - das ist ein festes 
Ritual sozusagen - und die Abstimmungen mit 
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dem Kontingent selber. Ich habe mit Masar, mit 
Kabul telefoniert, täglich bis zu mehreren Malen, 
um sozusagen die Lage in Kabul vor Ort festzu-
stellen, um mich auszutauschen, aber auch mit 
der NATO selber im NATO-Hauptquartier beim 
deutschen militärischen Vertreter über die ak-
tuellen Entwicklungen, gegebenenfalls auch mit 
deutschen Vertretern im internationalen Stab - 
das aber eher weniger -, dann mit dem strategi-
schen Hauptquartier in Mons in Belgien, um dort 
die tatsächliche Umsetzung des politischen Wil-
lens in militärisches Handeln mit aufzunehmen 
und da uns mit einzubringen. Und das Entschei-
dende ist: Die deutschen Vertreter, die in diesen 
Gremien sitzen, im Militärausschuss oder der-
gleichen, die denken natürlich immer mit, die 
bekommen aber Weisung aus Berlin. Und diese 
Weisung kommt quasi sozusagen aus dem Refe-
rat, beispielsweise von mir. Das ist meine Auf-
gabe gewesen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ich würde gerne noch 
mal wissen, wie viele Personen im Referat mit 
dem Thema Afghanistan beschäftigt waren. Sie 
haben ja jetzt Ihren Arbeitsablauf beschrieben. 
Haben Sie da noch so - - circa wie viele Personen 
damit beschäftigt waren? 

Zeuge M  A : Also, drei plus den 
Referatsleiter natürlich sind vier. Das war damals 
die Stärke, mit der wir da gearbeitet haben. Das 
war zu ISAF-Zeiten mehr; da hat das gesamte 
Referat quasi am Afghanistan-Einsatz gearbeitet. 
Das waren die zusätzlichen, die anderen Kame-
raden, die ich da noch genannt hatte. Also, es 
waren mehr. 

Gülistan Yüksel (SPD): Es waren mehr. - Ich 
würde jetzt gerne noch wissen, ob es ein feder-
führendes Referat für den Einsatz der Bundes-
wehr in Afghanistan gegeben hat und, wenn ja, 
ob die Rolle Ihr Referat SE II 1 übernommen hat. 
Oder war die Federführung schlicht vom spezi-
fischen Thema abhängig? 

Zeuge M  A : Nee, also so haben wir 
uns auch selber verstanden, dass wir schon die 
Fäden da in der Hand halten, und haben das 
auch eingefordert. Allerdings war es in der Abtei-
lung „Politik“ bei II 4, die eigentlich die Mandate 

sozusagen schreibt, auch so, dass die sagen, in 
der Abteilung „Politik“ haben sie die Verantwor-
tung für die Betreuung des Einsatzes. Aber das ist 
natürlich ein anderer Blick. Der Weisungsgeber 
Richtung der NATO-Militärbehörden, aber auch 
Richtung Einsatzführungskommando sind wir ge-
wesen, und daher auch natürlich die Planungs-
gruppe Afghanistan bei SE II 1 als den Nukleus, 
die sozusagen dafür verantwortlich ist, auch alle 
entsprechenden Player ranzuholen. 

Gülistan Yüksel (SPD): Sie sagten ja eben, dass 
Sie, wenn Sie sich zusammentun, auch Herr 
G  dabei war. 

Zeuge M  A : Ja. 

Gülistan Yüksel (SPD): Und wir hatten den Zeu-
gen Herrn G  vom Referat SE I 3, vom Mili-
tärischen Nachrichten- - Also, er war ja hier. 

Zeuge M  A : Ja. 

Gülistan Yüksel (SPD): Und er hat dann davon 
gesprochen, dass das Referat SE II 1 das soge-
nannte Schwesterreferat gewesen ist und quasi 
die sogenannten Operateure waren. Das ist in 
dem Vorläufigen Stenografischen Protokoll, 
7. Sitzung, Seite 13 zu lesen. Wenn Sie wollen, 
können wir Ihnen das auch noch mal vorlegen. - 
Können Sie nur einmal vielleicht genauer aus-
führen, was Sie als Operateur gemacht haben und 
auch wie sich die Zusammenarbeit mit dem Refe-
rat SE I 3 gestaltete? 

Zeuge M  A : Ja, ich mag den Begriff 
„Operateure“ nicht - da denke ich immer nur an 
Ärzte -, aber letztendlich im Bundeswehrsprach-
gebrauch macht man das. Das sind die, die die 
Operationsplanungen sozusagen vornehmen. In 
dem Stab, in dem ich jetzt gerade - - Ich bin ge-
rade der Chef des Stabs der Gebirgsjägerbrigade. 
Da gibt es eine G3-Abteilung, die ist für die Ope-
rationsplanung und Operationsführung zustän-
dig, und da würde man wieder sagen: So, da sitzt 
der Operateur. - Wenn in der G2-Abteilung der 
MilNW, Militärisches Nachrichtenwesen, wo 
jetzt quasi er wäre, dort sitzen würde: Die „Nach-
richten-Leute“, würde man dann sozusagen sa-
gen. 
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Und wir halten halt letztendlich das Zepter in 
der Hand, die Ausrichtung oder die Art und 
Weise, wie sich Deutschland in einem Einsatz 
engagieren möchte, zumindest federführend. Das 
Referat entscheidet da nicht, also in der Regel be-
reiten wir die Entscheidung vor. Zwar ist der Re-
feratsleiter des Referates die erste Entscheidungs-
ebene im Ministerium. Da wir aber über Einsätze 
reden und die ja mandatiert werden, ist das alles 
nicht so, dass man da so nebenbei mal irgendwas 
mitentscheidet, sondern die Entscheidung wird 
vorbereitet, die geht auf den Weg über den Unter-
abteilungsleiter zum Abteilungsleiter „Strategie 
und Einsatz“, von dort zum Generalinspekteur, 
vom Generalinspekteur über den Staatssekretär, 
vom Staatssekretär zur Ministerin oder zum Mi-
nister, und dann wird es aber ressortübergreifend 
noch mal abgestimmt wie zum Beispiel bei den 
Mandaten mit dem Auswärtigen Amt. 

Also, von daher: Wenn man sagt, man glaubt, 
dass wir die Entscheider für vieles sind, dann ist 
es zu viel des Guten. Das fühlt sich zwar gut an, 
wenn man das erzählt. So ist es aber nicht. Also, 
man bereitet das vor. 

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, vielen Dank. - Dann 
möchte ich noch mal ganz konkret auf die Zu-
ständigkeiten der Bewertung der Sicherheitslage 
in Afghanistan innerhalb des BMVg kommen. 
Der Zeuge G  aus dem Referat SE I 3 hat uns 
hier berichtet, dass sich dort vorrangig um die 
Feindlage gekümmert wurde, also die Aktivitäten 
der Taliban und anderer Aufständischer. Ihr Re-
ferat hätte sich hingegen auf die eigenen Kräfte 
und die Ausbildung der afghanischen Streitkräfte 
konzentriert. Auch das ist im Vorläufigen Steno-
grafischen Protokoll auf Seite 13 nachzulesen. 
Ich würde Sie gerne fragen, ob Sie uns kurz be-
richten können, an welcher Stelle diese beiden 
Sichtweisen am Ende zusammengefügt worden 
sind? Und welches Referat hatte am Ende die Fe-
derführung für die ganzheitliche Bewertung der 
Sicherheitslage in Afghanistan übernommen? 

Zeuge M  A : Also, wo es zusam-
mengeführt wird, hatte ich vorhin gesagt: Mor-
gens um 8 Uhr beispielsweise, da fängt es schon 
an, kurz nach dem Aufstehen sozusagen, da ha-
ben wir das erste Mal uns schon ausgetauscht 

darüber. Ich würde es nicht so hart trennen, weil 
wir zum einen beobachtet haben, auch natürlich 
mit anderen Quellen gegebenenfalls - bei uns ist 
es mehr so OSINT gewesen, was wir schauen, 
wobei: Die OSINT-Recherche auf „Twitter“ kann 
ich nur empfehlen, da kann man schon sehr viel 
sehen - - Allerdings: Das Militärische Nachrich-
tenwesen hat natürlich noch ganz andere Quel-
len, um die Sicherheitslage zu bewerten. Wir 
sprachen immer von der Sicherheits- und Bedro-
hungslage. Und in der Tat ist es so: Nicht nur die 
Taliban legen den Punkt fest oder sind da ent-
scheidender Faktor, sondern auch die Art und 
Weise, wie die ANDSF was dem Ganzen ent-
gegenstellen können. 

Und die Zusammenführung dieses Bildes ist in 
der Tat dann bei uns geschehen, wird aber zu-
sammengeführt insgesamt in der Abteilung SE. 
Also, wie Sie ja wissen, ist SE I 3, wo der Oberst-
leutnant G  herkommt, also SE I quasi fürs 
Militärische Nachrichtenwesen, SE II ist für Mili-
tärpolitik die Unterabteilung, und oben drüber 
sitzt der Abteilungsleiter SE „Strategie und Ein-
satz“. Und bei dem wird das alles zusammen-
geführt. Und der muss sozusagen ja auch beides 
dann letztendlich mitbetrachten, bekommt aber 
federführend von uns das immer vorbereitet. 

Ich mache es mal fest am Beispiel Verteidigungs-
ausschuss: Da schreiben wir sozusagen die 
Sprechempfehlungen, kriegen aber auch die Zu-
arbeit natürlich von SE I 3. Eingewiesen wird der 
Abteilungsleiter auch von SE I 3 und von dem 
zuständigen Referat für Afghanistan, was SE II 1 
ist. Das heißt: Auf Arbeitsebene ist das jeden Tag 
zusammengeführt worden, aber spätestens beim 
Abteilungsleiter, da ist es endgültig zusammen-
geführt. 

Gülistan Yüksel (SPD): Habe ich noch Zeit für 
eine Frage? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ja. 

Gülistan Yüksel (SPD): Gut. - Ich bleibe bei dem 
Zeugen G , der uns auch noch Folgendes 
sagte in der Sitzung: 
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Aus der Natur der Sache sind wir 
als Militärisches Nachrichten-
wesen immer ein bisschen die 
Schwarzmaler, die eher die Worst-
Case-Szenarien auch darstellen, 
und die Operateure,  

- da sind Sie auch eben drauf eingegangen - 

wenn sie denn auch eigene Pla-
nungen haben, natürlich die Dinge 
manchmal etwas positiver sehen. 

Das ist auch in diesem Stenografischen Protokoll 
auf Seite 28 nachzulesen. - Können Sie dazu was 
sagen? Gab es manchmal Konflikte zur Bewer-
tung der Sicherheitslage mit dem Referat SE I 3? 

Zeuge M  A : Also, grundsätzlich, 
um wieder im Duktus zu bleiben: „Operateure 
das positiver sehen“, dann wäre man ein schlech-
ter Operateur. Denn ich denke, man muss immer 
die Extreme mitdenken, um dann gut vorbereitet 
zu sein, um einen guten Plan zu entwickeln. Das 
heißt, man muss den „most dangerous cause of 
action“ und den „most likely cause of action“, so 
wie das heißt, quasi mitbetrachten und auf beides 
sich vorbereiten und hoffen, dass der „most 
likely“ kommt und nicht der „most dangerous“. 
Und dementsprechend werden dann Hand-
lungsoptionen entwickelt. Ich würde also nicht 
sagen, dass wir da das grundsätzlich positiv gese-
hen haben oder anders, was aber nicht heißt, dass 
wir morgens um 8 Uhr eine durchaus mal andere 
Position hätten haben können, also durchaus. Ich 
meine, so ist das halt: Da ist eine tagesaktuelle 
Entwicklung, und dann betrachtet man die 
unterschiedlich, und dann wird sie halt 
zusammengeführt, weil jeder erklärt, warum das 
so ist. 

Gülistan Yüksel (SPD): Können Sie uns vielleicht 
einen konkreten Konflikt bei der Bewertung - - 
Können Sie sich da erinnern und vielleicht uns 
mal sagen, um welchen Punkt es ging, wenn Sie 
sich da noch dran erinnern können? 

Zeuge M  A : Ich kriege es natürlich 
jetzt nicht hin, so ein konkretes Beispiel, aber 
plakativ könnte man das sagen. Der eine sagt: Die 
afghanische Gesellschaft hat sich weiterentwi-
ckelt; die würde nie wieder akzeptieren, dass 

eine Talibanherrschaft so wie früher kommt, und 
würde sich dagegen quasi zur Wehr setzen; mo-
derne Medien, eine bessere Schulbildung sind 
der Grund dafür. - Das wäre zum Beispiel eine 
Position. Der andere sagt: Die Taliban haben sich 
genauso weiterentwickelt; die alten Mittelalter-
taliban, die gibt es gar nicht mehr; es sind jetzt 
auch die quasi angepassten Taliban, die modera-
ten; die übernehmen das Zepter. - So kann man 
sich zum Beispiel durchaus auseinandersetzen. 
Und wenn Sie jetzt dann diese beiden Beispiele 
sehen - über so was haben wir schon immer wie-
der gesprochen beispielsweise - und wenn Sie 
jetzt schauen, was denn eingetreten ist, dann stel-
len Sie fest: Weder die moderaten Taliban sind 
groß am Drücker gerade, sondern das sind die al-
ten wieder, die ziemlich rigoros quasi ihr Zepter 
schwingen. Versus: Die Bevölkerung hat tatsäch-
lich selber auch nur bedingt Widerstand geleistet. 
So, und so kann man beispielsweise unterschied-
lich das Ganze betrachten und natürlich dann 
auch in den Diskurs gehen. 

Gülistan Yüksel (SPD): Also, ich gehe davon aus, 
dass es Konflikte gegeben hat. Aber Sie können 
sich jetzt nicht erinnern. Sonst wäre es Ihnen ja 
dann im Kopf hängen geblieben, sodass Sie die 
Konflikte am Ende anscheinend auch gelöst ha-
ben. Sonst wäre Ihnen ja irgendwas hängen ge-
blieben. 

Zeuge M  A : Auf jeden Fall. - Also, 
zum Beispiel, das, was wir dann besprechen, und 
wenn dann Vorlagen geschrieben werden oder 
Onepager - das sind so Dokumente/Gesprächs-
unterlagen, nennen wir es einfach mal Ge-
sprächsunterlagen, für die übergeordnete Füh-
rung -, dann ist es so, dass alle Referate - ein 
Referat schreibt nie alleine so ein Papier - - und 
SE I 3, das Schwesterreferat sozusagen, ist immer 
dabei, hat immer mitgezeichnet. Und sollte es zu 
einer anderen Auffassung kommen, dann würde 
strittig vorgelegt werden. Mir ist kein Vorgang be-
kannt - ich kann mich an keinen erinnern -, dass 
wir eine Vorlage strittig vorlegen mussten, weil 
SE I 3 und wir so derart weit auseinander waren, 
dass wir nicht zusammengefunden haben. Aber 
im Rahmen dieses Mitzeichnungsprozesses war 
immer eine Anpassung. Und, ich denke, so haben 
wir immer gut zueinandergefunden, abgesehen 
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davon, dass wir uns menschlich gut verstanden 
haben und immer noch verstehen. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht geht zum Kollegen Erndl. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ja, vielen Dank. - 
Also, grüß Gott, Herr A ! Vielen Dank, 
dass Sie hier sind und auch für die präzisen Ein-
führungen und Antworten. Ich glaube, dass uns 
das sehr weiterhilft und wir jetzt auch heute spe-
ziell auf die militärischen Fragen blicken. 

Ich glaube, das ist auch eine gute Gelegenheit, 
den Kameradinnen und Kameraden zu danken, 
die in diesem Einsatz über diese 20 Jahre Dienst 
getan haben und, soweit man das auch natürlich 
hier feststellen kann, auch ihren Auftrag immer 
hervorragend ausgeführt haben. 

Wir sprechen über die Entscheidungsstrukturen. 
Die Kollegin hat sozusagen Fragen gestellt zum 
Zusammenspiel innerhalb des BMVg. Mich 
würde interessieren, wie denn das Zusammen-
spiel da mit dem Einsatzführungskommando 
war, weil Sie ja gesagt haben, Sie haben sozu-
sagen die Fäden in der Hand gehalten als SE II 1. 
Wie hat sozusagen dann das im täglichen Ablauf, 
im Zusammenspiel mit dem Einsatzführungs-
kommando ausgesehen? 

Zeuge M  A : Na, auch da war es so, 
dass man telefoniert hat zu bestimmten Dingen, 
dort sich ausgetauscht hat, insbesondere als es 
dann um die Abzugsplanung ging; erleichtert 
natürlich die Kärrnerarbeit des Einsatzführungs-
kommandos, die dann zum Beispiel das Kontin-
gent der letzten Stunde im engen Zusammenwir-
ken mit dem Kontingent dann ausplant, während 
wir sozusagen den Rahmen vorgegeben haben 
und da versuchen, sozusagen die Idee zu trans-
portieren. Das war zum Beispiel in dieser Pla-
nungsgruppe Afghanistan, wo wir per Webex alle 
entscheidenden Player an den Tisch geholt ha-
ben, gesagt haben: Was ist die militärpolitische 
strategische Sicht, die es jetzt umzusetzen gilt? 
Und dort war das Einsatzführungskommando es 
tatsächlich, das den politischen Willen in mili-
tärische Handlungen dann in echt so richtig um-
setzt. Das war auch meine Aufgabe damals in 

der Einsatzgruppe Afghanistan, als ich für Nord-
Afghanistan da verantwortlich war. Telefonate, 
webexen, Vor-Ort-Termine - so finden da die Ko-
ordination und der Austausch statt -, aber auch 
Briefe. Der Befehlshaber hat dem Abteilungsleiter 
SE Briefe/Weisungen geschrieben; die bekommen 
Weisungen, wo drinsteht, was zu tun ist. Also, so 
was wie Befehle in der Truppe nennt sich im Mi-
nisterium Weisung. - Ja, so wird da kommuni-
ziert. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also, Weisung aus 
dem Ministerium, und Einsatzführungskom-
mando macht Befehle in die Truppe draus? 

Zeuge M  A : Genau. Ja, so könnte 
man das sagen. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wie ging sozusagen 
dann die Rückmeldung? Waren dann auch beide 
Teilfragen wiederum eine Rückfrage? Wurde das 
BMVg da sozusagen auch in Details, in die Um-
setzung dieser Weisungen auch eingebunden? 
Oder war das etwas anderes? 

Zeuge M  A : Absolut. - Also, als 
wir zum Beispiel die Planungsgruppe „Afghanis-
tan“ ins Leben gerufen haben - und vorher diese 
Weisung mit diesem etwas sperrigen Namen, den 
ich da sagte, zur Erhöhung der Flexibilität und 
Anpassung des Engagements der Bundeswehr in 
Afghanistan -, da war es so: Da stand zum Bei-
spiel drin, dass bis zu einem bestimmten Termin 
der Befehlshaber ein Tischgespräch beim Gene-
ralinspekteur hat und dort dem GI sozusagen vor-
zutragen hat, wie denn letztendlich er sich die 
Umsetzung dieser Weisung dann vorstellt. Also, 
definitiv: Man haut da natürlich nicht einen Be-
fehl oder eine Weisung raus und hofft, dass das 
dann schon passt, sondern dann geht es ja erst 
rund, und dann kommt der Punkt der Befehls-
gebung, am Schluss die Kontrolle und natürlich 
das Verbindunghalten, weniger der Kontrolle 
wegen, sondern wenn halt irgendwas nicht so gut 
funktioniert oder nicht so klappt, weil es unter-
schiedliche Gründe gibt, dann muss man sich 
halt anpassen und dann wird das angepasst, im-
mer mit dem Ziel, die Absicht weiterhin zu erfül-
len. 
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Das ist sozu-
sagen das Zusammenspiel dann, BMVg in die 
Truppe rein. Aber wenn Sie sagen, Sie haben die 
Fäden in der Hand gehalten: Dann war Ihr Be-
reich auch der Kontaktpunkt zum Auswärtigen 
Amt aus dem BMVg heraus? 

Zeuge M  A : Ja und nein. Also, die 
Abteilung „Politik“, Pol I 3, ist der zentrale An-
sprechpartner für das Referat 201 im Auswärti-
gen Amt gewesen, weil die sozusagen sämtliche 
NATO-Planungen zuständigkeitshalber haben 
und natürlich da in erster Linie sind sozusagen 
zu diesem. Ich habe mit denen aber auch kom-
muniziert, weil wir natürlich uns abgestimmt 
haben, wenn wir Weisungen Richtung Militär-
ausschuss der NATO mitgezeichnet haben. 
Gleichzeitig wäre unser sozusagen - bleiben wir 
wieder dabei - Schwesterreferat dann AP 05, das 
Länderreferat, gewesen, wo Herr Krüger der Refe-
ratsleiter war und dort intensiv miteinander kom-
muniziert wurde. Ich habe da mit Herrn T  
meistens gesprochen - das ist ein Austauschoffi-
zier, der dort in diesem Referat eingesetzt wird, 
Oberstleutnant -, und der Referatsleiter mit dem 
Referatsleiter; also von daher auch intensive 
Verbindung und Austausch richtig ins Auswär-
tige Amt. Was den Einsatz betrifft, ja sozusagen 
die Federführung, was insgesamt NATO-Positio-
nierung und dergleichen dann betrifft, ist natür-
lich das Auswärtige Amt der Federführer. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Sie haben vorher ein 
paar so - Meilensteine ist jetzt nicht der richtige 
Begriff - Wartepunkte dargestellt, also die 
135 Tage, die Aufnahme der Friedensverhand-
lungen, dann kamen die Wahlen, Review-Prozess 
usw. An welcher Stelle wurde sozusagen immer 
wieder entschieden, abzuwarten? Kam das aus 
dem Auswärtigen Amt? Oder kam das von der 
NATO oder dem BMVg? 

Zeuge M  A : Also, neben diesen 
Verteidigungs- und Außenministertreffen finden 
ja Staatssekretärrunden beispielsweise statt. Und 
die werden vorbereitet durch Ressortbesprechun-
gen, wo sich sozusagen die ganzen Ressorts, wie 
man sie hier auch alle sieht, treffen und genau 
über die aktuellen Herausforderungen zu Afgha-
nistan oder auch, was gut läuft - es soll ja auch 

Sachen geben, die gut laufen -, dann austauschen 
und dann letztendlich die Entscheidungen vorbe-
reiten oder sozusagen Entscheidungen, die dann 
auf Staatssekretärsebene in der Staatssekretär-
runde getroffen werden beispielsweise, vorberei-
ten. - Jetzt habe ich den Faden verloren. Wie war 
der letzte Punkt der Frage eigentlich? 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also, der Punkt der 
Frage: Wo fiel dann jeweils die Entscheidung, 
weiter abzuwarten? 

Zeuge M  A : Ach, so. Ja, Entschul-
digung. Ja, bin wieder dabei, bin wieder drin. - 
Ich habe es ja versucht deutlich zu machen: Als 
Militär - - Und auch die Militärbehörden der 
NATO haben immer gesagt: Wir müssen jetzt an-
fangen mit Planungen, dieses Prudent Planning, 
wir müssen da vorwärtsgehen. Und letztendlich 
war es tatsächlich so, dass die - sei es jetzt auf 
NATO-Ebene das OPC, das Operations Planning 
Committee, was sozusagen den zivilen Anteil 
zum Militärausschuss darstellt - die Bremse rein-
hauen und sozusagen hier kein Auftrag zu die-
sem Prudent Planning oder Ausplanung von 
Military Response Options, was der NAC ja quasi 
erteilen muss - - 

Und so ähnlich ist es auf nationaler Ebene auch 
gewesen. Wir haben darüber gesprochen: Wir 
müssen aber jetzt hier bestimmte erste sichtbare 
Maßnahmen machen. Wir müssen Kunduz bei-
spielsweise schließen, was wir nicht selber ent-
scheiden können, sondern immer mit der NATO 
abstimmen müssen, weil das ja kein nationaler 
Einsatz ist, aber dennoch, wo wir sagen: Wir hät-
ten uns dann halt dementsprechend intensiv ein-
setzen müssen, dass dieser Schritt dann auch auf 
NATO-Seite akzeptiert wird, im Einsatzgebiet 
beispielsweise. 

Dann ist es aber so, dass, natürlich aus den Grün-
den wie dargelegt, das Auswärtige Amt sagt: Wir 
können das aber nicht tun. Wir gefährden den 
Friedensprozess, wenn wir das tun, wenn wir 
offensiv über Post-Resolute-Support-Operationen 
in Afghanistan sprechen. Und daher verbietet 
sich das. - Das ist für mich natürlich auch nach-
vollziehbar, und deshalb sprach ich ja von einer 
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Zerreißprobe. Das sind alles gute Gründe. Den-
noch müssen am Schluss irgendwie alle weg 
sein, und da sollte keinem was dabei zustoßen. 
Und das ist die große Problematik an der Sache. 
Also, das Militär würde gerne reduzieren, um 
dem Auftrag nachzukommen, und die anderen 
sagen: Die übergeordnete Idee ist aber auch wich-
tig, und deshalb machen wir es nicht. Am 
Schluss haben wir es ja trotzdem hinbekommen. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Aber sozusagen das 
letzte Wort jeweils kam aus dem Auswärtigen 
Amt? 

Zeuge M  A : Ja. In dem Fall, ja. - 
Sonst hätten wir ja bestimmte Dinge sozusagen 
einleiten dürfen, können, haben wir aber nicht 
getan. Was wir stattdessen gemacht haben - aber 
das hat Oberst Kurjahn sicherlich alles gesagt -, 
ist „Aggressive Housekeeping“. Wir haben 
sozusagen den Keller ausgemistet und den 
Dachboden. Das, was halt nach 20 Jahren 
Einsatzzeit überall so rumliegt, was man nicht 
unbedingt braucht, ist halt nach Hause geführt 
worden. Und so hat man auch schon mal einen 
großen Anteil an Containeräquivalenten abbauen 
können, ohne dass es irgendjemand großartig 
gemerkt hat und dass man irgendwas präjudiziert 
oder dergleichen. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also, letztes Wort 
Auswärtiges Amt, die aber das sozusagen dann 
immer in Abstimmung mit der NATO gemacht 
haben in den entsprechenden NATO-Runden? 

Zeuge M  A : Na ja, wie schon ge-
sagt: Wenn wir Weisungen geben und das Aus-
wärtige Amt mitzeichnet, oder - wir quasi - wenn 
das Auswärtige Amt Weisungen an die NATO-
Diplomaten Deutschlands schickt, dann haben 
wir dort mitgezeichnet. Wenn da aber eine harte 
Position drin ist von dem anderen Ressort, dann 
können Sie die nicht einfach übergehen. Das 
heißt: Wenn wir reinschreiben: „Wir möchten 
gerne, dass die NATO Military Authorities Pru-
dent Planning oder Military Response Options 
ausplanen“ und das dann rausgestrichen wird, 
weil es eben nicht geht, dann wird das da nicht 
drinbleiben. Oder es geht eine Ebene höher, und 
am Schluss unterhalten sich die Minister dann 

darüber, und dann gibt es eine Entscheidung. 
Und in dem Fall war sie, es nicht zu tun. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Sodass man am 
Schluss zu diesem endgültigen Szenario auf 
Ministerebene im Rahmen der NATO gekommen 
ist? 

Zeuge M  A : Na ja, wir hatten letzt-
endlich, wo wir dann im November - November 
müsste es gewesen sein - diese Weisung zu die-
sem lageangepassten - - Sie wissen schon, den 
längeren Namen, den ich vorhin gesagt habe. 
Diese Weisung ist natürlich auch durch das Aus-
wärtige Amt mitgezeichnet worden. Also, die ha-
ben wir da schon mit rübergegeben, weil es dann 
ja erste Schritte waren, die deutlich was verän-
dern. Also, Sie wissen ja, lageangepasstes Enga-
gement: Da sind es ein paar mehr geworden, da 
sind es weniger geworden. Und das ist auch wie 
immer im Austausch, und da hat dann das Aus-
wärtige Amt dann zugestimmt, weil am Schluss 
ja klar war: Die Zeitlinien werden jetzt wirklich 
eng, und jetzt müssen wir bestimmte Dinge tun; 
ansonsten schaffen wir es wirklich nicht mehr. - 
Und dann gab es ja auch so Notfallmaßnahmen. 
Aber das hat Ihnen ja, glaube ich, alles der Oberst 
Kurjahn, was hier mit BwFuhrparkService-Fahr-
zeugen - - Ich gehe davon aus, dass es dann ange-
sprochen wurde. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): 7,5 Millionen Artikel, 
haben wir detailliert besprochen. 

Zeuge M  A : Gut. 

(Thomas Röwekamp 
(CDU/CSU): Das stimmt!) 

Freut mich. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wann war sozusagen 
aus Ihrer Sicht das Abzugsdatum klar? Oder 
wann war klar, dass das Datum aus dem Doha-
Abkommen, Ende April 21, nicht eingehalten 
wird und dass es ein neues gibt, zu dem man 
aber auch dann komplett raus sein musste? 

Zeuge M  A : Also, das Abzugs-
datum, wann das komplett klar war: Da bin ich 
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im Hauptquartier selber überrascht worden. Ich 
bin ja ins Einsatzgebiet verlegt und war der Über-
zeugung aufgrund der Positionierungen der Ame-
rikaner mit all dem, was ich gesagt habe, dass 
man das so nach hinten schiebt und dass man in 
der Zeit gewinnen muss, damit eben die Legacy 
dieses Einsatzes, dieses internationalen Engage-
ments nicht verlorengeht, dass man nicht die 
schnelle Nummer zieht, weil ja einfach zu wenig 
Zeit war; da war ich ziemlich sicher. Und als ich 
da unten angekommen bin und gesehen habe, 
wie die amerikanische Planungsmaschinerie lief, 
dachte ich mir: Ob das wirklich so ist? Also, da 
habe ich das erste Mal dran gezweifelt, ob das 
wirklich so läuft. Man sagte zwar, das ist alles 
nur amerikanisches Prudent Planning; aber da 
kam ich das erste Mal so ein bisschen ins Zwei-
feln. Und, nun gut, de facto hat man ja dann ent-
schieden, dass man bis Ende September dann 
draußen ist und nicht bis April. Also, es kam ja 
schon so wie angedeutet. Man hat halt nur gesagt: 
Aus Sicherheitsgründen versuchen wir das noch 
kürzer zu machen. 

Und der 4. Juli? Der ist halt wie der 11. Septem-
ber auch irgendwie so ein Datum, das einem 
Amerikaner offenbar schnell einfällt. Weiß ich 
jetzt nicht, also kann ich jetzt schlecht bewerten, 
weil ich keiner bin. Aber 4. Juli ist halt für Ame-
rika ein besonderes Datum. Offenbar ist es des-
halb auch gewählt worden. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Und dann war auch 
klar, dass es sozusagen ohne Conditions einfach 
rausgeht? 

Zeuge M  A : Na ja, dann war klar, 
dass es vielleicht schon nicht schlecht gewesen 
wäre, über dieses Szenariopapier dann mal inten-
siver das Ganze einzubringen, weil die Zeit halt 
dann echt knapp wurde. Und die NATO hat ver-
sucht - ich habe das ja versucht zu schildern -, 
dieses Office of the Senior Civilian Representa-
tive dann einzurichten und ihn sozusagen am 
Leben halten zu können, diesen NATO-Footprint. 
Dann war es aber, man könnte fast sagen, schon 
fast zu spät. Da ging es um so Sachen wie, dass 
der NATO-Contractor am Flughafen, dieser 
Hundedienstleister, plötzlich nicht mehr verfüg-

bar war, viel zu viel Geld wollte und eine Riesen-
diskussion war und plötzlich nicht mehr sicher 
war, dass dieser Flughafen betrieben werden 
kann. Und dann haben wir uns auf die Suche 
nach einem Hundedienstleister, der Sprengstoff-
spürhunde in Kabul da einsetzen möchte - - Und 
suchen Sie mal auf der Welt einen, der das 
möchte, wenn gerade hier in Afghanistan die 
Zeichen nicht unbedingt auf Konfettiparade sind. 
Dann wird das schwierig. Und dann wird es ins-
gesamt schwierig, so einen Flughafen da auf-
rechtzuerhalten. Und dann finden Sie die Lösung 
immer beim Militär, weil das Militär muss das 
immer können, wenn ein anderer das nicht kann. 
Und das gibt es ja auch. Nur, irgendwie war ja 
abgemacht, dass das Militär geht. Und schon wie-
der ist man in der Zwickmühle und kommt nicht 
vorwärts. Und das war das: In der Situation ha-
ben sich alle damals befunden und haben das 
Bestmögliche gegeben, aber das hat nicht so rich-
tig dann funktioniert. De facto, vom Szenarien-
papier, ist es die NATO Civilian-led Mission - 
das war in der Option 2 eine der drei Optionen -, 
die wäre es ja gewesen sogar. Also, so war das 
schon mit vorgedacht, dass das eine Option ist, 
die man wählen kann. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also, es war in den 
Szenarien dann am Schluss schon irgendwie ent-
halten.  

Zeuge M  A : Ja. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Würden Sie sagen, 
dass in dieser Schlussphase alles noch koordi-
niert im NATO-Rahmen auch stattgefunden hat? 
Oder sind einzelne Nationen sozusagen von sich 
aus irgendwie schneller abgezogen? Oder wurde 
alles sozusagen noch Schritt für Schritt auch ge-
meinsam gemacht, geplant, durchgeführt? 

Zeuge M  A : Also, wenn ich 
schaue, wann diese Entscheidung stand zu die-
sem Post-RS, wie das war: Zu diesem Out-of-
Country-Training hat der NAC beauftragt am 
12. Mai. Das SHAPE-Assessment war am 21. Mai, 
der MC-Advice am 4. Juni, MilPol-Advice (?) 
dann zu einem späteren - - und die Entscheidung 
sollte am 14. Juni dann getroffen werden, und die 
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Entscheidung zur Beendigung von Resolute Sup-
port war ja im April. 

Und vielleicht sollte ich in der Situation sagen: 
Phasenwechsel. Ich weiß nicht, ob das vorher 
schon mal Thema war. Es gibt ja einen Opera-
tionsplan für Resolute Support. Da gab es drei 
verschiedene Phasen. Die erste Phase ist: Man ist 
in Kabul und in der Fläche, in den Speichen. 
Dann gab es die Phase zwei: Das ist quasi nur 
noch Kabul/Kabul-centric. Und die Phase drei ist 
das Redeployment. Man musste nicht unbedingt 
über Phase B gehen, man konnte auch von A in C 
gehen, also das war nicht das entscheidende Mo-
ment. Es gab aber Kriterien, die festgelegt waren 
in diesem zugegebenermaßen Geheimdokument; 
O-Pläne der NATO sind nun mal Geheim einge-
stuft. Aber man kann sagen, warum auch die 
Militärbehörden und wir auch sagten: Die Bedin-
gungen zum Phasenwechsel, sei es jetzt zu B oder 
C, sind noch nicht gegeben, ist unter anderem, 
dass die ANDSF eine gewisse Eigenständigkeit 
zur Operationsfähigkeit haben, Operationspla-
nung, Operationsführung. Und - das ist das Ent-
scheidende meines Erachtens - ein Post-RS-Enga-
gement übernimmt schon erste Anteile von dem, 
was Resolute Support gemacht hat. Das heißt: Im 
Operationsplan war angelegt, dass irgendwas da-
nach kommt. Bevor ich von diesem Narbe-Spei-
che-Modell übergehe in das andere, muss der an-
dere schon erste Anteile übernehmen. Und damit 
ist klar, dass, bevor ich irgendeine Mission ab-
baue, es schon was gibt, was folgt sozusagen, da-
mit eben dieses Vakuum nicht entsteht. Und ich 
kann nur sagen, im Nachhinein natürlich und 
auch schon vorher: Da ist was Wahres dran. Das 
sollte man auch in Zukunft berücksichtigen, dass 
es nicht einfach ins Nichts fällt, weil dann pas-
siert genau das, was passiert ist. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank. - Das 
Fragerecht wechselt zu Frau Kollegin Nanni. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, gu-
ten Abend auch von mir, Herr A ! Danke 
auch noch mal für die lange Ausführung. Das ist 
tatsächlich für uns, auch für die Vernehmung 
sehr hilfreich, wenn so im Zusammenhang vor-
getragen wird. Für die Nachfragen ist das für Sie 
vielleicht nicht so ganz einfach, weil ich jetzt 

durch Ihre Erzählung noch mal durchspringen 
werde. 

Sie haben davon berichtet, dass Sie auch immer 
wieder politische Positionierungen eingefordert 
haben. Können Sie ausführen, zu welchen Zeit-
punkten und in welcher Form? 

Zeuge M  A : Ich muss dazu sagen, 
dass ich meine ganzen - -  

(Der Zeuge blättert und 
liest in seinen Unterlagen) 

Also, immer dann, wenn es jetzt um Detailinfor-
mationen geht - - Das habe ich mir seit Montag 
wieder versucht anzulesen. Ich hatte - das 
möchte ich vielleicht eingangs noch mal sagen, 
damit man das versteht, da ich ja so viel Zeit in 
Afghanistan verbracht habe und auch mit der 
afghanischen Bevölkerung, auch in einem afgha-
nischen Dorf eine Zeit lang gelebt habe - tatsäch-
lich eine intensive Bindung zu diesem Land. Und 
als ich das dann miterleben musste, wie es zu-
sammengebrochen ist und ich quasi unmittelbar 
vor Ort war - ich war der letzte Deutsche, der in 
Kabul im Hauptquartier in den Hubschrauber 
zum Ausfliegen gestiegen ist - und ich dann nach 
dem Einsatz noch sozusagen die Evakuierungs-
operation, kurz bevor ich versetzt wurde, so mit-
bekommen habe - - Dann habe ich noch zwei 
Tage quasi so weiter gemacht, wie ich im Minis-
terium gearbeitet habe: Ich bin mit Afghanistan 
aufgestanden, und ich bin mit Afghanistan ins 
Bett gegangen. Ich habe morgens nach dem Auf-
stehen „Twitter“ gescannt, alles gescannt und 
bevor ich quasi die Augen zugemacht habe. Das 
habe ich dann zwei Tage danach noch gemacht. 
Dann habe ich festgestellt: Das tut mir nicht gut, 
da steckt zu viel drin. - Und deshalb habe ich 
versucht, das alles zu verdrängen und einfach 
mit Afghanistan gar nichts mehr zu tun. Deshalb 
habe ich jetzt seit eineinhalb Jahren mit Afgha-
nistan versucht einfach gar nicht mehr drüber 
nachzudenken, um so ein bisschen mich selber 
zu schützen. Deshalb ist es ein bisschen schwie-
rig, so diese ganzen Detailfragen. Deshalb habe 
ich seit Montag nichts anderes gemacht, als diese 
vier Laufmeter Akten da durchzuarbeiten, um 
das mir wieder so in Erinnerung zu rufen. Und 
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deshalb bitte ich da um Verzeihung, wenn ich da 
vielleicht mal ein bisschen nachschauen muss. 

Ja, die Frage, wo wir dieses Planning sozusagen 
eingefordert haben. Das Interessante ist: Wir 
mussten das selber von uns gar nicht so aktiv ein-
bringen, weil die Mission hat immer einen Perio-
dic Mission Review, also einmal im Frühjahr und 
einmal im Herbst, geschrieben. Das kam aus dem 
Hauptquartier, ging über das Joint Force Com-
mand Brunssum, über das SHAPE dann letztend-
lich hoch, und wir, die Nationen, haben das im-
mer bekommen und konnten dann kommentie-
ren, weil es letztendlich ja da zu einem Handeln 
irgendwo auf der NATO führt. Also, wenn drin-
steht, es muss irgendwas anders werden, dann 
kann die NATO das nicht selber, sondern die 
NATO konsultiert erst mal die Nationen sozu-
sagen, und dann wird eine Entscheidung gefällt. 
Und der Vorteil war, dass die NATO-Militär-
behörden alle das schon selber eingefordert ha-
ben, weil sie festgestellt haben: „Ja, puh, die Zeit 
drängt“, weil ja die NATO von 24 Monaten aus-
ging. Es ist ja der Amerikaner gewesen, der quasi 
die 14 Monate ins Spiel brachte. Von daher war 
es ja logisch, dass die NATO auch sagt: Puh, da 
müssen wir aber jetzt Gas geben, damit wir das 
schaffen. - Und das war ja auch unsere Position. 

Und von daher: Ab dem ersten Moment, wo wir 
über das gesprochen haben, bei jedem Event, was 
ich sagte, haben wir quasi in der Kommentie-
rung - Beispiel: Periodic Mission Review; in den 
Akten, glaube ich, sind da auch Sachen, die ich 
da geschrieben habe - -wird immer gesagt: Wir 
müssen hier Prudent Planning einfordern. - Das 
haben wir dann auch immer dann, wenn Unter-
lagen für die Ministerin bei dem Verteidigungs-
ministertreffen - - sind das Unterlagen, die immer 
dann von uns - letztendlich dieser Punkt dann: 
„Wir müssen jetzt hier die Planung anwerfen“ - 
schon miteingebracht wurden. Definitiv. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Haben 
Sie in der Begründung für solche Forderungen 
auch das Thema „Gefährdung eigener Kräfte bei 
ausbleibender Entscheidung“ thematisiert? 

Zeuge M  A : Ja, definitiv. - Es war 
auch - das hat man noch gar nicht angesprochen - 

diese drastische Reduzierung der amerikanischen 
Präsenz von über 10 000 und am Schluss bis auf 
2 500. Das sind ja Zahlen, die hätte man sich ja 
niemals zu denken getraut, dass die Amerikaner 
mal weniger Soldaten als die multinationalen 
Kräfte haben. 

Und da war die Sorge von Anfang an - und das 
war auch eine der ersten Maßnahmen, als 
sozusagen die Entscheidung zur Reduzierung der 
amerikanischen Kräfte kam -: Was bedeutet das 
für uns? Worauf sind wir angewiesen von 
amerikanischer Unterstützung? Zum Beispiel 
sind das dann die missionskritischen Fähigkei-
ten. Das ist insbesondere Close Air Support, also 
hier Luftnahunterstützung, Kampfhubschrauber-
Unterstützung, alles das, was wir selber nicht im 
Land hatten, was aber sozusagen in einer kriti-
schen Lageentwicklung absolut essenziell ist, um 
das Gefecht gegen Angreifer - es sind ja nicht nur 
Taliban; IS- oder Al-Qaida-Kämpfer könnten das 
ja auch gewesen sein - - um dort sozusagen un-
sere Soldaten sicher wieder nach Hause zu brin-
gen. 

Und von daher war das immer und, hier muss 
ich sagen, auch von Anfang an immer die sehr, 
sehr kritische Frage: Stellt USA unverändert 
diese missionskritischen Fähigkeiten für uns zur 
Verfügung, oder nicht? Und haben diese auch of-
fen, auch da immer - meistens sind das dann 
Ministergespräche gewesen - die Amerikaner - 
aber auch grundsätzlich proaktiv, weil sie wuss-
ten, dass das für uns Abbruchkriterien sein könn-
ten -, zugesichert, dass die missionskritischen 
Fähigkeiten, Close Air Support und der-
gleichen - - immer zugesichert wird? Es ist auch 
mehr als das: Intratheatre Airlift, also Verlegung 
mit Flugzeugen von Kabul nach Masar-i-Scharif 
und dergleichen, weil das mit Hubschraubern im 
Sommer nicht geht, weil das Gebirge zu hoch ist.  

Alles das wurde zugesichert, auch am Schluss. 
Also wo den höheren Bedarf vom Prinzip her die 
ANDSF hatten, hat General Miller den Nationen 
zugesichert, dass er die Nationen, die Truppen-
stelle natürlich höher priorisiert, höher priori-
siert als die ANDSF, damit sozusagen die Kräfte 
da vor Ort bleiben - mit dem Nachteil, dass die 
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ANDSF weniger Luftunterstützung im Zweifels-
fall hatten. Das wurde natürlich dann besonders 
kritisch, als in Bagram keine Kampfflugzeuge 
mehr stationiert waren, sondern „over the hori-
zon“ an einem anderen Standort, und schon al-
lein durch das Hin- und Herfliegen Zeit verloren 
ging. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Eine 
Möglichkeit, so eine politische Entscheidung ein-
zufordern, durch Begründungen oder Argumenta-
tionen, sind ja auch Szenarien. Sie haben am 
21.06.21 ein Non-Paper geschrieben zusammen 
mit Kolleginnen und Kollegen; darauf haben Sie 
uns gerade selber hingewiesen. Gab es vorher 
schon solche Non-Paper? Weil im Juni war ja im 
Prinzip klar, wie es jetzt erst mal weitergeht, zu-
mindest was den Abzug betrifft. 

Zeuge M  A : 21.06.20 war das, 
oder? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ach, 
so? Weil hier steht in der - - Nee, 21.06.21. 

Zeuge M  A : Hm. - Also, das Szena-
rien- oder Optionenpapier, das wir mit dem Aus-
wärtigen Amt zusammen entwickelt haben, ist 
früher entstanden. Das war - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, 
ich beziehe mich jetzt auf MAT A BMVg-4.317 
VS-NfD, Blatt 264. 

Zeuge M  A : Hm, da kann ich mir 
jetzt gar nichts drunter vorstellen. Das müsste ich 
mir anschauen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. - 
Aber das wäre natürlich noch mal wichtig zu 
wissen. Das müssen wir, glaube ich, dann gleich 
noch mal klären, wann diese Szenarien entwi-
ckelt worden sind. Denn es gibt ja auch schon 
einen Vorgang von April 2020. Da schreibt ein 
anderer Referent aus Ihrem Referat, Oberstleut-
nant O , zu einer Rückmeldung auf eine 
Kurzanalyse - ich zitiere jetzt aus der MAT A 
BMVg-3.55 VS-NfD, Blatt 89, wahrscheinlich die 
MAT-Nummer, die am häufigsten hier zitiert 
wurde in diesem Untersuchungsausschuss -: 

Ergänzend wird angemerkt, dass 
es wohl langsam an der Zeit ist, 
dem Leser der UdP … in homöo-
pathischen Dosen darzustellen, 
dass die Taliban sich zwar an das 
USA-Taliban-Abkommen halten, 
was dies aber für AFG und seine 
Zukunft bedeutet. Wir werden 
mittelfristig als Zuschauer erle-
ben, wie Distrikte nacheinander 
und ausgewählte Provinzhaupt-
städte wie Kunduz oder Mazar-e 
Sharif an die Taliban fallen … 

Bei der Szenarienanalyse, die mir jetzt hier vor-
liegt, eben aus 21, ist dann auch „Bürgerkrieg 
zum Emirat 2.0“ dargestellt als eines von vier 
Szenarien und wird noch mal nachher in einer 
Extrabox als Extremfall tituliert. 

Zeuge M  A : Das könnte von SE I 3 
sein. Das klingt mir nach I 3, was Sie da haben. 
Wie schon gesagt: Das müsste ich mir anschauen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ge-
mein. Ich habe gedacht: Ach, schön, dass wir 
noch mal was direkt mit reinnehmen, aber - - 

Zeuge M  A : Nee, ist egal. - Der 
Unterschied ist: Also, mit „homöopathischen Do-
sen“, das kann ich jetzt halt nicht bestätigen. Ich 
denke, worauf er eigentlich hinauswollte - ohne 
es zu wissen; man müsste ihn selber fragen -, - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ma-
chen wir auch. 

Zeuge M  A : - ist genau der Punkt, 
den ich vorhin schon mal angesprochen habe, 
und zwar: Was sind denn die Conditions? Diese 
Frage, die ja Deutschland im NAC ganz am An-
fang auch gestellt hat und die lange Zeit über-
haupt nicht beantwortet wurde. Die Taliban ha-
ben die Conditions gemäß ihrer Vereinbarung ge-
sehen, nämlich sie müssen sich nur gegenüber 
den Coalition Forces sozusagen an einen Nicht-
angriffspakt halten. Es gab aber durchaus andere 
Menschen, unter anderem auch Amerikaner, die 
sagten: „Nee, wir gingen von einer Waffenruhe 
aus“ oder den Conditions von dieser Reduction 
in Violence, die quasi vor dieser Unterzeichnung 
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des USA-Taliban-Agreements ausgegangen sind. 
Und dadurch stellt man fest, dass men dann zu 
einem bestimmten Zeitpunkt, den ich jetzt nicht 
sagen kann - wann jemand quasi festgestellt hat, 
welche Unterschiede es da gibt -, einfach sagen 
muss: Okay, dieses Wort Conditions wird einfach 
total unterschiedlich genutzt durch jeden. Die 
NATO nutzt es anders, der Amerikaner nutzt es 
anders, der Regierungsmensch in Afghanistan 
nutzt es anders. Und es muss eine einheitliche 
Festlegung geben. Und das Problem ist, dass der, 
der das festgelegt hat mit diesen Conditions, 
diese Conditions nicht offengelegt hat, weil sie 
geheim sind. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Zeuge M  A : Und das ist das Pro-
blem an der ganzen Sache: USA-Taliban-Agree-
ment und kein NATO-Agreement. Weil dann 
hätte man nämlich eindeutig sagen können: So 
schaut es aus. Das sind die Kriterien, und da 
müsst ihr euch dran halten. Und die sind nur für 
die Reduction in Violence. - Und die haben sich 
offenbar nicht in dieses USA-Taliban-Agreement 
wieder integrieren lassen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
heißt, - - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - an die AfD-Frak-
tion. - Kollege Wundrak. 

Joachim Wundrak (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. - Guten Abend, Herr A ! Auch 
von mir Respekt für den kurzen Eingangsvortrag, 
der wirklich aufschlussreich war. Herzlichen 
Dank dafür. 

Können Sie mit mir gemeinsam noch mal ge-
danklich an den Beginn des Untersuchungszeit-
raums kommen? Sie hatten am 29.02.2020, einem 
Samstag, eine Rundmail an General Bodemann 
und verschiedene Kameraden gesandt. Das ist 
MAT A BMVg-4.92, Blatt 7 bis 9. Hierin legen Sie 

eine Erstbewertung des Doha-Abkommens vor. In 
dieser Mail erwähnen Sie unter anderem, dass 
der Sonderbeauftragte, Markus Potzel, bereits am 
Vortag Einblick in den Text des Abkommens 
sowie der geheimen Zusatzvereinbarung - der 
Annexe, die Sie auch schon erwähnt haben - ge-
nommen hatte. Woher wussten Sie davon, dass 
der Herr Potzel vor der Veröffentlichung Ein-
blicke in Vertragstext und Zusatzvereinbarung 
hatte? 

Zeuge M  A : Mein Referatsleiter 
hat es mir gesagt. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Aus welchen 
Gründen haben Sie in Ihrer Mail nicht notiert, 
dass sich die USA im Doha-Abkommen dazu ver-
pflichtet haben, den Taliban Standort und Be-
wegungen deutscher Truppen und anderer Ver-
bündeter in Afghanistan zu melden? Wussten Sie 
das damals noch nicht?  

Zeuge M  A : Nein.  

Joachim Wundrak (AfD): Okay.  

Zeuge M l A : Das erfahre ich auch 
das erste Mal jetzt gerade in dem Moment, wo Sie 
es mir sagen. Wenn das so wirklich sein sollte - - 
Also, ich weiß das nicht. Diese Einlassung von 
Ihnen kenne ich nicht, höre ich das erste Mal.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, nehmen wir so zur 
Kenntnis.  

Zeuge M  A : Genau.  

Joachim Wundrak (AfD): In Ihrer Mail ist auch 
von einer August-2019-Version des Abkommens - 
MAT A BMVg-4.92, Blatt 8 - die Rede. Was mein-
ten Sie damit genau, und wo lagen die Unter-
schiede zwischen dieser Vorabversion und der 
endgültigen Februarversion? 

Zeuge M  A : Das kann ich nicht 
sagen. Ich weiß es nicht.  

Joachim Wundrak (AfD): Was können Sie uns - - 
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Zeuge M  A : Ich habe selber das ja 
auch gelesen, und während ich das gelesen habe, 
dachte ich mir: Was ist denn das, was ich da ge-
schrieben habe, August? Ich weiß es nicht. Seit 
Montag denke ich über genau das nach, und ich 
weiß es nicht.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, das müssen wir so 
akzeptieren. - Was können Sie uns darüber sagen, 
welche Schlüsse die Bundesregierung damals aus 
der Kenntnisnahme der August - - also der ersten 
Vorabinformation, der Version, des Taliban-USA-
Abkommens zog? Wissen Sie, wie sich der 
Außenminister dazu eingelassen hat?  

Zeuge M  A : Nein, da habe ich 
keine Erkenntnisse.  

Joachim Wundrak (AfD): Sie haben am 29. Fe-
bruar - also das ist die gleiche Erstbewertung - 
folgende Sätze festgehalten. Ich zitiere:   

Es ist positiv zu bewerten, dass 
das USA-TLB Memorandum die 
Möglichkeit vorsieht, den Trup-
penabzug zu verlangsamen, zu 
stoppen oder gar rückgängig zu 
machen.  

Können Sie uns bitte darlegen, weshalb aus der 
Sicht Ihres Referates die Möglichkeit einer länge-
ren Dauer der westlichen Präsenz in Afghanistan 
positiv zu bewerten war?  

Zeuge M  A : Deshalb, weil die Pla-
nungen halt über dieses Datum, die bisherigen 
Abzugsplanungen, länger waren. Und wenn man 
das natürlich nach hinten hinauszögern kann 
und dadurch einen gesicherten Abzug organisie-
ren kann, dann ist das aus meiner Sicht positiv.  

Joachim Wundrak (AfD): Können Sie uns kurz 
sagen, welche Zeitlinien Sie für den Komplett-
abzug aus Ihrer Sicht für sinnvoll und richtig ge-
halten haben?  

Zeuge M  A : Die Problematik an 
der ganzen Sache ist ja, dass wir letztendlich 
durch diese Entscheidungen grundsätzlich über-
rumpelt wurden, weil wir von 12 Monaten - - Wir 
sind von 24 Monaten sozusagen Vorwarnzeit aus 

NATO-Sicht ausgegangen. Deshalb hatte ja unser 
Redeployment-Element eine Vorwarnzeit von 
16 Monaten, die dann sukzessive durch Anpas-
sung der Notice-to-Move-Zeiten und damit auch 
Auswirkungen auf andere Einsatzverpflichtungen 
wie JTF, NRF und EUBG beispielsweise - -  

 

 
Und das bringt auch nicht nur Kräfte zurück, 
sondern es hilft auch, quasi Kräfte zu projizieren 
irgendwohin. Und zum damaligen Zeitpunkt war 
das - - Also bis zu dem Zeitpunkt, wo die Zeit-
linie verändert wurde, war das absolut in Ord-
nung, weil sonst hätten wir es ja vorher schon an-
gepasst, wenn es nicht passend gewesen wäre, 
und haben dann in der Folge, als neue Zeitlinien 
galten, das angepasst. Und als Planer ist man na-
türlich froh, wenn man quasi - - Und ich hatte 
keinen Einblick in das Abkommen, sondern ich 
hatte das per Telefon erfahren, was da wohl 
steht, habe dann - - stelle natürlich dann fest - - 
Wenn ich eine gewisse Flexibilität offenbar vor-
finde, dann finde ich das positiv, weil ich damit 
mehr Handlungsfreiheit für die eigene Opera-
tionsführung habe. So war das gemeint.  

Joachim Wundrak (AfD): Okay, ich habe jetzt 
verstanden, Sie haben überhaupt kein schrift-
liches Exemplar gesehen.  

Zeuge M  A : Nein. 

Joachim Wundrak (AfD): In Ihrer Einschätzung 
des Doha-Abkommens - ich habe das ja schon 
zitiert; das ist Blatt 8 des MAT A BMVg-4.92 - 
nennen Sie auch die Verpflichtungen der Tali-
ban, die sie vertraglich eingegangen sind, zur 
Terrorabwehr. Hielten Sie es damals für realis-
tisch, dass sich die Taliban als ein verlässlicher 
Partner im Kampf gegen den Terrorismus erwei-
sen würden? Wie dachten Sie damals darüber?  

Zeuge M  A : Ich denke, dass das 
genau der Grund war, warum man dieses 135-
Tage-Assessment eingeführt hat, die NATO, und 
gesagt hat: „Wir wollen erst mal sehen, wie die 
Taliban sich da positionieren“, weil sich die 
NATO da auch relativ unsicher war, ob es tat-
sächlich realistisch ist und ob die Taliban denn 
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auch willens sind. Denn eins ist auch klar: Die 
al-Qaida-und-Taliban-Verbindung ist natürlich 
sehr intensiv immer gewesen, und der überregio-
nale Terrorismus der al-Qaida spielt da natürlich 
eine Rolle.  

Und inwiefern man sich von seinem Hauptgeld-
geber, einem der Hauptgeldgeber, sozusagen tren-
nen müsste, das würde ich schon kritisch bewer-
ten. Von daher habe ich diesen Review nach 
135 Tagen - - Dieses 135-Tage-Assessment fand 
ich durchaus zweckmäßig, um genau diese 
Punkte mal so abzuklopfen, ob denn das 
realistisch ist.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, in einem - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
wechselt.  

Joachim Wundrak (AfD): Schade.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die FDP ist dran. 
Herr Kollege Müller.  

Alexander Müller (FDP): Ja, vielen Dank. - Herr 
Oberstleutnant, ich knüpfe da gerade mal an. Ich 
habe Sie eben so verstanden, 

  

Zeuge M  A : Zu dem damaligen 
Zeitpunkt ist das so gewesen. Ich weiß nicht, ob 
es jetzt mehr gibt -  

  

Alexander Müller (FDP): Okay. - Gut, dann habe 
ich eine Frage - - Dann müssen wir springen in 
den August 2021, in den Zeitraum, wo wir uns 
vorbereitet haben auf die Evakuierungsmission 
aus Afghanistan. Erinnern Sie sich an diesen 
Zeitraum, und haben Sie was mitbekommen da-
mals von dem Streit zwischen den beiden Häu-
sern Auswärtiges Amt, BMVg, ob eine neue Man-
datierung notwendig ist. Also die Frage: Wir hat-
ten das alte Afghanistan-Mandat, es sind aber alle 
Soldaten schon abgezogen. Brauchen wir jetzt ein 
neues Mandat für die Evakuierungsoption? Ha-
ben Sie da was mitbekommen von?  

Zeuge M  A : Da war ich nicht in-
volviert. SE I 5 war da der Federführer für das. 
Und ich war im Zusammenhang mit der Evakuie-
rungsoperation nur dahin gehend mit dabei - und 
deshalb war ich bei der Krisenstabsitzung auch 
mit anwesend -, weil ich quasi der war, der die 
Vorbereitungen - - oder sozusagen bis zuletzt in 
Kabul halt war und sozusagen eindrücklich ge-
sehen habe, wie Dinge da vorbereitet wurden, 
und damit als Berater für den stellvertretenden 
Abteilungsleiter - - Zu Ihrer gestellten Frage kann 
ich keine Auskunft geben; war ich nicht beteiligt.  

Alexander Müller (FDP): Die Frage war ja nicht, 
ob Sie involviert oder beteiligt waren, sondern ob 
Sie was mitbekommen haben. 

Zeuge M  A : Nein.  

Alexander Müller (FDP): Okay, gut.  

Zeuge M  A : Da müssten Sie dann 
das Referat Politik II 4 - die sind für Mandate zu-
ständig - fragen.  

Alexander Müller (FDP): Okay. - Sie haben uns 
eben berichtet vom Oberstleutnant B , dem 
Sekretär Ortskräfte. Wie war denn Ihr dienst-
liches Verhältnis zu ihm? Waren Sie damals Vor-
gesetzter von ihm oder auf Augenhöhe Kollege?  

Zeuge M  A : Kein Vorgesetzter, ich 
war Mitreferent sozusagen.  

Alexander Müller (FDP): Okay. - Ich frage deswe-
gen, weil es einen Vorfall gibt, der uns hier sehr 
interessiert - ich weiß nicht, ob Sie es mitbekom-
men haben, vielleicht aus der Presse -, weil es 
einen Zeugen gab, der hier ausgesagt hat, eine 
Ortskraft, die damals evakuiert werden sollte und 
auf der Ortskräfteliste drauf war, und der hat un-
schöne Erfahrungen gemacht. Haben Sie damals 
mitbekommen, wie die Ortskräfte zum Flughafen 
eingeladen wurden und auf die Listen drauf-
kamen? Das muss ja dann der Kollege von Ihnen 
gemacht haben.  

Zeuge M  A : Ich habe nichts davon 
mitbekommen. Also ich habe da keine Kennt-
nisse, da müssen Sie den Oberstleutnant B  



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 127 von 156 
 

fragen. Der kann Ihnen da sicherlich Auskunft 
geben.  

Alexander Müller (FDP): Das heißt, obwohl er 
ganz in Ihrer Nähe gearbeitet hat, haben Sie von 
der Evakuierungsoperation damals keine Kennt-
nis gehabt, wie das gelaufen ist? 

Zeuge M  A : Doch, doch, aber Sie 
haben ja ziemlich genau gefragt nach irgend-
einem Sachverhalt mit einer Person und wie die 
da hingekommen sind, und da tatsächlich nicht. 
Ich habe mich in der Beratung vom stellvertreten-
den Abteilungsleiter zu dieser einen spezifischen 
Sache - - Und ansonsten habe ich mich auf meine 
Versetzung dann auch vorbereitet.  

Alexander Müller (FDP): Wie lief das denn gene-
rell? Haben Sie das mitbekommen, wie man die 
möglichen, die Ortskräfte, die zu evakuieren wa-
ren, generell adressiert hat, wie man an die Kon-
taktdaten rankam, wie man die kontaktiert hat?  

Zeuge M  A : Das Einzige, was ich 
dazu sagen kann, ist, dass es geplant war, an IOM 
das zu übergeben, damit die vor Ort sozusagen 
die Verbindung herstellen. So, das ist das Ein-
zige, was ich in Erinnerung habe im Zusammen-
hang, wo wir da zusammensaßen. Aber ansons-
ten, Oberstleutnant F  B  kann alle Fra-
gen klären.  

Alexander Müller (FDP): Und wie damals die 
Listen an die Kameraden vor Ort übermittelt wur-
den, die ja dann auf dem Flugplatz abgleichen 
mussten, haben Sie da was von mitbekommen, 
auf welchem Weg das geschehen ist?  

Zeuge M  A : Nein.  

Alexander Müller (FDP): Okay, dann werden wir 
den Kollegen B  mal einladen müssen. - 
Dann habe ich eine Frage zu der Krisensitzung 
am 13. August 2021. Sie sind auf der Teilnehmer-
liste dieser Krisenstabsitzung drauf. Waren Sie 
damals dabei? 

Zeuge M  A : Ja, Backseater. 

Alexander Müller (FDP): Bitte? 

Zeuge M  A : Backseater.  

Alexander Müller (FDP): Backseat. - Spielen Sie 
doch Ihre Rolle nicht immer so runter.  

Zeuge M  A :  Also, ich musste mir 
erst einen Stuhl suchen; es war keiner vorgese-
hen.  

Alexander Müller (FDP): Okay. - Was ist Ihnen 
denn aus dieser Sitzung in Erinnerung geblieben, 
was den Untersuchungsauftrag betrifft?  

Zeuge M  A : Mir ist in Erinnerung 
geblieben die eindrückliche Darstellung des 
Chargé d'Affaires vor Ort, der sozusagen die Lage 
dargestellt hat, wie sie sich entwickelt, und wie 
letztendlich der Krisenstab versucht hat, das zu 
lösen, wie das BMVg versucht hat, einzubringen, 
dass wir eine Evakuierung zumindest ausplanen 
dürfen oder Vorbereitungen. Jetzt muss ich kurz 
schauen, was war es?  

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen) 

Genau. Eine Weisung für das KUT zu erstellen, 
aber die Weisung für eine Planung von einer 
militärischen Evakuierungsoperation zu organi-
sieren. Und diese Einlassung wurde auch akzep-
tiert und hat er dann ins Protokoll auch aufge-
nommen, und das wurde dann noch am selben 
Tag dann umgesetzt. Das ist mir besonders in Er-
innerung, insbesondere natürlich der Part mit 
den Kameraden - oder nicht den Kameraden -, 
den Kollegen aus Afghanistan, weil ich bis vor 
Kurzem ja bei denen noch war.  

Alexander Müller (FDP): Im Protokoll ist fest-
gehalten, dass die Krisenstufe auf 3b angehoben 
wurde. Können Sie uns erklären, was das bedeu-
tet?  

Zeuge M  A : Ich hoffe, Sie haben 
die Frage dem Oberst Rapp gestellt, weil der ist 
der Krisenexperte sozusagen, was das betrifft, 
und da habe ich keinerlei Expertise.  
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Alexander Müller (FDP): Okay. - Gab es denn zu 
dem Zeitpunkt dieser Krisensitzung Anhalts-
punkte dafür, dass die USA ihre Unterstützungs-
leistungen aus dem Memorandum of Under-
standing nicht bis Ende August aufrechterhalten 
würden?  

Zeuge M  A : Da bin ich mir jetzt 
nicht hundertprozentig sicher, wie die Einlas-
sung war. Ich weiß, soweit ich das in Erinnerung 
habe, dass die Amerikaner gesagt haben: Es be-
ginnt, die Leute sollen sozusagen - - Es besteht 
jetzt noch die Möglichkeit, an den Flughafen 
sozusagen HKIA zu verlegen aus der Green Zone. 
Und ob das Thema bis Ende August noch 
möglich ist, kann ich jetzt nicht sagen. Das wäre 
jetzt eine Mutmaßung. Ich würde es aber 
aufgrund der Lageentwicklung nicht ausschlie-
ßen wollen, dass es gesagt wurde, dass das Zeit-
fenster nicht mehr bis - keine Ahnung, wie es ir-
gendwann mal festgelegt war - - zur Verfügung 
steht aufgrund der Lageentwicklung.  

Alexander Müller (FDP): Erinnern Sie sich noch 
an den Tag der Krisensitzung, welche Botschaf-
ten schon von befreundeten Nationen bereits ge-
räumt waren? Haben Sie das noch in Erinnerung, 
ob vielleicht die ganze Green Zone schon ge-
räumt war oder nur bestimmte - 

Zeuge M  A : Nein, -  

Alexander Müller (FDP): - Botschaften?  

Zeuge M  A : - das hatte ich auch 
gelesen in dem Protokoll. Dann ist es mir wieder 
eingefallen, dass da durchaus Botschaften, die im 
unmittelbaren Umfeld von der deutschen Bot-
schaft auch sind, sozusagen auch ihre Evakuie-
rung eingeleitet haben. Aber ich könnte sie Ihnen 
jetzt nicht aufzählen.  

Alexander Müller (FDP): Okay.  

Zeuge M  A : Aber es steht ja im 
Protokoll drin.  

Alexander Müller (FDP): Kein Gefühl fürs Zeit-
management.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Eine Frage haben 
Sie noch.  

Alexander Müller (FDP): Eine habe ich noch. 
Okay. - Im Protokoll dieser Sitzung steht, dass 
laut BND die Talibanführung zu diesem Zeit-
punkt kein Interesse an einer militärischen Ein-
nahme Kabuls hätte und dass der Einfluss auf die 
Operationsführung vor Ort begrenzt sei; eine Ein-
nahme Kabuls vor dem 11.09. sei eher unwahr-
scheinlich. - War nach Ihrem Eindruck dieser Sit-
zung bei allen Beteiligten klar, dass dies immer-
hin einer Eintrittswahrscheinlichkeit von 50 Pro-
zent entspricht?  

Zeuge M  A : Also, ob das allen klar 
war, weiß ich nicht. Ich kenne die Einstufungen 
mit „eher wahrscheinlich“ usw., was das bedeu-
tet. Dass politische Führung der Taliban und 
militärische Führung in solchen Situationen 
durchaus sich nur bedingt koordinieren können, 
würde ich als Operateur bestätigen wollen. Im-
mer dann, wenn es ein bisschen durcheinander-
geht, ist es schwierig, gegebenenfalls jeden ein-
zelnen Feldkommandeur zu erreichen, und dann 
macht der Dinge, die vielleicht die politische 
Führung nicht will. Ich könnte das nachvollzie-
hen, die Einlassung des BND, der sagt, dass die 
Taliban gar kein Interesse haben, dass Kabul zu 
früh eingenommen wird, weil dazu müssten die 
Taliban ja einen Plan haben, wie sie dann auch 
weitermachen müssten. Denn wer die Hauptstadt 
hat, hat dann auch letztendlich die Verantwor-
tung, die Führung für das ganze Land zu über-
nehmen. Und ob die Taliban tatsächlich einen 
Plan dafür hatten, das wage ich zu bezweifeln.  

Alexander Müller (FDP): Okay, danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zur Frau Kollegin Bünger.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Vielen Dank, Herr A , dass 
Sie heute hier für uns als Zeuge aussagen und zur 
Verfügung stehen. Und auch möchte ich mich be-
danken vor dem Hintergrund, dass man merkt, 
dass Ihnen das Thema sehr nahe geht, und Sie ja 
auch sehr lange im Land vor Ort waren, wie Sie 
geschildert haben. Deshalb möchte ich Sie auch 
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darum bitten, sobald Sie in die Situation gelan-
gen, wo Sie das Gefühl haben, Sie können Fragen 
aus diesen Gründen nicht beantworten, dass Sie 
das signalisieren, weil ich möchte jetzt noch mal 
auf das zurückkommen, was Sie gesagt haben.  

Sie haben nämlich vorhin gesagt, dass Sie der 
Letzte von der Bundeswehr waren, der in einen 
Hubschrauber gestiegen ist. Und da würde mich 
schon interessieren bzw. ich würde gerne von 
Ihnen wissen, wann das war und ob Sie der letzte 
Soldat waren im Land, wieso Sie mit dem Hub-
schrauber das Land verlassen haben und nicht 
mit dem Flugzeug, wie sich die letzten Tage vor 
Ihrem Wegflug zugetragen haben, welche Aufga-
ben Sie vor Ort übernommen haben. Sie haben 
gerade gesagt, Sie haben zwar mitbekommen, 
dass andere Menschen Listen geführt haben, aber 
dann würde mich interessieren: Was haben Sie in 
den letzten Tagen gemacht? 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Liebe Frau Kolle-
gin, das sind eine Menge Fragen sozusagen. Wir 
können versuchen, das so zu machen; aber besser 
wäre es, die Fragen nacheinander zu stellen und 
nicht fünf auf einen Schlag, wenn ich mir den 
Ratschlag erlauben darf. - Bitte.  

Zeuge M  A : Ich versuche es. Ich 
bin nicht der allerletzte deutsche Soldat gewesen. 
Ich war der Letzte, der im Hauptquartier in einen 
Hubschrauber gestiegen ist. Wir hatten eigentlich 
geplant, dass der General Poschwatta der Letzte 
ist; aber der war zu schnell im ersten Hubschrau-
ber, und dann war ich der Letzte, weil ich noch 
eine Kiste in den Hubschrauber getragen habe. 
Aber fand ich trotzdem bedeutsam für mich sel-
ber, als ich festgestellt habe, ich bin tatsächlich 
jetzt der Letzte, der in den Hubschrauber steigt.  

Wir sind nach HKIA geflogen, und von dort aus 
dann mit dem Flugzeug nach Masar-i-Sharif, um 
von dort aus dann nach Deutschland zu fliegen. 
Ich bin auch nicht hier der Letzte gewesen bei 
der Evakuierung, sondern Ende Juni sozusagen - 
das muss man ja trennen - war der reguläre 
Abzug der Truppe, und dann kam quasi die 
Evakuierungsoperation.  

Was war meine Aufgabe? Ich war der Berater, 
sozusagen der militärische Berater des deutschen 
Dreisterners, der Chef des Stabes, der NATO-
General sozusagen neben dem DICOM (?), einem 
italienischen Dreisterner, war, und war verant-
wortlich, möglichst in diesem Stab da auch diese 
NATO-Positionierung gegenüber einem sehr na-
tional durchaus geprägten Missionskommandeur, 
dem US-Kommandeur General Miller, mit einzu-
bringen und dieser Position auch mit Gehör zu 
verschaffen. Das war für mich natürlich ein biss-
chen einfacher, weil ich natürlich direkt aus dem 
entsprechenden Referat aus dem Ministerium 
kam und dann letztendlich die ganzen Positionen 
da halt kannte und dann die auch halt mit unter-
breiten konnte.  

Was war kurz vor Schluss meine Aufgabe? Wir 
sind durchs Lager und haben versucht, überall 
die Deutschlandflaggen zu entdecken, die da 
noch an irgendwelchen Containern sind, um 
alles, was auf Deutschland hinweist, wegzuma-
chen, damit, wenn die Taliban das Hauptquartier 
stürmen sollten, keine entsprechenden Bilder 
entstehen. Und meine allerletzte Maßnahme war: 
Ich bin durchs Hauptquartier noch mal durch in 
den Treppenaufgang und habe so geschaut und 
habe festgestellt, dass wir eine Flagge vergessen 
haben, nämlich eine von diesen ganzen truppen-
stellenden Nationenflaggen, die im Treppenauf-
gang - - Wer dort war, hat es gesehen. Und diese 
Deutschlandflagge habe ich dann abgenommen 
und habe die dann nach Deutschland zurück-
geführt. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Und wann war das? 
Können Sie das Datum noch erinnern?  

(Der Zeuge blättert in 
seinen Unterlagen)  

Zeuge M  A : 26., glaube ich, war 
das.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Sie hatten ja eingangs 
gesagt, dass Sie keine Kontakte - - oder nicht mit 
der Ortskräftearbeit befasst waren. Ich würde 
gerne aus einem Dokument zitieren bzw. aus 
einem Dokument referieren - das ist MAT A 
BMVg-4.267, Blatt 124; das ist eine Nachricht 
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vom 28. Juli 2021 -, das auch von Ihnen gezeich-
net ist, in dem Sie unter anderem einen Vermerk 
machen:  

… Pfarrer … hat sich mit Schrei-
ben vom 28. Juli 2021 persönlich 
an Frau BM‘in gewandt. Er kriti-
siert die aus seiner Sicht zu res-
triktive Vergabe von Visa an AFG 
Ortskräfte der Bundeswehr. Er bit-
tet darum: „Helfen Sie den afgha-
nischen Hilfskräften mit den nöti-
gen Visa und Ausreisemöglichkei-
ten, wenn diese darum flehen!“. 

… Das vorgeschlagene Antwort-
schreiben zeigt einerseits die Be-
mühungen und „Erfolge“, ander-
seits aber auch die Grenzen der 
Einflussmöglichkeiten des BMVg 
auf. 

Das ist von Ihnen gezeichnet, und meine Frage an 
Sie: Können Sie vielleicht noch ein bisschen Ihre 
Aufgaben oder inwieweit Sie dann doch viel-
leicht mit dem Ortskräftekomplex befasst waren, 
schildern?  

Zeuge M  A : Das kann dann nur 
der Zustand gewesen sein, dass ich den Referats-
leiter vertreten hatte und deshalb quasi das Do-
kument in Vertretung des Referatsleiters gezeich-
net habe. Erstellt hat das Dokument als der Zu-
ständige der Oberstleutnant B .  

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay, das war dann 
noch ein weiteres Dokument, und da war das 
dann ebenfalls der Fall gewesen; es war so ein 
ähnlich gelagertes Dokument. Also wenn Sie mit 
Ortskräften befasst waren, mit dem Komplex, 
dann war das immer in Vertretung von Herrn 
B  gewesen?  

Zeuge M  A : Nein, ich war über-
haupt nicht der Vertreter von Oberstleutnant 
B . Ich war quasi wenn dann der Vertreter 
vom Referatsleiter in dessen Abwesenheit, und, 
wenn, dann quasi ein Schreiben sozusagen das 
Referat verlassen musste, wie zum Beispiel auch 
eines zu dem anderen Aufgabenkomplex - sagte 
ich ja -, den wir noch hatten, Militärpolitik China 
und dergleichen, dann muss der Referatsleiter 

sozusagen das zeichnen, und deshalb steht da 
gegebenenfalls mein Name.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Okay. Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Das Fragerecht 
geht wieder an die SPD-Fraktion. Frau Kollegin 
Yüksel.  

Gülistan Yüksel (SPD): Danke schön. - Ich würde 
gerne noch mal ein paar Fragen zu der Bewertung 
der Sicherheitslage stellen. Und zwar würde ich 
gerne wissen, ab welchem Zeitpunkt Ihnen die 
Bewertung des BND bekannt war bzw. aus dem 
Referat SE I 3, dass das wahrscheinlichste mittel-
fristige Szenario nach dem Abzug der internatio-
nalen Truppen die Machtübernahme durch die 
Taliban ist. Ab welchem Zeitpunkt war Ihnen 
diese Bewertung bekannt?  

Zeuge M  A : Die Bewertung von 
SE I 3 war mir vermutlich noch am selben Tag, 
als SE I 3 diese Bewertung für sich selber ge-
macht hat, bekannt, weil wir uns unmittelbar 
immer ausgetauscht haben, also mehrfach. Also, 
wenn ich vorhin sagte, dass wir tatsächlich sehr 
intensiv uns austauschten, ist das tatsächlich so, 
also nicht nur morgens um acht, manchmal auch 
am Nachmittag und noch mal und darüber hin-
aus. Also von daher, da gab es eigentlich keinen 
zeitlichen Verzug.  

Gülistan Yüksel (SPD): Also Sie waren - -  

Zeuge M  A : Und ich weiß auch, 
in einer Veranstaltung beim Bundesnachrichten-
dienst hat SE I 3 auch zu diesem Themenkom-
plex vorgetragen, das Emirat, Taliban 2.0 und 
dergleichen. Das ist nichts, was unbekannt war.  

Gülistan Yüksel (SPD): Danke. - War Ihnen auch 
bekannt, dass das Referat SE I 3 schon kurz nach 
dem Abschluss des Doha-Abkommens Ende März 
2020 in einer Kurzanalyse zu Szenarien - das ist 
zu finden in, Entschuldigung, ich habe das nicht 
am Anfang erwähnt, in MAT A BMVg-3.55 VS-
NfD, Blatt 66 bis 69 - zu der folgenden Bewertung 
kam:  
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Die sukzessive Übernahme der 
Macht in AFG durch die TLB 
wird - unabhängig vom gewählten 
COA 

- von der gewählten Vorgehensweise -  

der USA/NATO - als wahrschein-
lich bewertet. 

War Ihnen das bekannt?  

Zeuge M  A : Ja, wie schon gesagt, 
weil wir uns immer ausgetauscht haben. Da gab 
es keine Geheimnisse.  

Gülistan Yüksel (SPD): Also Sie waren immer 
gut informiert?  

Zeuge M  A : Ja, anders hätte es 
auch nicht funktioniert.  

Gülistan Yüksel (SPD): Bitte? Das Letzte?  

Zeuge M  A : Anders hätte es auch 
nicht funktioniert, die Arbeit.  

Gülistan Yüksel (SPD): Danke schön. - Dann 
dauerte es ja noch eine ganze Weile, aber in der 
Staatssekretärsrunde zu Afghanistan und Mali 
am 5. November berichtete dann auch der BND, 
dass eine Machtübernahme der Taliban nach 
dem Abzug das wahrscheinlichste Szenario ist. 
Und das ist zu finden in MAT A BMZ-3.84 VS-
NfD, Blatt 284 bis 291. Konnten Sie diese Bewer-
tung im November 2021 nachvollziehen? Haben 
Sie das denn geteilt, diese Bewertung?  

Zeuge M  A : Im November 21? 
20, oder?  

Gülistan Yüksel (SPD): Nee, 2021 steht - - Wir 
gucken mal nach. 

(Sara Nanni (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Das 

muss 2020 sein, 
November!) 

- Dann ist das vielleicht ein Tippfehler bei uns. 
Ja, November 2020. Entschuldigung.  

Zeuge M  A : Jetzt bin ich mir nicht 
sicher, ob das die ist, wo ich auch selber dabei 
war; -  

Gülistan Yüksel (SPD): Sollen wir es vorlegen?  

Zeuge M  A : - dann wäre es mir 
natürlich sowieso bekannt gewesen. Aber in der 
Vorbereitung der Staatssekretärsrunde, die feder-
führend bei uns lief immer und die Zuarbeit von 
SE I 3 kam, und auch der Hintergrund des Bun-
desnachrichtendienstes, da ist das in der Regel - - 
stand das schon ähnlich drin. Auch dann ist es 
uns natürlich bekannt gewesen.  

Und deshalb haben wir ja versucht übrigens, dass 
es nicht endet, sondern dass es eine Folge, einen 
Anschluss, gibt sozusagen. Und das war ja der 
Hintergrund. Wir haben ja versucht, eben dieses 
Machtvakuum zu verhindern. Das war ja die 
Idee, sozusagen zu sagen: Es muss noch etwas da-
nach kommen, wir können nicht aufhören. Und 
wenn es keine NATO-Operation - - Das hatten 
wir sowieso kritisch gesehen, weil die NATO ja 
Konfliktpartner war. Wie soll das da funktionie-
ren? Aber es muss irgendjemand anders sein. Die 
NATO nannte das den „Third-Party Guarantor“, 
sozusagen der andere, der darüber wacht sozu-
sagen und die beiden auseinanderhält. Ich hatte 
persönlich immer die VN für die geeignetste 
Organisation gehalten. Das war ja das Entschei-
dende, weshalb ich da auch im Ressortkreis so 
dafür gekämpft habe, dass wir genau jetzt früh-
zeitig anfangen müssen, damit eben dieses Va-
kuum nicht passiert und wir dann dieses Szena-
rio nicht erleben müssen.  

Gülistan Yüksel (SPD): Dazu würde ich gerne 
wissen, ob Sie den Eindruck hatten, dass diese 
wichtigen Einschätzungen, die Sie ja auch eben 
geschildert haben, auch den Weg in den parla-
mentarischen Raum gefunden haben? 

Zeuge M  A : Ich denke, ja. Wenn 
ich mich erinnere: Wir hatten einige Sitzungen, 
AGSV-, AGV-Sitzungen und dergleichen, wo 
auch immer der Abteilungsleiter vorgetragen hat 
und andere auch. Also, ich habe jetzt nur die bei-
spielhaft genannt. Da haben wir schon - - Da gab 
es kein Blatt vor dem Mund. Also, da sind genau 
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solche Sachen angesprochen worden; müsste ich 
aber jetzt konkret noch mal nachschauen.  

Letztendlich ist es ja die Überzeugung gewesen 
von uns, dass das ein wichtiges Element ist, da-
mit Afghanistan halt nicht den Bach runtergeht.  

Gülistan Yüksel (SPD): Also ich verstehe so, dass 
Sie nicht so ganz sicher sind, ob das den Weg da-
hin gefunden hat, aber Sie gehen davon aus, dass 
es - - 

Zeuge M  A : Also, ich gehe davon 
aus, und es gab verschiedene Gesprächsformate. 
Müsste ich aber jetzt tatsächlich in den Unterla-
gen nachschauen, ob das dann explizit drinsteht. 
Ich kann mich so direkt jetzt ad hoc nicht dran 
erinnern.  

Gülistan Yüksel (SPD): Ja, vielen Dank, wir no-
tieren uns das. - Und ja, mein Kollege übernimmt 
jetzt.  

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Wurde, 
um an die Frage der Kollegin anzuschließen, je-
mals von einer Seite aus der Hausleitung oder 
von dritter Seite versucht, Einfluss darauf zu 
nehmen, wie Ihre Bewertungen der Sicherheits-
lage, aber insgesamt auch der Szenarien aus-
schauen?  

Zeuge M  A : Ist mir nicht bekannt. 
Also, es gab nie ein Verbot, dass ich irgendwas 
schreiben konnte. Ich konnte schon recht offen 
das tun, und ich hatte da keinerlei Auflagen.  

Jörg Nürnberger (SPD): Sie hatten also selbst kei-
nerlei Hemmungen, die Lage wirklich so darzu-
stellen, wie Sie sie aus Ihrer eigenen fachlichen 
Wahrnehmung festgestellt hatten, weil wir hat-
ten - das ist vielleicht vorhin auch schon erwähnt 
worden - ja auch die eine oder andere Aussage, 
man müsse dem politischen Raum die Wahrheit 
nur in „homöopathischen Dosen“ zukommen las-
sen. Das war nicht Ihre Vorgehensweise? 

Zeuge M  A : Nein. Also es würde 
auch nicht meinem Naturell entsprechen. Ich 
muss schon ein Problem ansprechen, damit es 
dann deutlich ist und damit ich dann einen 

Schritt weiterkomme. So verzögere ich ja dann 
im Zweifelsfall nur Dinge. Das halte ich für eher 
unzweckmäßig.  

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. - Themen-
wechsel: Wir haben ja auch in der vorherigen 
Vernehmung diskutiert und Sie haben es selber 
angeführt, wie der Ausbildungsstand der afgha-
nischen Streitkräfte war. Wenn ich mich recht 
entsinne, haben Sie vorhin dargestellt, dass die 
afghanischen Streitkräfte, auch wenn sie zum 
Teil materiell unterlegen waren, ihnen zum Teil 
auch wichtige Capabilities gefehlt haben, sehr 
tapfer und auch unter hohen Verlusten gekämpft 
haben. 

Wir haben in der vergangenen Sitzungswoche 
hier amerikanische sachverständige Zeugen be-
fragt, und dort wurde häufig angeführt, dass das 
Ausbildungskonzept für die afghanischen Streit-
kräfte nicht den Notwendigkeiten und den Mög-
lichkeiten der afghanischen Armee und der af-
ghanischen Gesellschaft entsprochen hat.  

Sie haben selber vorhin ausgeführt, dass die af-
ghanische Armee am Ende mit Hubschrauber-
mustern ausgestattet war, amerikanischer Prove-
nienz, die - meine Unterstellung - einen hohen 
Aufwand an Logistik und an technischem Ver-
ständnis hervorgerufen haben, anstatt ältere 
Modelle, die vielleicht noch aus der Produktion 
anderer Länder stammten, weiter fortzuführen. 
Ist es tatsächlich so, dass diese Einschätzung, 
dass man die Fähigkeiten und die Möglichkeiten 
der afghanischen Gesellschaft, Wirtschaft und 
auch der Armee überschätzt hat, nachhaltig die 
Armee auch in diesem einsatzfähigen Zustand, 
den Sie ja zumindest in Teilen beschreiben konn-
ten - - erhalten kann?  

Zeuge M  A : Also zum einen muss 
ich feststellen, dass die ANDSF das große Pro-
blem hatten - das nur als Ergänzung -: Sie haben 
sehr viel aus Checkpoints heraus sozusagen ge-
kämpft oder besetzt und waren da leichtes Opfer 
von den sogenannten Red Units, die mit Nacht-
sichtgeräten ausgestattet waren und dergleichen 
und die relativ schwach ausgestatteten Soldaten 
dann nachts einfach erschossen haben, einen 
nach dem anderen.  
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Und eine der großen Ideen und Ausbildungsziele 
war, den Afghanen davon zu - das war in der An-
fangsphase, das war 18/19 - - war die Idee, den 
Afghanen zu sagen, sie sollen nicht so statisch 
auf diesem Checkpoint sein, sie sollen lieber so 
kasernenartig sein und sollen von dort aus mobil 
in der Region sein, um dann aktiv sozusagen auf 
eine Bedrohungslage zu reagieren und dann mit 
Verstärkungskräften den Feind auszumanövrie-
ren, .  

Das war ein großer Punkt, und da hatte man sehr, 
sehr viel Zeit und Energie, lange Zeit investiert, 
in Kombination mit dem zunehmenden rapiden 
Anstieg der afghanischen Luftwaffe. Und zwar 
sind die A-29, A-29 Super Tucano, besonders re-
levant. Das sind die Luftnahunterstützungsflug-
zeuge, Propellerflugzeuge, die unmittelbar Feuer-
unterstützung fliegen konnten. Also das, was wir 
auch konnten, konnten die Afghanen plötzlich 
selbst, und zwar auch bei Nacht, also auch mit 
Nachtsichtgeräten, und haben es dann auch tat-
sächlich geschafft, den Feind auszuschalten und 
nicht die eigenen Kräfte. Was ich aus eigenem Er-
leben weiß: dass es gar nicht so einfach ist. Das 
war das, wo ich gesagt habe: Wow, da gehen wir 
jetzt gerade einen Schritt nach vorne. 

Dass das Ganze, auch wenn man die MD-530 - 
das sind die kleinen Little Birds mit Kampfunter-
stützung -, Hubschrauber auch, amerikanisches 
Baumuster, die UH-60, amerikanisches Bau-
muster - da würde ich auf jeden Fall Ihnen zu-
stimmen - - Das ist, wie wenn ich jetzt ein mo-
dernes Sturmgewehr mit einer Kalaschnikow ver-
gleiche. Das eine kann man noch so irgendwie 
instand setzen, das andere, da muss man schon 
eine Spezialausbildung haben. Und so ist das mit 
so einem hoch technologisierten, aus viel Elek-
tronik bestehenden Hubschrauber auch versus, 
keine Ahnung, so einem Mi-17-Hubschrauber, 
der noch mit Draht usw. funktioniert.  

Die Amerikaner, die das gestellt haben - - Wir 
hätten ja beispielsweise auch, keine Ahnung - - 
Deutschland hätte ja auch Unmengen an Hub-
schraubern versorgen können, wenn es gewollt 
worden wäre. Die Amerikaner haben das über-
nommen und haben natürlich die Flugzeug-
muster offenbar aus ihrer Produktion genommen, 

wohl wissend, dass natürlich die Instandsetzung 
durchaus diffiziler ist. Aber solange die im Land 
war, war das noch in Ordnung. Als sie aber „over 
the horizon“ gesetzt wurde, umso schwieriger. 
Und dass man die Afghanen selber nicht ausge-
bildet hat, diese Fahrzeuge und diese Flugzeuge 
instand zu setzen, führte natürlich zu einer Be-
schleunigung des Faktors, den wir jetzt am 
Schluss dann gesehen haben, weil der Hub-
schrauber halt dann ausfällt und dann eben nicht 
einsatzbereit ist.  

Jörg Nürnberger (SPD): Es mag ein Zufall gewe-
sen sein, dass Sie die Handfeuerwaffe M16 und 
Kalaschnikow verglichen haben, -  

Zeuge M  A : Die M16 habe ich 
nicht gesagt. Ich habe extra gesagt: „ein modernes 
Sturmgewehr“, weil ich - - 

(Heiterkeit)  

Jörg Nürnberger (SPD): - also eine etwas moder-
nere Form des Sturmgewehrs, das die amerikani-
schen Streitkräfte einsetzen, mit der alten AK-47 
verglichen haben, weil genau den gleichen Ver-
gleich haben nämlich unsere amerikanischen 
Experten in der Vernehmung in der letzten Sit-
zungswoche auch angeführt und haben auch ge-
sagt, auch in diesen einfachen Dingen, wie zum 
Beispiel der Ausrüstung mit Handfeuerwaffen, 
gab es eben dann am Ende Defizite, diese Waffen-
systeme, Waffen, instand setzen zu können und 
tatsächlich auch dauerhaft zum Einsatz bringen 
zu können.  

Die Schlussfolgerung, die unsere Vertreter aus 
den USA, Herr Sopko und Herr Young, beim letz-
ten Mal gezogen haben, war diejenige, dass man 
den Vorwurf an die amerikanische Seite getätigt 
hat, man hätte versucht, ein Konzept einer mo-
dernen Armee westlichen Typs auf die afghani-
schen Voraussetzungen überzustülpen, ohne sich 
bewusst zu sein, dass es so nicht funktionieren 
kann. Geht Ihnen diese Schlussfolgerung zu 
weit? Inwieweit würden Sie ihr zustimmen, und 
wo würden Sie davon abweichen?  

Zeuge M  A : Es war eine kurzfris-
tige Lösung, die quasi eingeführt wurde, sehr 
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kurzfristig. Es sind Hubschrauber da, die fliegen, 
und alle kümmern sich um den Rest, und alles 
andere kommt dann schon irgendwann. Und das 
ist der Unterschied, den ich eingangs sagte: Wir 
Deutschen versuchen, den mittel- bis langfristig 
erfolgreichen Weg, nicht den kurzfristigen Erfolg 
zu machen. Wir Deutschen sind in Afghanistan 
für genau diesen Ansatz vielfältig und sehr oft 
belächelt worden. Alle haben uns gefragt, warum 
wir uns um ein Ausbildungskommando, um eine 
Führungsakademie, warum wir uns um eine qua-
litative Ausbildung der Afghanen vor Ort, also 
nicht bei uns - - nicht nach Amerika holen, nicht 
nach Deutschland, sondern in Afghanistan eine 
eigene Ausbildungsorganisation - -  Das ist ja ge-
nau das, was ins Ziel führt, dass die Afghanen 
selbstständig sind. Und dafür hatten wir eigent-
lich genügend Zeit, 20 Jahre lang.  

Einen Satz vielleicht nur, bevor ich jetzt hier die 
ganze Zeit wieder wegstehle. Wir dürfen eines 
nicht vergessen: Innerhalb von 20 Jahren hat sich 
von der Nordallianz - - haben wir es trotzdem ge-
schafft, eine Armee aufzubauen, mit Korps, Bri-
gaden, Bataillonen, Kandaks, mit Luftwaffe und 
Landstreitkräften, mit Spezialkräften, die dann in 
der Lage waren, Geiselbefreiungen in Kabul 
durchzuführen, wo das Haus noch stand und 
auch die Geiseln noch lebten. Das war am Anfang 
nicht so. Da war regelmäßig das Haus eingestürzt, 
und die Geiseln waren alle tot und die Hälfte der 
Spezialkräfte auch. Das hat sich rapide verbes-
sert, 18/19 - rapide. Also von daher: Es ist schon 
viel passiert, nur die Frage der Nachhaltigkeit, 
die war die - -  

Und Sie sprechen einen Punkt an: Wenn ich halt 
kurzfristig, schnell was mache, dann muss ich 
schauen, dass natürlich die Rahmenbedingungen 
so bleiben. Nur, die haben sich dummerweise ge-
ändert.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das war ein sehr langer 
Satz. Ich weiß nicht, ob Sie sich erinnern an das 
Motto der 12. Panzerbrigade, die in Cham statio-
niert ist:   

Zeuge M  A : ‘S moa geh.  

Jörg Nürnberger (SPD): - Moa geh. Ja, trotzdem 
ein Dialektausdruck, aber der heißt wirklich so: 
Es muss gehen. - Ist es tatsächlich auch so eine 
Herangehensweise gewesen, die auch in Afgha-
nistan zum Einsatz gekommen ist, nach dem 
Motto „Wir schauen uns an, welche Vorausset-
zungen gerade noch möglich sind, und alles, was 
möglich ist, muss dann auch durchgeführt wer-
den“? Ich denke daran, dass zum Beispiel wäh-
rend der Coronazeit, die Sie ja auch schon er-
wähnt haben, nach unseren Informationen die 
Betreuung der eingesetzten Truppen eben nicht 
mehr auf den unteren Ebenen stattfinden konnte, 
sondern am Ende nur noch 22 - - oder dass die 
Zahl der Mentoren, die zur Verfügung standen, 
eben auf der Korpsebene eingesetzt wurde und 
nicht mehr unten bei den tatsächlich im Einsatz 
befindlichen Einheiten. 

Zeuge M  A : Ja, das ist auch gar 
nicht so schlimm, weil das war nämlich gemäß 
dem NATO-OPLAN und der Mission Resolute 
Support sogar verboten. Wir durften gar nicht un-
ten auf Kandak-Ebene ausbilden. Das heißt, wir 
sollten ein institutionelles TAA, also an Schulen 
und dergleichen, machen und dann die Korps-
ebene und auf Brigadeebene nur zur Validierung, 
ob denn das okay ist, was das Korps der Brigade 
sagt und was macht die Brigade daraus. Also das 
war gar nicht mal vorgesehen, das war ja ISAF 
sozusagen, und seit Resolute Support war das gar 
nicht mehr die Idee.  

Und da haben wir streng drauf geschaut, und das 
war gar nicht so einfach, weil, wenn Sie nämlich 
einen Amerikaner gleichzeitig in Kunduz hatten, 
der mal OFS und mal Resolute Support war, für 
den gab es diese Auflage nicht, zumindest wenn 
er national agierte. Und dann gemeinsam in 
einem Gefechtstand plötzlich - der eine kümmert 
sich um den Soldaten oder den - - dann ging das 
nicht, dann musste das getrennt werden, weil wir 
haben das ernst genommen.  

Und weil Sie sagten: „Covid“, da kann ich sagen: 
Da war Deutschland wieder mal Vorreiter. In 
Kunduz haben die extra sogenannte TAA-Contai-
ner eingerichtet, einen Container in der Mitte mit 
so Plexiglasscheiben, dass die, obwohl sie nicht 
miteinander agieren durften gemäß der Vorgaben, 
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trotzdem Ausbildung durchführen konnten und 
nicht nur übers Telefon, wie der Rest der Mission 
das gemacht hat. Da ist der Missionskommandeur 
hochgeflogen, hat sich das angeschaut und ge-
sagt, er will, dass das jetzt alle so machen. Also 
von daher: Da hat Deutschland auch wieder ge-
zeigt, dass sie kreativ sind und weitermachen 
wollen, weil sie davon überzeugt sind, überzeugt 
waren, die Kräfte vor Ort, dass es genau notwen-
dig ist, das zu tun, weil in Kunduz zu der dama-
ligen Zeit ging es auch ziemlich rund, und die 
verwundeten Spezialkräfte beispielsweise wur-
den ja auch in unserer Notfallsanitätseinrichtung 
durch unsere Soldaten - wie soll ich sagen? - be-
treut oder - 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - versorgt.  

Zeuge M  A : - versorgt. - Danke.  

Jörg Nürnberger (SPD): Die letzte Frage, die mir 
in meinem Zeitkontingent noch zusteht: Wie rea-
listisch war denn dann die Einschätzung der Si-
tuation, wenn Sie auf diesen unteren Ebenen gar 
keinen Zugang mehr hatten? Mussten Sie dann 
darauf vertrauen, was Ihnen dort von der mittle-
ren Ebene mitgeteilt worden ist? Weil einer der 
weiteren Vorwürfe, den die Amerikaner - - oder 
Feststellung, die die Amerikaner bei uns geäußert 
haben, war die, dass es jede Menge Geistersolda-
ten gegeben hat, die zwar auf den Lohnlisten 
standen, aber jedenfalls beim Zählappell, hätte 
man denn einen durchgeführt, nicht angetreten 
wären und vielleicht auch noch gleichzeitig auf 
den Lohnlisten der Polizei und noch anderer Be-
hörden standen.  

Zeuge M  A : Zu dieser Korruption 
mit den Ghost Soldiers: Das hat man damals rela-
tiv früh auch schon entgegnet, indem man - - Da 
wurde ein elektronisches Zahlungssystem ein-
geführt, sodass jeder Soldat - - Also, das Geld 
wurde nur ausbezahlt, wenn der tatsächlich auf 
so einer Liste war, wie bei uns SAP beispiels-
weise. Und damit wurde diese Korruption, dass 
der Korpskommandeur plötzlich sagt, er hat noch 
20 000 Soldaten mehr, und dann hat er für 
20 000 Soldaten mehr Geld gehabt und plötzlich 
war er ein reicher Mensch, ausgeschlossen.  

Da wurde aber anscheinend ein zweites Problem, 
dass Polizisten, wenn die gewechselt haben - es 
gab damals einen Wechsel zwischen Polizei dann 
zur Armee; zu ANA Territorial Forces sind die 
gewechselt - - Da sind die in diesem System nicht 
rechtzeitig umgeswitcht worden, und die haben 
ein Vierteljahr kein Gehalt bekommen. Da sind 
die natürlich dann auch durchaus verloren ge-
gangen, einige, die dann gesagt haben: Für nichts 
mache ich es jetzt nicht. - Aber die Masse ist da-
beigeblieben, so wie ich sagte, auch im Gefecht, 
ohne dass sie Geld bekommen haben. 

Das war die Antwort jetzt auf den zweiten Teil-
aspekt. Geben Sie mir ein Stichwort: Was war das 
Erste? - Entschuldigung.  

Jörg Nürnberger (SPD): Ich glaube, die Frage kön-
nen wir so stehen lassen.  

Zeuge M  A : Okay, passt. - Danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann wechselt 
das Fragerecht zum Kollegen Erndl. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Herr A , ich möchte noch 
mal auf den Abzugsprozess eingehen. Sie haben 
ja schon ein bisschen beschrieben, wie das 
„Aggressive Housekeeping“ funktioniert hat. Das 
heißt, man zieht Material und auch Soldaten ab, 
ohne eigentlich die Fähigkeiten vor Ort einzu-
schränken - weitgehend blieb das erhalten -, aber 
irgendwann kommt natürlich auch der Punkt, an 
dem man auch tatsächlich Fähigkeiten zurück-
fahren musste. Vielleicht können Sie ein biss-
chen beispielhaft schildern, wie das dann von-
statten ging? Ab wann musste man tatsächlich 
Fähigkeiten zurückfahren, und wie hat man das 
auch priorisiert?  

Zeuge M  A : Wir hatten die Vor-
gabe dem Einsatzführungskommando gegeben, 
keine Fähigkeiten zurückzuverlegen, sondern nur 
Fähigkeitsanteile. Fähigkeiten waren logistische, 
sanitätsdienstliche Unterstützung, MilNW, Füh-
rungsunterstützung, Aufklärung, Überwachung, 
Stab und die Führung, Force Protection, und am 
Schluss der Berater ganz innen drin, also der 
Kern der Mission sozusagen. Und wir wollten 
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nicht, dass diese Fähigkeiten abgelöst werden, 
weil damit die Interdependenzen natürlich weg-
gefallen wären, sondern nur anteilig.  

Unser Vorteil war - und gleichzeitig auch ein 
Nachteil -, dass Corona ins Spiel kam. Und durch 
Corona mussten einige Leute, die besonders ge-
fährdet waren, nach Hause verlegt werden. Das 
waren im TAAC North 80, und die sind dann 
auch gar nicht mehr wiedergekommen sozusa-
gen, und damit hat man auch schon mal gleich-
zeitig Kräfte reduziert. Von diesem Anteil, den 
wir reduzieren mussten im TAAC North, waren 
es in den ersten 135 Tagen 18 Prozent insgesamt. 
Die Problematik an dem ist: Nach dem Gesetz der 
großen Zahlen müssen Sie immer quasi dorthin 
gehen, wo viele Soldaten sind, da tut es am we-
nigsten weh; das ist die Force Protection. Und am 
Schutz spart man ungern, weil, wenn da einmal 
was passiert, dann heißt es: Na ja, was habt ihr 
denn da jetzt wieder gemacht? 

So, dann bleibt am Schluss - - MilNW, Aufklä-
rung braucht man auch, weil sonst hat man ja 
kein Lagebild mehr, kein eigenes. Wohlgemerkt: 
Die Mission hat uns auferlegt, wir sollen unsere 
eigenen Intel-Ressourcen, also unsere Kräfte, die 
wir auch vom Bundesnachrichtendienst hatten - - 
wollten die, dass wir die sowieso sehr schnell ab-
ziehen. Gut, zählt nicht auf das Kontingent.  

Aber was ist am Schluss dann übrig geblieben? 
Wo sind die größten Einschnitte gewesen? Zum 
einen im Stab selber. Da haben die Leute dann 
die Aufgabe von den Nachbarn mit übernommen. 
Die mussten da halt mehr arbeiten. Es wurde tat-
sächlich trotzdem in der Force Protection auch 
eingespart, weil das Advising sozusagen auch 
reduziert wurde auf der Folge - - und zwar, weil 
Maimana und Kunduz zu einem bestimmten 
Zeitpunkt sozusagen nicht mehr besetzt werden 
mussten, und damit musste man diese Kräfte 
nicht mehr stellen. Und so kam man dann quasi 
runter von dem Ganzen. Das Ganze ist aber natür-
lich keine einfache Aufgabe. Und das erfolgt ja 
auch im Aufwuchs, nämlich als das Redeploy-
ment dann wieder reinging.  

Und zusätzliche Force Protection, weil die Arme-
nier dann abgezogen sind; die hatten dann ja 

einen Konflikt zu Hause. Die mussten wir dann 
kurzfristig auch ersetzen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Und das war sozu-
sagen alles immer auch in Abstimmung mit dem 
Auswärtigen Amt, damit auch die richtigen poli-
tischen Signale oder Nichtsignale gesendet wer-
den?  

Zeuge M  A : So im Detail war das 
Interesse vom Auswärtigen Amt, welche Kräfte 
das jetzt sind - - Ich kann mich da nicht erinnern, 
dass das von großem Interesse gewesen wäre. Wir 
haben das mitgeteilt, weil es ja da auch nichts - - 
Es ist ja kein Geheimnis. Aber tatsächlich der In-
halt, wer das jetzt - - welcher Soldat welche Auf-
gabe hatte, das war keine große Relevanz da.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ging da sozusagen 
nur um die Zahlen. Okay. - Anderer Themen-
block: Im Oktober 2020 gab es eine Weisung für 
eine lageabhängige abgestufte Anpassung des 
Engagements der Bundeswehr, und da war auch 
eine Obleuteunterrichtung zu dieser Weisung ge-
plant für den Verteidigungsausschuss. Sie haben 
diese Obleuteunterrichtung vorab an das Auswär-
tige Amt geschickt, und da kam zurück vom Kol-
legen Kaufmann aus dem NATO-Referat, dass es 
unüblich sei, das Parlament bereits jetzt über Pla-
nungen zu unterrichten; man möge bitte mit der 
Obleuteunterrichtung warten, bis sozusagen kon-
krete Dinge passiert sind, also konkret Gerät aus 
Afghanistan wegverlegt wird. Dann schreibt der 
Kollege noch:  

In der jetzigen Phase ist jede 
Truppenanpassung politischer 
Natur.  

Deswegen muss das AA da umfassend einbezo-
gen und informiert werden. - Dazu meine Frage: 
War das so unüblich, dass man jetzt Obleute des 
Verteidigungsausschusses über wichtige Weisun-
gen unterrichtet hat, und was waren da die Ein-
wände des Auswärtigen Amtes?  

Zeuge M  A : Die Einwände haben 
Sie ja vorgelesen. Was dann tatsächlich denen 
noch durch den Kopf ging, parallel, das kann ich 
natürlich nicht sagen.  
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay.  

Zeuge M  A : Generell passt das ja 
in das Bild, was ich gesagt habe: Sämtliche An-
passungen sollten möglichst nicht sichtbar statt-
finden, damit halt keine Gefahr für den Friedens-
prozess entsteht. Und vor dem Hintergrund 
würde ich das jetzt ungefähr einordnen, ohne 
dass ich jetzt tatsächlich mich an die genauen 
Hintergründe da erinnern kann. Wenn das zu-
rückkommt, ist das dann nicht an mir, zu sagen: 
„Na gut, dann lassen wir das mit der Obleute-
unterrichtung“, sondern dann geht das natürlich 
hoch, relativ schnell, sehr hoch, weil die Absicht, 
die Obleute zu unterrichten, entsteht ja nicht 
ganz unten, sondern da steht ja ein Leitungsinte-
resse dahinter. Und wie das in der Folge dann 
war, habe ich jetzt tatsächlich nicht in Erinne-
rung.  

Aber das übliche Prozedere ist es dann, auf dem 
Dienstweg hochzugehen und zu sagen: „Achtung, 
AA sieht das anders“, und dann wird das, wie 
ich vorhin schon sagte, entweder zwischen den 
Abteilungsleitern oder Staatssekretären - - die 
sich dann darüber unterhalten, was jetzt der rich-
tige Weg wäre.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Kam das häu-
figer vor, dass das AA da reingegrätscht hat?  

Zeuge M  A : Nein. Ich hatte das 
jetzt tatsächlich gar nicht mehr in Erinnerung.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Gut, somit 
müssen wir aber trotzdem wahrscheinlich fest-
stellen, dass Truppenreduzierungen aus Sicht 
des AA immer auch ein politisches Signal dann 
mit beinhalten.  

Zeuge M  A : Definitiv, ja.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Gut. - Dann geht es 
noch mal um die Rückverlegungen und da auch 
um die Abstimmung noch mal mit dem Auswär-
tigen Amt. Gab es sozusagen - ich habe vorher 
schon ein bisschen in die Richtung gefragt - kon-
krete Eingriffe des Auswärtigen Amts, wann 
sozusagen welche Anzahl an Geräten, Waffensys-
temen usw. auch zurückgeführt wurde, oder war 

das sozusagen jetzt operativ BMVg, das den Pro-
zess einfach durchgezogen hat?  

Zeuge M  A : Ein Eingriff, dass wir 
etwas nicht zurückführen dürfen?  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Zum Beispiel, ja.  

Zeuge M  A : Habe ich das richtig 
verstanden? Oder irgendwas nicht hinzuführen? 
Also, ich glaube - - Nee. Da fehlt auch die Kom-
petenz. Da müsste ich erst mal immer erklären, 
was das für Gerät ist. Ich kann mich erinnern, 
dass ich immer erklärt habe, was ein Eagle usw. 
ist. Da ist die Kompetenz auch gar nicht vorhan-
den. Warum auch? Aber dafür gibt es uns ja.  

Ich glaube, vielmehr war das immer ein Problem 
in der Vergangenheit, wenn wir zusätzliche Ele-
mente wie - ich bringe es jetzt einfach mal plaka-
tiv, war kein Fall - - Aber immer dann, wenn man 
sagt: „Wir müssen Haubitzen nach Afghanistan 
bringen“, dann ist das ein großes Thema, weil es 
natürlich politisch sofort aufpoppt und alle sa-
gen: Um Gottes Willen, was machen die denn 
jetzt da? - Da würde ich jetzt zum Beispiel eine 
Intervention des AA dann erwarten; aber so was 
gab es nicht. Das ist auch nicht üblich gewesen. 
Es lief auch sehr harmonisch mit Herrn Kauf-
mann, kann ich sagen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. - Und das Bun-
deskanzleramt, wie spielte das da in diesen gan-
zen Abstimmungen und Planungen, Szenarien 
mit rein?  

Zeuge M  A : Das Bundeskanzler-
amt war in den Ressortbesprechungen immer mit 
anwesend, entweder mit dem Oberstleutnant, der 
dort eingesetzt war, aus der Gruppe 22 oder 23 
und dem Kapitän zur See. Und darüber hinaus 
kam es im Zuge von verschiedenen - müsste ich 
jetzt nachschauen - - hat der Generalinspekteur 
auch bei einer separaten Sitzung auch im Bun-
deskanzleramt vorgetragen, und grundsätzlich 
hat den Vorsitz der Staatssekretärsrunde auch 
immer das Kanzleramt. - Ich korrigiere. Stimmt 
gar nicht. Der Vorsitz rotiert, und die Durchfüh-
rung ist immer im Kanzleramt gewesen. So war 
es.  
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Thomas Erndl (CDU/CSU): Wie war denn sozu-
sagen die Rolle vom Sonderbeauftragten Markus 
Potzel, also jetzt nicht die Rolle in Afghanistan, 
aber sozusagen im Zusammenspiel mit Ihnen 
und dem BMVg?  

Zeuge M  A : Der hat natürlich eine 
besondere Rolle, weil er natürlich sehr eng dran 
ist und als Botschafter da halt eine hohe fachli-
che Expertise hat und er derjenige war, der mit 
den Taliban auch unmittelbar verhandelt hat und 
da natürlich Informationen aus erster Hand hatte 
und einen besonderen Zugang. Und wann immer 
wir uns - - Wenn sich die Möglichkeit ergeben 
hat, haben wir uns auch mit dem Botschafter Pot-
zel dann ausgetauscht. Ich persönlich - - War das 
eine Frage, wie ich persönlich mit ihm konnte?  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ja -  

Zeuge M  A : Sehr gut.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): - und das Referat.  

Zeuge M  A : Sehr gut. Wir hatten 
mal im Flug aus Afghanistan bei einer Begleitung 
eines Staatssekretärs den ganzen Rückflug hier, 
keine Ahnung, acht Stunden lang über Afghanis-
tan gesprochen. Also da herrschte, muss ich ganz 
ehrlich sagen, ein sehr, sehr guter Austausch zwi-
schen AA und BMVg, SE II 1. Sehr gut.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay.  

Zeuge M  A : Muss ich aber ergän-
zen: In meiner ganzen Zeit im Ministerium ist 
dieser Ressortkreis - - fand ich den als äußerst ge-
winnbringend, und diese Vorbehalte, die einem 
immer erzählt werden, dass BMZ und AA usw., 
die wären alle ganz komisch gegenüber dem 
BMVg, das kann ich nicht mal ansatzweise unter-
streichen, sondern das war sehr kooperativ und 
sehr verständnisvoll und von sehr viel gemein-
samer Tatkraft geprägt.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Und Sie würden auch 
sagen, dass es in der Struktur dann insgesamt ef-
fizient aufgesetzt war?  

Zeuge M  A : Definitiv. Also, die 
Staatssekretärsrunde zu Afghanistan und dieser 
Ressortkreis, der ja damals durch Afghanistan, 
und zwar zu den Zeiten 2010, quasi so ins Leben 
gerufen wurde, weil halt einfach - oder kurz vor-
her - viel zu koordinieren war, halte ich für ein 
äußerst zweckmäßiges Element. Das wurde dann 
zusammengelegt mit Mali. Mali hatte in der Ver-
gangenheit seltener getagt gehabt, dieser Ressort-
kreis, und deshalb wurde die Staatssekretärs-
runde dann auch seltener durchgeführt. Da hat 
sich die Anzahl der Durchführungen verändert. 
Also wenn ich nicht der gewesen wäre, der es 
immer hätte vorbereiten müssen, hätte ich gesagt, 
es wäre schon gut gewesen, bei der alten Taktung 
zu bleiben. Aber auf der anderen Seite, wenn 
man eh so viel zu tun hat, freut man sich, wenn 
man ein paar so umfangreiche Akten weniger 
macht. Nee, ernsthaft: Ein Austausch schadet nie, 
ein Austausch schadet nie. Und in dem Fall, 
wenn sich die Lage verschärft, ist es gut, wenn 
sich die Kräfte immer - - oder die Ressorts öfter 
tagen. Und das haben sie ja auch getan. Also, ad 
hoc wurden die Staatssekretärsrunden dann ge-
troffen. Der Ressortkreis ist auch ad hoc dann per 
Webex oder auch persönlich zusammengetroffen. 
Also, das hat auch stattgefunden und nach mei-
ner Bewertung auch angemessen zur Lageent-
wicklung.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. Die 
Kolleginnen und Kollegen der Ressorts freuen 
sich über die positive Rückmeldung.  

Zeuge M  A : Keinen Applaus ge-
hört.  

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wir stellen dann 
auch den Kollegen aus den Ressorts die Frage, ob 
das sozusagen da auch zurückgegeben wird.  

Gut. Noch mal ein neuer Komplex. Generalleut-
nant Poschwatta als Chef des Stabes kam zurück, 
und Sie haben das - na, Moment, wie heißt es? - 
Rückkehrergespräch ausgewertet. Der hat sozusa-
gen ganz nüchtern natürlich die Lage dargestellt, 
wie es ist, und vor allem sozusagen dann auch 
den Punkt abgeschwächt, dass die NATO und die 
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Verknüpfung mit Bedingungen irgendwelchen 
Einfluss auf die Amerikaner gehabt haben, und 
sozusagen vielleicht ein bisschen die Illusion zer-
stört. Haben Sie da zu dem Zeitpunkt die Wahr-
nehmung von Herrn Poschwatta geteilt? Oder 
wie haben Sie das aufgenommen?  

Zeuge M  A : Also, ich war ja sein 
Berater, sein Military Assistant, im Einsatz, bis 
zum Schluss. Und ich würde unehrlich sein, 
wenn ich sagen würde, dass ich einen Großteil 
des Abschlussberichts für ihn mit verfasst habe 
[sic!]. Von daher kann ich diese Einschätzungen 
teilen.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. Dann ist das ja 
gar nicht so spektakulär sozusagen.  

Zeuge M  A : Klar.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Da muss ich mal kurz 
sortieren. - So, dann erübrigen sich eigentlich 
sozusagen Fragen nach dem Rückkehrergespräch 
und der Auswertung, weil das ist ja sozusagen 
dann auch - - 

Zeuge M  A : Sie finden eine hohe 
Übereinstimmung.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Genau. So nehmen 
wir das zur Kenntnis. - Noch mal bezogen auf die 
Frage, wie sozusagen Folgemissionen aussehen 
können, wie man einen längerfristigen Verbleib 
auch plant. Das war ja schon alles auch noch Teil 
der Szenarien, die da in unterschiedlichster Art 
und Weise auch diskutiert worden sind im Mi-
nisterium, auch mit Abgeordneten im Ausschuss.  

Es gibt eine Vorlage an die Ministerin, 29. Okto-
ber 2020, wo sozusagen verschiedene Szenarien 
aufgezeigt wurden. Können Sie uns vielleicht 
noch mal erläutern, was sozusagen da die Per-
spektiven waren und wieso man da aus Ihrer 
Sicht auch immer fest an ein Szenario geglaubt 
hat, wo man als westliche Gemeinschaft auch 
einen Fuß in der Tür behält, weil man glaubte, 
dass die Taliban da auch Bedarf selber erkennen 
und sehen?  

Zeuge M  A : Ich kann natürlich 
jetzt nicht sagen, wenn Sie sagen: Oktober, eine 
Vorlage an die Ministerin - -  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. Entschuldi-
gung, ich muss sowieso genau noch nachreichen.  

Zeuge M  A : Nee, ist okay. Auch 
wenn Sie den Namen sagen, kann ich es erst 
recht nicht zuordnen, weil ich natürlich die Ab-
kürzungen nicht im Kopf habe. Ich müsste es also 
anschauen. Aber ich kann dahin gehend trotz-
dem, glaube ich, meines Erachtens die Frage be-
antworten, warum wir - -  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Ich reiche gerade 
noch schnell die Nummer nach: also MAT A 
BMVg-5.151 VS-NfD, Blatt 89 bis 94. Das wäre 
sozusagen jetzt diese Vorlage vom Oktober ge-
wesen.  

Zeuge M  A : Ja. - Das sind letztend-
lich die Szenarien, die oben zur Zusammenarbeit 
mit dem Auswärtigen Amt, die Unterlagen - ich 
weiß nicht, die sind garantiert in den Zuarbeiten 
vom Auswärtigen Amt drin gewesen -, dieses 
Szenario- und Optionenpapier - -  

(Der Zeuge hält Unterlagen 
hoch) 

Das ist nur eine grafische Aufarbeitung. Und 
dann letztendlich unten haben wir sozusagen das 
Militärische in verschiedene Fähigkeitskörbe un-
terteilt und dann aufgezeigt, wie wir das materia-
lisieren mit militärischer sozusagen Umsetzung, 
um dann deutlich zu machen: Wir können alle 
Aspekte bedienen, wenn es denn gewollt ist. - 
Also wir wollten damit sagen: Das Militär hat die 
Möglichkeit, alle Optionen zu bedienen; die 
Frage ist, ob die Politik es will. Das ist die Frage. 
Das sollte damals deutlich gemacht werden.  

Und Sie sehen das ja an den Paraphen, die sehr 
lang sind, hier vom UAL und vom AL und auch 
vom Generalinspekteur, der dann ja auch sagt, 
dass es sich nur um Vorüberlegungen handeln 
kann, weil die internationalen Rahmenbedingun-
gen nicht gesteckt sind. Und letztendlich wird 
damit wieder deutlich das, was ich gesagt habe: 
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Wir haben keine Möglichkeit ausgelassen, zu sa-
gen: Hier, das sind die Optionen, wie es weiter-
gehen könnte; wir müssen darüber nachdenken, 
und wir müssen - - Man kann ja auch geheim sol-
che Sachen tagen - - und dass es eben möglichst 
nicht nach draußen dringt an die Presse oder an 
einen anderen Bereich, sodass dann nicht die 
Taliban sozusagen davon erfahren, dennoch man 
Zeit gewinnt, dass man vielleicht schon eine fer-
tige Idee hat.  

Militärisch, im normalen Gefecht ist das Stan-
dard, dass man verschiedene Handlungsoptionen 
vorbereitet, also in einem klassischen Gefecht, in 
der Landes- und Bündnisverteidigung beispiels-
weise. In so einer Sache, in einem Einsatz, ist das 
alles ein bisschen diffiziler. Und nicht zuletzt - 
und deshalb ist das Militär da auch natürlich 
sehr vorsichtig, und die Führung insbesondere - 
dass, wenn man - - und daher war auch die Ob-
leuteunterrichtung sicherlich auch gedacht - - 
Man möchte natürlich das Parlament mitnehmen, 
weil das Parlament einen Anspruch darauf hat, 
dass sie informiert werden, was wir tun. Und 
man sagt: Okay, wir können da nicht einfach 
rumplanen, einfach so Goodwill. Und dann sagt 
einer so: Was macht denn ihr da? Macht ihr da 
euren eigenen Krieg oder so? - Und das wird 
dann halt auch oftmals gern genommen, um be-
stimmte Dinge halt dann nicht aktiv oder super 
proaktiv voranzutreiben. Aber in dem Fall ist der 
Grund ein anderer: internationale Rahmenbedin-
gungen, keine politische Positionierung und des-
halb keine proaktive Umsetzung. Zeitgerecht 
Tischgespräch, damit die Ministerin darüber in-
formiert wird. Genau, soweit ich weiß. Letztend-
lich nichts anderes habe ich dann mal in dieser - 
das ist auch im Katalog drin; haben Sie garantiert 
schon oft gesehen - - Das ist nichts anderes.  

(Der Zeuge hält Unterlagen 
hoch) 

Da wird auch nur deutlich gemacht, dass wir 
nicht aufhören sollten, sondern eine Brücken-
funktion für irgendwas, was danach kommt - - 
Das Militär ist ja nur ein kleiner Beitrag, ganz 
kleiner Beitrag; da ist ja viel, viel mehr noch not-
wendig, damit dann quasi so eine fortgesetzte 

Unterstützung für so ein Land sichergestellt wer-
den kann. Und meines Wissens haben verdammt 
viele Menschen diese Folie gesehen.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Mit Blick darauf, 
dass wir den Zeugen jetzt schon zweieinhalb 
Stunden wieder vernommen haben, unterbreche 
ich die Sitzung noch einmal für zehn Minuten - 
letzte Pause -, und dann gehen wir in die letzten 
Fragen. Dann geht es weiter mit den Grünen.  

(Unterbrechung von  
22.02 bis 22.14 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Die Kollegen vom 
Nachrichtendienst wissen wahrscheinlich, dass 
wir eine Vereinbarung mit Dussmann haben, re-
gelmäßig Pausen zu machen, damit das - - Nein, 
im Ernst, ich hoffe, Sie haben sich noch ein biss-
chen erholt für die letzte Strecke, und wir fahren 
fort in der Befragung des Zeugen.  

Sie sind hoffentlich auch versorgt mit Geträn-
ken. - Das ist so. Dann fahren wir fort mit der 
Frau Kollegin Nanni.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
genau. Weiter geht es. - Ich schließe erst mal an 
an das Thema, was mein Vorredner gerade hatte, 
nämlich die ganze Frage: Kommunikation ins 
Parlament. Es gibt ja verschiedene Möglichkeiten 
auch für Abgeordnete, sich zu informieren: der 
Ausschuss oder über Obleuterunden. Das ist 
wahrscheinlich so der normalste Weg. Es gibt 
aber auch - gerne genutzt von den Regierungs-
fraktionen - die Möglichkeiten, im eigenen Haus 
ParlKab-Anfragen zu stellen, die eben nicht die-
ses formale Tool der Kleinen und Großen Anfrage 
sind. Ist Ihnen bekannt, dass aus den Reihen der 
SPD oder der Union in 2020/2021 Anfragen zur 
Sicherheitslage, zum Abzug in Afghanistan ge-
stellt worden sind?  

Zeuge M  A : Wenn die stattgefun-
den haben, ja. Aber ich habe es jetzt nicht mehr 
erinnerlich, weil Kleine und Große Anfragen - - 
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Große eher selten, aber Kleine Anfragen waren 
auch so Dinge, die quasi unser täglich Brot wa-
ren. Das hat aber schwerpunktmäßig bei uns der 
Oberstleutnant O  sozusagen wahrgenom-
men. Die Umsetzung ist aber - - Übrigens, der 
Oberstleutnant O  war auch immer mor-
gens bei diesen Acht-Uhr-Runden dabei, sozusa-
gen um quasi das Lagebild dann auch zu haben 
und dann natürlich auch qualitativ gute Antwor-
ten bei den Kleinen Anfragen vorbereiten zu kön-
nen.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist 
Ihnen erinnerlich, mal einer mündlichen Unter-
richtung von einzelnen Abgeordneten oder ein-
zelnen Fraktionen beigewohnt zu haben?  

Zeuge M  A : Ich selber? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja.  

Zeuge M  A : Ich war mal bei einer, 
da war der Herr Erndl auch; da kann ich mich 
erinnern. Also ja, ich war schon bei ein, zwei da-
bei. Bei der FDP war ich einmal dabei. Also, ich 
glaube, ich war bei zwei Stück selbst persönlich 
präsent, in Begleitung des Abteilungsleiters oder 
des Unterabteilungsleiters.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
das heißt, das Interesse des Parlaments am 
Thema Afghanistan gab es schon, aber jetzt nicht 
überbordend, proaktiv sozusagen, weil das - - Wir 
können uns ja auch bei der Regierung proaktiv 
informieren.  

Zeuge M  A : Also, ob das jetzt be-
sonders viel oder besonders wenig war, kann ich 
jetzt - - mag ich jetzt nicht einschätzen wollen. 
Aber es fand statt, und wir haben es vorbereitet, 
und dann sind dort - - Und haben den Abtei-
lungsleiter - - Oft ist der alleine dort gewesen und 
hat dann nur unterschiedliche andere Personen 
dabeigehabt. Aber ich war zumindest - - Mindes-
tens an zweien war ich dabei.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke 
schön. - Sie hatten vorhin ausgeführt, dass Sie 
telefonisch zu dem Doha-Abkommen informiert 
worden sind. Da wurde auch aus einer Vorlage 

dann zitiert, wo Sie ein bisschen runterschreiben, 
was sozusagen Teil des Abkommens ist. Durch 
wen wurden Sie damals telefonisch über die In-
halte des Doha-Abkommens informiert?  

Zeuge M  A : Den Referatsleiter.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
wenn Sie jetzt heute - - Heute ist ja öffentlich be-
kannt, was alles Teil des Doha-Abkommens auch 
war.  

Zeuge M  A : Alles?  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehen 
Sie da eine gewisse Diskrepanz zwischen dem, 
wie Sie darüber informiert worden sind, und 
dem, was Sie heute darüber wissen?  

Zeuge M  A : Ich bin mir nicht si-
cher: Sind die Annexe mittlerweile öffentlich?  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein.  

Zeuge M  A : Ich glaube, dass im-
mer noch nicht alles bekannt ist, was tatsächlich 
sozusagen ist. Ich habe selber - - Ich glaube, wir 
hatten tatsächlich damals den glücklichen Zu-
stand - und das ist quasi Ausdruck von der Frage 
von vorhin, wie wir denn mit dem AA zusam-
mengearbeitet haben -, dass wir einen sehr guten 
Draht letztendlich ins AA hatten, und insbeson-
dere zum Sonderbeauftragten der Bundesregie-
rung, Botschafter Potzel, der sozusagen unmittel-
bar diese Informationen auch mit uns dann ge-
teilt hat, weil sie ja schon eine gewisse Relevanz 
natürlich haben. Und Ziel war - und ich werde es 
nie vergessen; da war ich nämlich das erste Mal 
seit Monaten wieder bei meiner Familie in der 
Eisdiele - - und das alles abgebrochen, um dann 
genau diese Nachricht zu verfassen, damit unsere 
Leitung noch - ich glaube, ich habe es um 
12.38 Uhr abgesendet - - Um 14 Uhr ist es dann 
offiziell unterzeichnet worden, dass die Leitung 
vorher noch mal - - quasi dann nicht überrascht 
wird und so grob weiß, was drinsteht. Das war 
das Ziel damals an diesem Samstag, dass die Lei-
tung unseres Hauses einfach weiß, was da jetzt 
gleich passiert, mit einem gewissen Zeitvor-
sprung, weil eins ist ja klar: Dann bricht ja die 
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Flut an Fragen da natürlich dann auch gleich ein, 
sodass am Wochenende auch immer gut vor- -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie ha-
ben vorhin gesagt, Ihr Selbstverständnis ist auch, 
Probleme anzusprechen. Die erste Hürde ist na-
türlich, ein Problem erst mal als solches zu er-
kennen, und dafür braucht man eine gute Infor-
mationslage. Ich habe jetzt aus dem, was Sie dazu 
ausgeführt haben, welche verschiedenen Per-
spektiven es auf das Wort „condition-based“ gab, 
die These entwickelt, dass eigentlich die Natur 
des Abkommens und die entsprechenden Konse-
quenzen von Deutschland insgesamt falsch ein-
geschätzt worden sind. Würden Sie diese These 
teilen?  

Zeuge M  A : Ich weiß nicht, was 
Sie meinen mit „die Natur des Dokuments“.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Also, 
wir sind ja schon seit einigen Monaten hier in 
der Beratung im Untersuchungsausschuss, und 
der Eindruck, der sich zumindest bei mir einge-
stellt hat, ist, dass das US-Taliban-Abkommen 
ein geordnetes Kapitulationsabkommen ist, wo 
sozusagen der Rückzug der internationalen Trup-
pen festgelegt wird und die Taliban dafür im 
Prinzip, dass das passiert, fast nichts einhalten 
müssen und genau diese Rückumkehrung und 
Aufschiebung nicht angelegt ist in dem Abkom-
men.  

Zeuge M  A : Ich glaube nicht, dass 
ich da - - Also, als dieses Abkommen unterzeich-
net wurde, hat bei uns im Referat keiner Jubel-
sprünge gemacht, sondern alle haben sich gefragt: 
Was ist denn da jetzt passiert? Wieso erlaubt sich 
quasi jemand, eine Organisation, die gerade die-
sen Einsatz macht, durchführt, verantwortlich, 
die NATO mitzuverhandeln, ohne sie zu beteili-
gen? Also, das ist schon sehr kritisch gesehen 
worden, und Sie müssten die Leute fragen, die da 
im Nordatlantikrat darüber debattiert haben; da 
ging es auch relativ emotional zu.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau, 
das betrifft ja dann sozusagen die Prozesslegiti-
mität, die einfach nicht da war. Aber die Frage ist 
ja auch, wie man den Output dann bewertet und 

welcher Handlungsdruck sich aus der Bewertung 
des Abkommens eben ergibt oder nicht.  

Und wenn Sie sagen, dass dieser Punkt „condi-
tion-based“ sozusagen nicht so hart eingeschätzt 
wurde, wie er sich im Endeffekt dargestellt hat, 
also nicht mit so fatalistischen Szenarien für die 
Zukunft, dann würde das ja ein Stück weit erklä-
ren, warum wir ziemlich lange auf dem falschen 
Track waren und auch noch darauf gehofft ha-
ben - und das wäre jetzt quasi mein nächster 
Punkt -, dass es noch - ich habe das mal gesagt - 
die Hoffnung auf Aufschub gibt und die Hoff-
nung auf eine Resolute-Support-Nachfolge und 
sogar auch die Hoffnung darauf gibt - und das 
wäre jetzt ein Vorhalt, den ich machen würde, 
mit MAT A BMVg-4.317 VS-NfD, Blatt 164 - - Das 
ist eine E-Mail von Benjamin Reiner an Amelie 
Hartmann aus dem Auswärtigen Amt.  

… wir schlagen folgende Linie 
für die Sitzung am 18.4. um 
10:30 Uhr zur Verhandlung des 
Taskers für die Beendigung von 
RSM vor … 

- In Anbetracht dessen, dass USA 
ggf. schon zum 4. Juli den Abzug 
abschließen wollen, sollte ggf. 
noch ein Datum ergänzt werden, 
vor dem der Abzug nicht abge-
schlossen sein darf: „not before 
15 August 2021 and not later than 
…“. 

Das heißt ja im Umkehrschluss, es bestand die 
Hoffnung, dass man, auch wenn die USA abgezo-
gen sind, noch eine Weile sicher dableiben kann, 
bis man selber vollständig abgeschlossen ist.  

Zeuge M  A : Nee. Da waren sich 
alle einig: Wenn die Amerikaner abziehen, ist 
kein anderer mehr da, weil die in vielen Berei-
chen die Sicherheitsgaranten waren. Also, mei-
nes Erachtens, zumindest bei uns im Referat, hat 
keiner die Auffassung gehabt, dass wir länger als 
die Amerikaner bleiben, zu keinem Zeitpunkt. 
Luftnahunterstützung, Lufttransportraum; viele 
C-17-Flugzeuge - haben uns ja auch unterstützt; 
hat vermutlich der Oberst Kurjahn auch gesagt - 
sind ja amerikanische Flugzeuge auch gewesen, 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 143 von 156 
 

Sanitätsversorgung usw. Also, ohne die Amerika-
ner wäre von uns hier keiner geblieben, und der 
Abzug, auch überstürzt, die Ankündigung „Zum 
24.12. sind alle zu Hause“, führte ja sofort zu 
einer Reaktion von uns: Wir sind auch vor dem 
24.12. zu Hause, weil es keine Option gibt, länger 
zu bleiben. - Da verfügten wir nicht über die Mit-
tel, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu dem Zeit-
punkt, um das ausgleichen zu können.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Haben 
Sie das so wahrgenommen, dass das auch alle 
Kolleg/-innen im AA ähnlich eingeschätzt ha-
ben? Weil das Zitat, was ich hier gerade rausge-
bracht habe, sagt ja: vor dem 15. nicht. - Das sind 
zwei Wochen später.  

Zeuge M  A : Da muss man, glaube 
ich, unterscheiden: Viele haben daran geglaubt, 
dass tatsächlich der April nicht zwingend der 
letzte Punkt ist, weil wir wussten, dass die - also 
nicht wussten, wir waren der Auffassung - Tali-
ban auch selber noch keinen Plan haben, wie sie 
es dann machen wollen, und in einer hohen Ab-
hängigkeit von Gebern, also von Geld sind, was 
nicht ausschließlich durch al-Qaida oder sonst 
jemand kommt, sondern der Westen sozusagen, 
damit das Gesundheitssystem und vergleichbar 
einfach existent bleibt - - und dass zu einem be-
stimmten Zeitpunkt - das war meine Überzeu-
gung - zumindest der politische Flügel der Tali-
ban dann sagt: Okay, wir brauchen da was, wir 
müssen uns dadrauf einlassen, jemand Neutrales, 
weil sie lassen ja internationale Gemeinschaft da, 
halt nur Diplomaten; und irgendwas, was so ähn-
lich ist wie Diplomaten, was nicht so böse aus-
schaut wie das Restmilitär, darauf könnte man 
sich vielleicht einigen. - Deshalb habe ich ja im-
mer VN so nach vorne geschoben, Blauhelme 
oder irgendwie so was. Davon war ich überzeugt, 
dass man die dann schon überzeugen könnte. 
Nur, die Taliban mussten ja auch ihre Feldkom-
mandeure überzeugen, und die waren ja gerade 
im Siegesrausch und sagten: Wieso sollten wir 
uns denn da auf irgendwas einlassen? Wir haben 
doch gerade gewonnen. Die sollen alle weg und 
fertig. - Nur denken die halt auch nicht daran, 
dass da plötzlich so ein Land zu organisieren ist.  

Und deshalb dachte ich, es gibt da schon eine 
Chance dadrauf. Und man sieht ja heute, sie ha-
ben einen hohen Bedarf und betteln ja auch quasi 
die internationale Gemeinschaft an, zu unterstüt-
zen mit Geldzahlungen, aber auch humanitärer 
Hilfe und dergleichen, was auch zu erwarten 
war. Und von daher war da die Idee. Aber natür-
lich nicht ohne die Amerikaner. Das ist eindeu-
tig. Und zu einem Zeitpunkt - ich hatte das in 
meinem Eingangsstatement auch gesagt - haben 
die Amerikaner auch deutlich gemacht, dass sie 
vorsehen, länger dort zu bleiben; Diplomatic 
Assurance Package. Und wer glaubt, das sind nur 
leichtbewaffnete Soldaten: - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nee, 
nee, ist schon klar.  

Zeuge M  A : - Das ist umfassend 
gewesen. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
ich würde noch mal gerne was zu Ihrer Einschät-
zung - -  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Nee, -  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist 
immer so kurz.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: - wir wechseln zur 
AfD.  

Joachim Wundrak (AfD): Danke schön, Herr Vor-
sitzender. - Herr A , es steht nicht nur 
heute, sondern schon länger im Raum der Vor-
wurf, dass die Lageeinschätzung hinsichtlich der 
Sicherheitslage in Afghanistan und auch der Fä-
higkeiten der ANSF nicht richtig weitergegeben 
wird, beschönigt worden ist. Die Frage ist, auf 
welcher Ebene das passiert. Ich will, wenn die 
Zeit reicht, jetzt vielleicht zwei, drei Situationen 
mit Ihnen kurz durchgehen.  

Wir wissen aus einer Befragung von Zeugen aus 
dem BMVg vom vergangenen September hier im 
Ausschuss, dass im Januar 2020 unter der Lei-
tung des Bundeskanzleramts und in Anwesenheit 
mehrerer Ressorts auf Staatssekretärebene ein 
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gravierender Streit über die unterschiedliche Be-
wertung der Lage in Afghanistan behoben wer-
den musste. Zuvor hatten bereits im Herbst 2019 
der BND und auch die im BMVg für das Militä-
rische Nachrichtenwesen Verantwortlichen die 
Lage und Durchhaltefähigkeit der ANDSF als 
sehr negativ eingeschätzt. Gegen diese Einschät-
zung soll Ihr Referat, SE II 1, heftigen Protest ein-
gelegt haben; in unseren Unterlagen ist von einer 
Eskalation die Rede. Der schwelende Konflikt zur 
richtigen Einschätzung der Sicherheitslage in Af-
ghanistan musste dann, wie erwähnt, im Januar 
2020 unter Leitung des Bundeskanzleramts - Zi-
tat - „behoben werden“.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Herr Abgeordne-
ter, könnten Sie noch sagen, woraus Sie zitieren?  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, kommt jetzt.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Es ist immer 
schön, wenn Sie es am Anfang sagen.  

Joachim Wundrak (AfD): Danke für den Hin-
weis. - MAT A BMVg-3.166, VS-NfD, Blatt 540. - 
Und in diesem Zusammenhang soll es - und das 
ist natürlich - bei einigen Beteiligten zu Frustra-
tionen gekommen sein. Waren Sie persönlich an-
wesend bei diesem - - 

Zeuge M  A : Können Sie den 
Monat und das Jahr noch mal kurz wiederholen, 
wann das war?  

Joachim Wundrak (AfD): Januar 2020.  

Zeuge M  A : Also quasi noch vor 
dem Abkommen. - Ich kann mich erinnern, dass 
es zwischen meinem Mitreferenten - das war der 
Oberstleutnant H  - und einem Vertreter des 
Bundesnachrichtendienstes, bei einem - - Wir 
hatten immer wieder mal einen Austausch mit 
SE I 3, die sozusagen den Bundesnachrichten-
dienst auch eingeladen hatten zum Austausch 
zur Sicherheits- und Bedrohungslage. Und da 
kam es - also „Eskalation“; mir klingt das alles 
viel zu krass, als dass es dieses Event gewesen 
sein kann - - Er hat das halt anders eingeschätzt 
und hat auf seiner Position beharrt. Und man 
müsste ihn selber fragen, was ihn da bewegt hat.  

Ich kann aber sagen, zu dem Anfangszeitpunkt 
2020 waren wir in der Situation, wo wir gerade 
in der Hochzeit der erfolgreichen Operationsfüh-
rung der afghanischen Spezialkräfte und der 
Luftwaffe waren und damit deutlich wurde, dass 
es tatsächlich möglich ist, moderne Kriegsfüh-
rung durch die ANDSF durchzuführen. Es kann 
sein, dass er unter diesem Eindruck stand und 
quasi diesem zu negativen Bild entgegenwirken 
wollte; könnte ich mir zumindest gut vorstellen. 
Insgesamt erscheint mir das aber zu aufge-
bauscht. Also wenn das - - Ich glaube, ich war bei 
diesem Event beim Bundesnachrichtendienst. Da 
war das Bundeskanzleramt wohl dabei. Aber das 
war ein Gespräch, wo man sich auf eine gemein-
same Linie dann wieder geeinigt hat. Aber von 
einer Rieseneskalation und durch Intervention 
des Bundeskanzleramtes - - Ich sage ja, wir haben 
uns in vielen Bereichen mit den anderen Ressorts 
ausgetauscht, und in dem Fall hat man sich halt 
dann auf einer Linie wieder zusammenfinden 
können.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, danke. - Machen wir 
den nächsten: Im Oktober 2020 haben Sie auf Ge-
heiß der Hausspitze eine Leitungsvorlage erstellt, 
die mit „Eventualfallplanungen für ein Redeploy-
ment des DEU EinsKtgt Resolute Support (RS)“ - 
Redeployment des deutschen Einsatzkontin-
gents - überschrieben war, MAT A BMVg-4.254, 
Blatt 29. In einer ursprünglichen Version dieses 
Dokuments hat es geheißen - ich zitiere -: 

„Verzögern sich unter Beibehal-
tung des Abzug-Enddatums 
30. April 2021 die politischen Ent-
scheidungen über das NATO AM 
Treffen  

- NATO-Außenministertreffen - 

hinaus, erhöhen sich die nega-
tiven Auswirkungen im zuneh-
menden Maße (bspw. keine Revi-
sionssicherheit, Vernichtung und 
Verbleib von für die Rückver-
legung nach DEU  

- Deutschland - 
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vorgesehenem Bw-Material und 
Gerät sowie die ggf. Nichteinhal-
tung von rechtlichen Auflagen 
…).“  

Und so weiter und so fort. Das ist MAT A BMVg-
4.254, Blatt 8.  

Der eben zitierte Textbaustein wurde in der Folge 
von den Unterabteilungen Pol I und Pol II im 
BMVg nicht mitgetragen. Als Argument für die 
Verweigerung der Freigabe wurde angeführt - und 
ich zitiere -,  

dass „den politischen Entschei-
dungsträgern hier von vornerein 
die Schuld gegeben wird. Militä-
rische Planungen und Ausführun-
gen haben dem Primat der Politik 
und den politischen Rahmen-
bedingungen zu folgen“. 

Zitat Ende. Das ist MAT A BMVg-4.254, Blatt 8. 

Da meine Frage: Wie haben Sie damals auf diese 
Kritik Ihrer Formulierungen reagiert? Haben Sie 
versucht, Ihre Ursprungsversion trotzdem durch-
zusetzen? Und wie oft kam es denn zu solchen 
Vorgängen eigentlich zwischen Ihnen und insbe-
sondere der politischen Ebene? 

Zeuge M  A : Na ja, das ist - - Also, 
ich denke - - Mir ist das ja in Erinnerung. Ich 
habe das auch bei dem Durcharbeiten der Akten 
dann auch wieder vor Augen gehabt. Es be-
schreibt letztendlich genau das, wo ich ein paar-
mal schon drauf hingedeutet habe: dass wir fest-
stellen, dass wir eine militärische Notwendigkeit 
haben, Dinge zu tun, und dass dann aber jemand 
sagt: Aber der Taktgeber ist natürlich die Poli-
tik. - Und ohne Zweifel ist das natürlich so. 
Gleichwohl ist es das beste Beispiel für diese Zer-
reißprobe, und die Abteilung Politik, die Referen-
ten, haben darauf hingewiesen, dass das nicht so 
geht.  

Und wenn Sie sich das Dokument, wenn es dann 
nach oben geht - - Soweit ich mich erinnern 
kann, lautet die Einlassung des Generalinspek-
teurs dann auch ungefähr entsprechend, der 

dann sagt: Der Taktgeber ist natürlich die Poli-
tik. - Und wir können das dann nicht bestimmen 
und müssen dann halt die entsprechenden vor-
sorglichen Maßnahmen machen. Wir können nur 
Preisschilder aufzeigen und halt schon vorzeitig 
darauf hinweisen, was denn dann passiert: Wenn 
wir Fahrzeuge vernichten müssen, wenn Dingos 
durch unsere eigenen Kräfte in Masar-i-Scharif 
zerstört werden, das ist halt dann die Folge. - 
Und das haben wir dann auch getan bei jeder 
Gelegenheit. Natürlich, wenn irgendwelche Hin-
tergrundgespräche oder dergleichen waren, dann 
haben wir Folien gemacht, wo dann erkennbar 
ist: Wenn das halt nicht klappt in der Zeit, dann 
müssen wir bestimmte Dinge zerstören. Und wer 
macht das schon gerne, eigene Ausrüstung und 
Material zu zerstören? Aber das ist ein plakatives 
Beispiel dafür.  

Joachim Wundrak (AfD): Ja, danke.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Vielen Dank.  

Joachim Wundrak (AfD): Bin ich schon wieder 
durch?  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: So ist es. - Das 
Fragerecht geht zur FDP. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Vielen Dank. - 
Herr Oberstleutnant, kurz eine Vorfrage: Haben 
Sie bei Abstimmungen in Ihrem Haus oder zwi-
schen den Häusern auch irgendwelche SMS oder 
Whatsapp oder andere Chatplattformen benutzt? 

Zeuge M  A : Bei Abstimmungen 
zwischen den Häusern?  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Also, wenn 
Sie sich mit Kollegen aus Ihrem eigenen Haus 
oder auch anderen Häusern abgestimmt haben, 
haben Sie da auch Whatsapp oder was auch im-
mer, irgendwelche Plattformen benutzt, die jetzt 
keine E-Mails sind? 

Zeuge M  A : Wir haben uns gege-
benenfalls nur über Whatsapp koordiniert, wann 
wir uns irgendwo treffen, aber inhaltlich nicht.  
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. Gut. 
Das war nur so eine Nebenfrage. - Ich würde jetzt 
gern noch mal auf diese Staatssekretärsrunden zu 
sprechen kommen. In einer Mail vom 29. April 
2020, die uns vorliegt - MAT A BMVg-5.03 VS-
NfD, Blatt 5 -, schreiben Sie, dass die Abteilung 
[sic!] SE II 1 Initiativunterlagen für die Afghanis-
tan-Mali-Runde der Staatssekretäre vorlege, „da 
auf Grund der sehr späten Einladung“ zu dieser 
Runde durch das BMF „bislang keine Vorberei-
tung beauftragt“ worden sei. Also das BMF, das 
eigentlich dran war, das vorzubereiten, hat das 
eigentlich nicht angestoßen; aber Sie haben es 
dann gemacht. Deswegen war es ja super, dass 
Sie das dann eigeninitiativ vom BMVg aus vor-
bereitet haben.  

Können Sie sich denn daran erinnern, ob das 
häufiger vorgekommen ist, dass im Untersu-
chungszeitraum von den jeweils federführenden 
Ressorts sehr spät zu derartigen Runden einge-
laden wurde oder dass es irgendwelche anderen 
Koordinationsprobleme gab? 

Zeuge M  A : Nee, üblicherweise ist 
das nicht so. Das ist aber nicht so schlimm, weil 
jeder weiß, dass die kommt, und jeder bereitet 
sich vor, und ich muss das halt im Haus vorbe-
reiten, weil ich quasi derjenige bin, der auch den 
Mali-Anteil - - Und deshalb musste ich die Auf-
träge verteilen. Das Problem ist, dass die Einla-
dung halt beim Abteilungsleiter oder beim Gene-
ralinspekteur - - beim Abteilungsleiter und dann 
beim Staatssekretär - - Und die fragen sich, wa-
rum ich das jetzt vorlege. Na ja, damit es halt fer-
tig ist, wenn es drauf ankommt. Und das ist halt 
ein Versehen gewesen. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Können Sie 
mir das vielleicht mal inhaltlich schildern? Sie 
waren ja öfters mal dabei. Sie haben vorher ge-
sagt, Sie waren eher so jemand, der hinten ge-
sessen ist und vielleicht auch kein - -  

Zeuge M  A : Ich war sogar mal 
Schriftführer.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Sie waren so-
gar Schriftführer, ja eben. Also dann saßen Sie 
nicht nur hinten, auf der hinteren Bank, sondern 

haben sogar Schrift geführt. - Es gab ja wahr-
scheinlich, könnte ich mir vorstellen, zwischen 
den Ressorts auch hin und wieder mal unter-
schiedliche Ansichten zu irgendwelchen The-
men. Wie wurden die denn dann aufgelöst? Wie 
muss man sich das so vorstellen? 

Zeuge M  A : Nee, so viele Konflikte 
gab es da tatsächlich gar nicht, weil wir vorher 
unsere Hintergründe ausgetauscht haben. Das 
heißt, so grob wusste man, wie sich das andere 
Ressort einlässt. Und auf Basis von diesen Hin-
tergründen fanden dann meistens oder manch-
mal oder immer wieder die Einlassungen der 
Staatssekretäre statt, und diese Anteile hat man 
quasi ins Protokoll übernommen. Und das ist 
dann verschickt worden zur Mitprüfung und zur 
Mitzeichnung in den anderen Ressorts, und die 
haben dann quasi ihre Anteile, die ich vielleicht 
nicht richtig verstanden hatte, als ich Schriftfüh-
rer war, abgeändert oder dergleichen. Da gab es 
aber keine Tricksereien, dass man im Nachhinein 
irgendwie was anderes gemacht hat - falls das 
eine Folgefrage ist. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Aber ist es 
dann Konsensprinzip? Oder kann dann jedes 
Ressort sozusagen auch für sich eine eigene Sicht 
der Dinge haben, bezogen auf den gleichen Sach-
verhalt natürlich? 

Zeuge M  A : Also, da ist es nicht 
so, dass es - - Es gibt da vorher keine Abstim-
mung, wo dann gesagt wird: Das ist die Posi-
tion. - Es ist halt genau die - - Die Staatssekretärs-
runde hat gerade die Absicht, dass die verschie-
denen Positionen auf den Tisch kommen und 
dann während dieser Abstimmung gegebenen-
falls gelöst werden, im Sinne der Sache, nicht, 
um nur einheitlich zu sein - das wäre dann wie-
der ein Nachteil-, sondern es geht um die beste 
Lösung für das Problem, wenn wir denn ein 
Problem zu diskutieren haben. So habe ich es 
verstanden. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Hatten Sie für 
sich eine Vorstellung, was mit Problemen pas-
siert, die nicht in der Staatssekretärsrunde aufge-
löst werden können, wo die dann gelöst werden? 
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Zeuge M  A : Ja, wenn Sie den 
Oberstleutnant B  befragen werden, dann 
werden Sie hören, dass es ein Problem gab, das 
bis zum Schluss nicht so richtig aufgelöst wurde.  

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP): Okay. Gut. Ich 
habe keine weiteren Fragen, und ich danke Ihnen 
sehr herzlich. Ich danke Ihnen auch sehr für 
Ihren Dienst. - Danke. 

Zeuge M  A : Gerne. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Frau Kollegin 
Bünger. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Mich würde dann 
jetzt nur noch interessieren, was Sie jetzt gerade 
mit der Aussage meinten, dass es ein Problem 
gab, das bis zum Schluss nicht gelöst wurde. 

Zeuge M  A : Na ja, ich meine, ich 
bin da - - Weil ich ja in der Staatssekretärsrunde 
das vorbereitet habe, weiß ich, dass wir uns im-
mer eingelassen haben, dass wir zum Thema 
Ortskräfte eine Flexibilisierung brauchen - aber 
das ist auch schon alles, was ich dazu weiß -, 
dass das Verfahren so nicht durchgehend ist, 
nicht passend ist. Das wird Ihnen aber der 
Oberstleutnant B  sagen. Das steht da ja drin. 
Sie haben das ja alles im Katalog drin, unsere 
Einlassung. Der Staatssekretär hat sich da inten-
siv auch mal eingelassen, und dieses Problem 
oder diese Herausforderung wurde in den Staats-
sekretärsrunden oder in einigen der Staatssekre-
tärsrunden nicht gelöst.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Hätten Sie denn eine 
Idee, wie man dieses Problem lösen könnte? 

Zeuge M  A : Noch mal! Ob ich 
mich gefreut hätte?  

Clara Bünger (DIE LINKE): Nein, ob Sie eine Vor-
stellung davon haben, wie man dieses Problem 
hätte lösen können. 

Zeuge M  A : Indem man dem Vor-
schlag folgt. 

Clara Bünger (DIE LINKE): Also Ihrem Vorschlag 
sozusagen? 

Zeuge M  A : Nicht meinem, dem 
von Oberstleutnant B . Aber da gibt es ja 
Gründe. Wie schon gesagt: Ich bin da nicht der 
Experte, und deshalb will ich mich echt nicht 
einlassen. Jedes Ressort hat da schon seine He-
rausforderungen, und da gibt es auch sicherlich 
gute Gründe, und ab einem bestimmten Zeit-
punkt muss man halt schauen, wo man halt von 
einer bestimmten Position ein bissel preisgibt, 
um trotzdem ein höheres Ziel zu erreichen, was 
es am Schluss dann ja offenbar gab. Also wenn 
ich daran - - Also, an das kann ich mich erinnern, 
und das hat mit den Ortskräften nur bedingt zu 
tun. Tut mir leid, wenn ich jetzt da - - Aber das 
ist ein wichtiger Punkt.  

Was ich bei der Einweisung der neuen Botschaf-
ter - - Die sind immer auch bei uns vorbeigekom-
men. Dann habe ich gesagt: Achtung, wir brau-
chen eine Pass- und Visastelle in Kabul oder in 
Masar-i-Scharif. - Und zwar ging es da in erster 
Linie gar nicht um die Ortskräfte; es ging darum, 
dass die Soldaten, die wir zum Beispiel nach 
Deutschland schicken wollten oder irgendwo an-
ders zur Ausbildung, ein Visum brauchten und 
einen Pass. Aber die konnten ihr Visum nicht in 
Afghanistan erhalten, weil es keine Pass- und 
Visastelle in Afghanistan gab. Also mussten die 
entweder nach Pakistan, was ein afghanischer 
Soldat nicht konnte, oder nach Indien, was ein 
Riesenaufwand ist, wenn der da erst einmal quer 
am Hindukusch vorbei nach Indien fährt, um 
sein Visum abzuholen. Und das war immer ein 
Punkt, wo ich gesagt habe: Wir brauchen eine 
Pass- und Visastelle. - Und die haben wir dann - - 
Am Schluss gab es ja eine in Masar-i-Scharif, so 
eine Behelfsvisastelle, die dann durch die Bun-
deswehr massiv mit unterstützt wurde, mit einer 
anderen Begründung allerdings. Mir ging es um 
diese Ausbildung; gleichzeitig betrifft es aber na-
türlich auch die Ortskräfte.  

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich habe keine weite-
ren Fragen. 

Zeuge M  A : Danke.  
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Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Herzlichen Dank. 
Dann schließen wir diese Runde. - Ich habe jetzt 
wahrgenommen, dass es in der sich jetzt an-
schließenden Runde nur noch teilweise Fragen 
gibt. Das fragen wir jetzt ab. - Zunächst beginnt 
die SPD-Fraktion. Kollege Nürnberger. 

Jörg Nürnberger (SPD): Um unseren zeitlichen 
Bogen abzuschließen, würde ich gerne zum Ende 
einige Fragen stellen über die Entwicklung der 
Lage Juli/August 2021. Als sich die Lage in Af-
ghanistan im Juli und August weiter verschlech-
terte, haben Sie ausweislich der Unterlagen ab 
dem 12. August täglich Lageberichte an Ihren 
Abteilungsleiter geschrieben. In der Berichterstat-
tung zum Beispiel vom 12. August 2021 - MAT A 
BMVg 3.107 VS-NfD, Blatt 7 bis14; insbesondere 
geht es um Blatt 9 - wird in der Zusammenfas-
sung der Lage Folgendes geschrieben:  

Derzeitige dynamische Entwick-
lung bringt Lage in AFG  

- Afghanistan -  

an Kipppunkt; Prognosen können 
zeitlich überholt werden. 

Können Sie uns kurz schildern, ob dort erstmals 
dieser Begriff „Kipppunkt“ verwendet wurde, 
weil uns ist er vorher nicht aufgefallen? 

Zeuge M  A : Das kann ich nicht sa-
gen, ob es das erste Mal ist. Es gab vorher immer 
wöchentliche Berichte, bevor es dann in den täg-
lichen Berichtsstatus überging. Ob das vorher 
schon mal benutzt wurde, weiß ich nicht. Das ist 
zu lang her.  

Jörg Nürnberger (SPD): Dann lassen Sie mich die 
Frage noch ein bisschen anders formulieren: 
Wurde dieser Begriff in der Sprache Ihres Hauses 
verwendet, oder kann es sein, dass der Begriff 
aus Stellen stammt, die Ihnen zugearbeitet ha-
ben? 

Zeuge M  A : Also, die Kern-
aussage - - Also noch mal: Wenn Sie jetzt mei-
nen, dass das vielleicht SE I 3 oder so war - -  

(Der Zeuge hält inne) 

Jörg Nürnberger (SPD): Antworten Sie doch erst.  

(Heiterkeit) 

Zeuge M  A : Es ist so, dass alles, 
was Sie da oben zum Beispiel sehen - Angriffe in 
einer von zehn Provinzhauptstädten -, ein Beitrag 
ist, der zum Beispiel von SE I 3 kommt. Das ist 
also nicht insgesamt. Ich habe es zusammen-
gefasst, aber das sind verschiedene Aspekte von 
verschiedenen Zuarbeitern, die da zusammen-
kommen. Genau.  

Kipppunkt: Kann ich jetzt - -  

Jörg Nürnberger (SPD): Haben Sie diesen Begriff 
regelmäßig verwendet? 

Zeuge M  A : Ich? Nee.  

Jörg Nürnberger (SPD): Gut, dann konfrontiere 
ich Sie damit, dass wir in einer unserer Sitzun-
gen dieses Thema sehr ausführlich diskutiert ha-
ben und es aus dem Bereich des Nachrichten-
dienstes kommt.  

Zeuge M  A : Mhm. 

Jörg Nürnberger (SPD): Kann es sein, dass auch 
in diesem Zusammenhang diese Begrifflichkeit in 
Ihre eigene Lagebewertung - auf „Veranlassung“ 
ist vielleicht das falsche Wort, aber - aufgrund 
der Zusammenarbeit mit dem BND Eingang ge-
funden hat? 

Zeuge M  A : Also, ich habe ja keine 
direkte Zusammenarbeit mit dem Bundesnach-
richtendienst. Das macht, wenn, dann SE I 3. 
Und alles das, was Sie - - diese Entwicklungen, 
dynamische Lage in Afghanistan oder hier oben 
der Fall von Provinzhauptstädten, das ist die Zu-
arbeit, mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit, von 
SE I 3. Und welche Begrifflichkeiten - - Ob das 
jetzt so ein MilNW-Sprech ist oder Nachrichten-
dienstsprech, weiß ich nicht. Ich bin keiner. Ich 
bin ja Operateur, wie ich heute gelernt habe.  

(Heiterkeit) 
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Jörg Nürnberger (SPD): In Ihrer Einschätzung - 
Sie haben ja sehr eindrücklich dargestellt, über 
wie viele Jahre Sie in Afghanistan entweder sel-
ber aktiv waren oder sich mit diesem Land be-
schäftigt haben -: Waren Sie ganz persönlich 
überrascht, dass sich die Lage so schnell ver-
schärft, verschlechtert hat in diesen Tagen? 

Zeuge M  A : Also, in der Lage-
bewertung aus dem Einsatz heraus - - In dem Ein-
satz hat man schon deutlich gesehen, wie rapide 
sich die Lage verschlechtert. Es waren ja vorher 
Distriktzentren, die eingenommen wurden, und 
gemäß dem US-Taliban-Agreement sollten ja die 
Finger von Provinzhauptstädten gelassen wer-
den. Das war ja ab dem Zeitpunkt plötzlich offen-
bar keine Regel mehr. Das heißt, man hat ja da-
gegen verstoßen, und davon war erst mal nicht 
auszugehen. Und damit hat man vielleicht schon 
auch erkennen können, dass den Taliban selber 
auch quasi die koordinative Fähigkeit, ihre Kräfte 
zu leiten, abhandengekommen ist, weil bis zu 
dem Zeitpunkt hat das alles halbwegs so funktio-
niert, wie die Taliban sich das offenbar gedacht 
haben. Und vermutlich ist das ja auch Grund - 
ich hatte mich schon dazu eingelassen -, weshalb 
der BND bei der Krisenstabssitzung gesagt hat, 
dass es in einer gewissen Zeitphase nicht zu er-
warten ist, dass Kabul eingenommen wird, was ja 
dann doch relativ zeitnah passierte. Aber sicher-
lich - „sicherlich“ nicht; das kann ich nicht sa-
gen -: Die politische Führung der Taliban, ob die 
das tatsächlich beabsichtigt hatte, so schnell die 
Verantwortung für eine solche Situation zu über-
nehmen, wage ich zu bezweifeln.  

Jörg Nürnberger (SPD): Das wäre nämlich jetzt 
gerade aus dieser Ausführung heraus die nächste 
Frage: Darf ich Sie so verstehen, dass Sie nicht 
davon ausgehen, dass es geplante und gezielte 
Operationen der Taliban waren, diese Geschwin-
digkeit aufzunehmen, sondern dass sich das eher 
aus den Umständen ergeben hat und vielleicht 
auch einzelne Talibankommandeure hier auf 
eigene Faust gehandelt haben?  

Zeuge M  A : Da muss ich antwor-
ten: Ich bin nicht der Experte, komme nicht aus 
dem MilNW. Wenn Sie mich jetzt privat fragen 
würden, würde ich Ihnen eine Antwort geben; 

aber die ist ja nicht zielführend in dem ganzen 
Zusammenhang.  

Ich bin aber fest davon überzeugt, dass diese bis-
herige Strategie, die die Taliban hatten, die Ein-
kreisung - - damit hätten sie auch ihr Ziel errei-
chen können, ohne sozusagen selber Verantwor-
tung so früh zu übernehmen, und hätten trotz-
dem die Regierung noch schlechter dastehen 
lassen können: unfähig, Dinge zu tun. Also sie 
hätten noch mehr positive Effekte für sich raus-
holen können. Sie hätten nicht die Konfrontation 
mit den abziehenden Amerikanern, der interna-
tionalen Gemeinschaft plötzlich haben können. 
Also, es entstanden ja plötzlich Konfliktpunkte, 
die hätte sie ja gar nicht eingehen müssen, die 
Talibanführung sozusagen. Von daher kann ich 
der Sache natürlich schon was abgewinnen, und 
das kam plötzlich.  

Und dass das vielleicht einzelne Talibankom-
mandeure sind - - Das erkennen Sie oft auf 
Übungsplätzen bei der Bundeswehr - ich will die 
nicht mit Taliban vergleichen -: Wenn es darum 
geht, wer der Erste da drüben ist, dann will auf 
einmal jeder der sein. - Nicht auszuschließen, 
dass das dort dann auch so war, dass irgendeiner 
da war, der als Erster die Talibanflagge über dem 
Präsidentenpalast aufhängen wollte. 

Jörg Nürnberger (SPD): Vielen Dank. Sie haben 
am Ende trotzdem noch Ihre eigene Meinung ge-
schildert. Herzlichen Dank dafür. - In der Unter-
richtung am nächsten Tag, der 13. August 2021, 
heißt es in der Zusammenfassung - MAT A 
BMVg-3.107 VS-NfD, Blatt 20 bis 27; hier geht es 
speziell um Blatt 22 -: 

2.  ANDSF wahrscheinlich 
größtenteils in Auflösung 
begriffen; nachhaltige, 
längerfristige Verteidigung 
KABUL unwahrscheinlich. 

3.  USA Worst Case Szenario wird 
zum Most Likely 🡺 Kipppunkt  

- also schon wieder dieser Begriff, deshalb bin 
ich auch vorhin so intensiv darauf eingegangen -  

überschritten. 
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4.  MN Kräfte in AFG  

- Afghanistan -  

zunächst unverändert; Non-
Combatant Evacuation Opera-
tions … Planungen der Nationen 
werden forciert; Ausländische 
Staatsbürger sind zur unverzüg-
lichen Ausreise aufgefordert. 

Aus allen Folien, die hier dann erstellt worden 
sind, ergibt sich, dass die Bewertungen von 
SE I 3 sehr maßgeblich für die Lagebewertung im 
BMVg gewesen sind. In keiner dieser täglichen 
Meldungen vom 12. bis zum 15. August wird auf 
den BND ausdrücklich verwiesen.  

Gab es dann bei SE II 1 parallel auch Informatio-
nen vom BND, zum Beispiel in den Morgenlagen, 
Morgenunterrichtungen? Wie war da der Infor-
mationsfluss in diesen sehr hektischen und auf-
wühlenden Tagen? 

Zeuge M  A : Also, ich habe in die-
ser Zeit - ich persönlich - keine Informationen 
unmittelbar vom Bundesnachrichtendienst er-
halten. Ob SE I 3 welche erhalten hat, weiß ich 
nicht. Und ob es Lageberichte im System MilNW 
vom BND aus Afghanistan heraus gab, kann ich 
auch nicht einschätzen, weil ich keine Berichte 
kenne und auch keinen Einblick hatte. 

Jörg Nürnberger (SPD): Nur zwei kurze Fragen 
zum Abschluss. Sie haben ja vorhin bereits bestä-
tigt, dass Sie an dieser Krisensitzung - wie hatten 
Sie es genannt? -  

Zeuge M  A : Krisenstabsitzung. 

Jörg Nürnberger (SPD): - Krisenstabsitzung - als 
Backseater teilgenommen haben.  

Ich möchte Sie gern fragen - das bezieht sich üb-
rigens auf MAT BMVg 5.212 VS-NfD, Blatt 142 
bis 150 -: Haben Sie auf dieser Sitzung wahrge-
nommen, dass es einen substanziellen Beitrag 
des BND zur Lagefeststellung gegeben hat? 
Wurde da vom BND vorgetragen, nachdem der 
BND ja vor dem 11. September die Übernahme 

der Stadt Kabul als eher unwahrscheinlich ein-
gestuft hatte? 

Zeuge M  A : Der Lagevortrag ist ja 
wortwörtlich in dem Protokoll, und ein Abgeord-
neter hat das, glaube ich, vorhin auch zitiert ge-
habt. Das hat so stattgefunden, ja, und damit hat 
er sich ja geäußert zur Lageeinschätzung. Mehr 
war darüber hinaus aber nicht.  

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. - Haben Sie da eine 
Veränderung des Auftretens des BND wahrge-
nommen im Vergleich zum früheren? 

Zeuge M  A : Es waren die gleichen 
Menschen, ich kenne die, und vom Auftreten her 
waren die genau gleich. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. - Letzte Frage. Aus 
einzelnen Mails geht hervor, dass Sie in dieser 
Zeit auch in direktem Kontakt mit dem Sicher-
heitsbeauftragten der deutschen Botschaft in 
Kabul standen, Tarnname „Fisch“. Dieser leitete 
Ihnen am 14. August 2021 - also wir sind wieder 
einen Tag weiter - eine Mail mit der Info weiter, 
dass die USA innerhalb der nächsten 72 Stunden 
die US-Botschaft verlassen werden, MAT A 
BMVg-3.166 VS-NfD, Blatt 5 bis 10. Konnten Sie 
mit dieser Information was anfangen? Ist die in 
Ihre Planungen, in Ihre weiteren Schritte dann 
miteinbezogen worden, oder war das nur eine 
von vielen Informationen, Mosaiksteinchen, die 
keine wesentliche Bedeutung haben? 

Zeuge M  A : Doch, also, wenn ich 
eine Information von einem Sicherheitsbeauftrag-
ten der Botschaft bekomme, wann irgendwelche 
Evakuierungsmaßnahmen stattfinden werden, 
dann ist das eine ganz, ganz wichtige Informa-
tion, die natürlich sofort mit verwendet wird und 
dann in das Gesamtkonglomerat mit eingeht. Und 
beispielsweise - - Da gibt es nur einen Adressaten 
für diese Informationen: Das war SE I 5, die für 
die Evakuierungsoperation zuständig waren, der 
Oberst Rapp, und da würde ich jetzt nicht - - Ich 
weiß jetzt nicht mehr, wie es unmittelbar war; 
aber an den musste diese Information natürlich 
rangetragen werden. 

Jörg Nürnberger (SPD): Gut. 
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Zeuge M  A : Dann gehe ich davon 
aus, dass ich das auch gemacht habe.  

Jörg Nürnberger (SPD): Dann wäre es von meiner 
Seite alles gewesen. - Vielen Dank. Dank schee.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Dann die Union, 
und es fragt der Kollege Erndl.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Vielen Dank. - Ich 
würde noch mal zurückkommen auf dieses Doku-
ment, das wir vorhin besprochen hatten. Da emp-
fiehlt der Generalinspekteur dann - - Also, die 
Reaktion ist, dass sozusagen „zu allen plausiblen 
Szenarien“ die Bundeswehr „einen angemesse-
nen Beitrag leisten“ kann, selbstverständlich. 
Und dann geht es darum: „Ich empfehle zeit-
gerecht ein Tischgespräch.“ Wissen Sie, ob so 
was dann auch stattgefunden hat, direkt ein Aus-
tausch mit der Ministerin? 

Zeuge M  A : Das müsste in dem 
Material quasi noch ein Zweiter sein. Da hat, 
glaube ich, der Leiter Leitungsstab, wenn ich 
das richtig erinnere, für den Folgetag das Tisch-
gespräch mit einer genauen Uhrzeit festgelegt. 
Deshalb gehe ich davon aus, dass das dann statt-
gefunden hat. Ich war aber selber nicht anwe-
send. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. Gut. - Dann 
würde ich noch mal zurückkommen mit meinen 
abschließenden Fragen zum Rückkehrergespräch, 
General Poschwatta. Wenn Sie den Bericht ge-
schrieben haben, dann - -  

Zeuge M  A : Nein, das habe ich so 
nicht gesagt. 

(Heiterkeit) 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Wenn Sie da nahe 
dran waren - sagen wir mal so -, dann können Sie 
das ja auch sozusagen direkt einordnen. Und 
zwar ging es um das Zusammenspiel NATO und 
US-Truppen. War es so, dass NATO-Positionen 
letztendlich überhaupt keine Rolle gespielt ha-
ben, dass die NATO dann an der Planung der 
Abzugsdaten eigentlich nicht beteiligt war? 

Zeuge M  A : Also, in der Zeit, in 
der ich da war, fanden ab einem bestimmten 
Zeitpunkt bestimmte Planungen vor verschlosse-
nen Türen statt, und da waren dann nur Ameri-
kaner drin. Und vermutlich sind da genau diese 
Planungen gelaufen. Da war auch kein Durch-
kommen zunächst. Und das hat sich dann durch 
massives Intervenieren durch den General 
Poschwatta beim General Miller unmittelbar halt 
aufgelöst, sodass wir zu einem späteren Zeit-
punkt - - Wo wir dann bestimmte Informationen 
erhalten haben, hat sich der Nebel etwas gelich-
tet, sodass es dann zu diesen Aussagen, die in 
den eingestuften Dokumenten, die ja vermutlich 
jetzt nicht behandelt werden sollten, ja auch Nie-
derschlag gefunden haben - - Und da steht das ja 
auch alles so drin. Ich kann sagen: Ab dem Zeit-
punkt, wo wir über diese Planungen, die tatsäch-
lich davor laufen - - ist das unmittelbar immer 
auch wöchentlich - da gab es diese Wochen-
berichte - nach Deutschland berichtet worden.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Also muss man dann 
am Schluss festhalten, dass die NATO schon 
dann eine aktive Rolle eingefordert hat oder eine 
Beteiligung an den Planungen eingefordert hat. 

Zeuge M  A : Definitiv. Das wäre ja 
auch nicht gut, wenn es nicht so wäre. Es ging ja 
nicht um den reinen nationalen Abzug, sondern 
es ging ja um den Abzug sozusagen der ganzen 
Mission, wie sich dann irgendwie so auch raus-
stellte. Und da hat ja wohl eindeutig die NATO 
ein bissel mitzureden. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Das sicherlich. Auf 
der anderen Seite haben die Amerikaner letzt-
endlich einfach Fakten geschaffen, an denen man 
nicht vorbeikam. 

Zeuge M  A : Mhm.  

Thomas Erndl (CDU/CSU): Würden Sie dann 
sagen, dass es zeitweise nicht besonders partner-
schaftlich zuging zwischen den Amerikanern 
einerseits und allen Nationen, die mit den Ame-
rikanern dann in Afghanistan im Einsatz waren? 

Zeuge M  A : Ich habe die Amerika-
ner bis zum Schluss als einen der besten Partner, 
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den man haben kann in Afghanistan, erlebt, weil 
wir uns gegenseitig das Leben gerettet haben, an 
mehreren Stellen. Und wenn die temporär die 
Planungen national vorangetrieben haben, wo 
wir nicht wissen konnten, was die da gerade jetzt 
planen, habe ich das nicht als unpartnerschaft-
lich empfunden. Zu einem bestimmten Zeitpunkt 
ist halt dann offen geworden, dass eine Beteili-
gung stattfinden muss.  

Sie müssen das auch so verstehen - das steht in 
diesem Bericht auch so drin -, dass zu einem be-
stimmten Zeitpunkt dummerweise alle gerade 
nicht da waren. Der General Miller war nicht da, 
der COS RS war nicht da und der NATO SCR war 
nicht da. Und dann war halt die Planungszelle, 
die sehr amerikanisch dominiert war, und die ha-
ben dann das getan, was von ihnen verlangt wird, 
die haben halt geplant. Und nach Rückkehr ging 
das dann schon wieder meines Erachtens, so wie 
ich das in Erinnerung habe, in diese geregelten 
Wege, wie es eigentlich sein sollte. 

Thomas Erndl (CDU/CSU): Okay. Gut. - Herr Vor-
sitzender, keine weiteren Fragen. - Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Danke schön. - 
Wenn ich das mal als Zwischenbemerkung sagen 
darf: Es ist schon außerordentlich selten, dass wir 
hier Zeugen haben, die teilweise die Unterlagen 
besser kennen als die, die aus ihnen vorlesen. 
Das ist wirklich bemerkenswert. - Das galt nicht 
Ihnen, Herr Erndl. - Gab es noch Fragen bei den 
Grünen? 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Bitte schön.  

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
zwar würde ich mich auf die letzten Aussagen, 
die Sie zu den Interessen der Taliban getroffen 
haben, und Ihren Einschätzungen dazu noch mal 
beziehen wollen, weil mein Eindruck ist, dass 
Sie schon sehr voraussetzungsvolle Annahmen 
getroffen haben über den Akteur Taliban. Also, 
Sie haben davon gesprochen, dass es im Interesse 
der Taliban ist, die internationale Gemeinschaft 
nicht komplett zu verschrecken, weil man ja 
auch vielleicht noch humanitäre Hilfe braucht, 

Unterstützung braucht und das Land gar nicht 
ohne äußere Akteure wirklich überhaupt regieren 
kann oder führen kann.  

Das heißt im Prinzip, dass Sie da implizit davon 
ausgegangen sind, dass das Interesse bei den Ta-
liban eher handlungsleitend ist als ihre Ideologie, 
bzw. der Wunsch, der ja auch dem US-Taliban-
Abkommen zugrunde lag, dass die internationa-
len Kräfte sich zurückziehen. Und eine andere 
Voraussetzung, die ich in dieser Annahme noch 
sehe, ist, dass die Taliban nicht nur willens sind, 
nach ihren Interessen zu handeln, sondern auch 
in der Lage. Da hatten Sie ja auch selber schon 
angedeutet: der Unterschied zwischen militäri-
scher Führung und politischer Führung.  

Mir ergibt sich nicht so - - Also, ich glaube, dass 
die Einschätzung des Akteurs Taliban an vielen 
Stellen wirklich, wenn sie etwas realistischer ge-
wesen wäre, einen Unterschied gemacht hätte für 
bestimmte Gedanken. Wie bewerten Sie das jetzt 
im Nachhinein? Weil Sie sagen selber: „Es hat 
uns überrascht“; aber es ist ja kein Wunder pas-
siert, sondern die Dynamik war so, wie sie war. 
Das heißt, die Überraschung liegt vor allem darin, 
dass man vorher eine Annahme getroffen hat, die 
vielleicht - -  

Zeuge M  A : Vielleicht hat man tat-
sächlich da ein bissel zu viel Rationalität unter-
stellt; das könnte durchaus sein. Ich möchte ein 
weiteres Beispiel - ich unterstütze die, die Sie 
alle gesagt haben, unverändert - - Die Gefahr, 
dass es zu einem Schusswechsel zwischen Ame-
rikanern und den Taliban kommt in der Situa-
tion, könnte dazu führen, dass die Amerikaner 
sich dazu entscheiden: „Alles andere, aber nicht 
nach Hause fliegen“, nämlich dann, wenn Tali-
ban - - quasi Paroli bieten müssen und dann in 
der Folge ganz andere Ketten wieder entstehen, 
weil das wäre ja dann noch schlechter als das 
Saigon-Szenario, was man immer verhindern 
wollte. Das leuchtet normalerweise ja auch den 
einfachsten Taliban ein. Die - - 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Und 
da das nicht passiert ist die ganze Zeit über, hätte 
man auch gedacht: „Wenn sie inkonsistenter wä-
ren und wenn es quasi weniger interessengeleitet 
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wäre, dann wäre so was schon mal längst pas-
siert“, oder was ist die These? 

Zeuge M  A : Nee, was ich damit 
sagen will, ist: Sie hätten einfach nur abwarten 
können, zuschauen von den Bergen von Kabul, 
wie die Flieger rausgehen, zählen den letzten 
Flieger, stellen fest: So, jetzt ist der letzte weg. - 
Dann warten sie noch zwei Wochen, bis Ghani 
dann gar nichts mehr kann und sagt: So, und jetzt 
übernehmen die das dann, oder wenn sie so weit 
sind. - Das war das, so wie ich mir das dann vor-
gestellt hätte. Und weshalb es so schnell ging, 
hatte ich vorher eine Vermutung, habe ich mich 
dann doch eingelassen, und vermutlich - - Also, 
nach meiner Überzeugung wird das wahrschein-
lich so gewesen sein, weil rational hätte man 
durchaus es noch schlauer machen können aus 
Sicht der Taliban.  

Und wenn Sie jetzt sagen: Haben wir denen zu 
viel Rationalität unterstellt? - Das hatte ich vor-
hin schon mal gesagt: Mir hat man immer erklärt, 
die Taliban sind anders, das sind nimmer die aus 
der Vergangenheit, sondern das sind die moder-
nen; die sind gemessener, die sind rationaler, 
und die haben das alles besser im Griff. - Das hat 
sich ja auch als nicht richtig rausgestellt. Viel-
leicht habe ich da den falschen Leuten zugehört. 

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, 
ich habe keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Ich danke Ihnen. - 
Dann geht es noch mal zur AfD. 

Joachim Wundrak (AfD): Danke schön, Herr Vor-
sitzender. - Ich komme zurück zu dem Thema 
„Schönfärberei“, in Anführungsstrichen. Am 
19. November 2020 erhielt die Abteilung „Stra-
tegie und Einsatz“ aus dem Büro des General-
inspekteurs den Auftrag, im Vorfeld einer Unter-
richtung für Angela Merkel durch den General-
inspekteur am 24.11. eine Präsentation vorzu-
bereiten, Referenz: MAT A BMVg-4.312, Blatt 89. 
Es sollte eine - Zitat - „ehrliche Bestandsauf-
nahme zu Relevanz und Intensität der aktuellen 
Operationsführung TAAC-N“ - TAAC North - 
durchgeführt werden. Mit der Erledigung dieses 
Auftrags wurde Ihr Referat betraut, und Sie 

legten diese Präsentation schließlich dann am 
22. November vor, MAT A BMVg-4.312, Blatt 100 
bis 108.  

Können Sie uns sagen, warum der General-
inspekteur explizit eine „ehrliche Bestandsauf-
nahme“ einforderte? War es bis dato zu unehr-
lichen, beschönigenden Lageinformationen zu 
Afghanistan gekommen? Lasen Sie diesen Hin-
weis als Misstrauensbeweis gegen die Operateure 
oder Ihren Abteilungsleiter? Was war Ihre Wahr-
nehmung? 

Zeuge M  A : Nee, habe ich mir gar 
nichts dabei gedacht, weil das Standard ist. Zu 
keinem Zeitpunkt in der Zeit, in der ich im Refe-
rat tätig war, haben wir irgendwas beschönigt. 
Und Sie haben ja mehrere Beispiele schon vorge-
lesen, wo wir eindeutig Position bezogen haben. 
Und von daher: Ob da jetzt „ehrliche Bestands-
aufnahme“ - - Ich glaube, das ist eine Floskel, die 
halt da so genutzt wurde. Also, ich persönlich 
würde da nicht so viel reininterpretieren, als 
wäre man davon ausgegangen, dass wir vorher 
was anderes gemacht hätten. Ich persönlich habe 
mich nicht daran gestoßen, an der Begrifflichkeit. 

Joachim Wundrak (AfD): Na ja, Sie haben ja 
schon mehrfach hier vorgetragen, dass Sie an 
eine erfolgreiche Professionalisierung der afgha-
nischen Streitkräfte geglaubt haben; Sie haben ja 
einige Beispiele genannt. Aber wir wissen aus 
Beweismaterialien und durch Befragung vorheri-
ger Zeugen, dass der BND und das Militärische 
Nachrichtenwesen, also SE I 3 - auch schon 
mehrfach erwähnt -, in der Tat den jahrzehnte-
lang erfolgten Aufbau der afghanischen Streit-
kräfte wesentlich negativer sahen als Sie. Beide 
prophezeiten im selben Monat, in dem Sie da-
mals die Folie erstellten, den Zusammenbruch 
der Republik Afghanistan und ihrer Streitkräfte 
binnen 24 Monaten. Ihnen war diese sehr viel 
kritischere Sicht auf die Lage in Afghanistan sei-
tens Ihrer Kameraden bewusst. Weswegen sahen 
Sie es anders? 

Zeuge M  A : Also, mir ist das ab-
solut bewusst, wie ich ja mehrfach schon gesagt 
habe, weil wir uns ja immer ausgetauscht haben. 
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Gleichwohl: Ein Zusammenbruch der Streit-
kräfte, wenn bestimmte Rahmenbedingungen 
nicht herrschen innerhalb von einem bestimmten 
Zeitfenster, da könnte ich jetzt nichts dagegen sa-
gen. Wir hatten ja vorher schon über Afghan Air 
Force und dergleichen gesprochen, über die 
Contractor. Wenn das alles nicht vorhanden ist, 
dann sind das alles ganz reale Szenarien, dass 
das passieren kann, und dann auch durchaus 
kürzer. Es gab halt nur keinen Hinweis darauf, 
dass es tatsächlich so schnell gehen sollte und 
wir in dem Zeitfenster - -  

Ich weiß jetzt nicht - - Ich habe die Folie nicht ge-
nau vor Augen, die ich da erstellt hatte. Aber ich 
wüsste jetzt nicht, dass die ANDSF da besonders 
positiv dargestellt worden wären; daran kann ich 
mich nicht erinnern. Weil Ihre Aussage impli-
ziert, dass ich das komplett anders gesehen hätte, 
dass die ANSF da quasi einen Lauf hätten und 
das besonders gut läuft. - Ich kann es mir gern an-
schauen, wenn Sie die Folien da haben.  

Joachim Wundrak (AfD): Die Folie habe ich jetzt 
nicht da. Ich kann zitieren. 

Zeuge M  A : Ja, bitte. 

Joachim Wundrak (AfD): Sie haben verwiesen 
darauf, dass eine „Ausbildung zum … Bataillons-
kommandeur“ in Deutschland „20 Jahre“ dauert,  

Zeuge M  A : Ja. 

Joachim Wundrak (AfD): - und dann formuliert - 
ich zitiere -:  

In selber Zeitspanne in AFG  

- Afghanistan -  

(„im Gefecht“): kompletter Aufbau 
und Professionalisierung Streit-
kräftestruktur und -infrastruktur. 

In der Folge:  

-  weite Teile der Bevölkerung 
leben in relativer Sicherheit, 
unter Achtung der Menschen-
rechte und Zugang zur Bil-
dung, 

-  Voraussetzung zum Agieren 
der internationalen Gemein-
schaft und Regierung von AFG 
vor Ort geschaffen. 

Zeuge M  A : Genau. 

Joachim Wundrak (AfD): Zitat MAT A BMVg-
4.312, Blatt 105. 

(Dem Zeugen wird eine 
Unterlage vorgelegt, und er 

gibt diese gleich wieder 
zurück) 

Zeuge M  A : Ja, genau. Ich habe die 
Folie auch hier. Ich weiß, was das ist. Das war 
explizit, weil ich mit dem zuständigen Referen-
ten des Generalinspekteurs mich abgestimmt 
habe, was er denn für Folien tatsächlich da 
braucht. Und da sagte er, er will eine Folie, wo 
drinsteht, was wir erreicht haben in diesen Jah-
ren. Und genau diese Folie ist dann entstanden, 
wo „Erreichtes“ drinsteht. 

(Der Zeuge hält Unterlagen 
hoch) 

Und in dieser Folie ist auf der linken Seite, was 
wir in 20 Jahren Aufbau ANDSF gemacht haben, 
und auf der rechten Seite, was die Zivilgesell-
schaft, was das BMZ, das AA und das BMI alles 
geschafft haben. Und da sollte noch mal deutlich 
werden, dass in den verschiedenen Unterkatego-
rien - ich habe genau auf die Folie, als ich vorhin 
gesagt habe: von der Nordallianz zu einer ver-
gleichsweise modernen Armee - - man in diesen 
20 Jahren eine ganze Armee aufgestellt hat und 
dass es in der Bundeswehr 20 Jahre dauert, bis 
ich einen zum Bataillonskommandeur ausgebil-
det habe. Von daher: Es sollte schon gesagt wer-
den, was wir tatsächlich geschafft haben.  

Aber dennoch: Die Rahmenbedingungen müssen 
halt trotzdem weiter sein, damit das am Leben 
bleiben kann, und das ist das Entscheidende. 
Und damit wird auch deutlich - mit der Folie -, 
dass wir nicht für umsonst dort irgendwas tun 
und dass wir uns dafür einsetzen sollten, dass 
wir dieses Geschaffene, die Legacy 20 Jahre Ein-
satz, sichern müssen. Ansonsten ist das alles für 
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die Katz gewesen. Und das war der Hintergrund 
von dieser Folie: dass es nicht umsonst war - mal 
fernab, damit eben nicht nur - - Hintergrund war 
der, weil die Leute immer erzählen: Ja, da gibt 
es jetzt Licht, und wenn ich nach Afghanistan 
fliege, dann brennt da überall Licht. - Nee, das ist 
so viel mehr als nur Licht, was da geschaffen 
wurde. Nur hat man dann verpasst, quasi die 
Rahmenbedingungen so aufrechtzuerhalten, dass 
das überhaupt eine Chance zum Überleben hatte. 

Joachim Wundrak (AfD): Ich komme noch mal 
kurz zurück auf das schon erwähnte Rückkehrer-
gespräch mit General Poschwatta. Er soll laut 
Ihrem Bericht den Koalitionsstreitkräften ein 
„passives Agieren“ im Frühjahr 2020 attestiert 
haben, welches die Voraussetzung dafür gewesen 
sein soll, dass die Taliban 2021 dann zum Sieges-
zug hätten antreten können. Das ist MAT A 
BMVg-4.91, Blatt 54.  

Wie wir wissen, hat ja die RS-Mission keinen 
Kampfauftrag gehabt. Also kann General Posch-
watta ja eigentlich hier nur US-Einheiten der 
Mission Operation Freedom’s Sentinel gemeint 
haben. Was meint er denn mit dem „passiven 
Agieren“ der Koalitionsstreitkräfte? 

Zeuge M  A : Coalition Forces, da-
mit meint er vermutlich tatsächlich die Ameri-
kaner unter OFS-Mandat, wobei das Agieren der 
Luftstreitkräfte zur Selbstverteidigung natürlich 
durchaus auch unter RS-Mandat möglich gewe-
sen ist. Ich gehe davon aus. Und letztendlich ist 
es diese Selbstverpflichtung infolge des USA-
Taliban-Agreement, in dem drinsteht, dass tat-
sächlich die Amerikaner nachweislich auf Luft-
angriffe verzichten und „night raids“ - so stand 
das drin. Und da, in der Folge, waren die Ameri-
kaner zu dieser Passivität verpflichtet und hatten 
das nur noch zur Selbstverteidigung der afghani-
schen Streitkräfte, aber auch nur in absolut aus-
gewählten Situationen, genutzt.  

Und ich sagte in meinem Eingangsstatement - da 
meinte ich genau diesen Passus -, dass die Tali-
ban diese neue Bewegungsfreiheit - weil vorher 
sind sie gejagt worden durch diese Operation 
Freedom's Sentinel - einfach genutzt haben, um 

genau diese strategischen Knotenpunkte zu beset-
zen, was in der Folge ein wesentlicher Aspekt 
war, warum bestimmte Dinge dann nicht mehr 
funktioniert haben. 

Joachim Wundrak (AfD): Dann noch ein weiterer 
Punkt aus dem Vermerk.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Es müsste dann 
aber der letzte sein, zumal Sie schon deutlich 
über die Zeit sind. Aber ich gebe Ihnen den noch. 
Dann finden Sie das Ende, bitte.  

Joachim Wundrak (AfD): Herzlichen Dank. - Ein 
weiterer Punkt aus dem Vermerk: Poschwatta 
zeigte sich verwundert darüber,  

dass trotz jahrzehntelangen, 
ressortübergreifenden DEU 
Engagement in AFG und dem 
ausdrücklich artikulierten DEU 
politischen Willen einer fortge-
setzten Unterstützung AFG, der 
Aufbau des neuen OSCR  

- also des zivilen NATO-Funktionärs in Afghanis-
tan -  

in der wichtigen Anfangsphase 
keine Berücksichtigung fand. 

Das ist MAT A BMVg-4.91, Blatt 55.  

Ist Ihnen bekannt, warum die Bundesregierung 
sich offenbar nicht für die Einweisung und Un-
terstützung des damals neuen OSCR einsetzte? 

Zeuge M  A : Nein. 

Joachim Wundrak (AfD): Was sind die Beweg-
gründe gewesen? 

Zeuge M  A : Ist mir nicht bekannt. 
Ich weiß nur aus den Unterlagen - ich kann das 
nur im Nachhinein durch das Unterlagenstudium 
sagen, weil ich ja in Afghanistan zu dem Zeit-
punkt war -, ich habe gesehen, dass das Referat 
vorgeschlagen hatte, mit ein bis zwei militäri-
schen Beratern oder vergleichbar da zu unterstüt-
zen. Das war das, was zumindest vom Referat auf 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 20/28 
  

 
1. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

20. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 156 von 156 
 

den Weg gegeben wurde. Weshalb die Bundes-
regierung oder andere Ressorts dann nicht ein-
gestiegen sind: keine Erkenntnisse. 

Joachim Wundrak (AfD): Okay. - Vielen Dank.  

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner:  Haben Sie noch 
Fragen?  

(Abg. Dr. Ann-Veruschka 
Jurisch (FDP) schüttelt den 

Kopf) 

- Nein. Und Frau Bünger? 

Clara Bünger (DIE LINKE): Ich war fertig. 

Vorsitzender Dr. Ralf Stegner: Auch nicht.  

Dann bleibt mir, Ihnen zu danken. Bewertungen 
stehen mir nicht zu; aber dass Sie mit Leib und 
Seele Ihre Aufgabe wahrnehmen, das konnte 
man, glaube ich, deutlich merken. Danke, dass 
Sie sich der Befragung gestellt haben!  

Sie bekommen das Protokoll und haben dann 
14 Tage Zeit, dass Sie das - mit Blick auf den 
Hinweis auf Ihre Rechte und Pflichten - noch 
mal durchgucken und entsprechend korrigieren 
können, wenn es erforderlich ist, und werden 
ansonsten für heute entlassen. Das gilt für alle 
anderen auch. Ich schließe die Sitzung um 
23.14 Uhr. 

(Beifall) 

(Schluss: 23.14 Uhr) 




